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Einleitung 


Ein britischer Premierminister, David Lloyd George, machte während 
des Ersten Weltkriegs zwei Pressezaren zu Ministern und verlieh einer 
Vielzahl von Presseleuten Adelswürden. Ein anderer britischer Pre- 
mierminister, Clement Attlee, ernannte nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs einen Journalisten zu seinem Presseverbindungsmann - al- 
lerdings nicht, um Verbindungen zur Presse aufzubauen oder auszu- 
bauen, sondern um sie zu unterbinden. Er sei nämlich, wie Attlee dem 
betreffenden Journalisten, Francis Williams, erklärte, »allergic to the 
press«.' Für den nationalsozialistischen Propagandaminister Joseph 
Goebbels waren nur gelenkte Medien gute Medien. Er musste jedoch 
feststellen, dass die kontrollierte deutsche Medienlandschaft wenig 
hilfreich war, als er in Zeiten innenpolitischer Friktionen innerhalb 
der nationalsozialistischen Führungselite die öffentliche Meinung ins 
Feld führen wollte. Denn die öffentliche Meinung war genau das, was 
sein Medienlenkungssystem ad absurdum geführt hatte. Der deutsche 
Bundeskanzler Helmut Schmidt fand, die Medien und allen voran 
das Fernsehen hätten einen negativen Einfluss auf Familie und Ge- 
sellschaft, und plädierte für die Einführung eines fernsehfreien Wo- 
chentags. Doch gleichzeitig nutzte er gekonnt und kontinuierlich seine 
Begabung zu medialem Repräsentieren, vor allem in eben diesem 
Fernsehen. Die Einführung des kommerziellen Fernsehens in Großbri- 
tannien durch die Konservative Partei und in der Bundesrepublik 
durch die CDU geschah weder hier noch dort allein aus medienbezo- 


1 Williams, Nothing so Strange, S. 215. Das hieß allerdings nicht, dass Attlee regie- 
rungsamtliche PR ablehnte — er wollte nur keine vertraulichen Beziehungen zu 
Journalisten. Vgl. zur Institutionalisierung der — vorher in informeller Art be- 
triebenen — Kommunikationspolitik der britischen Regierung nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg: Crofts, Coercion or Persuasion?; Grant, Towards a Central Office 
of Information; Maartens, From Propaganda to »Information«; Moore, Origins 
of Modern Spin; Seymour-Ure, Rise of the Downing Street Press Secretary; Tul- 
loch, Policing the Public Sphere. 
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genen, sondern aus mit der jeweiligen politischen Konfliktlage in bei- 
den Ländern erklärbaren Gründen. Hinsichtlich des Wertes oder Un- 
wertes von werbungsfinanziertem Fernsehen waren nämlich die 
Konservativen in beiden Ländern keineswegs einig. Und, als letzte Fa- 
cette dieses kleinen Kaleidoskops der Einstellung von Politikern des 
20. und 21. Jahrhunderts gegenüber den Medien: Zu den ersten Ver- 
lautbarungen des amerikanischen Präsidenten Donald Trump im Ja- 
nuar 2017 gehörte die Erklärung, er befinde sich im Krieg mit den Me- 
dien. Kein namhafter Politiker eines demokratischen Landes hat 
jemals zuvor mit diesem Schlachtruf seine Amtszeit begonnen. 

In der umgekehrten Blickrichtung ist das Kaleidoskop nicht weni- 
ger bunt. Doch vollziehen sich die Aufs und Abs journalistischer Poli- 
tik- und Politikerbewertung zwischen scharfer Kritik, neutralem Be- 
obachten und innigem Einvernehmen täglich vor unser aller Augen. 
Sie brauchen nicht in Erinnerung gerufen zu werden, auch wenn un- 
schwer viele Seiten mit Beispielen für das 20. und 21. Jahrhundert ge- 
füllt werden könnten. Warum beginne ich ein Buch, das die Geschichte 
der Beziehungen zwischen Politikern und Journalisten? zum Thema 
hat, mit dieser Vielfalt von Wahrnehmungsweisen und Bewertungen, 
die noch dazu nicht selten in sich widersprüchlich sind und es nicht 
einmal erlauben, in Deckung zu bringen, was die politischen und jour- 
nalistischen Akteure sagen und was sie tun? 

Dieser Befund, lautet die Antwort, ist gleichzeitig erhellend und 
erkenntnisverstellend, wenn man sich wie ich für die Frage interessiert, 
wie man eine Beziehungsgeschichte zwischen Politik und Medien 
schreiben und damit zum Verständnis der heutigen Bedeutung dieser 
Wechselbeziehung beitragen könnte. Dass sie für moderne Gesell- 
schaften hoch bedeutsam ist, ist unbestritten. Es ist auch kein Zufall, 
dass seit einigen Jahren nicht nur in Deutschland darüber gestritten 
wird, wie unabhängig die Medien von der Politik sind oder sein sollten, 


2 Politikerinnen und über Politik berichtende beziehungsweise diese kommentie- 
rende Journalistinnen waren in der Zeit der klassischen Massenmedien selten. 
In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts kamen sie praktisch nicht vor; in den 
Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg tauchten Journalistinnen sehr verein- 
zelt auf; Politikerinnen waren Mangelware. Deswegen verwende ich überwie- 
gend die männlichen Bezeichnungen, ergänze diese für die Zeit nach 1945 je- 
doch dort, wo in allgemeinerer Form auf die im Journalismus Tätigen verwiesen 
wird, durch die weiblichen Bezeichnungen. 
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wie legitim die real existierenden Beziehungen zwischen beiden Seiten 
sind und ob diese Beziehungen das Problem oder die Lösung sind.’ 
Historische Beiträge zu diesem Thema sind jedoch rar. Es gibt einige 
sehr aufschlussreiche Studien zu Medienskandalen, einem charakteris- 
tischen Bestandteil der medial-politischen Beziehungen seit der Wende 
zum 20. Jahrhundert.* Doch was ist mit den Umgangsweisen zwischen 
Journalisten und Politikern jenseits der Skandale? 

Es fehlt an einschlägigen historischen Untersuchungen, die einen 
längeren Zeitraum in den Blick nehmen und Fragen danach, was sich 
im Lauf der Zeit verändert und was sich gleich bleibt, oder danach, was 
an den politisch-medialen Beziehungen strukturell und was kontext- 
und kulturabhängig ist, überhaupt erst formulierbar und beantwortbar 
machen.’ An dieser Stelle wird allerdings die chaotische Vielfalt wech- 
selseitiger Wahrnehmungen zum Problem. Denn sie lässt auf den ersten 
Blick erkennen - insofern ist sie gleichermaßen erkenntnisfördernd 
und -verstellend —, dass die Selbstdeutungen und Verhaltensweisen der 


3 Wie schon in früheren Zeiten vollzieht sich ein besonders lautstarker Teil der 
aktuellen Medienkritik in verschwörungstheoretischen Formen; vgl. zur Ge- 
schichte medienbezogener Verschwörungstheorien Seidler, Verschwörung der 
Massenmedien. Ein Beispiel für fundiertere Polemik bietet Krüger, Mainstream. 

4 Siehe hierzu die Literaturhinweise zu Kapitel IV: Vierte Gewalt hinter Gittern. 
Presse und Politik im Skandal. 

5 Die mediengeschichtliche Forschung bietet mittlerweile zahlreiche gute Über- 
blicke zur Mediengeschichte des 20. Jahrhunderts, aus denen viel Umfeldwissen 
für meine Fragestellung gewonnen werden kann, die jedoch die Beziehungsge- 
schichte zwischen Politik und Medien nicht im Fokus haben; vgl. u.a. Arnold 
u.a. (Hg.), Von der Politisierung der Medien zur Medialisierung des Politi- 
schen?; Bösch/Frei (Hg.), Medialisierung und Demokratie; Bösch, Medienum- 
brüche und politische Zäsuren; ders., Mediengeschichte der Moderne; Bösch/ 
Hoeres (Hg.), Außenpolitik im Medienzeitalter; Daniel/Schildt (Hg.), Massen- 
medien im Europa des 20. Jahrhunderts; Schildt, Das Jahrhundert der Massen- 
medien. Einen interessanten Versuch der Modellierung von Mediensystemen 
unter der Frage nach dem Verhältnis von Politik und Medien liefern mit 
Schwerpunkt auf der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts Hallin/Mancini, Com- 
paring Media Systems; und dies., Drei Modelle von Medien, Journalismus und 
politischer Kultur. Eine hervorragende empirisch basierte Momentaufnahme 
der aktuellen Beziehungen zwischen Journalisten und Politikern bieten Baugut/ 
Grundler, Politische (Nicht-)Offentlichkeit. Für das 19. und frühe 20. Jahrhun- 
dert liegt die Studie von Daniel Gossel zu Medien und Politik in Deutschland 
und den USA vor, die jedoch nicht tief genug schürft, um zu grundsätzlicheren 
Fragen vorzustoßen. 
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historischen Akteure, ein zentraler Quellenbestand fiir historische Er- 
klärungsweisen, in diesem Fall wenig Aufschluss versprechen, wenn sie 
isoliert betrachtet werden. Von David Lloyd George bis Donald Trump 
gilt, dass ihr Verhalten gegenüber den Medien erst aus der jeweiligen Si- 
tuation heraus verständlich und erklärbar wird, in der sie stehen oder 
sich sehen. Und dasselbe gilt umgekehrt für die Pressezaren, die sich 
von Lloyd George zu Ministern machen ließen, und für die amerikani- 
schen Medien in ihrem Umgang mit dem Präsidentschaftskandidaten 
und Präsidenten Trump. Zwar ist die Einbeziehung der jeweiligen zeit- 
genössischen Kontexte nicht nur für dieses, sondern für jedes histo- 
rische Thema unerlässlicher Bestandteil des historischen Arbeitens. 
Geht es jedoch, wie hier, um eine Wechselwirkungsgeschichte von ge- 
sellschaftlichen Akteursgruppen, die jeweils ihrerseits komplexe Bin- 
nenstrukturen aufweisen und eigenen Dynamiken unterliegen, welche 
jederzeit unvorhergesehene Folgen auf die Art und Weise haben kön- 
nen, in der diese Gruppen miteinander umgehen, wofür sie sich brau- 
chen und worum sie miteinander konkurrieren, dann vervielfältigen, 
überlagern und widersprechen sich die kontextuellen Bedingungen. 

Die Angelegenheit wird noch komplizierter — man könnte auch 
sagen: interessanter —, weil auch ein systematischer Zugang, der weni- 
ger auf Wahrnehmungen und Deutungen als auf strukturelle Zusam- 
menhänge achtet, angesichts der Vielfalt historisch vorfindlicher Be- 
ziehungsformen zwischen Politikern und Journalisten versagt: Es ist 
noch niemandem gelungen, die Ausgestaltung dieser Beziehungen von 
strukturellen Faktoren, wie etwa dem Typus des Mediensystems, par- 
teipolitischen Unterschieden, der Zunahme des Public-Relations-Per- 
sonals in Politik und Journalismus oder von Veränderungen des me- 
dialen Ensembles — beginnend mit der reinen Presselandschaft über 
deren Erweiterungen durch Radio, Film und Fernsehen bis hin zu den 
internetbasierten elektronischen Medien -, herzuleiten. 

Nachdem ich dieses Buch recherchiert und geschrieben habe, 
möchte ich behaupten: Das wird auch nie gelingen. Über die Aussage 
hinaus, dass Politik und Medien einander brauchen, allerdings nicht 
unbedingt auf Augenhöhe - die insofern struktureller Art ist, als sie 
von Zeit, Ort und Personen unabhängig zutrifft —, wird sie nicht hi- 
nausführen können. Diese Aussage, die sich so oder ähnlich formuliert 
in vielen Studien der Kommunikations- und Politikwissenschaft fin- 
det, halte ich für ebenso richtig wie unbefriedigend. Was ich als Histo- 
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rikerin wissen will, ist nämlich, unter welchen Bedingungen die beiden 
Akteursgruppen sich in welchen Formen wechselseitig brauchen, un- 
ter welchen Bedingungen also diese wechselseitige Abhängigkeit sich 
in kongenialen Formen der Kooperation, Vertrautheit und Aktionsge- 
meinschaft äußert und wann darin, dass Konflikte miteinander ausge- 
tragen werden und der jeweilige Andere abgewertet wird. Um meinen 
Gegenstand so intensiv wie nötig in seine Kontexte zu stellen und 
gleichzeitig die Möglichkeit, strukturelle Momente der politisch-me- 
dialen Beziehungsgeschichte identifizieren zu können, die unabhängig 
von Kontextbedingungen am Werk sind, nicht auszuschließen, habe 
ich eine etwas ungewöhnliche Analyse- und Darstellungsweise gewählt. 
Am Anfang stand der (noch nicht so ungewöhnliche) Entschluss, die 
Untersuchung vergleichend anzulegen. Denn die Gegenüberstellung 
unterschiedlicher Medienlandschaften und politischer Strukturen ist 
sehr hilfreich, wenn man zwischen Faktoren und Sachverhalten unter- 
scheiden will, die landes- oder kulturspezifisch sind oder die erkenn- 
bar von Personen und Situationen abhängen, und solchen, die eher 
struktureller Art sind. Die Wahl fiel auf Deutschland und Großbri- 
tannien, zwei Länder mit Politik- und Mediensystemen, die unter- 
schiedlich genug sind, um Kontraste auszuleuchten, und ähnlich ge- 
nug, um den Facettenreichtum der Kontextualisierungen nicht zu weit 
auseinanderdriften zu lassen. Das kontrastierende Gegenüberstellen 
deutscher und britischer Episoden der Politik-Medien-Beziehungen 
dient mir als heuristisches Instrument, um breit aufgefächerte und in 
ihren jeweiligen historischen Kontexten situierte ähnliche Problem- 
konstellationen nebeneinander stellen zu können, ohne sie aus ihren 
kontingenten Bezügen herauszulösen.° 

Daraufhin habe ich unterschiedliche historische Situationen re- 
cherchiert, in denen Journalisten und Politiker aus verschiedenen 
Gründen intensiv miteinander zu tun hatten; sie wurden auf ihren Er- 
kenntnisgewinn für die Geschichte der politisch-medialen Beziehun- 
gen befragt und daraufhin überprüft, wie aussagekräftig die Quellen- 
bestände sind, in denen sie sich niedergeschlagen haben. Ein weiteres 
Auswahlkriterium war, Episoden zu finden, in welchen Politiker und 
Medienleute beider Länder sich in ähnlichen Situationen fanden oder 


6 Die historische Komparatistik bezeichnet dieses Verfahren als individualisieren- 
den Vergleich; siehe Kaelble, Historischer Vergleich. 
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über dieselben Dinge stritten, so dass sich britisch-deutsche Parallelge- 
schichten erzählen lassen. 

Und schließlich sollten die Kapitel sich nicht über einen zu langen 
Zeitraum mit zu heterogenen Mediensystemen und politischen Struk- 
turen verteilen. Ich habe mich für die Periode der klassischen Massen- 
medien entschieden, den Zeitraum vom beginnenden 20. Jahrhundert 
bis in die 1980er Jahre. Er stellt sowohl medien- als auch politikge- 
schichtlich eine sinnvolle Einheit dar und war durch spezifische Cha- 
rakteristika der Beziehungen zwischen Politik und Medien gekenn- 
zeichnet.’ Was die Medienseite betrifft, so steht an seinem Anfang um 
1900 eine entscheidende Veränderung, die auch die im Fokus dieses 
Buches stehenden politischen Nachrichtenmedien — damals ausschließ- 
lich Presseerzeugnisse — betrifft: nämlich das Aufkommen der soge- 
nannten Massenpresse. Die ersten kapitalintensiven Zeitungsunter- 
nehmen entstanden, in Großbritannien früher als in Deutschland. Ihre 
schnelleren Druckverfahren ermöglichten höhere Auflagen, was die 
Zeitungen verbilligte und dadurch den Absatz in bis dahin unbekannte 
Größenordnungen ansteigen ließ. Die Auflage der britischen Daily 
Mail changierte im Vorfeld des Ersten Weltkriegs um die Millionen- 
grenze. Mit einer optimierten Auslieferungslogistik und schnelleren 
Verbreitungstechniken von Nachrichten und Zeitungen via Telegrafie 
und Eisenbahn wurde es möglich, die Ausgaben zeitgleich landesweit 
in den Verkauf zu bringen. Für neue Leserkreise wurden die Blätter vi- 
suell attraktiver gemacht: Sie begannen auf der ersten Seite nicht mehr 
mit eng gesetzten Bleiwüsten, sondern wurden optisch durch Schlag- 
zeilen gegliedert. Flankiert und verstärkt wurden diese Veränderungen 
durch neue Drucktechniken, die es erlaubten, Fotos in Zeitungen ab- 
zubilden, sowie durch das Aufkommen der Fotoillustrierten. 


7 Vgl. zur Fundierung dieser mediengeschichtlichen Periode v.a. Bosch, Medien- 
umbrüche und politische Zäsuren, S. 195 und passim, der unter medienge- 
schichtlicher Perspektive eine Einheit der Phase der klassischen Massenmedien 
zwischen den 1890er und den 1990er Jahren konstatiert; kongeniale allgemei- 
nere, nicht auf Medien fokussierte Epochencharakterisierungen finden sich bei 
Döring-Manteuffel/Raphael, Nach dem Boom; Herbert, Europe in High Mo- 
dernity; und Raphael, »Ordnungsmuster der Hochmoderne«?. Literaturhin- 
weise zur vorausgehenden Periode, der Mediengeschichte vor 1914, finden sich 
in den Literaturhinweisen zu Kapitel I: Die Presse des 19. Jahrhunderts im Ersten 
Weltkrieg. 
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Nicht die Politik stand im Zentrum der Berichterstattung, sondern 
Unterhaltung, Sport und Skandalträchtiges aller Art, wie etwa pikante 
Scheidungsprozesse. Je nach dem Grad, in dem die Besitzer dieser 
Massenblätter politische Ambitionen entwickelten, wurden jedoch 
Innen- und Außenpolitik, Militär- und Kolonialpolitik zum Thema, 
vorzugsweise in skandalisierter Form. Diese Besitzer waren selbst ein 
wichtiger Bestandteil des neuen Medienphänomens. Ihr Aufstieg zu 
Reichtum und Einfluss, in der ersten Generation stammten sie nicht 
selten aus einfachen Verhältnissen, war Teil ihres Nimbus, aus dem die- 
jenigen unter ihnen schöpfen konnten, die den Ehrgeiz hatten, über 
Politik nicht nur zu berichten, sondern diese mitzugestalten. Die 
Bezeichnungen für diese gesellschaftlich und politisch um Aufmerk- 
samkeit und Einfluss konkurrierenden Zeitungsunternehmer — im 
Englischen press barons, im Deutschen Pressezaren — drücken diese 
neuartige Verbindung von Zeitungsbesitz einerseits und sozialem Sta- 
tuszuwachs mit Anklängen an Herrschaftsanspruch andererseits sehr 
gut aus. 

Für die traditionellen Zeitungen, auch für diejenigen, die sich auf 
Politikberichterstattung spezialisiert hatten, wurde der neue Zeitungs- 
typ ebenso zum Problem wie für Politiker und Parteien. Um zu ver- 
stehen, wie einschneidend diese Neuerung war, muss man sich klar- 
machen, dass im 19. Jahrhundert weder das Profitmotiv noch die 
Steigerung des Absatzes zu den primären Motiven der Besitzer und Re- 
daktionen politischer Blätter gehörte. Sie verstanden sich zuallererst 
als politische Akteure und standen in der Regel einer politischen Partei 
nahe. Teils gehörten die Zeitungen Mitgliedern einer Partei, teils ent- 
sprachen ihre politischen Vorstellungen ebenso wie die der Herausge- 
ber und Redakteure denjenigen bestimmter Politiker. Die Leserschaft, 
die sie erreichen wollten, war wiederum aus Anhängern einer partei- 
politischen Richtung zusammengesetzt und erwartete, in ihrem Blatt 
die entsprechenden Meinungen wiederzufinden. Dass das die Zahl der 
Leser überschaubar hielt und nicht selten die Zeitung zu einem Zu- 
schussbetrieb machte, war akzeptiert. Wer eine politische Zeitung fi- 
nanzierte, war nicht primär vom Profitmotiv geleitet. 

Vor diesem Hintergrund wurde zu Beginn des 20. Jahrhunderts al- 
lein die schiere Masse der Leserschaft, die der neue Zeitungstyp er- 
reichte, ein Phänomen, das wegen des politischen Einflusses, der von 
ihm ausgehen konnte, Aufmerksamkeit und Besorgnis erregte, sei es 
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unter Journalisten, sei es unter Politikern. Der politische Journalismus 
bekam die ökonomischen Folgen nach dem Ersten Weltkrieg zu spü- 
ren, als mehr und mehr politische Zeitungen durch den erhöhten Kon- 
kurrenzdruck, den die Pressekonzerne und ihre technisch überlegenen 
Produkte ausübten, aus dem Markt gedrängt wurden. Die gesellschaft- 
liche und politische Bedeutung der neuen Eigenschaft der Medien, 
Massenpublika generieren zu können, zeigte sich, als ab den 1920/30er 
Jahren der Rundfunk und nach dem Zweiten Weltkrieg das Fernsehen 
ein noch größeres, mitunter annähernd landesweites Publikum ver- 
sammelten. Für eine Wechselwirkungsgeschichte von Medien und 
Politik stellt diese Eigenschaft des medialen Ensembles ein wichtiges 
Charakteristikum der Periode dar, die ich die klassische Zeit der Mas- 
senmedien nenne. Sie endet um 1980, als das mediale Ensemble ange- 
reichert und die Publika wieder verkleinert werden: durch die stetige 
Vermehrung der Radio- und Fernsehprogramme sowie der Rundfunk- 
sender durch Zulassung kommerzieller Anbieter und in der Folgezeit 
durch die digitalen Medien. 

Was die Seite der Politik betrifft, stellten die um 1900 aufkommen- 
den großen Pressebesitzer und ihre Massenblätter eine einschneidende 
Veränderung der Beziehungen zwischen Politik und Presse dar. Die 
Pressezaren waren, anders als bei den Besitzern politischer Zeitungen 
bislang üblich, parteipolitisch fluide. Sie unterstützten und bekämpf- 
ten Parteien oder innerparteiliche Strömungen je nach ihren eigenen 
politischen Ideen oder den Zielen ihrer Pressekampagnen. Zwar hatte 
es immer schon Konflikte zwischen Parteien oder Parteiführungen 
einerseits und den Besitzern und Herausgebern der ihnen nahestehen- 
den Blätter gegeben. Diese Auseinandersetzungen waren jedoch in 
der Regel solche über die als richtig empfundene Linie der Partei oder 
politischen Strömung, der sich die Kontrahenten verpflichtet fühlten. 
Demgegenüber war für die Pressebesitzer neuen Typs Parteiloyalität 
kein Höchstwert. Das brachte erhebliche Unruhe in das politisch-me- 
diale Gefüge, nicht nur, aber besonders augenfällig dann, wenn offene 
politische Konflikte entbrannten. Die Zeit des Ersten Weltkriegs und 
die 1920er Jahre demonstrierten Letzteres eindrücklich, aber keines- 
wegs zum letzten Mal in der Geschichte des 20. und 21. Jahrhunderts. 
Die Medienmogule, wie sie heute häufig bezeichnet werden, sollten in 
der Periode der klassischen Massenmedien und darüber hinaus in re- 
gelmäßigen Abständen auf dem Feld des Politischen auftauchen. 
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Ihre Fähigkeit, ein großes Publikum zu erreichen, machte die 
Massenblätter sowohl für die politischen Akteure als auch für die Zei- 
tungsmacher zu Konkurrenten. Allerdings nicht in wirtschaftlicher 
Hinsicht, sondern repräsentationspolitisch. In Großbritannien wurde 
von Parteien und Regierungen allein das Parlament als legitime Arena 
des politischen Streits über nationale Angelegenheiten betrachtet. 
Dieser Anspruch wurde durch die elektronischen Massenmedien, ins- 
besondere durch das Fernsehen, sehr viel stärker infrage gestellt — vor 
allem in den angebotsarmen Anfangszeiten, als die geringe Auswahl 
an Fernsehprogrammen sogar für politische Sendungen zweistellige 
Millionenzahlen von Zuschauern und Zuschauerinnen vor den Bild- 
schirm brachte. Allerdings unterschied sich die Beziehung zwischen 
Politik und elektronischen Medien in zwei entscheidenden Hinsich- 
ten von derjenigen zwischen Politik und Presse: Die Zeitungen wur- 
den, auch wenn die reinen Parteizeitungen zunehmend von der Bild- 
fläche verschwanden, weiterhin für ein parteipolitisch eingefärbtes 
Meinungsspektrum gemacht; Radio und Fernsehen produzierten ihr 
Programm für das ganze Land. Und während schon allein die techni- 
sche Infrastruktur der elektronischen Medien von ihren Anfängen an 
ein bestimmtes Maß an staatlicher Aufsicht rechtfertigte, die den Re- 
gierungen Hebel zur Einflussnahme auf ihre Berichterstattung an die 
Hand gab, waren dem Einfluss der Exekutive auf die Printmedien un- 
ter demokratischen Bedingungen stärkere Grenzen gesetzt. Da Regie- 
rungen in der Regel von Parteien getragen und beschickt werden, 
widersprechen sich Regierungs- und Parteieinfluss auf den Rund- 
funk nicht prinzipiell. Doch beide Aspekte zusammen - der unter- 
schiedliche Adressatenkreis und der Grad der Staats- und Regierungs- 
nähe — modifizierten die Interaktions- und Wahrnehmungsweisen 
von Politikern und Journalisten im Umgang miteinander deutlich. 
Das zeigte sich etwa an den Versuchen der frühen Rundfunkpolitik, 
politische Berichterstattung auf die Nachrichtengebung zu beschrän- 
ken, also politisches Kommentieren aus den Studios der Rundfunkan- 
stalten zu verbannen; und später insbesondere in der Bundesrepublik 
an einem Fernsehjournalismus, der im Gegensatz dazu zeitweise das 
politische Kommentieren und Werten zu seiner legitimen Aufgabe 
machte. Bezüglich der Printmedien traten solche Friktionen in De- 
mokratien nicht auf. Das zweite wichtige Charakteristikum der Phase 
der klassischen Massenmedien ist also die Ausdifferenzierung der po- 
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litisch-medialen Beziehungen nach Aufkommen der elektronischen 
Medien. 

Ein drittes und letztes Merkmal, das meinen Untersuchungszeit- 
raum unter den Fragestellungen dieses Buches prägt, ist die Tatsache, 
dass er die beiden Weltkriege und das »Dritte Reich« einschließt; nicht, 
um an dieser Stelle den Propagandabegriff einzuführen, obwohl er ein 
zentraler Begriff der damaligen Zeit und als solcher bedeutungsvoll ist. 
Als untersuchungsleitende Kategorie jedoch hat seine Verwendung 
eher erkenntnisverstellend gewirkt. Denn er privilegiert die Vorstel- 
lung einer top-down organisierten Medienlandschaft und lässt in den 
Hintergrund rücken, dass sowohl in den Weltkriegen als auch unter 
der nationalsozialistischen Regierung die Journalisten keineswegs nur 
auf Zwang und Kontrolle reagierten, sondern auch aus eigenen An- 
trieben politischer oder individueller Art handelten. Außerdem steht, 
wenn von Propaganda die Rede ist, oft eine starke Medienwirkungsan- 
nahme im Hintergrund, die impliziert, dass von propagandistisch ge- 
steuerten Medien unmittelbare Wirkungen ausgehen - sei es auf die 
Durchhaltebereitschaft im Krieg, sei es auf die Akzeptanz des politi- 
schen Systems. Zweifellos gab es Propaganda, wenn man darunter be- 
hördliche oder militärische Institutionen und Maßnahmen versteht, 
die ein bestimmtes Meinungsklima befördern sollten, sowohl in den 
Weltkriegen als auch im nationalsozialistischen Deutschland in be- 
sonders großem Umfang. Doch war in beiden Weltkriegen die effizien- 
teste Maßnahme der Meinungsbeeinflussung mit großer Sicherheit 
nicht die Propaganda, sondern die Zensur und Medienkontrolle (in 
Deutschland) beziehungsweise Selbstzensur (in Großbritannien). Und 
die nationalsozialistischen Obrigkeiten schufen sich willfährige Redak- 
tionen, indem sie, nachdem politisch links stehende und »nichtari- 
sche« Journalisten entlassen, verfolgt und vertrieben worden waren, 
die verbleibende zeitungschreibende Zunft ohne jede Vorzensur durch 
Zuckerbrot und Peitsche, also Teilhabe an vertraulichen Informatio- 
nen und Aussicht auf beruflichen Aufstieg einerseits und zahllose Pres- 
seanweisungen andererseits, kontrollierten. 

Was die Presse im Ersten Weltkrieg betrifft, muss man zwischen 
jeweils einheimischer und ausländischer Presse differenzieren: Denn 
die zahlreichen Einrichtungen, die zur Verbreitung propagandisti- 
schen Materials dienten, waren 1914-1918 überwiegend auf ausländi- 
sche Adressaten ausgerichtet. Die jeweils eigenen Zeitungen konnte 


Einleitung 


19 


man seitens der zivilen und militärischen Obrigkeiten schon allein 
deswegen nicht mit vorfabriziertem propagandistischen Material ver- 
sorgen, weil sie, wie bereits gesagt, für unterschiedliche Adressaten- 
kreise schrieben, die erwarteten, ein bestimmtes politisches Vokabular 
und Meinungsspektrum wiedererkennen zu können. Das hätte erfor- 
dert, die propagandistischen Botschaften oder Richtlinien gewisser- 
maßen multilingual zu verfassen, was keine in den Jahren 1914-1918 tä- 
tige Einrichtung hätte leisten können. Sowohl in Deutschland als auch 
in Großbritannien waren es andere Mittel, die die Zeitungen auf dem 
von Regierungen und Militärs im Sinne der Kriegführung erwünsch- 
ten Kurs hielten. Das deutsche Militär führte in Berlin eine zentrale 
Pressekonferenz für die politisch besonders bedeutsamen Hauptstadt- 
journalisten ein, auf der sie mitgeteilt bekamen, worüber berichtet 
werden sollte — und worüber nicht. Der Anteil der internen, nicht für 
die Veröffentlichung bestimmten Mitteilungen überstieg denjenigen 
der zu publizierenden bei Weitem. Im Gegensatz zum heutigen Ver- 
ständnis des Terminus Pressekonferenz diente diese Veranstaltung also 
weniger der Verlautbarung als der Schaffung eines eingeweihten und 
dadurch zur Kooperation geneigten Journalistenstamms. In der briti- 
schen Tradition der Beziehungen zwischen Politikern und Zeitungs- 
leuten, die durch persönlichen Umgang geprägt war, hätte der deut- 
sche Weg der Institutionalisierung einen Fremdkörper dargestellt. Und 
er war auch nicht erforderlich. Die traditionelle Nähe, die die Bezie- 
hungen zwischen politisch ähnlich denkenden oder derselben Partei 
zuneigenden Herausgebern und Besitzern von Zeitungen und politi- 
schen Akteuren charakterisierte, leistete gemeinsam mit der Bereit- 
schaft zur Selbstzensur aus patriotischen Gründen denselben Dienst. 

Es ist also nicht eine intensive propagandistische Überformung 
der medial-politischen Beziehungen, die die Weltkriege und die Dikta- 
tur des »Dritten Reichs« zu einem Charakteristikum meines Unter- 
suchungszeitraums macht. Diese Auswirkung der Propagandaver- 
sessenheit der Kriegs- und Diktaturzeiten wird, wie ich finde, zu stark 
gemacht, wenn es um die Beziehung zwischen politischen (und militä- 
rischen) Akteuren und solchen der politischen Presse, des wichtigsten 
Mediums für Politikberichterstattung, geht. Das gilt insbesondere für 
den Ersten Weltkrieg, bis zu einem gewissen Grad jedoch auch für den 
Zweiten und für die Zeit des Nationalsozialismus. Es gibt allerdings 
einen anderen Grund, der erfordert, das in dieser Form neue Phäno- 
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men der Propaganda mitsamt seinen Folgen als kennzeichnendes 
Merkmal der klassischen Periode der Massenmedien zu betrachten: 
Denn es veränderte die Wahrnehmungsweisen von Journalisten, Poli- 
tikern und ganzen Gesellschaften davon, was die Presse — und später 
Radio und Fernsehen - gesellschaftlich-politisch sein sollte und was 
nicht. Aus diesem neuen Problembewusstsein — keineswegs homoge- 
ner Art — entstanden unterschiedlichste Konsequenzen. Um nur einige 
Beispiele zu nennen: Medienpolitik etablierte sich nach und nach als 
selbstverständlicher Bestandteil des politischen Handelns. Die wissen- 
schaftliche Beschäftigung mit Presse, Rundfunk und Propaganda ließ 
neue Disziplinen wie Propagandaforschung und Zeitungswissenschaft 
beziehungsweise Kommunikationswissenschaft entstehen und war 
auch ein wichtiger Gegenstand der ebenfalls nach dem Ersten Welt- 
krieg an den Universitäten Einzug haltenden Politikwissenschaft. Re- 
gierungen und Parteien, Behörden und das Militär begannen, die Zahl 
der Pressestellen, die es in ersten Ansätzen schon vorher gegeben hatte, 
in ungeahnte Höhen zu treiben.® Und nach dem Zweiten Weltkrieg war 
es die Kontrastfolie des NS-Propagandaapparats, die die Umgestaltung 
des deutschen Mediensystems seitens der Westalliierten leitete. 

Anfang des 20. Jahrhunderts war es jedoch die Erfahrung der Jahre 
1914-1918, die dazu Anlass gab, unter dem Stichwort Propaganda kri- 
tisch über die politische Rolle der Presse zu räsonieren. Im Deutsch- 
land der Nachkriegszeit wurde Propaganda zu einem Fahnenwort von 
Nationalisten, Völkischen und Revanchisten, die das deutsche Heer für 
»im Felde unbesiegt« hielten und die Kriegsniederlage auf die propa- 
gandistische Unterwanderung der deutschen Heimatfront durch in- 
nere Feinde — Linke und Juden — und die Feindpropaganda der Entente 
schoben. Das hieß nichts anderes, als dass Zensur und Kontrollen nicht 
zuletzt der Presse versagt haben mussten. Seit Januar 1933 sollte die na- 
tionalsozialistische Politik ihre Schlussfolgerungen aus diesem Befund 
umsetzen, indem sie Linke und Juden aus den Redaktionen vertrieb 
und für Presse und Rundfunk ein System scharfer Kontrollen schuf. 
In Großbritannien herrschte demgegenüber journalistische (Selbst-)- 


8 Vgl. hierzu Bieler, Public Relations und Massenkommunikation, für die kom- 
munalen Pressestellen in der Zeit vor 1914, und Bonte, Werben für Weimar?; 
Grant, Propaganda and the Role of the State; und Lau, Pressepolitik als Chance, 
für die Zeit nach 1914/18. 
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Kritik vor. Berühmte Kriegsberichterstatter wie Philip Gibbs beschrie- 
ben rückblickend reuevoll, wie weitgehend sie sich auf die Beschöni- 
gungsstrategien und Zensurpraktiken der Militärs und Regierungen 
eingelassen hatten.’ Und der britische Politiker und Kriegsgegner Ar- 
thur Ponsonby publizierte eine Sammlung von kriegstreiberischen 
fake news, die es zwischen 1914 und 1918 in die Spalten britischer Zei- 
tungen geschafft hatten." 

Nie wieder würden die Beziehungen zwischen Politik und Medien 
in den Zustand vergleichsweiser Unschuld zurückkehren, in dem sie 
sich angesichts ihrer unbefragten Selbstverständlichkeit vor 1914 be- 
funden hatten. 

Alle Entscheidungen, aus denen sich Inhalt und Aufbau der fol- 
genden Darstellung ergeben, hätten auch anders ausfallen können. Es 
hätten andere Vergleichsländer gewählt oder nur ein Land untersucht 
werden können. Der Untersuchungszeitraum hätte ein anderer sein 
können. Und statt der ausgewählten Situationen und Themen hätten 
ganz andere zum Gegenstand der Kapitel gemacht werden können. 
Dann wäre eine abweichende Darstellung herausgekommen, aus der 
vielleicht auch andere Schlussfolgerungen und Erkenntnisse ableitbar 
gewesen wären, denn vor allem ist es die Auswahl der exemplarischen 
Fälle von Interaktionen zwischen Journalisten und Politikern, die das 
Ergebnis beeinflusst. Das gilt besonders für übergreifende Schluss- 
folgerungen hinsichtlich der Frage nach dem Kräfteverhältnis von 
Politik und Medien, wie sie im Schlusskapitel erörtert werden. Unter 
den ausgewählten Themen sind solche wie die im IH. Kapitel im Mit- 
telpunkt stehende Stalingrad-Rede von Propagandaminister Joseph 
Goebbels und die im V. Kapitel dargestellte Einführung des kommer- 
ziellen Fernsehens. Sie werden überwiegend aus der Perspektive der 
politischen Akteure erzählt, was dazu verleiten könnte, den Einfluss 
dieser Akteure für entscheidender zu halten als die Rolle der Medien. 
Allerdings zeigen gerade diese Kapitel besonders deutlich, wie groß die 
Bedeutung ist, die die Medienlandschaften für die politischen Akteure 
jeweils gehabt haben — beziehungsweise im Fall des »Dritten Reichs« 
gehabt hätten, wenn die plurale Medienlandschaft nicht abgeschafft 
worden wäre. 


9 Gibbs, Now It Can Be Told. 
10 Ponsonby, Falsehood in Wartime. 
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Zum anderen ist es die erzählende, kontextreiche Darstellungs- 
weise selbst, die in gewisser Hinsicht Schlussfolgerungen präformiert. 
Denn wenn der hohe Abstraktionsgrad der Redeweise von den Bezie- 
hungen zwischen Politik und Medien verlassen wird und stattdessen 
Individuen in konkreten Situationen, mit Wünschen, Abneigungen 
und Problemen aller Art auftauchen, Querverbindungen sichtbar ge- 
macht werden, die für die historischen Akteure von zentraler Bedeu- 
tung waren, heute jedoch vergessen sind, und Situationsdeutungen 
miteinander kollidieren und unbeabsichtigte Folgen hervorbringen, 
kurzum: wenn eine Geschichte erzählt wird, deren Eigenlogik erhalten 
bleibt — dann gewinnt sie eine narrative Überzeugungskraft eigener 
Art. Eine andere Geschichte zu erzählen, bedeutet also, auch eine an- 
dere Art von Überzeugungskraft zu erzeugen, aus der sich möglicher- 
weise andere oder weitere übergreifende Schlussfolgerungen ableiten 
ließen. Das spricht allerdings, wie ich meine, nicht gegen dieses Buch, 
sondern für mehr solcher Bücher. 

Welche Situationen und Themen sind es nun, die aus den oben ge- 
nannten Gründen Eingang in die Darstellung gefunden haben? Im ers- 
ten britisch-deutschen Doppelkapitel sind die Beziehungen zwischen 
Presse und Politik im Ersten Weltkrieg das Thema. Die Jahre 1914-1918 
dürfen wegen der Folgewirkungen nicht fehlen, die von ihnen für die 
Periode der klassischen Massenmedien ausgingen. Ihre Darstellung 
zeigt, wie sehr die Interaktionsweisen von Politikern und Presseleuten 
noch dem herkömmlichen Modus folgten, der für das 19. Jahrhundert 
kennzeichnend war: Es waren die Parteilinien, die Besitzer und He- 
rausgeber politischer Zeitungen und einzelne Führungspersonen ver- 
banden. Das galt in besonders ausgeprägtem Maß für Großbritannien, 
genauer gesagt für London, wo die meisten politischen Blätter ihre Re- 
daktionen hatten. Eine wichtige Ausnahme stellte in dieser Hinsicht 
der liberale Manchester Guardian dar, von dessen Sitz in Manchester 
aus dessen Herausgeber, C. P. Scott, regelmäßig in die Hauptstadt pen- 
delte, um seinen Kontakt zum liberalen Politiker David Lloyd George 
zu pflegen. Es war nicht zuletzt diese Kontinuität parteipolitisch struk- 
turierter Presse-Politik-Beziehungen, die auch in der Kriegszeit Innen- 
politik ermöglichte, unter anderem in Gestalt einer teilweise in der 
Presse vorbereiteten Auseinandersetzung über die Auswechselung der 
Regierungsführung. In dieses eingespielte Beziehungsgefüge brachten 
allerdings die politisch ambitionierten press barons, allen voran Lord 
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Northcliffe, der Besitzer der Daily Mail, ein neues, irrlichterndes Ele- 
ment. 

In Deutschland, wo die Parteien und Fraktionen sehr viel weniger 
Möglichkeiten hatten, Einfluss auf die Bildung und politische Ausrich- 
tung der Regierung zu nehmen, und wo insgesamt die Interaktionen 
zwischen Politikern und Presseleuten noch sehr viel weniger dicht wa- 
ren, gab es — nicht nur, aber auch — aus diesem Grund in der Kriegszeit 
keine parteipolitisch strukturierte Innenpolitik. Ein weiterer Unter- 
schied war die überaus starke Stellung, die das deutsche Militär in der 
Innenpolitik und auch in der Pressepolitik hatte, denn ihm unterstand 
die Zensur. Eine Auswechselung der Regierungsführung fand auch 
hier statt, sie wurde jedoch nicht politisch ausgehandelt, sondern 
durch Kaiser Wilhelm IH. entschieden. 

Ein Spezifikum der deutschen Situation, das sich in einer ande- 
ren Schwerpunktsetzung des deutschen Kapitels als derjenigen seines 
britischen Pendants widerspiegelt, war die tiefe Zerrissenheit der deut- 
schen Gesellschaft in der zweiten Kriegshälfte. In den Städten, wo 
die Lebensverhältnisse immer schwieriger wurden, demonstrierten 
Frauen und Jugendliche in der zweiten Kriegshälfte gegen die schlechte 
Versorgung mit Nahrungsmitteln. In den Augen militärischer und zi- 
viler Obrigkeiten zeigte sich daran eine bedrohliche Verschlechterung 
dessen, was man damals die Stimmung nannte. Diese inneren Verhält- 
nisse an der deutschen Heimatfront sind historisch gut untersucht. 
Doch deren Auswirkungen auf die Beziehungen zwischen Politik und 
Militär — Letzteres war spätestens seit 1916 zentraler innenpolitischer 
Akteur - einerseits und der Presse andererseits sind in der Weltkriegs- 
darstellung bislang unterrepräsentiert. Zum Dreh- und Angelpunkt 
des inneren Konflikts wurde die Frage, ob der Krieg so lange geführt 
werden sollte, bis Deutschland militärisch gesiegt hatte und damit die — 
bekanntlich nicht unerheblichen - Kriegsziele gesichert waren, die sei- 
tens der Militärs, der bürgerlichen Parteien, der nationalen Rechten 
und vieler Vertreter der Wirtschaft aufgestellt worden waren. Oder ob 
politisch auf einen Friedensschluss hingewirkt werden sollte, der dem 
Krieg früher ein Ende machen, aber keine Aussichten bieten konnte, 
territoriale oder wirtschaftliche Kriegsziele einzulösen. Es war diese 
Frage, die die SPD spaltete, deren Mehrheit die weitere Verlängerung 
des Krieges unterstützte und deren Minderheit, die Unabhängige Sozi- 
aldemokratische Partei Deutschlands (USPD), für eine sofortige Been- 
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digung des Krieges eintrat. Die Antikriegsrevolution in Russland im 
Frühjahr 1917 spitzte diese Frage weiter zu. Neben diesen im engeren 
Sinn politischen Entwicklungen war es allerdings wohl nicht zuletzt 
schlicht der Blick auf die Landkarte, der unter den kriegsmüden Deut- 
schen den Verdacht aufkommen ließ, der Krieg werde ausschließlich 
für Ziele geführt, die sie nicht teilten. Denn nach den anfänglichen Sie- 
gen an der Ost- wie an der Westfront standen Deutschland und Öster- 
reich als bisherige Gewinner da, die erhebliche Teile des Kontinents 
unter ihre Herrschaft gebracht hatten. Der Verdacht, darum sei es 
eigentlich gegangen und diese Eroberungen sollten durch eine Ver- 
längerung des Krieges gesichert und erweitert werden, verstärkte die 
Antikriegsstimmung. Das wiederum machte die Kriegszielfrage zum 
zentralen Politikum und zum Kern der militärisch geprägten Pressepo- 
litik. Diese bestand aus Zensur, Zensur und noch einmal Zensur, um 
die öffentliche Erörterung der Kriegszielfrage zu unterbinden — mit 
deutlichem Schwerpunkt darauf, die Gegner annexionistisch moti- 
vierter Kriegsverlängerung nicht zu Wort kommen zu lassen. Das än- 
derte sich auch dann nicht wirklich, als dieses Thema Ende 1916, wie es 
hieß, freigegeben wurde. Erst wenn diese Zusammenhänge in den 
Blick kommen, wird die Zensurfixiertheit der politisch-militärischen 
Akteure deutlich, die nicht so sehr Ausdruck grundsätzlicher autokra- 
tischer Tendenzen im deutschen Kaiserreich als vielmehr Antwort auf 
die spezifische Konfliktsituation der Kriegszeit war, in der es als ge- 
eigneter Weg erschien, der Presse jegliche (kritische) Teilhabe an der 
Kriegszieldebatte zu untersagen. 

Im zweiten deutsch-britischen Doppelkapitel geht es um eine 
höchst interessante Parallelgeschichte aus den 1920er Jahren, die sich 
für eine vergleichende Perspektive geradezu aufdrängt. Mehr oder we- 
niger zeitgleich wurde in Großbritannien und in Deutschland ein 
regelrechter Machtkampf zwischen Politikern und Pressebesitzern 
ausgetragen, der in seiner Art und Schärfe beispiellos war. In beiden 
Ländern waren die Kontrahenten auf der einen Seite Pressezaren, auf 
der anderen Seite die Führungspersönlichkeiten der jeweiligen größ- 
ten Partei des konservativen Spektrums: in Großbritannien der Kon- 
servativen Partei, in Deutschland der Deutschnationalen Volkspartei 
(DNVP). Gemeinsam war den Auseinandersetzungen in beiden Län- 
dern auch, dass sie sich vor einem ähnlichen Hintergrund vollzogen. 
Denn nicht nur in Deutschland, auch in Großbritannien standen die 
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Konservativen bei allen Unterschieden der beiden Parteien — die so 
ausgeprägt sind, dass sich aus nachvollziehbaren Gründen die Ge- 
schichtswissenschaft darüber streitet, ob man die DNVP angesichts 
der Tatsache, dass viele Konservative ihr fernblieben, als konservativ 
einschätzen kann - vor einem gemeinsamen Problem: Sie fanden sich 
in den neuen Verhältnissen einer parlamentarischen Demokratie mit 
allgemeinem, gleichem und direktem Wahlrecht für alle, was im Ge- 
gensatz zur Vorkriegszeit eine Regierungsbildung durch die SPD be- 
ziehungsweise die Labour-Partei möglich machte, nicht leicht zurecht. 
Beide konservativen Parteien waren durch innere Friktionen zwischen 
unterschiedlichen politischen Antworten auf diese Situation charakte- 
risiert, die einen wichtigen Hintergrund für die Konflikte darstellten, 
die sich zwischen den Pressezaren und den Parteien ergaben. 

Eine weitere Gemeinsamkeit ist, dass es in beiden Fällen um die 
politische Ausrichtung und das Führungspersonal der jeweiligen Par- 
tei ging: Die Pressebesitzer — Lord Beaverbrook und Lord Rothermere 
in Großbritannien und Alfred Hugenberg in Deutschland - setzten 
ihre Zeitungen und ihre politischen Verbindungen ins konservative 
Milieu, das ihnen als Unternehmer nahestand, ein, um die jeweilige 
Partei auf einen dezidiert rechtskonservativen Kurs zu bringen. Das 
mündete hier wie dort in einen Machtkampf gegen die Parteiführer der 
Tories und der DNVP mit, und dies ist der interessante Unterschied 
neben allen ebenso interessanten Parallelen, völlig unterschiedlichem 
Ausgang. Stanley Baldwin, Parteiführer der Tories und langjähriger 
Premierminister, stand jahrelang unter starkem Beschuss einerseits der 
press barons, andererseits eines erheblichen Teils seiner Partei, der die 
Kritik der Presseorgane Beaverbrooks und Rothermeres am moderat- 
konservativen innen- wie außenpolitischen Kurs des Parteiführers 
teilte. Der Ausgang des Führungskampfes war offen — bis es Baldwin 
gelang, diese Auseinandersetzung auf eine andere Ebene jenseits der 
konservativen Richtungskämpfe zu verlagern, um die es eigentlich 
ging. Er eröffnete einen offensiv geführten Kampf um die angemesse- 
nen und legitimen Formen, die die Beziehungen zwischen Politik und 
Presse auszeichnen sollten — und um die Rolle der Pressezaren, die in 
unangemessener und illegitimer Weise in die Parteipolitik hineinzure- 
gieren beanspruchten. Diese Neudefinition der Situation machte es 
Baldwins innerparteilichen Gegnern sehr viel schwerer, sich seiner zu 
entledigen, denn dem Vorwurf, die traditionsreiche Konservative Par- 
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tei in einer so wichtigen Frage dem Einfluss von letztlich auch in ihren 
Augen etwas halbseidenen Emporkömmlingen auszuliefern, deren 
Massenblätter nicht die bevorzugte Frühstückslektüre der meisten To- 
ries darstellten, wollte sich niemand aussetzen. Baldwin ging demzu- 
folge gestärkt aus der Konfrontation hervor — aus Gründen, die mehr 
von der Einstellung der Konservativen zur Massenpresse und ihren Be- 
sitzern als von derjenigen zu ihm abhingen. 

Hugenberg gelang es in Deutschland demgegenüber, seinen Kon- 
trahenten Kuno Graf von Westarp aus dem Feld zu schlagen und dessen 
Nachfolge als Parteivorsitzender der DNVP anzutreten. Das lag jedoch, 
wie ich es sehe, weniger an der Stärke Hugenbergs oder dem Einfluss 
seines Medienimperiums als an der Schwäche Westarps, der bei der 
entscheidenden Abstimmung gar nicht erst antrat. Er verkörperte 
nämlich den zentralen Widerspruch, in dem sich die bisherige politi- 
sche Linie seiner sehr heterogen zusammengesetzten Partei verfangen 
hatte: Sie versammelte Monarchisten und Nichtmonarchisten, Konser- 
vative alten Schlags und deren Gegner aus der organisierten Angestell- 
tenschaft, völkisch-nationalistisch gesonnene Gegner der Republik 
und der Industrie nahestehende Politiker, die ungeachtet ihrer Ableh- 
nung der nach dem Ersten Weltkrieg eingeführten parlamentarischen 
Demokratie darauf aus waren, unter den nun einmal gegebenen Ver- 
hältnissen industrielle Interessen im Reichstag und gegebenenfalls 
auch durch Regierungsbeteiligungen zur Geltung zu bringen. Kurzum, 
in dieser Partei wurden fast alle politischen Richtungen vertreten außer 
der demokratischen. Nicht zuletzt angesichts ihrer finanziell prekären 
Lage beteiligte sich die DNVP-Fraktion im Reichstag an der parlamen- 
tarischen Arbeit und phasenweise an Regierungen, denn ihre wich- 
tigste Geldquelle waren Zuwendungen aus industriellen Kreisen, denen 
an der politischen Mitgestaltung gelegen war. Dass es Hugenberg war, 
der über den industriellen Fonds verfügte, aus dem die Partei unter- 
stützt wurde, war im innerparteilichen Machtkampf nicht sein Scha- 
den. Westarp, der auch Fraktionsvorsitzender war, verkörperte diesen 
Widerspruch, denn er selbst war gegen das parlamentarische System. 
Seine politischen Ansichten unterschieden sich nur unwesentlich von 
denjenigen Hugenbergs. Für ihn gab es keine Plattform, von der aus er 
den Konflikt auf eine andere Ebene verlagern konnte. Es war also auch 
die sehr unterschiedliche Struktur und Stabilität der jeweiligen Partei, 
die über den Ausgang des Konflikts mit den Pressezaren entschied. 
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Das Kapitel über die Beziehungen zwischen Politik und Medien 
im »Dritten Reich« ist ein Solitär ohne britisches Pendant. Ein Ver- 
gleich mit Großbritannien etwa am Beispiel des Rundfunks wäre ohne 
Weiteres möglich, jedoch inhaltlich wenig ergiebig gewesen. Die Un- 
terschiede zwischen der strikt top-down organisierten deutschen Me- 
dienlandschaft und ihrem pluralen britischen Gegenstück sind bekannt 
und so groß, dass die vergleichende Perspektive notwendigerweise die 
groben Züge privilegieren muss, ohne in die Feinstrukturen vordrin- 
gen zu können. Deswegen habe ich es vorgezogen, ins andere Extrem 
zu verfallen, auf den Vergleich zu verzichten und stattdessen die deut- 
sche Diktatur und deren medial-politische Strukturen aus dem Blick- 
winkel des Propagandaministers Goebbels zu zeigen. Bei der ebenso 
enervierenden wie aufschlussreichen Lektüre der Gesamtausgabe von 
dessen Tagebüchern bin ich über die Art und Weise gestolpert, in der 
hier die berühmt-berüchtigte Sportpalastrede vom 18. Februar 1943 
vorkommt. Genauer gesagt sind es Goebbels’ Motive und Medien- 
strategien im Vorfeld der Rede und deren Folgen, wiederum aus der 
Goebbels’schen Perspektive, aus denen sich Zusammenhänge für die 
Wechselwirkungsgeschichte von Politik und Medien erschließen, die 
weit über das »Dritte Reich« hinausgehen. Auch wenn der Propagan- 
daminister selbst die Wirkung dieser und aller anderen Reden, die er 
hielt, notorisch zu überschätzen pflegte, auch wenn der geradezu em- 
blematische Charakter, den diese Rede in Wort und Bild mittlerweile 
für die Erinnerung an das »Dritte Reich« als propagandistisch durch- 
herrschtes System gewonnen hat, einen ähnlichen Fehlschluss nahe- 
legt — bei dieser Rede ging es aus Goebbels’ Perspektive gerade nicht al- 
lein darum, ein Publikum rhetorisch einzufangen und zu mobilisieren. 
Vielmehr ging es ihm darum, ein Defizit zu beheben, das ihm zu die- 
sem Zeitpunkt bewusst geworden war: dass nämlich eine Medienland- 
schaft, die so stark von oben kontrolliert war wie die nationalsozialis- 
tische, nicht dafür taugte, Konflikte innerhalb der NS-Führungsriege 
auszutragen. Denn jeder Zeitungsleser, jede Rundfunkhörerin wusste, 
dass das Gelesene und Gehörte die offiziell approbierte Sichtweise des 
Propagandaministeriums wiedergab. 

Diese Zurechenbarkeit machte die Medien untauglich dafür, in Si- 
tuationen eingesetzt zu werden, wo die Sichtweisen der herrschenden 
Politiker miteinander in Widerstreit lagen. Denn Konflikte an der Sys- 
temspitze waren nicht vorgesehen, war es doch die zentrale Fiktion der 
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deutschen Diktatur, dass nur ein einziger Wille alles regierte: der des 
»Führers« Adolf Hitler. Tatsächlich war Goebbels nicht erst seit der Ka- 
pitulation vor Stalingrad überzeugt davon, dass sich ein Grundkonflikt 
innerhalb der nationalsozialistischen Führungsriege zuspitzte, weil die 
braune Version des Duodezfürstentums, die Gauleiter, es an der nach- 
haltigen Unterstützung der totalisierten Kriegführung fehlen ließen. 
Auch die Tendenz der zeithistorischen Forschung geht dahin, die Kon- 
flikte innerhalb der NS-Führung als spezifisches Merkmal der Diktatur 
herauszuarbeiten. Goebbels’ Rolle wird in der wissenschaftlichen Ana- 
lyse etwas anders beschrieben, als er sie selbst sah — nämlich als dieje- 
nige eines an eigenem Machtzuwachs und neuen politischen Funktio- 
nen interessierten Politikers von bislang begrenztem Einfluss. Doch ob 
es mehr um Ämterschacher oder, wie Goebbels es sah, um die Opti- 
mierung der Kriegsanstrengungen ging — weder für das eine noch für 
das andere konnte er die Medien, seine einzige Quelle für Einfluss- 
nahme, einsetzen. Ex negativo macht diese Situation deutlich, wie un- 
ersetzlich eine mediale Öffentlichkeit für das Austragen politischer 
Konflikte ist, ja, dass Politik ohne eine mehrstimmige Öffentlichkeit 
kaum möglich ist. Goebbels versuchte im Frühjahr 1943, einen Ausweg 
aus diesem Dilemma zu finden. Er verfiel dabei auf ein Mittel, für das 
der heute gängige Ausdruck noch nicht zur Verfügung stand: Er orga- 
nisierte ein Medienevent, dessen eigentliches Publikum nicht das an- 
wesende war, damit es eine publizistische Eigendynamik entfaltete, die 
diejenigen Wirkungen erzielte, um die es ihm ging. Er war damit auch 
erfolgreich, über die Art des Erfolges allerdings nicht glücklich. Denn 
so wie heute war es auch damals: Die Inszenierung von Medienevents 
lässt sich kontrollieren, ihre Wirkungen jedoch nicht immer und im 
Fall der Sportpalastrede im Februar 1943 nicht einmal in einer Diktatur. 
Skandale, eine besonders spektakuläre Seite der Beziehungen zwi- 
schen Journalisten und Politikern, dürfen in diesem Buch nicht feh- 
len. Ausgewählt wurden für das folgende Doppelkapitel zwei nahe- 
zu zeitgleiche berühmte Skandale, die aufschlussreiche Einblicke in 
die wechselseitige Wahrnehmung beider Gruppen und in die Dynami- 
ken ermöglichen, die in ihrem jeweiligen Verlauf wirksam waren. Für 
die Bundesrepublik wird die Spiegel-Affäre von 1962 untersucht, die 
durch das Vorgehen der Bundesregierung und der Bundesanwaltschaft 
gegen das Nachrichtenmagazin Der Spiegel ausgelöst wurde. Anlass war 
der Artikel »Bedingt abwehrbereit« über das jüngst abgehaltene NATO- 
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Manöver und die Rüstungspolitik des Bundesverteidigungsministers 
Franz Josef Strauß, der attestiert wurde, völlig verfehlt zu sein. Die po- 
lizeiliche Besetzung der Redaktionsräume des Spiegel, die Beschlagnah- 
mung der Druckfahnen für die kommende Ausgabe des Magazins und 
die Verhaftung des Herausgebers Rudolf Augstein und anderer Jour- 
nalisten führten zu studentischen Demonstrationen, zahlreichen öf- 
fentlichen Diskussionen auch im — was die politische Berichterstattung 
betrifft - neuen Medium Fernsehen sowie einer überaus regen Bericht- 
erstattung und Kommentierung in der Presse. Letztere steht im Fokus 
des Kapitels. Als fiir die Politikberichterstattung nach wie vor wichtigs- 
tes Medium sind die bisher nur selektiv als Quellen genutzten mei- 
nungsführenden Blätter aus verschiedenen Gründen eine besonders 
ergiebige Quelle. Das gilt ganz besonders für die bisher weitgehend un- 
beachteten konservativen Zeitungen, die der christdemokratisch ge- 
führten Regierung nahestanden. Sie stimmten in den kritischen Chor 
der sozialdemokratischen und liberalen Blätter, deren Kommentatoren 
die Pressefreiheit und die Demokratie in Gefahr sahen, anfangs nicht 
ein, teilweise befürworteten sie das Vorgehen gegen den Spiegel. 

Je mehr sich der Verteidigungsminister und der Bundeskanzler 
Konrad Adenauer im weiteren Verlauf der Affäre durch ihr eigenes 
Verhalten desavouierten, umso deutlicher wurden jedoch die Anzei- 
chen dafür, dass auch die Kommentatoren des konservativen Spek- 
trums auf kritische Distanz zur Regierung und zu Adenauer gingen. 
Sie taten dies jedoch mit gänzlich anderen Begründungen, als die links- 
liberale journalistische Kritik sie formulierte. Aus ihrer Perspektive 
war nicht ein starker Staat, der die kritische Presse mundtot machen 
wollte, das Problem, sondern ein schwacher Staat, an dessen Spitze ein 
alternder Bundeskanzler stand, dem die Zügel aus der Hand glitten, 
der die Kontrolle über sein Kabinett und über sich selbst verloren 
hatte. Aus derart konträren Deutungsweisen setzte sich also die an- 
schwellende Woge von Kritik zusammen, die aus der Spiegel-Affäre 
den ersten großen Presseskandal der Bundesrepublik machte, den die 
linksliberalen Zeitungen und Leserbriefschreiber, Demonstrantinnen 
und Diskutanten allein nie hätten lostreten können. Erst die geballte 
Empörung von buchstäblich allen Seiten zwang Adenauer, dem öffent- 
lichen Druck nachzugeben, Strauß fallen zu lassen und seinen eigenen 
Rücktritt für das kommende Jahr zu versprechen. 

Man versteht jedoch nicht nur die Spiegel-Affäre besser, wenn man 
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die Berichterstattung in den CDU-nahen Zeitungen als Quelle nutzt, 
sondern auch den politischen Journalismus in der Bundesrepublik der 
frühen 1960er Jahre. Seine Spitzenpositionen waren von Redakteuren 
besetzt, die im »Dritten Reich« Karriere gemacht hatten und in deren 
Lebensspanne die parlamentarische Demokratie einen vergleichsweise 
kurzen Zeitabschnitt einnahm. Viele konservative und auch liberale 
Journalisten waren sich, ebenso wie viele Politiker ihrer Couleur, der 
Regierbarkeit eines demokratischen Staatswesens keineswegs sicher. 
So wie Linksliberale damals die Rückkehr autokratischer Tendenzen 
befürchteten, weil sie die Bundesrepublik für nicht besonders stabil 
hielten, fürchteten sie aus demselben Grund die Folgen, die es haben 
würde, wenn kein starker Mann an der Spitze des Staates stand. Dass 
die Kommentare aus den Monaten der Spiegel-Affäre diese politischen 
Wahrnehmungsmuster an die Oberfläche brachten, macht sie zu einer 
einzigartigen Quelle für eine Momentaufnahme des die politische Be- 
richterstattung dominierenden konservativen Journalismus. Das gilt 
nicht nur für die Staats- und Politikwahrnehmung, sondern auch für 
das Gesellschaftsbild — etwa für die erkennbaren Schwierigkeiten, die 
dieses journalistische Milieu mit Menschen(massen) hatte, die sich 
selbst mobilisierten und demonstrierten. Als in den 1950er Jahren über 
Massendemonstrationen gegen die Einführung der Wehrpflicht und 
die atomare Bewaffnung zu berichten war, häuften sich in den Zei- 
tungsspalten Warnungen vor den Massen in der Politik und Anspie- 
lungen auf das »Dritte Reich«. Diese Angst vor den Massen, ein in der 
Bundesrepublik lange verbreitetes Deutungsmuster, findet sich auch in 
den konservativen Kommentaren zu den studentischen Demonstra- 
tionen gegen Strauß und für die Pressefreiheit wieder. Allerdings 
zeichnet sich in einigen Kommentaren konservativ orientierter Zei- 
tungen eine (vorübergehend) positive Umdeutung ab, die darauf ver- 
weist, dass auch die konservativ denkenden politischen Journalisten 
aus dem Tumult der ganzen Affäre um positive Erfahrungen bereichert 
hervorgehen konnten. 

In der britischen Parallelgeschichte geht es um den Profumo- 
Skandal von 1963, der nicht zu einem Presseskandal wurde, obwohl es 
sich um eine mit sex and crime gesättigte Geschichte handelte, in der 
Kriegsminister John Profumo das Unterhaus belog, indem er leugnete, 
eine Affäre mit dem Callgirl Christine Keeler gehabt zu haben, die ih- 
rerseits eine Affäre mit einem sowjetischen Spion gehabt hatte. Und es 
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kommt ein Osteopath und Porträtist der Londoner High Society vor, 
Stephen Ward, der enge Kontakte zu Keeler hatte, als Zuhälter ange- 
klagt und kurz vor der Urteilsverkündung tot aufgefunden wurde. To- 
desursache: eine Überdosis Tabletten. Diese Mixtur aus allem, was als 
Sensation wirken kann, machte den Profumo-Skandal zu einem inter- 
nationalen Medienereignis — allerdings erst, nachdem der Kriegsmi- 
nister gestanden hatte, dass er das Unterhaus belogen hatte. Warum 
nahm sich die britische Presse der Angelegenheit, die so zur Skandali- 
sierung einlud, nicht an? Eine Überraschung war Profumos Geständ- 
nis nämlich nicht; das ganze politische London, die Zeitungsredaktio- 
nen eingerechnet, wusste monatelang Bescheid. Um zu verstehen, 
warum der Profumo-Skandal kein Presseskandal war, muss man auf 
einen Skandal im Herbst 1962 zurückblicken, als die Kubakrise beendet 
war, in der Bundesrepublik die Spiegel-Affäre für Schlagzeilen sorgte 
und in Großbritannien ein sowjetischer Spion namens John Vassall 
enttarnt wurde. Nachdem bekannt geworden war, dass Vassall homo- 
sexuell war, begann ein mediales Kesseltreiben, als die Londoner Jour- 
nalisten im Marineministerium, der Admiralty, nach hochrangigen 
Bettgenossen des Spions zu suchen begannen, die womöglich eine 
schützende Hand über ihn gehalten hatten. Der konservative Minister- 
präsident Harold Macmillan bemühte sich um Eingrenzung des Trei- 
bens und fand einen Weg, den Journalisten die Instrumente zu zeigen. 
Er ließ ein — damals auch so genanntes — Tribunal zusammentreten, 
das im englischen Rechtswesen insofern einzigartig war, als in seinen 
Verhandlungen auch die Wiedergabe von Gerüchten und Informatio- 
nen aus dritter Hand statthaft war und bei der Urteilsfindung verwer- 
tet werden konnte. Vor diesem Tribunal ließ man über 40 Journalisten 
antreten und unter Eid Auskunft darüber geben, woher sie ihre Infor- 
mationen bezogen hatten, wer also ihre Quellen gewesen waren für Ar- 
tikel, in denen einzelne Mitarbeiter des Marineministeriums angeklagt 
oder sonstige für die Regierung unbequeme Verdachtsmomente geäu- 
Bert wurden. Für die Presse wurde das Schauspiel — die Verhandlungen 
waren teilweise öffentlich — zum Debakel. Mussten doch viele Jour- 
nalisten zugeben, ihre Informationen aus anderen Zeitungen abge- 
schrieben oder frei erfunden zu haben. Zwei Journalisten erhielten 
eine Gefängnisstrafe für ihre Weigerung, ihre Quellen aufzudecken. Im 
Gegensatz zum bundesdeutschen Parallelskandal blieb eine kritische 
öffentliche Reaktion auf diese Inhaftierungen ebenso aus wie auf das 
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zwar legale, aber doch problematische Tribunal — mit einer interessan- 
ten Ausnahme, nämlich ausgerechnet dem Chefredakteur der Londo- 
ner Times, normalerweise ein eher regierungsnahes Organ. Als im 
Frühjahr 1963 das Vassall-Tribunal endete und Profumo vor dem Un- 
terhaus erklärte, keine sexuelle Beziehung mit Christine Keeler gehabt 
zu haben, war die britische Presse nicht in der Verfassung, erneuten 
Verfolgungseifer an den Tag zu legen. 

Ein zweiter Grund dafür, dass die Profumo-Affäre kein Presseskan- 
dal war, lag in der britischen Gesetzgebung betreffend Verleumdung. 
Sie hing als Damoklesschwert über den Redaktionen der Fleet Street, 
denn wenn eine Klage wegen libel (»Verleumdung«) erfolgreich war, 
konnten Strafen in beliebiger Höhe festgesetzt werden. Und Profumo 
hatte seine unwahre Erklärung vor dem Unterhaus durch den Hinweis 
ergänzt, dass er gegen jede Zeitung, die seine Aussage anzweifelte, Klage 
erheben würde. Erst als er im Sommer zugab, gelogen zu haben, brach 
der Mediensturm los. Während also in der Bundesrepublik, einem 
Land, von dem man allseits mit guten Gründen überzeugt war, dass 
seine Demokratie erst noch laufen lernen musste, die Medien und an- 
dere Akteure die Regierung erfolgreich vor sich hertrieben, verfügten 
im Mutterland der Demokratie die Regierung und die Rechtsprechung 
über sehr starke Instrumente gegen ihre Presse und setzten sie auch ein — 
ohne Bedenken und ohne dass sich gesellschaftlicher Widerstand regte. 

Im letzten Doppelkapitel geht es um das Fernsehen, das in den Jah- 
ren nach dem Zweiten Weltkrieg für die politische Berichterstattung 
immer wichtiger wurde. Anfangs war es wie das Radio ausschließlich 
in öffentlich-rechtlicher Form organisiert, bis daneben auf Initiative 
von politischer Seite private Betreiber von Fernsehprogrammen zuge- 
lassen wurden, die sich über Werbung finanzierten. Diese grundle- 
gende Umgestaltung der Rundfunklandschaft war sowohl in Großbri- 
tannien, wo sie Anfang der 1950er Jahre debattiert wurde, als auch in 
der Bundesrepublik um 1980 heftig umstritten. In den Kontroversen 
wurden grundsätzliche Fragen der Beziehung zwischen Politik und 
Fernsehen ebenso deutlich wie die Motivlagen von Politikern, Parteien 
und Rundfunkjournalisten, sich für oder gegen das kommerzielle 
Fernsehen zu positionieren. Deswegen habe ich dieses Thema ausge- 
wählt, obwohl der zeitliche Unterschied die kontrastierende Gegen- 
überstellung der beiden Länder komplexer macht. Denn in den etwa 
30 Jahren, die zwischen beiden Zeitpunkten vergingen, veränderte sich 
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so viel, dass weder der Rundfunk noch die Politik dieselben waren. So 
steckte das Fernsehen um 1950 herum noch in den Kinderschuhen, was 
Programmgestaltung und Zuschauerzahlen betraf, während es um 
1980 zum Leitmedium geworden war. Und Politik und Gesellschaft wa- 
ren wenige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg noch durch die Kriegs- 
folgen und einen niedrigen Lebensstandard geprägt, während 30 Jahre 
später die Konsumgesellschaften voll ausgeprägt waren und nicht mehr 
die Kriegsfolgen, sondern andere politisch-gesellschaftliche Problem- 
lagen im Vordergrund standen - in der Bundesrepublik vor allem die 
Auseinandersetzungen über Atomkraftwerke und Abrüstung, in denen 
sich auch viele Rundfunkjournalisten politisierten. 

Doch hat der zeitliche Spagat auch einen großen Vorteil: Er zeigt 
nämlich, dass eine öffentlich-rechtliche Fernsehanstalt schon zu einer 
Zeit in die Schusslinie konservativer Kritiker geraten konnte, als sie, 
wie die British Broadcasting Corporation (BBC) nach dem Zweiten 
Weltkrieg, noch gar keine Rolle für die politische Berichterstattung 
über parteipolitisch kontroverse Themen spielte; dass also der partei- 
politische Kampf um die Rundfunkhäuser, der die bundesdeutschen 
Auseinandersetzungen so stark prägte, nicht der einzige Grund für die 
Einführung des kommerziellen Fernsehens war. Es war auch nicht der 
Druck wirtschaftlicher Interessen aus der Elektronikindustrie oder sei- 
tens der großen Zeitungsbesitzer. Vielmehr ging es sowohl den Tories 
kurz nach Kriegsende als auch den Politikern der CDU/CSU Jahr- 
zehnte später auf einer ganz prinzipiellen Ebene darum, die monopol- 
artige Stellung zu relativieren, die das öffentlich-rechtliche Fernsehen 
innehatte, bevor es konkurrierende Programmträger gab. Sie waren als 
Konservative grundsätzlich gegen Monopole und gegen solche des 
Fernsehens im Besonderen, weil sie ihm eine starke Wirkung zuspra- 
chen und es enorm große Publika waren, die dieser unterstellten Wir- 
kung ausgesetzt waren. Dass die in programmarmen Zeiten sehr hohen 
Einschaltquoten reduziert werden würden, sobald die Programmange- 
bote zahlreicher wurden, war ein wichtiges Motiv für Befürworter des 
kommerziellen Fernsehens. Die konservativen Parteien, aus deren Rei- 
hen in beiden Ländern die Befürworter des werbungsfinanzierten 
Fernsehens kamen, wollten allerdings abgesehen von diesem gemein- 
samen Hintergrund die Dezentrierung des öffentlich-rechtlichen Fern- 
sehens aus völlig unterschiedlichen Gründen. Bei den Tories, die seit 
Oktober 1951 die Regierung stellten, entbrannte ein heftiger Streit zwi- 
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schen einem zunächst kleinen, dann jedoch immer größer werdenden 
Teil der Unterhausfraktion einerseits und der Parteiführung bezie- 
hungsweise der Regierung andererseits über die einzuschlagende Rich- 
tung der Regierungspolitik. Die Abgeordneten revoltierten gegen eine 
Politik, die sich — entsprechend den Prioritäten des an Innenpolitik 
wenig interessierten Premierministers Winston Churchill - ihrer Mei- 
nung nach nicht genügend von der Labour-geführten Vorgängerregie- 
rung abhob, indem sie etwa deren Verstaatlichung von Schlüsselindus- 
trien wenigstens in Teilen zurücknahm. Was die Abgeordneten 
brauchten, um wiedergewählt zu werden, war ein profiliert konserva- 
tives Regierungshandeln. 

In dieser Situation geriet das Rundfunkmonopol der BBC in die 
Schusslinie, nicht wegen ihres Fernsehprogramms, sondern wegen der 
Verwerflichkeit des Monopols an sich. In gewisser Weise war es also 
eine Übersprungshandlung, als erst eine kleine Gruppe und dann die 
Fraktionsabgeordneten in ihrer Mehrheit von Regierung und Partei- 
führung verlangten, die Einführung des kommerziellen Fernsehens 
unter dem Stichwort der Monopolbekämpfung voranzutreiben. Denn 
die wirtschaftlichen Monopolbetriebe, die die Labour-Regierung 
durch ihre Verstaatlichungen geschaffen hatte, waren noch sakrosankt. 
Churchill und sein Kabinett, in dem auch Tories saßen, die dem wer- 
bungsfinanzierten Fernsehen nicht das Geringste abgewinnen konn- 
ten, standen alsbald von zwei Seiten unter Beschuss: Gegen die Bestre- 
bungen aus der Fraktion mobilisierte sich ein Teil der Konservativen 
Partei, der gegen jegliche rundfunkpolitische Veränderung war, weil 
sonst ein kultureller Niedergang in Rundfunk und Gesellschaft zu be- 
fürchten sei. Diesen Bedenken schlossen sich die Labour-Partei und 
viele Einzelpersonen an, so dass die Regierung, in deren Reihen der 
Zwiespalt zwischen Befürwortern und Gegnern schließlich ebenfalls 
Einzug hielt, in Bedrängnis geriet. Eingehegt wurde der Konflikt im 
Lauf mehrerer Jahre durch die Regierungsstrategie des Verzögerns plus 
Verhandelns, wobei als Kompromiss ein Duopol herauskam, das we- 
der die enragierten Abgeordneten noch die ebenso engagierten Vertei- 
diger des BBC-Monopols zufriedenstellte, aber insofern einen echten 
Kompromiss darstellte und nach einigen Anfangsschwierigkeiten gut 
funktionierte. Die BBC blieb in ihrem Gesamtumfang erhalten, neben 
sie trat eine quasi ebenfalls öffentlich-rechtliche Dachorganisation, 
unter deren Kontrolle private Fernsehanbieter Programm machen 
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konnten. Als echten Kollateralnutzen der ganzen Auseinandersetzun- 
gen — so kann man es rückblickend bezeichnen - verlor die hinsichtlich 
ihrer Berichterstattung über politische Angelegenheiten buchstäblich 
geknebelte BBC einige ihrer Knebel. Denn je länger über die Fernseh- 
frage gestritten wurde, umso unhaltbarer erschienen die bisherigen 
Verbote und Einhegungen der politischen Berichterstattung des Rund- 
funks, die das traditionell sehr auf seine Prärogative als einziges Forum 
der politischen Auseinandersetzung bedachte Parlament bislang be- 
fürwortet hatte. 

In der Bundesrepublik ist der Rundfunk Ländersache. Deswegen 
wird die Konfliktgeschichte zwischen christdemokratischen und sozial- 
demokratischen Politikern um die Einführung des kommerziellen 
Fernsehens auf der Ebene der Bundesländer dargestellt. Im Mittel- 
punkt stehen die Landesregierungen von Niedersachsen und Schles- 
wig-Holstein, deren christdemokratische Ministerpräsidenten, Ernst 
Albrecht und Gerhard Stoltenberg, mit dem sozialdemokratischen 
Hamburger Ersten Bürgermeister Hans-Ulrich Klose einen jahrelan- 
gen Streit über den Norddeutschen Rundfunk (NDR) ausfochten, des- 
sen Sendegebiet alle drei Bundesländer umfasste. In diesen Auseinan- 
dersetzungen ging es um den Einfluss auf die öffentlich-rechtliche 
Dreiländeranstalt NDR und die Dezentrierung des öffentlich-recht- 
lichen Rundfunks generell durch die Zulassung privater Anbieter von 
Fernsehprogrammen. Der Fokus liegt auf den konservativen Landesre- 
gierungen, weil sie die treibenden Kräfte des Konflikts waren. Die so- 
zialdemokratische Position war die des unveränderten Bewahrens der 
Rundfunkordnung. Ihre Argumente und Deutungsmuster gehen aus 
den ausgewerteten Landtagsdebatten in Kiel und Hannover und den 
Verhandlungen zwischen den drei Regierungschefs in aller wünschens- 
werten Deutlichkeit hervor. 

Der Konkurrenzkampf der beiden Volksparteien CDU (in Bayern 
der CSU) und SPD um Einfluss auf die Landesrundfunkanstalten ist so 
alt wie die Bundesrepublik selbst. Die föderale Struktur des Rund- 
funks, die die westlichen Alliierten dem neuen Staatsgebilde verordnet 
hatten, um einem politischen Zugriff auf die elektronischen Medien 
wie im »Dritten Reich« vorzubeugen, hatte das Problem nicht besei- 
tigt, sondern unterhalb der nationalstaatlichen Ebene vervielfältigt. 
Nur dass es die Landesregierungen, ihre Staatskanzleien sowie die sie 
tragenden Landtagsfraktionen waren, die, welche Partei auch immer 
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die Regierung stellte, »ihren« jeweiligen Sender personell und ander- 
weitig auf Linie zu bringen trachteten. Daraus resultierte im Lauf der 
Zeit eine bi-parteiliche Durchdringung der Rundfunkanstalten, von 
der immer fraglicher wurde, ob sie dem verfassungsrechtlichen Gebot 
der Staatsferne des Rundfunks noch entsprach. In einigen Bundeslän- 
dern, wo die Zahl der staatsnahen Politiker in den Rundfunkgremien 
erkennbar über die in den Landesrundfunkgesetzen gezogenen Gren- 
zen hinausging, war dies schon nicht mehr fraglich. Insofern war der 
Kampf um den NDR nur eine — wenn auch besonders konvulsivische — 
Episode einer längeren Geschichte. Auch die konservativen Bemühun- 
gen um die Einführung werbungsfinanzierten Rundfunks beziehungs- 
weise Fernsehens als Gegengewicht zum öffentlich-rechtlichen Rund- 
funk hatten eine lange Tradition und wurden nicht erstmals im 
deutschen Norden der 1970er Jahre manifest. Ebenso wenig zeigte der 
NDR-Konflikt erstmals, welche neue Schärfe der Kampf um die Rund- 
funkhäuser nach dem Regierungswechsel von 1969 angenommen 
hatte, der als Novum in der Geschichte der Bundesrepublik eine so- 
zialliberale Koalition an die Regierung brachte, die ihre politischen 
Gegner nicht nur dadurch, sondern auch durch ihre Ostpolitik aufs 
Äußerste reizte. Bereits Anfang der 1970er Jahre hatte diese neue Eska- 
lationsstufe des politischen Klimas in Bayern Folgen für die Rundfunk- 
politik gehabt, als die CSU im Landtag ein neues Rundfunkgesetz ein- 
brachte, das die Zahl der CSU- beziehungsweise Regierungsvertreter in 
den Gremien des Bayerischen Rundfunks deutlich heraufsetzte. Gegen 
diese kleine Machtergreifung protestierten nicht nur die Opposition 
und ihr nahestehende Gruppen, sondern auch der Senat, Kirchenver- 
treter und viele CSU-Mitglieder. Die Bevölkerung nahm so regen An- 
teil an den Auseinandersetzungen, dass genügend Unterschriften für 
einen Volksentscheid über das Rundfunkgesetz zusammenkamen, in 
dessen Folge die Zahl der der CSU vorbehaltenen Rundfunkratssitze 
wieder reduziert wurde und die öffentlich-rechtliche Trägerschaft des 
Rundfunks Verfassungsrang erhielt. 

Spezifisch für die norddeutsche rundfunkpolitische Kampfzone 
einige Jahre später war etwas anderes, nämlich das Unbehagen der Lan- 
desherren Albrecht und Stoltenberg an einem Rundfunksender, den 
sich drei Landesregierungen gewissermaßen teilen mussten. Wie Stol- 
tenberg hatte feststellen müssen, reduzierte das seinen rundfunkpoli- 
tischen Einfluss auf ein Minimum, wenn, wie es über Jahre hinweg ge- 
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wesen war, sowohl in Hamburgals auch in Hannover Sozialdemokraten 
regierten. Es ist dieses Dreiecksverhältnis der norddeutschen Rund- 
funklandschaft, das Quellen generiert hat, in denen sich spiegelt, was 
ansonsten eher unausgesprochen bleibt: nämlich die landesherrlichen 
Begehrlichkeiten in Sachen Rundfunkkontrolle. Der schleswig-holstei- 
nische Ministerpräsident erhielt konservative Schützenhilfe, als in Nie- 
dersachsen mit Albrecht ein Christdemokrat an die Regierungkam. Mit 
der Kündigung des NDR-Staatsvertrags begann die heiße Phase eines 
politischen Kampfes, in dem es gleichermaßen um die CDU-gerechte 
Neuordnung der öffentlich-rechtlichen Anstalt und deren Einhegung 
durch private Anbieter ging. Und, wenn es nach Albrecht gegangen 
wäre, möglicherweise um den Bestand des NDR überhaupt. 

Die zahlreichen einschlägigen Landtagsdebatten in Kiel und Han- 
nover sind eine Fundgrube für die Vorstellungen der Abgeordneten 
und Regierungsvertreter über das Fernsehen, über dessen angemes- 
sene Ordnung und über die gesellschaftliche Rolle des Journalismus. 
Die internen Papiere der beiden Staatskanzleien wiederum sind außer- 
ordentlich erhellend für die Sichtweisen der Staatsvertreter in diesen 
Fragen. Was die Journalisten betraf, insbesondere diejenigen des Fern- 
sehens, so waren sie seitens der CDU Anlass für helle Empörung, be- 
anspruchten sie doch, wie es die Konservativen sahen, selbst Politik 
treiben zu können. Der Eindruck war insofern nicht ganz falsch, weil 
in den Rundfunkhäusern der damaligen Zeit viele Vertreter einer Jour- 
nalistengeneration saßen, die sich in der Tat als politische Akteure ei- 
ner linksliberalen Umgestaltung der Gesellschaft sahen, wie es unter 
anderen politischen Vorzeichen für namhafte Herausgeber und Redak- 
teure der politischen Zeitungen des 19. und frühen 20. Jahrhunderts 
durchaus üblich gewesen war. Nachgerade zur Hassfigur wurde Pe- 
ter Merseburger, der mehrere Jahre NDR-Redakteur und Leiter des 
ebenso erfolgreichen wie umstrittenen Fernsehmagazins Panorama 
war. Dass diese politisch engagierten Fernsehredakteure Gelegenheit 
hatten, ihre aus konservativer Sicht illegitime Einmischung in das Ge- 
staltungsmonopol der Politiker vor einem Millionenpublikum zu be- 
treiben, stärkte die Befürworter des Privatfernsehens in der CDU, das 
den Zeiten so hoher Einschaltquoten ein Ende machen sollte. 

Unter das Verdikt unzulässiger politischer Meinungsbekundungen 
konnten Journalisten allerdings auch deswegen fallen, weil sie von ak- 
tuellen norddeutschen Kampfplätzen wie dem Bauplatz des Atom- 
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kraftwerks Brokdorf in der schleswig-holsteinischen Wilstermarsch 
berichteten. Die Reporter und Redakteure bewegten sich bei diesem 
Thema in einer Art Grauzone. Denn aus der damaligen konservativen 
Sicht gab es keine Legitimation für Bürgerbewegungen, Widerstand 
gegen parlamentarisch legitimierte politische Maßnahmen wie den 
Bau eines Atomkraftwerks zu leisten. Mitte der 1980er Jahre sollte zwar 
das Bundesverfassungsgericht dieser Sichtweise den Boden entziehen. 
In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre war sie jedoch dort, wo Konser- 
vative regierten, herrschende Meinung. Das setzte Journalisten, die mit 
dem Thema Brokdorf befasst waren, regelmäßig scharfer Kritik seitens 
der schleswig-holsteinischen CDU aus. Diese Grauzone ist ein weiteres 
Spezifikum der politisch-medialen Beziehungen, das der NDR-Streit 
in den Blick rückt. 

Schließlich taucht im Zusammenhang mit der NDR-Frage auch ein 
Akteur auf, der nicht fehlen darf, wenn es um bundesdeutsche Rund- 
funkpolitik geht: die Rechtsprechung. Was den Rundfunk betrifft, sind 
die Beziehungen zwischen Medien und Politik in (West-)Deutschland 
eine Dreiecksbeziehung, weil wesentliche Aspekte der Rundfunkord- 
nung durch Gerichtsurteile strukturiert wurden. So war es auch in 
diesem Fall. Das Berliner Oberverwaltungsgericht erklärte die Kündi- 
gung des NDR-Staatsvertrags für ungültig, was die drei Kontrahenten 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hamburg zwang, in aller Eile 
doch noch einen neuen Dreiländerstaatsvertrag zustande zu bringen, 
der den NDR in seinem Bestand erhielt, die Einführung des kommer- 
ziellen Fernsehens jedoch ermöglichte. Insofern ging die Geschichte 
aus wie das Hornberger Schießen. Sie gibt jedoch überaus interessante 
Einblicke in die Beziehungs- und Wahrnehmungsgeschichte von Poli- 
tik und Medien in der Spätphase der alten Bundesrepublik. 


Wer nach diesen Zusammenfassungen der Kapitel glaubt, das Wich- 
tigste zu wissen, möge die Probe aufs Exempel machen und in die 
Kapitel selbst hineinschauen. Denn dort findet sich, was sich der Zu- 
sammenfassung, die auf die rahmensetzenden Zusammenhänge be- 
schränkt bleiben muss, entzieht. Das sind alle individuellen Verkörpe- 
rungen und konkreten Details der einzelnen Ereignisse, die erst 
plausibel machen, wie alles zusammenhängt oder eben nicht alles. Das 
sind die kontingenten Auswirkungen von Sachverhalten, Personen 
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oder Erfahrungen, die nur deswegen Wirkung ausüben, weil sie zeit- 
gleich da sind, aber eminent folgenreich sein können. Das sind die un- 
erwarteten Folgen von Handlungen oder Prozessen, die eintreten, oder 
die erwarteten Folgen, die ausbleiben. Das ist die Ungewissheit der Ak- 
teure über die Zukunft und ihre Prägung durch Erfahrungen, die ih- 
nen andere Deutungen ihrer Gegenwart nahelegen, als wir sie rück- 
blickend erwarten. Kurzum: Nur die detaillierten Darstellungen sind 
wirklich reich an zeitgenössischen Kontexten, die es zwar auch nicht 
erlauben, uns in die Menschen früherer Zeiten hineinzuversetzen. Das 
ist und bleibt eine Illusion. Sie erlauben jedoch, Zusammenhänge, die 
wir selbst stiften, indem wir Selbstverständlichkeiten, Ansichten und 
Wertungen unserer eigenen Gegenwart in die Vergangenheit exportie- 
ren, leichter zu erkennen und einzuklammern, weil sie mit Selbstver- 
ständlichkeiten, Ansichten und Wertungen der Zeitgenossen kollidie- 
ren. Einen solchen kulturgeschichtlichen und akteurszentrierten 
Ansatz zu vertreten bedeutet, nicht daran zu glauben, dass es Entitäten 
wie »die Medien« oder »die Politik« gibt. Wenn diese Ausdrücke den- 
noch in der Darstellung vorkommen, dann nur, um abzukürzen und 
Wiederholungen zu vermeiden. 

Allen vier Doppelkapiteln und dem Solitär in ihrer Mitte wird ein 
Vorspann vorausgeschickt, der in das jeweilige Thema einführt und 
Thesen aufstellt, die, wie ich hoffe, hilfreich dafür sind, den narrativ 
strukturierten Kapiteln meine Deutungsabsichten gegenüberzustel- 
len - sei es in nachvollziehender, sei es in kritischer Absicht. Am Ende 
der (Doppel-)Kapitel folgt jeweils ein Fazit, in dem wichtige Aspekte 
resümiert und über das Erzählte hinausgehende Zusammenhänge an- 
gesprochen werden. Um die Zahl der Buchseiten nicht zu sehr aufzu- 
blähen - die Literatur zur Politik- und Mediengeschichte und zu den 
verschiedenen Themen geht ins Uferlose -, beschränken sich die Fuß- 
noten weitgehend auf den Nachweis wörtlicher Zitate. Deren Schreib- 
weisen wurden punktuell angeglichen, so wurde z.B. überall »dass« 
statt »daß« verwendet. Hinweise zur für mich wichtigsten Sekundär- 
literatur und herangezogenen Quellenbasis sowie gegebenenfalls zum 
Forschungsstand finden sich für jedes Kapitel am Ende des Buches. Die 
Schlussbemerkungen fassen zusammen, was mir im Überblick über 
alle Kapitel hinweg an Gemeinsamkeiten und Unterschieden der Be- 
ziehungen zwischen Journalisten und Politikern in Deutschland und 
Großbritannien bemerkenswert erscheint. 


| Die Presse des 19. Jahrhunderts 
im Ersten Weltkrieg 


Dem Blick auf die Beziehungen zwischen Presse und Politik im Ersten 
Weltkrieg wird durch ein Hindernis die Sicht verstellt. Es besteht in der 
Überschätzung der Propaganda im Sinn einer obrigkeitlichen Kon- 
trolle und Lenkung der Medien und ihrer Inhalte. Zwar war es in der 
Tat so, dass in den Jahren 1914-1918 alle am Krieg beteiligten Länder 
Propagandainstitutionen einrichteten, Experten für Propaganda be- 
schäftigten und propagandistische Mittel und Strategien in ihre Krieg- 
führung integrierten. Doch waren die Adressaten in der Regel Länder 
des neutralen oder feindlichen Auslands beziehungsweise gegnerische 
Soldaten an den Fronten. Als in der zweiten Kriegshälfte dann auch die 
jeweils eigene Bevölkerung zum Ziel obrigkeitlicher Propagandamaß- 
nahmen gemacht wurde, ging es weniger um Kontrolle und Lenkung 
von Zeitungsinhalten als darum, bestimmte Ziele zu erreichen: Plakate 
und Vorträge sollten die Bevölkerung motivieren, Kriegsanleihen zu 
zeichnen. Soldaten sollten durch Vortragsveranstaltungen gegen pazi- 
fistische und sozialistische Gedanken immunisiert und durch Theater- 
vorstellungen unterhalten werden. Oder aber der Ruf nach verstärkter 
Propaganda — wie ihn besonders die deutsche Militärführung 1917/18 
erhob — wurde zu einer Art Übersprungshandlung, als militärisches 
Handeln nicht die erwarteten Früchte trug. 

Die britischen und deutschen Zeitungen, ihre Besitzer und Jour- 
nalisten waren also keine Adressaten propagandistischer Lenkung, wie 
sie im Zweiten Weltkrieg in Deutschland gängig wurde. Für eine natio- 
nale Presselenkung fehlten in beiden Ländern die Institutionen — 
in Deutschland wegen der territorialen und administrativen Vielfalt, 
in Großbritannien wegen seiner politischen Kultur, in welcher nicht 
vorgesehen war, dass die Exekutive über Instrumente der politischen 
Meinungsbildung verfügte. Das einzige legitime Forum für politische 
Erörterungen war hier das Parlament; und es waren dessen Fraktionen 
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und Abgeordnete, die durch ihre Pressebeziehungen und gemeinsam 
mit ihnen nahestehenden Journalisten die Nachrichtenlage bestimm- 
ten. Die politische Presse stellte ihrerseits ein weiteres Hindernis für 
eine nationale Propaganda dar. Denn sie war, was die landesweit gele- 
senen Zeitungen betraf, die die politische Berichterstattung dominier- 
ten, stark parteipolitisch gefärbt. Das galt für Großbritannien und 
Deutschland gleichermaßen. Teils gehörten die Zeitungen einzelnen 
Parteien oder Parteiführern; teils vertraten Zeitungsbesitzer und -he- 
rausgeber dezidierte parteipolitische Positionen. Namhafte Presseleute 
verstanden sich durchweg selbst als Politiker, die mit ihrem Blatt aktiv 
an den tagespolitischen Auseinandersetzungen teilnahmen. Das war 
ihr primäres Ziel, nicht die — durchaus willkommene - Steigerung der 
Auflage. Und sie schrieben für eine Leserschaft, die ihre Ansichten im 
Großen und Ganzen teilte. Einer solchen Presse hätten, selbst wenn es 
die entsprechenden zentralen Institutionen gegeben hätte, keine Posi- 
tionen oder Inhalte vorgegeben werden können. Dafür fehlte es schon 
an einer gemeinsamen Sprache, die die parteipolitischen Unterschiede 
überwölben konnte. 

Was, wenn nicht Propaganda, charakterisierte also die Beziehun- 
gen zwischen Journalisten und Politikern während des Ersten Welt- 
kriegs in Deutschland und Großbritannien? Das war zum einen die 
Zensur. Sie wurde in beiden Ländern sehr unterschiedlich gehandhabt: 
in Großbritannien relativ zurückhaltend und in der Regel auf Fälle mi- 
litärisch relevanter Informationen beschränkt; in Deutschland so ex- 
tensiv und chaotisch, dass das Schreiben von Zeitungsartikeln zum 
Drahtseilakt wurde. Hier gaben die das Reich flächendeckend überzie- 
henden Militärdienststellen durch ihre restriktive Zensurpraxis die 
Grenzen des Publizierbaren vor: Erscheinen durften nur Artikel, die 
die politischen Linien der Militärführung - die selbst zum wichtigen 
politischen Akteur wurde — bekräftigten oder zumindest nicht infrage 
stellten. Die wichtigste dieser militärisch-politischen Leitlinien war, 
dass der Krieg so lange fortgesetzt werden müsse, bis die deutschen 
Truppen siegreich waren. Denn nur ein Siegfrieden konnte die exorbi- 
tanten Kriegsziele territorialer und ökonomischer Art erreichen, die 
die Militärführung und ein erheblicher Teil der deutschen Ober- und 
Mittelschichten für unerlässlich hielten. Politische Erörterungen über 
Kriegsziele hatten nur stattzufinden, soweit sie dieser Maßgabe folgten. 
Auch in Großbritannien wurden Kriegsziele aufgestellt, verfolgt und 
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debattiert. Hier spaltete jedoch diese Frage Politik, Medien und Gesell- 
schaft nicht annähernd so scharf, wie es in Deutschland in der zweiten 
Kriegshälfte der Fall war. 

Die erste These des folgenden Kapitels ist, dass diese unterschied- 
liche Handhabung der Zensur sehr folgenreich war — und zwar nicht 
nur für die Beziehungen zwischen Politik und Presse. In Großbritan- 
nien, wo eine politische Berichterstattung weiter möglich war, konnten 
wichtige Fragen der Kriegs- oder der Innenpolitik in den Zeitungsspal- 
ten zum Thema gemacht werden. Das steigerte die politische Bedeu- 
tung der Presse in einer Zeit, in der die Auseinandersetzung im Parla- 
ment ausgesetzt war, um den Burgfrieden zu erhalten. In Deutschland 
hingegen fielen die Zeitungen als Foren politischer Diskussion ebenso 
aus wie der Reichstag. Politische Divergenzen, sei es über die Kriegfüh- 
rung oder darüber, welche Personen oder Parteien die Regierung füh- 
ren sollten, konnten unter den deutschen Bedingungen nicht öffentlich 
ausgetragen werden, was politische Aushandlungsprozesse erschwerte 
und illusionistische Nachrichtenlagen förderte. Die britischen Verhält- 
nisse machten es demgegenüber möglich, einen zwischen den Parteien 
ausgehandelten Regierungswechsel herbeizuführen, wozu die Presse 
beitrug. Politisches Handeln war hier noch diskutierbar. Das galt sogar 
für Auseinandersetzungen über genuin militärische Belange. 

Zum anderen war das Verhältnis zwischen Politikern, Militärs 
und Presseleuten ähnlicher parteipolitischer Ausrichtung im Krieg, 
so meine zweite These, durch einen sehr engen und vertrauensvollen 
Umgang gekennzeichnet. Das entsprach in Großbritannien den Ge- 
pflogenheiten, wie sie sich im 19. Jahrhundert eingebürgert hatten. In 
Deutschland waren die Kriegsjahre in dieser Hinsicht demgegenüber 
eine Art Inkubationsphase: Zwar hatte es hier bereits vor 1914 erste An- 
sätze des Auswärtigen Amts gegeben, solche Vertrauensverhältnisse zu 
einzelnen Journalisten herzustellen. Die Kriegszeit vermehrte und in- 
tensivierte dann jedoch die Beziehungen zwischen Presseleuten einer- 
seits und Politikern und Militärs andererseits. Sie trafen sich jetzt 
regelmäßig in den seit Kriegsbeginn aus dem Boden schießenden ge- 
selligen Kreisen, etwa der Deutschen Gesellschaft 1914. Und die Ein- 
richtung der Berliner Kriegspressekonferenz nach Kriegsbeginn insti- 
tutionalisierte einen Umgang zwischen Pressevertretern und Militär, 
der ebenso intensiv wie vertraulich war — waren doch die meisten der 
dort den Journalisten übermittelten Informationen nicht zur Ver- 
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öffentlichung bestimmt. Eine Art Vertraulichkeitskartell' gab es also in 
beiden Ländern, wenn auch in unterschiedlichen Formen: in London 
auf individueller und Parteibasis als Beziehung unter Gleichgestellten, 
die sich als Gentlemen und als politische Akteure begegneten. Hier 
verfügten auch die Regierungsmitglieder über beste Pressekontakte, 
weil die Regierungen aus dem Parlament gebildet wurden und die Ab- 
geordneten ihre Netzwerke mitnahmen, wenn sie in die Ministerbank 
aufrückten. In Berlin waren die persönlichen Netzwerke, die Journalis- 
ten und Politiker verbanden, vor 1914 geringer ausgeprägt. Sie wurden 
im Krieg in institutionalisierter Form verstärkt. Kaum jemals waren sie 
jedoch Beziehungen unter Gleichen. Und was die Regierung betraf, so 
verfügten ihre Mitglieder oft über keine eigenen Pressebeziehungen: 
Die deutschen Regierungen wurden nicht aus dem Reichstag heraus 
gebildet, sondern vom Kaiser ernannt, und viele Minister stammten 
aus der — pressepolitisch in der Regel weniger gut vernetzten — Admi- 
nistration. 

Die britische Version des Vertraulichkeitskartells erfuhr allerdings 
in der Kriegszeit, so die dritte These, eine folgenreiche Modifikation. 
Mit den Pressezaren, damals verkörpert vor allem durch Lord North- 
cliffe, meldete sich ein neuer Typus von Pressebesitzer auf der politi- 
schen Bühne zu Wort, der keiner Partei und keiner Person dauerhaft 
verbunden war. Das brachte ein neues Element in die überkommenen 
Beziehungsformen zwischen Presse und Politik. Denn auch wenn 
Northcliffe bereits vor 1914 eine ganz eigene Rolle in der politisch-me- 
dialen Landschaft gespielt hatte, wuchs ihm in der zweiten Kriegshälfte 
eine neue Bedeutung zu. Die Kriegsverhältnisse hatten nämlich mit 
David Lloyd George einen Politiker an die Spitze der Regierung ge- 
bracht, der seinerseits ein Novum war: weil er Premierminister war, 
ohne über eine Partei mitsamt deren Pressebeziehungen verfügen zu 
können. Der parteipolitisch frei flottierende Pressezar stellte für den 
Premierminister einen möglichen Ausweg aus dieser schwierigen Lage 
dar, bescherte ihm jedoch gleichzeitig neue Probleme, weil Vertrau- 
lichkeit in diesem Fall kein praktizierbarer Beziehungsmodus war. 


1 Die Klärung und Begründung dieses Begriffs findet sich im Kapitel »Verglei- 
chendes zum Schluss«. 
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Aus den Unterschieden, die die drei Thesen hinsichtlich der Beziehun- 
gen zwischen Presse und Politik in den untersuchten Ländern ins Zen- 
trum stellen, ergeben sich unterschiedliche Schwerpunkte der Darstel- 
lung: Der britische Teil stellt die Vielfalt der Interaktionen zwischen 
Politikern und Journalisten und deren Folgen in den Mittelpunkt. Im 
deutschen Teil geht es um die Auswirkungen, die die verordnete Ein- 
heit auf Politik und Journalismus in der Kriegszeit hatte. 
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Politik im Krieg. Politiker, Militärs und Journalisten 
in Großbritannien 1914-1918 


Robert Donald, der Herausgeber des Daily Chronicle und zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts einer der angesehensten Londoner Presseleute, 
war ein Mann mit Fantasie. In einer Rede, die er 1913 als Präsident des 
Institute of Journalists hielt, wagte er eine vor dem Rundfunkzeitalter 
kühne Prognose, die ihm allerhand Spott von seinen journalistischen 
Kollegen eintrug: dass nämlich in nicht allzu ferner Zukunft die Nach- 
richten, statt mit den Zeitungen zu kommen, in die britischen Haus- 
halte geliefert werden könnten wie Gas und Strom.? Was aber jenseits 
seines Vorstellungsvermögens lag, war, dass fünf Jahre später, wenige 
Wochen vor dem Ende des Weltkriegs, seine Karriere als Herausgeber 
einer der maßgebenden Londoner Tageszeitungen auf denkwürdige 
Weise abrupt beendet werden würde. Von einem Tag auf den anderen 
würde er seinen Posten verlieren, weil der Daily Chronicle ohne sein 
Wissen verkauft worden war. Und zwar an den amtierenden Premier- 
minister Großbritanniens, David Lloyd George — ein unerhörtes Ereig- 
nis in der britischen Pressegeschichte. Umso unerhörter, weil damit 
eine Zeitung in den Privatbesitz eines Regierungschefs kam, die in den 
Monaten zuvor eben diesen Regierungschef scharf angegriffen hatte. 

Auf den ersten Blick passt diese Episode gut in das wohlbekannte 
Bild des Ersten Weltkriegs als erster Höhepunkt staatlicher Medienkon- 
trolle und Propaganda. Tatsächlich war der staatliche Aufgabenzu- 
wachs in den Jahren 1914-1918 enorm. So wie der Krieg völlig neue Di- 
mensionen aufwies, sprengten auch deren Bewältigungsversuche die 
bisherigen Begrenzungen staatlichen Handelns — unter anderem auf 
dem Gebiet der Medienkontrolle und -lenkung. In Großbritannien 
wurden ebenso wie in anderen kriegführenden Ländern im großen Stil 
Instrumente der Medienkontrolle und -beeinflussung geschaffen. Die 


2 New Forces in Journalism. Address by Robert Donald, President of the Institute 
of Journalists, Annual Conference, York, 18. August 1913, abgedruckt in: Taylor, 
Robert Donald, S. 265-270. 
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Zensur war vorrangig. In London wurde gleich zu Beginn des Krieges 
das Press Bureau eingerichtet, das Pressetelegramme zensierte, die aus 
dem Ausland eingingen oder in andere Länder abgingen. Hier konnten 
die Zeitungsredaktionen Artikel vorlegen, wenn sie im Zweifel waren, 
ob für den Feind nützliche Informationen enthalten waren; sie mussten 
das allerdings nicht tun. Im weiteren Kriegsverlauf gab das Press Bureau 
mitunter auch Nachrichten an die Redaktionen heraus, die nach Bedarf 
verwendet werden konnten, und verschickte an dieselben Adressen um 
die 700 Instruktionen darüber, welche Gegenstände geheim zu halten 
waren? Zensiert wurde daneben unter Leitung des War Office und der 
Admiralty nach militärischen Sicherheitskriterien. Die Nachrichten- 
agentur Reuters wurde in der zweiten Kriegshälfte für die Dauer des 
Krieges unter staatlichen Einfluss gestellt und ihre Meldungen damit 
potenziell zensierbar. Das Militär zensierte die Berichte der Kriegsbe- 
richterstatter, die seit 1915 Reportagen von den Fronten lieferten. 

Für die aktive Propaganda ins neutrale und feindliche Ausland 
wurden im Lauf der Kriegsjahre diverse Organisationen geschaffen. Sie 
unterstanden bis 1917 mehrheitlich dem Foreign Office. Dieses hatte 
auch auf die erste Einrichtung, die diese nebeneinander bestehenden 
Einrichtungen koordinieren sollte — das im Februar 1917 gegründete 
Department of Information -, entscheidenden Einfluss. Im März 1918 
wurde ein Ministry of Information eingerichtet, in dem das Depart- 
ment of Information und das War Office Cinematographic Committee 
aufgingen. Es sollte die Kooperations- und Kompetenzprobleme lösen, 
die bislang zwischen den verschiedenen propagandistisch aktiven In- 
stitutionen bestanden hatten. Neben dem Ministry of Information be- 
stand seit Februar 1918 eine separate Abteilung für Propaganda ins 
feindliche Ausland. 

Im Inland wurde ebenfalls aktive Propaganda betrieben. Plakate, 
Vorträge und Großveranstaltungen warben um Rekruten; das feder- 
führende Parliamentary Recruiting Committee war allerdings, wie der 
Name schon sagt, keine Einrichtung der Regierung, sondern unter- 
stand den im Parlament vertretenen Parteien. Das Innenministerium 
propagierte eine sparsame Haushaltsführung. Die Kriegsanleihen 
wurden flächendeckend beworben. Der König bereiste das Land und 
sprach vor Versammlungen. In den Kinos wurden die von der Filmab- 


3 Cook, The Press in War-Time, S. 57f. 
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teilung des War Office gedrehten Filme von den Kriegsschauplätzen 
und Wochenschauen gezeigt. Topical Budget, die einzige rein britische 
Wochenschau-Produktionsfirma, wurde Ende 1917 vom War Office 
Cinematographic Committee angekauft und damit offizielle Propa- 
gandaquelle. Und als sich im Lauf des Jahres 1917 Befürchtungen ver- 
stärkten, dass die Bevölkerung der Beeinflussung durch inländische 
Pazifisten, ausländische Propagandisten und russische Revolutionäre 
erliegen und kriegsmüde werden könnte, wurde das National War 
Aims Committee gegründet. Es führte bis Kriegsende landesweit Ver- 
anstaltungen durch, auf denen Redner das Publikum zum weiteren 
Durchhalten zu ermuntern und Arbeitern die Streikwilligkeit auszu- 
treiben suchten. In einem Fall wurde dafür auch in besonders spekta- 
kulärer Weise das zufällige Publikum von Kinovorstellungen genutzt: 
Gleichzeitig in etwa 5000 Kinos und Music Halls im ganzen Land 
wurde am 4. August 1918 eine versiegelte Botschaft des Premierminis- 
ters Lloyd George geöffnet und geschätzten zweieinhalb Millionen 
Menschen dessen Aufruf zum Durchhalten verlesen.” 


Die Beziehungen zwischen Journalisten und Politikern 


Staatliche Propaganda spielte also zweifellos in den Jahren 1914-1918 
eine völlig neue Rolle. Doch lohnt ein zweiter Blick auf die Medienge- 
schichte dieser Zeit. Denn im Bild der starken Exekutive, die die Me- 
dien lenkt und kontrolliert und das In- und Ausland mit Propaganda 
eindeckt, gibt es eine auffällige Anomalie. Und das ist die heimische 
Presse. Sie war mit Abstand das wichtigste Medium der Kriegszeit, 
denn sie war — vor den Zeiten des Radios — konkurrenzlos als Vermitt- 
lerin und Kommentatorin politischer und militärischer Informatio- 
nen. Nur wer Zeitungen las, erfuhr, was politisch geplant oder ent- 
schieden wurde, wer welche politischen oder militärischen Positionen 
innehatte, was sich im neutralen oder im feindlichen Ausland tat und 
wie die Situation an den Fronten war. Allerdings waren die Informa- 
tionen, die die Zeitungsleser erhielten, alles andere als vollständig und 
unverfälscht. Dafür sorgten die Zensur und ihr weniger sichtbarer 
Zwilling, die Selbstzensur. Von der Schlacht von Passchendaele, der 
dritten Ypernschlacht, etwa, die rückblickend zum Sinnbild der extre- 


4 Horne, Remobilizing, S. 206. 
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men Härte und der Sinnlosigkeit des Ersten Weltkriegs geworden ist, 
konnte sich anhand der Zeitungsberichte kein Leser ein auch nur an- 
nähernd realistisches Bild machen. Und keine einzige Zeitungsredak- 
tion vermittelte ihrer Leserschaft einen Einblick in die zutiefst pessi- 
mistischen Ansichten, wie sie sich in Londoner politischen Kreisen 
nach der Sommeschlacht 1916 hinsichtlich der Chancen eines briti- 
schen Sieges über die deutschen Truppen breitmachten. Nicht etwa, 
dass die hauptstädtischen Journalisten sich darüber im Unklaren wa- 
ren; dank ihrer hervorragenden Kontakte zu Politikern und Abgeord- 
neten waren sie bestens über diese vorherrschende Stimmungslage im 
Bilde. Sie selbst entschieden hier, wie in vielen anderen Zusammen- 
hängen, nichts darüber zu bringen, weil es die eigene Bevölkerung ent- 
mutigen, diejenige der Feindländer ermutigen und in neutralen Staa- 
ten die Position Großbritanniens schwächen könnte. 

Die Bedeutung der Presse lag also nicht darin, dass sie ein klares 
Bild der politisch-militärischen Situation und der britischen Politik 
vermittelte, sondern vielmehr darin, dass es das einzige verfügbare Bild 
war — in einer Situation, in der jede neue Nachricht überlebenswichtig 
sein konnte: weil sie die drohende Einberufung, Schwierigkeiten der 
Nahrungsmittelbeschaffung, das Abspringen von Alliierten, militäri- 
sche Niederlagen oder Führungsprobleme der Regierung ankündigen 
konnte. In einer Situation zudem, in der die wichtigste weitere Quelle 
für politische Informationen, das Parlament, ausgefallen war. Die Par- 
teien hatten einen Burgfrieden geschlossen; der Informationsgehalt 
der Unterhausdebatten war dementsprechend gering; Wahlkämpfe 
fanden in den Kriegsjahren nicht statt. Sogar die Hinterbänkler unter 
den Abgeordneten waren, da meist selbst nicht auf dem Laufenden, auf 
die Lektüre der Zeitungen angewiesen — was den Einfluss der Presse auf 
das Parlament verstärkte.’ Doch auch in den Führungszirkeln der Par- 
teien und unter den Regierungsmitgliedern wurden Zeitungen wichti- 
ger als je zuvor; ihre Seiten boten den einzigen verbliebenen Platz, auf 
dem — mehr oder weniger offen — innerparteiliche Konflikte, Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen den Parteien, Attacken auf die Re- 
gierung oder Auseinandersetzungen über die Strategien der militäri- 
schen und der politischen Kriegführung ausgetragen werden konnten. 
Es war und blieb zwar das Parlament, das über Wohl und Wehe von Re- 
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gierungen und Regierungsmitgliedern entschied; doch die Funktion, 
Austragungsort politisch bedeutsamer Konflikte zu sein, war bis zu 
einem gewissen Grad an die Zeitungen übergegangen. Das verschaffte 
diesen Konflikten innerhalb der politischen Klasse ausgerechnet in 
Zeiten des Krieges eine Publizität, die weit über die Leserschaft hinaus- 
ging, die bislang die Protokolle der Parlamentsdebatten oder Wahl- 
kampfreden zu ihrer Lektüre gemacht hatte. Zeitungsleute wie George 
Allardice Riddell, den Besitzer der auflagenstarken Sonntagszeitung 
News ofthe World, stimmte diese neue Rolle der Presse bedenklich, weil 
sie gegen die ungeschriebene englische Verfassung verstieß;” Lord 
Northcliffe, der nicht zu solcher Selbstbeschränkung neigende Besitzer 
des größten zeitgenössischen Pressetrusts, leitete demgegenüber aus 
diesem Bedeutungszuwachs den Anspruch ab, einen Platz in der poli- 
tischen Kommandozentrale einzunehmen. 

Nicht zuletzt waren Zeitungen für die politische Klasse demnach 
wichtiger geworden als zuvor. Dafür gab es noch einen weiteren Grund: 
Journalisten waren ihre wichtigsten Informanten über die Stimmun- 
gen in der Bevölkerung? und die Interna politischer Situationen, in die 
sie selbst keinen Einblick hatte. Das hatte bereits vor Kriegsbeginn ge- 
golten, nahm danach jedoch an Bedeutung zu. So fragte beispielsweise 
Lloyd George 1911 den Herausgeber des Manchester Guardian, C. P. 
Scott, wie er sich gegenüber den militanten Frauenrechtlerinnen ver- 
halten sollte.? Im Jahr 1916 wurde Scott seinerseits aktiv und übersandte 
Lloyd George ein langes Telegramm des amerikanischen Kolumnisten 
Walter Lippmann, den Scott gebeten hatte, eine Äußerung des ameri- 
kanischen Präsidenten auf ihre Hintergründe hin abzuklopfen." Als 
Informanten über die Situationen im Ausland verfügte die Regierung 
zwar über das Foreign Office und sein Netz von Diplomaten. Doch 


6 Ebd., S. 11. 

7 McEwen (Hg.), Riddell Diaries, S. 228 (Eintrag vom 17. Juni 1918). 

8 Über die Stimmung in der Bevölkerung informierte sich, um nur ein Beispiel 
unter vielen zu nennen, Schatzkanzler und Tory-Führer Andrew Bonar Law in 
einem Gespräch mit C. P. Scott im August 1917; Wilson (Hg.), Political Diaries of 
C. P. Scott, S. 302 (Eintrag vom 29. August 1917). 

9 David Lloyd George an C. P. Scott, 30. November 1911; Parliamentary Archives, 
London, Lloyd George Papers, LG C/8/1/1. 

10 C. P. Scott an David Lloyd George, 24. Dezember 1916; Parliamentary Archives, 
London, Lloyd George Papers, LG F/45/2/2. 
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dessen Gesichtspunkte waren oft nicht diejenigen, die parteipolitisch 
gerade interessierten. 

Es waren also kriegsbedingte Veränderungen ihres Umfelds, die 
den Zeitungen eine neue Bedeutung zuwachsen ließen — verbunden 
mit der Tatsache, dass in einer entscheidenden Hinsicht dieses Umfeld 
dasselbe blieb wie vor dem Krieg. Die Exekutive als solche, also der Pre- 
mierminister, sein Kabinett und die der Regierung zuarbeitende Admi- 
nistration, war nicht legitimiert, in die Presseberichterstattung einzu- 
greifen. Das hätte dem herkömmlichen britischen Verfassungsdenken 
diametral widersprochen: zum einen, weil die Errichtung eines regie- 
rungsamtlichen Presseapparats als Versuch gegolten hätte, ein Mei- 
nungsmonopol zu errichten und die Freiheit der Presse zu gefährden; 
zum anderen, weil unter den Bedingungen des Zweiparteiensystems 
jede Regierung quasi eine Partei-an-der-Regierung und die Opposition 
immer gleichzeitig die nächste Partei-an-der-Regierung war. Jede Par- 
tei brachte ihre jeweiligen Pressekontakte zum Tragen, sei es von den 
Oppositions- oder von den Regierungsbänken aus; insofern fehlte es 
auch an jedem Bedürfnis einer parteiunabhängigen, verstetigten Pres- 
searbeit, die anzustreben einer Regierungspartei nur die Kritik einge- 
bracht hätte, auf eine Meinungsdiktatur aus zu sein. Gegenüber den 
Pressestellen der einzelnen Ministerien und Behörden, die in den Jah- 
ren 1914-1918 immer zahlreicher wurden, bestanden solche Bedenken 
nicht: Sie dienten überwiegend den partei- und personenbezogenen 
Bedürfnissen des jeweiligen Ministers, nicht zuletzt dessen Eigenre- 
klame. William Sutherland, der Pressereferent Lloyd Georges, laut Rid- 
dell ein »amusing cynical dog«," erwarb sich für sein spin-doctoring eine 
leicht sinistre Berühmtheit. Als er 1917 eine Presseveröffentlichung über 
die Beilegung eines Streiks dergestalt redigierte, dass Lloyd George und 
nicht der verantwortliche Minister das Verdienst zugesprochen bekam, 
musste sein Chef sich vor dem Unterhaus dafür entschuldigen.” 

Die Exekutive als solche war also ohne Legitimation und ohne In- 
strumente, wenn es um die Einflussnahme auf die innenpolitische Be- 
richterstattung der britischen Zeitungen ging. Das galt auch für die 
Koalitionsregierungen seit Mitte 1915, die das System alternierender 
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Parteien zeitweilig außer Kraft setzten. Auch der Propaganda- und 
Kontrollapparat, der für die Jahre 1914-1918 kennzeichnend war, än- 
derte nichts daran: Das Ausland und nur das Ausland war der Adressat 
dieser Propagandabemühungen — mit Ausnahme der Filme, die auch 
in Großbritannien gezeigt wurden. Nur diese Tatsache machte diese 
Apparate zur Meinungslenkung in Großbritannien akzeptabel, und 
auch das nur mit Mühe - galt doch selbst die Auslandspropaganda als 
im Prinzip anrüchige Angelegenheit, die besser nicht von Kabinetts- 
mitgliedern, sondern unbemerkt von anonymen Funktionären ge- 
handhabt werden sollte.” Die wichtigste Institution, die als Propagan- 
daeinrichtung gegenüber der eigenen Bevölkerung tätig war, das 
National War Aims Committee, wurde bezeichnenderweise nicht von 
der Regierung, sondern von den Koalitionsparteien der Regierung 
Lloyd Georges gegründet und richtete sich nicht an die Presse. Bevor 
Gelder aus amtlichen Töpfen flossen, wurde es auch mehrere Monate 
von den Parteien finanziert. Und was die Zensur betraf, so waren für 
sie Militärs und — im Fall des Press Bureau — außerdem Journalisten 
verantwortlich, keinesfalls aber die Regierung unmittelbar. Die politi- 
sche Berichterstattung war ohnehin von der Zensur ausdrücklich aus- 
genommen. Nur in einigen Ausnahmefällen sprachen die Londoner 
Regierungen der Kriegszeit Zeitungsverbote aus, meist gegenüber lin- 
ken oder pazifistischen Blättern, denen es an journalistischer und poli- 
tischer Solidarität seitens der tonangebenden Kreise fehlte, und nur für 
kurze Zeiträume. Überschritten wurde die Grenze zur politischen 
Gängelung in der zweiten Kriegshälfte auf Betreiben der Regierung bei 
zwei heiklen Themen: Streiks der eigenen Arbeiterschaft und Erörte- 
rungen eines Kompromissfriedens. 

In ihrer innenpolitischen Berichterstattung und Kommentierung 
war die Presse jedoch frei — und zwar frei von systematischen Regie- 
rungseinflüssen. In der Praxis der damaligen britischen politischen 
Kultur und Presselandschaft hieß dies, die Zeitungen und Zeitschriften 
waren frei, ihre jeweilige politische Ausrichtung oder ihre eigenen po- 
litischen Missionen zu wählen und sich einer Partei oder einem Politi- 
ker zu attachieren. Darüber entschieden die Besitzer, idealiter nicht 
durch direkte Intervention in den redaktionellen Bereich, sondern 
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durch die Einstellung und gegebenenfalls durch die Entlassung eines 
verantwortlichen Herausgebers, der dem jeweiligen Blatt die politische 
Linie vorgab. Eine ganze Reihe von Besitzern und die weit überwie- 
gende Mehrheit der Herausgeber standen in enger Beziehung zu einer 
Partei oder einem Politiker. Manch einer hatte sich einer spezifischen 
politischen oder moralischen Mission, etwa dem Temperenzlertum, 
verschrieben. Die sogenannte Freiheit der Presse war also die Freiheit 
zu entschiedener (partei-)politischer Stellungnahme und oft auch Be- 
richterstattung, nicht die Freiheit von einer solchen. 

Zugespitzt lief dies darauf hinaus, dass es so etwas wie »die 
Presse« — als eine »der Politik«, »der Regierung« oder »den Parteien« 
gegentiberstehende gesellschaftliche Instanz — nicht gab. Vielmehr 
verteilten sich die überwiegend in London ansässigen, landesweit ton- 
angebenden politischen Organe auf das jeweilige politische Parteien- 
spektrum. Das führte zu einer entsprechend partei- oder personenori- 
entierten Berichterstattung und Kommentierung. Ein Widerspruch 
zum Verhalten einer qualitätsvollen und »freien« Presse wurde von den 
Zeitgenossen darin nicht gesehen. Die Pressevertreter, allen voran die 
Londoner Herausgeber, galten zwar auch, aber nicht ausschließlich als 
Beobachter des politischen Geschehens. Sie verstanden sich selbst als 
politisch handelnde Personen und wurden auch von anderen so aufge- 
fasst: als Mitgestalter der Politik entsprechend ihrer jeweiligen poli- 
tisch-ideologischen Einstellung. In dieser Rolle waren sie alles andere 
als Befehlsempfänger. Keinem Politiker und keiner Partei blieb die Er- 
fahrung erspart, von ihnen nahestehenden Zeitungen und Herausge- 
bern kritisiert zu werden, wenn ihre Positionen in den Redaktionen 
nicht geteilt wurden. Manchmal führte dies dazu, dass der Umgang 
miteinander distanzierter wurde: keine gemeinsamen Golfspiele mehr, 
keine Wochenendbesuche im Landhaus des Politikers, keine Besuche 
des Herausgebers in der Downing Street, weniger freundlicher Aus- 
tausch von Briefen. Selten jedoch kam es zum völligen Bruch. Man war 
zu sehr aufeinander angewiesen: Journalisten brauchten die informel- 
len Kontakte, um zu wissen, was hinter den Kulissen los war, und um 
(mit ihren gedruckten Stellungnahmen oder jenseits davon) Einfluss 
nehmen zu können. Politiker wiederum hatten ohne publizistische 
Unterstützung einen sehr schweren Stand gegenüber Kollegen und 
Konkurrenten, deren Positionen eine bessere Presse hatten; außerdem 
waren sie ohne die Hintergrundinformationen, die ihnen von den 
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Journalisten zugetragen wurden, selbst über das Geschehen in der 
eigenen Partei unzureichend informiert. 

Am Beispiel Robert Donalds und des Daily Chronicle lässt sich ein 
Eindruck davon gewinnen, wie solche Kontakte auf der liberalen Seite 
des politischen Spektrums aussahen — und wie sie komplizierter wur- 
den, als der Krieg neue Entscheidungen erforderte, über welche die 
Meinungen zwischen politischen Akteuren ebenso wie zwischen Jour- 
nalisten auseinandergingen. Die daraus entstehenden Konfliktlinien 
verliefen teils zwischen den Parteien, teils innerhalb der parteilichen 
Gruppierungen. Vor allem im liberalen Lager und seiner Presse tauch- 
ten innere Verwerfungen auf, da in diesem politischen Milieu eine 
kriegskritische Einstellung Tradition hatte. Schon während des Buren- 
kriegs 1899-1902 hatte sich ein liberales Antikriegslager von denjeni- 
gen Liberalen getrennt, die den Krieg in Südafrika im Besonderen und 
militärische Interventionen innerhalb des Empire im Allgemeinen be- 
fürworteten. Auch damals hatte es, wie später 1918 beim Daily Chron- 
icle, eine Art feindlicher Übernahme einer Zeitung gegeben, als Ende 
des Jahres 1900 eine von Lloyd George und anderen zusammenge- 
brachte Gruppe von Finanziers, angeführt vom Schokoladenfabrikan- 
ten George Cadbury, die Daily News übernahm, ihren kriegsbefürwor- 
tenden Herausgeber Edward T. Cook entließ und durch Alfred G. 
Gardiner ersetzte, der die Zeitung auf Antikriegskurs brachte. Cook 
schrieb danach Leitartikel für den Daily Chronicle, bis dessen Heraus- 
geber Donald ihn dann auf Drängen Lloyd Georges hin, dem Cook 
nicht kämpferisch genug war, von dieser Tätigkeit entband.' Im Welt- 
krieg vervielfältigten sich die tektonischen Verwerfungen, die das libe- 
rale Lager zu einer seismisch aktiven Zone machten: Liberale Politiker 
und Journalisten mussten sich mit dem Kriegseintritt Großbritanniens 
abfinden, was einigen unter ihnen, etwa C.P. Scott vom Manchester 
Guardian, dem Flaggschiff des liberalen Qualitätsjournalismus, schwer- 
fiel. Sie mussten sich entscheiden, ob sie die Einführung der Wehr- 
pflicht tolerierten, die für viele Liberale schwer zu schlucken war. Sie 
waren hin- und hergerissen, ob sie der Regierung nachgeben sollten, 
wenn diese — wie später unter Lloyd George — von ihnen forderte, auf 
die Erörterung von politischen Bedingungen für einen Friedensschluss 
zu verzichten, der das Massentöten an den Fronten hätte beenden kön- 
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nen. Vor allem aber war da das Erdbeben, das 1916 im liberalen Lager 
durch den erzwungenen Rücktritt des bisherigen liberalen Kriegspre- 
miers, Herbert Henry Asquith, und seine Ersetzung durch den Libera- 
len Lloyd George, der eine Koalitionsregierung mit den Konservativen 
bildete, hervorgerufen wurde. Es spaltete die Liberalen zutiefst und 
war der Anfang vom Ende der liberalen Partei und auch - ein kleines 
Erdbeben im großen — der Anfang vom Ende des Daily Chronicle. 
Denn Lloyd George kaperte später dieses Blatt, weil er, ein Unikum in 
der Geschichte Großbritanniens, Premier ohne Partei und ohne ver- 
lässliche journalistische Unterstützer war. Die Liberale Partei war ihm 
1918 bis auf eine Minderheit ihn unterstützender Liberaler abhanden- 
gekommen. Das galt auch für die Mehrheit der liberalen Blätter, von 
denen er, was die politisch tonangebenden betraf, gegen Ende des Krie- 
ges nur noch auf den Manchester Guardian rechnen konnte. Dessen 
Herausgeber Scott hatte jedoch dezidiert eigene Vorstellungen von li- 
beraler Politik und war nicht wirklich lenkbar. 

Der Schotte Robert Donald war Mitte 40, als er 1904 Herausgeber 
des Daily Chronicle wurde. Das Blatt war, ebenso wie sein Herausgeber 
und der Besitzer Frank Lloyd, liberal ausgerichtet und erfreute sich der 
neuen Zugänglichkeit der liberalen Regierung für die Journalisten; sie 
zeigte sich insbesondere im seit der Faschodakrise des ausgehenden 
19. Jahrhunderts pressepolitisch aktiver gewordenen Foreign Office." 
Auch Donald, der seine Zeitung vor dem Krieg neben politischen 
Nachrichten und Kommentaren schwerpunktmäßig mit literarischen 
Texten und Themen füllte, frühstückte hin und wieder mit Außenmi- 
nister Edward Grey" und war Gast des First Lord of the Admiralty 
Winston Churchill auf der Enchantress, der Yacht der Admiralitat.” Es 
war jedoch der Schatzkanzler, David Lloyd George, zu dem Donald die 
intensivste Verbindung hielt. Donald versorgte ihn mit Informationen, 
die er von seinen Korrespondenten erhielt - beispielsweise über die die 
britische Vorkriegspolitik nahezu völlig okkupierende Situation in Ir- 
land." Er entschuldigte sich für Artikel seines Blattes, die dem Schatz- 
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kanzler missfielen.' Er gab an ihn weiter, was er an kritischen Stimmen 
über Lloyd George zugetragen bekam.” Er unterstützte Lloyd George 
während der Marconi-Affäre 1913, als Vorwürfe wegen Insidergeschäf- 
ten mit Anteilen der Marconi-Gesellschaft den Politiker aus dem Ver- 
kehr zu ziehen drohten — auch wenn es Donald zwischenzeitlich 
schwergefallen zu sein schien. Und er spielte regelmäßig Golf mit Lloyd 
George auf dem Golfplatz von Walton Heath südlich von London. 
Dessen Eigentümer war wiederum Riddell, der vermögende Besitzer 
der News of the World. Riddell war ein wichtiger Verbündeter des kom- 
menden starken Mannes in der liberalen Partei, was sich auch materiell 
niederschlug: Er überließ Lloyd George, der als Aufsteiger aus einfa- 
chen walisischen Verhältnissen ohne nennenswertes Vermögen war, 
über Jahre hinweg ein Haus in Walton Heath und bei Gelegenheit auch 
ein Ferienhaus für den Sommerurlaub.” Riddell war so etwas wie die 
Spinne im Netz von Lloyd Georges Pressebeziehungen. Seine News of 
the World war zwar kein politisches, sondern ein Sensations- und Un- 
terhaltungsblatt, in dem Scheidungsfälle und Sport eine wichtigere 
Rolle spielten als politische Nachrichten. Aber er kannte, nicht zuletzt 
in seiner Funktion als stellvertretender Vorsitzender, später als Vorsit- 
zender des Interessenverbandes der Zeitungsbesitzer, der Newspaper 
Proprietors’ Association, alles, was in der nationalen Zeitungsland- 
schaft Rang und Namen hatte. 

Da Lloyd George auch beim Golfspielen kein anderes Thema 
kannte als Politik, wurde während der Wochenenden in Walton Heath 
zum Thema, was jeweils in der liberalen politischen Szene und für die 
Regierung von Bedeutung war. Ebenso wie bei Riddell konnte sich 
Lloyd George bei Donald sicher sein, dass kein Gebrauch von Informa- 
tionen gemacht wurde, wenn er es nicht wollte. Das Vertraulichkeits- 
kartell zwischen Politikern und ihnen nahestehenden Journalisten 
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funktionierte zuverlässig. Lloyd George erzählte beispielsweise Riddell 
1915 von einer geplanten Offensive an der Westfront.? In seiner Funk- 
tion als stellvertretender Vorsitzender der Newspaper Proprietors’ As- 
sociation erhielt Riddell ab Mitte Mai 1915 vom Kriegsministerium für 
die private Information der Herausgeber die Verlustzahlen; keiner gab 
diese jemals an die Leser weiter.? C. P. Scott erfuhr von Lloyd George 
im Februar 1916, dass die Regierung für die kommende Frühjahrsof- 
fensive immer noch keinen Plan habe.“ Andrew Bonar Law, konserva- 
tives Mitglied der Koalitionsregierung und Führer der Tories, verriet 
Robert Donald unmittelbar vor Asquiths Sturz personelle Interna der 
kommenden Administration.” Und von Lloyd George, zu diesem Zeit- 
punkt bereits Premierminister, wurde Donald einige Monate später in 
Überlegungen einbezogen, noch während der Kriegszeit Wahlen abzu- 
halten.’ Alle diese Informationen hätten Schlagzeilen machen können, 
wenn sie jemals veröffentlicht worden wären. Das Vertraulichkeitskar- 
tell funktionierte sogar in Zeiten heftiger innenpolitischer Kämpfe. So 
publizierte keine Zeitung das, was alle wussten, aber nicht einmal die 
Lloyd George gegenüber feindlichsten Blätter ausposaunen wollten, 
auch wenn sie ihn für einen Verderber der britischen Politik hielten: 
dass der verheiratete Politiker ein langjähriges Verhältnis mit seiner Se- 
kretärin Frances Stevenson unterhielt. Die wichtigste britische Institu- 
tionalisierung des Vertraulichkeitskartells, das sogenannte Admiralty, 
War Office and Press Committee, bestand bereits seit 1912 und diente 
auch in den Jahren 1914-1918 als Verbindungsstelle zwischen Presse, 
Militär und Regierung; hier erhielten die Pressebesitzer viele, ins- 
besondere militärisch relevante Informationen, die dem allgemeinen 
Publikum vorenthalten blieben.” 

Im Juni 1915 — Lloyd George war seit einigen Wochen Munitions- 
minister — war der Herausgeber des Daily Chronicle noch unter den- 
jenigen, an die Lloyd George vertrauliche Mitteilungen oder ebenso 
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vertrauliche Bitten um Kooperation richtete. Der Minister bat den 
Pressemann, in seiner Zeitung eine Kampagne gegen das War Office 
loszutreten. Offensichtlich wagte es der normalerweise keinem Kampf 
ausweichende Politiker nicht, die administrative Spitze des Militärs di- 
rekt anzugehen. Der kluge Beobachter Riddell, dessen überaus auf- 
schlussreiches Tagebuch diese Episode verzeichnet, schloss daraus, 
dass die Regierung ziemlich schwach sein musste, womit er, soweit es 
um die Durchschlagskraft ziviler Politik gegenüber dem Militär ging, 
völlig recht hatte. Donald sagte erst zu, bekam dann aber kalte Füße, 
weil er fürchtete, von einer Attacke auf das War Office könnten ne- 
gative Folgen für das Land und die Kriegführung ausgehen.” Die Ein- 
stellung gegenüber dem Militär sollte sich im Folgenden als eine der 
Sollbruchstellen im Verhältnis zwischen Lloyd George und Donald 
erweisen. Eine zweite war Lord Northcliffe, die sprichwörtliche loose 
cannon der britischen Zeitungslandschaft. Er war ein publizistisches 
Schwergewicht - sein Pressetrust umfasste mit der Daily Mail das auf- 
lagenstärkste Massenblatt und mit der Times das seriöse Flaggschiff des 
britischen Zeitungsmarkts und hielt 1914 ungeschlagene knapp 29 Pro- 
zent der Auflage aller Londoner Morgen- und Abendblätter mit natio- 
naler Verbreitung.” Entgegen der üblichen Praxis verpflichtete sich 
Northcliffe nie einer Partei; sein Pressekonzern folgte ausschließlich 
den sprunghaften Vorstellungen seines Besitzers. Das war ein Novum 
in der politisch-medialen Landschaft Londons, die überwiegend nega- 
tiv darauf reagierte. Konservativen war er darüber hinaus als Aufstei- 
ger und erfolgreicher Populist suspekt, der auch vor Attacken auf 
das Establishment nicht zurückschreckte. Liberale verabscheuten ihn 
wegen seiner antiliberalen Positionen, als antideutschen Kriegshetzer 
der Vorkriegsjahre und als Besitzer der Daily Mail. Sie war die erste 
Londoner Morgenzeitung, deren Auflage bis 1914 die Schallmauer der 
Millionengrenze erreicht und zeitweilig überschritten hatte. Dieser 
Vorstoß in völlig neue quantitative Dimensionen war Northcliffe ge- 
lungen, weil er mit der Daily Mail einen in Großbritannien neuen Zei- 
tungstyp heimisch gemacht hatte: eine Zeitung, die einen niedrigen 
Preis und ein ansprechenderes Layout hatte, das die eng gesetzten Blei- 
wüsten durch Schlagzeilen und Bilder auflockerte und optisch gefälli- 
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ger strukturierte, und die eine Sprache pflegte, deren Verständnis kein 
akademisches Studium voraussetzte. Bislang hatten sich die Besitzer 
und Herausgeber von Tageszeitungen nur insoweit für die Auflagen- 
höhe interessiert, als sie gegenüber zahlungskräftigen Inserenten als 
Lockmittel nutzbar war. Da für die Mehrzahl der Besitzer und Heraus- 
geber dieser Blätter jedoch der politische Zweck der Zeitung im Vor- 
dergrund stand, hatte sich außer Northcliffe niemand um die Erschlie- 
Bung der breiteren Leserschichten bemüht, denen die Daily Mail ihren 
Aufstieg verdankte; denn diese Bevölkerungskreise waren vor den Zei- 
ten des Massenwahlrechts für die politische Klasse von geringer Bedeu- 
tung. Dementsprechend groß war der Abstand der anderen meinungs- 
starken Zeitungen gegenüber der Daily Mail, die um die Zeit des 
Kriegsbeginns 1914 eine Auflage von geschätzt 950000 Exemplaren 
hatte. Um 1914 lag etwa die Auflage der liberalen Morgenzeitungen 
Daily Chronicle und Daily News bei 400000 beziehungsweise 550 000 
Exemplaren, noch geringer waren diejenigen der konservativen Mor- 
genzeitungen zu diesem Zeitpunkt: Der Daily Express führte mit 
300000 Exemplaren, gefolgt vom Daily Telegraph mit 190000, der Ti- 
mes mit 150000 und der Morning Post und dem Standard mit jeweils 
um die 80000. Noch niedrigere Auflagen hatten einige der politisch re- 
levanten Abendblätter: die liberale Westminster Gazette und der kon- 
servative Globe jeweils 20000, die ebenfalls konservative Pall Mall Ga- 
zette 10000. Deutlich mehr verkauften demgegenüber der liberale Star 
(um die 500000) und Northcliffes Evening News (etwa 600000). 

Alle diese Zahlen stellen nur Annäherungswerte dar, da die Aufla- 
genhöhe ein streng gehütetes Geheimnis der Vertriebsabteilungen war; 
doch geben sie das große Gefälle zwischen den quantitativen Reichwei- 
ten der Zeitungen wohl einigermaßen realistisch wieder. Die North- 
cliffe-Presse war unter diesen Bedingungen aus liberaler Sicht nicht 
nur deswegen bedrohlich, weil sie mehr Absatz hatte. Sie unterhöhlte 
vielmehr einen Zeitungsmarkt, der bislang weniger als Markt verstan- 
den worden war denn als publizistische Plattform, auf der die Vielfalt 
des politischen Spektrums zwischen und innerhalb der beiden großen 
Parteien widergespiegelt wurde. Die Zeitungen dieses traditionellen 
Typs konnten in London insgesamt auf nicht mehr als höchstens 
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100000 Käufer rechnen, wie John Alfred Spender, der Herausgeber der 
Westminster Gazette, rückblickend schätzte.” Dieser elitäre Adressaten- 
kreis — beziehungsweise dessen jeweiliger parteipolitischer Sektor — 
war es, auf den die politischen Zeitungen des alten Typs abzielten. Zu 
ihm gehörten allen voran die Journalisten selbst, die ihre Artikel auf 
der Grundlage dessen schrieben, was sie in anderen Blättern gelesen 
hatten. Die Massenpresse mit ihrem viel breiteren Leserkreis drohte 
diesen Adressatenkreis zur Bedeutungslosigkeit zu verdammen — und 
mit ihm die Zeitungen, die auf ihn ausgerichtet waren. Das wiirde der 
Verdrängungswettbewerb der Nachkriegszeit wenig später erweisen. 


Zeitungen alten und neuen Typs im Umfeld 
des Regierungswechsels 1916 


Im Mai 1915 lösten Northcliffe und der militärische Korrespondent sei- 
ner Times, Colonel Charles a Court Repington, die erste größere Krise 
der britischen Kriegspolitik aus. Sie machten sich zum Sprachrohr 
der Klagen über ungenügenden Munitionsnachschub, die in den Füh- 
rungsstäben der britischen Truppen an der Westfront verbreitet waren, 
und scherten damit aus dem Vertraulichkeitskartell aus. Der britische 
Oberkommandierende, Field Marshal John French, in dessen Haupt- 
quartier Northcliffe und Repington zu Gast waren, verdächtigte Kriegs- 
minister Herbert Kitchener, die Westfront zugunsten des britischen 
Angriffs auf die Dardanellen zu vernachlässigen und generell der Auf- 
gabe, den Nachschub zu maximieren, nicht gewachsen zu sein. Zwar 
führten die Attacken der Daily Mail auf Kitchener, ein nationales Idol, 
zu wütenden Leserbriefen, Verbrennungen von Zeitungsexemplaren 
vor der Börse und einem vorübergehenden Auflagenrückgang der 
Daily Mail. Doch gleichzeitig lieferte die shell crisis dem Pressezaren 
Northcliffe einen fulminanten Einstieg in die Sphäre der Londoner Po- 
litik, trug diese Krise doch mit dazu bei, dass Asquiths liberale Regie- 
rung in eine Koalitionsregierung mit den Konservativen umgebildet 
und der energische Lloyd George mit dem neu geschaffenen Muniti- 
onsministerium betraut wurde. Der Premier reagierte damit aber we- 
niger auf Northcliffe als auf Kritik an seiner unentschiedenen und zö- 
gerlichen Führungsrolle aus politischen Kreisen. Auf die Presse gab 
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Asquith wenig, nahm sie auch nur selektiv zur Kenntnis, was später zu 
seinem Sturz beigetragen haben dürfte, weil er, wie Robert Donald 
Ende 1916 feststellte, weder über die Schärfe der Kritik an seiner Per- 
son im Bilde war, noch darum bemüht, ihr durch eigene Pressekon- 
takte entgegenzuwirken.? Northcliffe allerdings betrachtete auch noch 
den Sturz Asquiths als sein höchsteigenes Verdienst und war ab dann 
mehr denn je überzeugt davon, Premierminister machen und ver- 
schwinden lassen zu können. Seine linksliberalen Kritiker teilten diese 
Überzeugung. Ihre immer schrilleren Warnrufe drückten die Panik 
gegenüber Northcliffes gefühlter Pressemacht ebenso aus wie die Be- 
fürchtung vieler Liberaler, dass eben diese neue Macht der Massen- 
presse mit der neuen Macht des Staates fusionieren und eine illiberale 
Gesellschaft hervorbringen würde. 

Northcliffe war für Robert Donald ebenso wie für die anderen pro- 
filierten liberalen Herausgeber, Gardiner und Scott, also ohnehin schon 
ein rotes Tuch. Skandalös wurde er in ihren Augen, als er in unüber- 
sehbare Nähe zum starken Mann der liberalen Partei, Lloyd George, 
rückte. Northcliffe war für eine Unterstützung aller, die seiner Meinung 
nach für eine entschiedene Kriegführung bis zum militärischen Sieg 
über Deutschland standen. Zu ihnen zählte für Northcliffe wie für viele 
andere Lloyd George. Der Munitionsminister seinerseits umwarb den 
Pressezaren damals aus demselben Grund und wunderte sich sehr, als er 
feststellen musste, dass er damit seine liberalen journalistischen Unter- 
stützer gegen sich aufbrachte. Donald war Mitte 1915 ebenso wie die li- 
berale Partei entsetzt über diese (vorübergehende) Verbindung.” Lloyd 
George brauchte jedoch offensichtlich eine ganze Weile, bis ihm klar 
wurde, dass Northcliffes Unterstützung für einen Liberalen ein frag- 
würdiger Aktivposten war. Sein Eckermann Riddell, der dem Gegen- 
stand seiner Aufzeichnungen mit größerer Kritikfähigkeit gegenüber- 
stand als sein Vorgänger rund hundert Jahre früher dem Geheimrat 
Goethe, fand im Oktober 1916 diese späte Erkenntnis naiv und stellte 
fest: »LG has a wonderful faculty for believing what he wants to believe, 
or what it suits him to believe for the time being. «* Zu diesem Zeitpunkt 
konnte sich der walisische Politiker aber, was die heftigen Reaktionen 
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der liberalen Presse an der neuen Rolle des Pressezaren in der Politik be- 
traf, keiner Täuschung mehr hingeben. Gardiner griff Lloyd George im 
April 1916 explizit wegen seiner Verbindung zu Lord Northcliffe an.” 
Nachdem Asquith am 5. Dezember 1916 zurückgetreten war, kulmi- 
nierte die liberale Pressekritik am Pressezaren in einem wilden Cre- 
scendo. Gardiner veröffentlichte unter der Überschrift »(Newspaper) 
Placards or Parliament« eine Diagnose des Geschehens, die Northcliffes 
Pressekampagne als Ursache für den Sturz der Regierung Asquith iden- 
tifizierte und noch Schlimmeres vorhersagte, sollte das Land nicht 
rechtzeitig für das Parlament und gegen die Macht Northcliffes votie- 
ren: Die gestürzte Regierung, so Gardiner, »became the target |...] ofa 
ruthless [...] press campaign which appealed directly to the passions of 
the mob against the authority of Parliament«. Was das für die Zukunft 
bedeute, sei klar: »It means that having destroyed one Government 
Lord Northcliffe is going to exercise the powers of a dictator over its suc- 
cessor. Let that threat be dealt with at once. If it is not, if the real power 
is not in the Cabinet, but in Carmelite House [dem Sitz der Daily Mail, 
U. D.], this country is lost.«3 Robert Donalds Daily Chronicle war nicht 
weniger alarmistisch und verglich die Bedrohung durch die Massen- 
presse mit derjenigen durch die deutschen U-Boote: Unter der Uber- 
schrift »The Press Vendetta. Tyranny and Torture« hieß es dort mit 
deutlichem Hinweis auf Northcliffe, ein Teil der Presse sei zu destruk- 
tiver Kritik übergegangen, die in einigen Fallen unpatriotische Formen 
angenommen und hysterische Züge entwickelt habe. Jede neue Regie- 
rung »will have to deal with the Press menace as well as the submarine 
menace; otherwise Ministers will be subject to tyranny and torture by 
daily attacks impugning their patriotism and earnestness to win the 
war«.? 

Das einzige Erklärungsbedürftige am Sturz der Asquith-Regierung 
war allerdings, dass er so spät kam. Seit 1915 war die Unzufriedenheit 
führender politischer Kreise mit seiner Regierung gestiegen. Sie be- 
klagten »the present system of governing by 22 gabblers round a table 
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with an old procrastinator in the chair«.*® Was die Zeitungen wider- 
spiegelten beziehungsweise teilten, war die Kritik vor allem aus konser- 
vativen und militärischen, aber auch aus liberalen Kreisen an Asquith, 
dessen Begabung, nämlich das geduldige Moderieren von politischen 
Aushandlungsprozessen, unter Kriegsbedingungen zur Schwäche ge- 
worden war. Der in politischen Kreisen nach der Sommeschlacht um 
sich greifende Pessimismus, was die Aussichten Großbritanniens be- 
traf, die deutschen Truppen in absehbarer Zeit militärisch niederzu- 
zwingen, dürfte das Seinige dazu beigetragen haben, dass sich die 
Dinge zum Jahresende 1916 zuspitzten. Erst jetzt gelang es, den zöger- 
lichen Vorsitzenden der Konservativen Partei, Andrew Bonar Law, 
zum Jagen zu tragen. Er hatte bislang gezaudert, dem Premier der Ko- 
alitionsregierung, an der er selbst beteiligt war, effizientere Maßnah- 
men der Kabinettsorganisation aufzuzwingen. Hinter den Kulissen 
war es Bonar Laws Vertrauter, der Pressebesitzer Max Aitken (seit 
1916/17 Lord Beaverbrook), dem — weniger durch seine Veröffentli- 
chungen, sondern durch Vermittlerdienste, die er unter strikter Wah- 
rung der Vertraulichkeit leistete — die Mobilisierung Bonar Laws zu 
verdanken gewesen sein dürfte. 

Konservative Presseorgane, die sich gegen Asquith engagierten, 
waren in einigen Fällen eng mit führenden Tories der Anti-Asquith- 
Front verbunden: so der Herausgeber der Morning Post, H. A. Gwynne, 
mit Edward Carson, der Führungsfigur der Konservativen im Un- 
terhaus, und Geoffrey Robinson (später Umbenennung in Geoffrey 
Dawson), Herausgeber der Times, mit dem im Burenkrieg berühmt ge- 
wordenen imperialistischen Politiker Alfred Milner. Neben den Kon- 
servativen waren es die Militärs, die Druck machten. Auch ihre Geduld 
mit Asquiths umständlichem Führungsstil war erschöpft. Und auch sie 
hatten ihre Drähte zu Presseleuten, um ihre Ansichten öffentlich zu 
machen. Dazu gehörte Robert Donald, der gut mit William Robertson, 
dem Chief ofthe Imperial General Staff und wichtigsten militärischen 
Berater der Regierung, bekannt war und nach einem längeren Ge- 
spräch mit Robertson am 29. November einen Artikel veröffentlichte, 
in dem er das Asquith-Kabinett wegen seiner Unfähigkeit kritisierte, 
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Entscheidungen zu fällen. Die liberale Westminster Gazette von John 
Alfred Spender folgte mit ähnlicher Tendenz am selben Nachmittag, da 
selbst dieser enge Verbündete des Premiers — allem Anschein nach 
ohne von irgendeiner Seite inspiriert worden zu sein — auf eine Effek- 
tivierung der Kriegspolitik drängte. 

Dass sich somit zwei maßgebliche liberale Zeitungen in den Chor 
der Kritiker einreihten, drückte die schwindende Unterstützung für 
Asquiths Regierung dramatischer aus als alles andere. Es war der Name 
Lloyd Georges, der in den Kreisen der Kritiker intern und in den ihnen 
nahestehenden Blättern am häufigsten als der des kommenden starken 
Mannes gehandelt wurde. Der tatendurstige Waliser teilte diese Mei- 
nung, war jedoch ebenso wie viele andere keineswegs sicher, ob er ge- 
gebenenfalls in der Lage wäre, eine eigene Regierung auf die Beine zu 
stellen. Deswegen ging es bei den internen wie den öffentlichen Debat- 
ten bis zuletzt nicht um den Sturz der Regierung Asquith, sondern um 
ihre Einhegung und Umgehung durch ein kleines, ausschließlich auf 
die Fragen der Kriegführung fokussiertes Gremium, dem die wichtigs- 
ten Entscheidungen vorbehalten sein sollten und in dem Lloyd George 
eine starke Rolle einnahm. Auf ihn lief es nicht etwa deswegen zu, weil 
er allseits beliebt oder auch nur akzeptiert war. Ganz im Gegenteil 
schieden sich an ihm schon lange die Geister: Für die konservative 
politische Elite war er ein misstrauisch beäugter Eindringling in die 
Sphäre des Londoner Politikbetriebs, dem erkennbar Traditionen 
nicht heilig waren; der keine der Eliteschulen und Universitäten durch- 
laufen hatte, auf denen andere Aufsteiger in politische und gesell- 
schaftliche Netzwerke eingebunden wurden; und dessen Ehrgeiz, 
Energie und Eloquenz gern als Indizien für seine Herkunft aus dem 
Celtic fringe klassifiziert wurden, die ihn den englischen Führungskrei- 
sen nicht empfahl. 

Viele Liberale wiederum hatten aus anderen Gründen ihre Schwie- 
rigkeiten mit Lloyd George. Zwar war er in der Vorkriegszeit zur Füh- 
rungsfigur der linksliberalen politischen Szene aufgestiegen. Er hatte 
sozial- und gesellschaftspolitische Reformen, wie die Einführung 
neuer Steuern zur Finanzierung von Krankenversicherung und Ren- 
tenzuschüssen, vorangetrieben und sich für die Etablierung einer iri- 
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schen Home Rule (»Selbstregierung«) eingesetzt. Außerdem hatte er 
zu den Kritikern des Burenkriegs und der britischen Empirepolitik ge- 
hört. Nun jedoch erwies sich Lloyd George als Vertreter einer kompro- 
misslosen Ausrichtung des Landes auf einen entschiedenen Kriegs- 
kurs, beginnend mit der Zustimmung zum britischen Kriegseintritt 
Anfang August 1914. Für den Manchester Guardian und die Daily News, 
beide vertraten dezidiert das linksliberale Spektrum der Liberalen, war 
schon das ein Problem. Für den Daily Chronicle, dessen Herausgeber 
Donald mehr der Mitte des liberalen Spektrums zuzuordnen war, be- 
gannen die Schwierigkeiten, Lloyd Georges Politik zu unterstützen — 
abgesehen von der zeitweiligen Verbindung ihres Protagonisten mit 
Northcliffe —, mit der heftigen innenpolitischen Debatte für und gegen 
die Einführung der Wehrpflicht: Lloyd George war dafür, Donald da- 
gegen." Doch hielt Donald weiterhin Lloyd George für »the biggest 
man in English politics«." 


Presse, Politik und Militär 1917/18 


Folgenreicher für die Beziehungen zwischen dem Herausgeber des 
Daily Chronicle und Lloyd George war jedoch eine ganz andere Frage, 
nämlich diejenige, die während Lloyd Georges Amtszeit als Kriegspre- 
mier die innenpolitischen Konflikte prägen sollte wie keine andere: 
Wer, so lautete sie, bestimmt über die Strategie der Kriegführung — die 
Regierung oder die Generalität? Drängend wurde das Problem, als im 
Lauf des Jahres 1916 alle bisherigen Illusionen über ein baldiges Ende 
des Krieges zerstoben und mit ihnen das Vertrauen auf einen militäri- 
schen Sieg gegen Deutschland. Was war unter diesen Bedingungen zu 
tun? Sollte man an der Westfront den entscheidenden Durchbruch ver- 
suchen? Oder sollte man, statt weiter gegen die deutschen Schützen- 
gräben anzustürmen und dabei ungeheuerliche Verluste an Soldaten 
und Material zu riskieren, lieber andere Fronten aufmachen? Etwa ge- 
gen die Türkei, um diesen Verbündeten des Deutschen Reichs aus der 
gegnerischen Front zu nehmen? 
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Nicht nur diese und weitere existenzielle Entscheidungen mussten 
gefällt werden, sondern gleichzeitig musste auch entschieden werden, 
wer es sein sollte, der entschied. Es gab keine Vorerfahrungen darüber, 
wie Entscheidungsstrukturen in einem mehrjährigen Krieg von sol- 
chen Dimensionen aussehen könnten. Das galt schon für die rein mi- 
litärische Führung: Sie blieb bis 1917 ohne ein alliiertes Oberkom- 
mando. An der Westfront war der britische Oberkommandierende 
seiner Regierung und seinem Monarchen unterstellt und der französi- 
sche der Regierung in Paris. Wer aber unter den Generälen durfte dem 
anderen befehlen, was er mit seinen Truppen zu tun hatte? Das war ein 
ganz heißes Eisen. Die Befehlsgewalt über die eigenen Truppen war bis 
dahin eine Frage der nationalen Ehre und unter keinen Umständen an 
Ausländer abzutreten. Erst Premierminister Lloyd George richtete ein 
interalliiertes Oberkommando - allerdings mit nur beratender Funk- 
tion — an der Westfront ein. Dass er dabei auf erhebliche Schwierigkei- 
ten stieß, lag daran, dass es auch an Vorerfahrungen darüber fehlte, wer 
befugt war, solche Entscheidungen zu fällen. Durfte der Premierminis- 
ter, ein Zivilist, den Generälen die wechselseitige Unterordnung oder 
ein interalliiertes Oberkommando aufzwingen? Durfte er in die große 
Strategie eingreifen und den Kampf an andere Fronten, etwa im Süd- 
osten, verlagern? War es legitim, wenn er die hoffnungslos unvereinba- 
ren Bedürfnisse der Front und der heimischen Wirtschaft an Soldaten 
beziehungsweise an Arbeitskräften zugunsten der Kriegswirtschaft 
entschied? Theoretisch unterstanden die Generäle der Londoner Re- 
gierung. Diese hatte das Recht, die militärische Führung umzubeset- 
zen, wenn Ihr dies als richtig erschien. In der Praxis allerdings musste 
der Premierminister, wollte er dieses Recht ausüben, sein Kabinett hin- 
ter sich haben. Und Lloyd Georges Kabinett bestand überwiegend aus 
Konservativen, die sich nachhaltig gegen jeden Versuch zur Wehr setz- 
ten, Druck auf den Oberkommandierenden an der Westfront, Field 
Marshal Douglas Haig, auszuüben oder personelle Veränderungen in 
den militärischen Führungsstäben zu erzwingen. 

Lloyd George hatte bereits vor seinem Amtsantritt als Premiermi- 
nister zu deutlich erkennen lassen, dass es ihm an Respekt gegenüber 
der britischen Militärführung fehlte — das fanden jedenfalls die Mili- 
tärs selbst und ihre zahlreichen Unterstützer insbesondere in den Rei- 
hen der konservativen Politiker und Presseleute. Northcliffes Daily 
Mail fand dafür in ihrem Artikel »Politicians and Casualties. Hands off 
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the Army!«, der im Oktober 1916 deutlich erkennbar auf Lloyd George 
abzielte, die einprägsame Alliteration: »Ministerial meddling means 
military muddling.«* 

Tatsächlich teilte Lloyd George die Ansicht des französischen Pre- 
mierministers Aristide Briand, dass dieser Krieg zu wichtig sei, um ihn 
den Militärs zu überlassen, und bedauerte nur, dass diese Formu- 
lierung nicht von ihm selbst stammte. Mehr litt er allerdings unter 
dem geringen Einfluss, den er 1916 als zwischenzeitiger Kriegsminister 
hatte: »I am the butcher’s boy who leads in the animals to be slaughter- 
ed — when I have delivered the men my task in the war is over.«* 

Auch als Premierminister sah er es als seine Aufgabe an, Sachwalter 
der Soldaten zu sein und so viele Soldaten wie möglich lebend zurück- 
zubringen.” Nach einem Vortrag des Kriegsberichterstatters Philip 
Gibbs — er schrieb für den Daily Chronicle und den Daily Telegraph - 
vor einem kleinen geladenen Kreis von Politikern und Presseleuten 
meinte Lloyd George Ende 1917 zu C. P. Scott, das sei eine sehr beein- 
druckende Beschreibung dessen gewesen, was der Krieg an der West- 
front tatsächlich bedeute: »Even an audience of hardened politicians 
and journalists was strongly affected. [If people really knew the war 
would be stopped tomorrow — But of course they don’t know & can’t 
know. The correspondents don’t write & the censorship wouldn't pass 
the truth — What they do send is not the war, but just a pretty picture of 
the war with everybody doing gallant deeds.] The thing is horrible and 
beyond human nature to bear and »I feel I can’t go on with this bloody 
business: I would rather resign«. The generals are absolutely callous as 
to the gigantic casualties and order men to certain death like cattle to 
the slaughter. «" 
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Die menschenverschlingende Westfront war für den walisischen 
Politiker auch deswegen ein Gräuel, weil für ihn als Politiker, der die 
Bevölkerung zum weiteren Durchhalten zu motivieren hatte, klar war, 
dass diese menschliche Katastrophe in eine politische umschlagen 
konnte. Er hatte das Douglas Haig nach der Sommeschlacht während 
eines Lunchs vorsichtig zu vermitteln versucht: »We have been using 
up all our splendid men and our hoarded munitions, & what has it re- 
sulted in: six miles at the most. The people know that this is not victory. 
[...] The people here feel that with us there is no ingenuity. They 
would like to see a little more imagination, a little inventiveness, a little 
originality. They feel that at present there is none of this, and they are 
getting a little impatient.«” 

Doch fiir Generale waren solche Argumente nicht handlungslei- 
tend. Lloyd George beliefs es auch nicht beim Argumentieren, sondern 
er tat das, was die Daily Mail als »ministerial meddling« bezeichnete. 
Schon 1916 war die Northcliffe-Zeitung mit ihrer Kritik nicht allein ge- 
wesen. H. A. Gwynne erklarte in der Morning Post anlasslich von Lloyd 
Georges Ubernahme des War Office im Juni, er miisse lernen, den Mi- 
litärs freie Hand zur Führung des Krieges nach ihren Vorstellungen zu 
geben." Im September warnte Gwynne den Kriegsminister, er müsse 
sich militärfreundlicher verhalten.” Northcliffe wurde im Oktober 1916 
höchstpersönlich im War Office vorstellig und warnte Lloyd Georges 
Sekretär, er werde wegen Lloyd Georges Übergriffen in die Belange des 
Militärs an die Öffentlichkeit gehen.” Auch Donalds Daily Chronicle 
machte keine Ausnahme: Unter der Überschrift »The New Secretary 
for War« wurde im Juni 1916 davor gewarnt, dieses Ministerium reor- 
ganisieren oder in die Befugnisse des Chief of the Imperial General 
Staff, Robertson, eingreifen zu wollen.” Lloyd George empfand das als 
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Verrat und war über den »blundering fool« Donald sehr erbost. Da er 
sich ohnehin mit dem Gedanken trug, eine liberale Zeitung zu erwer- 
ben, um nicht von dem unberechenbaren Northcliffe abhängig zu sein, 
richtete sich sein Kaufinteresse ab jetzt auf den Daily Chronicle. Die 
Vorstellung, den Herausgeber mit der Nachricht überraschen zu kön- 
nen, dass ihm, Lloyd George, die Zeitung nun gehöre, bereitete ihm 
offensichtliches Vergnügen.” Doch so schnell würde der walisische 
Politiker seine Rache nicht genießen können. 

Zur allgemeinen Überraschung, nicht zuletzt seiner eigenen, war 
Lloyd George ein halbes Jahr später Regierungschef. Der Rücktritt 
Asquiths hatte den Weg für einen Kriegspremier freigemacht, der ab 
jetzt seinen persönlichen Zweifrontenkrieg führte: nach außen gegen 
Deutschland und seine Verbündeten, nach innen gegen die Militärfüh- 
rung und deren Fixierung auf die Westfront. Im Krieg nach außen 
hatte er Politik und Presse geschlossen hinter sich. Im inneren Kampf- 
geschehen, welches sich teils hinter den Kulissen, teils in den Spalten 
der Zeitungen abspielte, war der Kreis seiner Unterstützer sehr über- 
schaubar. Sogar sein eigenes Kabinett war in dieser Frage mehrheitlich 
gegen seine Attacken auf die Militärs und seine Versuche, Truppen und 
Material zugunsten anderer Kriegsschauplätze von der Westfront ab- 
zuziehen. Er war der mächtigste britische Premierminister, den es bis 
dahin gegeben hatte; keiner seiner Vorgänger hatte über einen so star- 
ken Staatsapparat verfügt. Und er war gleichzeitig der ohnmächtigste, 
konnte er doch nicht einmal auf die Unterstützung einer eigenen Partei 
und deren Presseorgane rechnen. Frontale Attacken auf Haig und an- 
dere führende Militärs verbaten sich unter diesen Umständen von 
selbst. Lloyd George verlegte sich also auf Angriffsarten, die über 
Bande spielten. Er versuchte, die britische und die französische Mili- 
tärführung gegeneinander auszuspielen und die dringend erforder- 
liche Einrichtung eines alliierten Oberkommandos mit der Entmach- 
tung der britischen Militärführung zu verbinden. Und immer wieder 
machte er Rückzüge und beugte sich den Entscheidungen der Gene- 
räle. 

Um seine Positionen publizistisch zur Geltung zu bringen, be- 
mühte sich Lloyd George um Herausgeber und Besitzer von nationalen 
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Zeitungen. Gleich zu Beginn seiner Amtszeit als Premier zog er Robert 
Donald wieder an sich: Er beauftragte ihn Anfang Januar 1917 damit, 
die für die Auslandspropaganda zuständigen Stellen zu evaluieren und 
Vorschläge zu ihrer Koordination zu machen. Donalds Bericht lag eine 
Woche später vor und diente als Grundlage für die Einrichtung des De- 
partment of Information im Februar 1917. Der Herausgeber des Daily 
Chronicle verkehrte seitdem wieder regelmäßiger in Lloyd Georges 
Haus in Walton Heath und diente dem Premierminister, wie C. P. 
Scott, der verlässlichste Unterstützer des Walisers, meinte, als eine Art 
Scout durch die potenziell gefährliche Presselandschaft:? Er hielt ihn 
über die Beziehungen der wichtigsten Presseleute zu Politikern auf 
dem Laufenden. Und er bemühte sich darum, in seinem Blatt Lloyd 
Georges Verdienste um die Kriegführung hervorzuheben.” Gegen 
Ende des Jahres 1917 verfasste Donald für Lloyd George einen zweiten 
Bericht über die nach wie vor mangelhafte Zusammenarbeit der Aus- 
landspropagandisten. 

Sehr elegant aus dem Weg geräumt wurde der unberechenbare 
und militärnahe Lord Northcliffe: Lloyd George schickte ihn von Juni 
bis November 1917 mit dem Auftrag in die Vereinigten Staaten, als 
Chef der British War Mission für gute Presse und Kontakte in das 
Washingtoner politische Milieu zu sorgen. Allerdings drohte diese 
Ernennung Lloyd Georges Pressebeziehungen am anderen Ende des 
politischen Spektrums, nämlich zum Manchester Guardian, zu ge- 
fährden: Dessen Herausgeber Scott war der wichtigste Unterstützer in 
Lloyd Georges Kampf gegen die Generalität und wurde durch die 
plötzliche Nähe des Pressezaren zum Premierminister stark irritiert. 
Wie er von Lloyd George erfuhr, steckte dahinter die Absicht, North- 
cliffe kaltzustellen: Dieser sei so »jumpy« geworden, dass eine Art 
Blitzableiter für seine überflüssigen Energien habe gefunden werden 


53 Wilson (Hg.), Political Diaries of C. P. Scott, S. 258 (Eintrag vom 28. Januar 
1917), 309 (Eintrag vom 21. Oktober 1917, hier das Zitat). 

54 Robert Donald an William Sutherland, 18. Mai 1917; Parliamentary Archives, 
London: Lloyd George Papers, LG F/15/3/1. Donald erbittet in diesem Schreiben 
an Lloyd Georges Sekretär Informationen, die es ihm, Donald, erlauben sollen, 
Lloyd Georges Verdienste um die Versorgung der Armee mit Munition und 
Waffen zu dokumentieren, um den Behauptungen der Times entgegenzutreten, 
sie sei es, die in dieser Hinsicht ausschließlich aktiv geworden sei. 


Politik im Krieg 


T1 


müssen, um eine öffentliche Auseinandersetzung mit ihm zu vermei- 
den.” 

Der Premierminister musste nicht nur bei Scott damit rechnen, 
dass solche taktischen Schachzüge zur Befriedung der für ihn extrem 
schwierigen Presselage Kollateralschäden erzeugten, indem sie ihm die 
Kritik eintrugen, sich mit »that strange creature«* Northcliffe und an- 
deren schlecht beleumundeten Presseleuten — unter ihnen auch Bea- 
verbrook — einzulassen. Es blieb ihm jedoch wenig anderes übrig. 
Denn die Mehrheit der Presseorgane verweigerte ihm die Unterstüt- 
zung immer dann, wenn seine Kritik am britischen Oberkommando 
unüberhörbar wurde, und ließ sich nicht auf irgendwelchen Missionen 
ins Ausland kaltstellen. Neben anderen attackierte Gwynne in der Mor- 
ning Post in seinem Leitartikel »The Amateur and the Soldiers«? die 
Einmischung von Zivilisten in die militärischen Führungsfragen; und 
der Herausgeber Leo Maxse forderte in der National Review — einem 
kleinen, aber viel zitierten Blatt am rechten Ende des konservativen 
Spektrums -, die oberste Kriegführung ausschließlich den Generälen 
zu überlassen.’ Nur der treue C. P. Scott kommentierte im Sinne Lloyd 
Georges, indem er auf den Punkt brachte, worauf es hinauslaufen 
würde, wenn die Zivilisten in Sachen Kriegführung nichts zu sagen 
hätten: »[T]hen the nation is being wagged from its least intelligent 
end, and that surely is not conducive to success.«? 

Zu einem Höhepunkt interner wie öffentlicher Kritik an Lloyd 
George kam es im Herbst 1917. Anlass war die Rede, die er am 12. No- 
vember in Paris über die Einrichtung des in Versailles angesiedelten al- 
liierten Supreme War Council gehalten hatte. Sie war unschwer als Kri- 
tik an der bisherigen militärischen Strategie der britischen Generalität 
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zu erkennen. Das Presseecho ließ mitunter jede Rücksicht auf den in- 
nenpolitischen Burgfrieden vermissen: Die Daily News warf Lloyd 
George vor, er wolle sich zum »military dictator« machen; »Hands off 
the British Army!« hieß es im Star.° Andere Blätter waren nicht weni- 
ger deutlich. Die Times und die Daily Mail hielten sich zurück: Weder 
Geoffrey Dawson, der Herausgeber der Times, noch Northcliffe woll- 
ten Lloyd Georges Führungsrolle gefährden; sie war ihrer Meinung 
nach unersetzlich fiir die britischen Siegesaussichten. Northcliffe, der 
Mitte November aus den Vereinigten Staaten zurtickkehrte, ging noch 
weiter. Er wechselte die Seiten: Nach der Schlacht von Cambrai Ende 
November und Anfang Dezember 1917, die ein weiteres Mal unter sehr 
hohen Verlusten sehr wenig Geländegewinn gebracht hatte, übte er 
erstmals öffentlich Kritik am britischen Oberkommando und forderte 
eine Untersuchungskommission wegen militärischen Versagens." Für 
den Premierminister war dieser unerwartete Alliierte alles andere als 
eine Erleichterung. Denn Lloyd George ging gerade zur Attacke auf 
den zweitwichtigsten Mann der militärischen Einheitsfront gegen ihn, 
William Robertson, über. Dass ihm nun ausgerechnet Northcliffe da- 
bei sekundierte, indem er in der Daily Mail die Ermattungsstrategie 
als »strategy of the Stone Age« attackieren ließ,® war alles andere als 
hilfreich.® Wollte er nicht als Kreatur des Pressezaren erscheinen, als 
die man ihn ohnehin bereits schmähte, musste er Northcliffe erneut 
aus dem Weg schaffen. Noch einmal über den Atlantik konnte er ihn 
nicht schicken, eine attraktivere Position musste gefunden werden. 
Also bezog Lloyd George Northcliffe und Beaverbrook, den Besitzer 
des Daily Express, in die Regierung ein, indem er im Frühjahr 1918 
Beaverbrook zum Minister of Information und Northcliffe zum Leiter 
der Propaganda für das feindliche Ausland machte. Damit gab es drei 
Pressezaren in der Regierung, denn Lord Rothermere, der Bruder 
Northcliffes, war schon seit Herbst 1917 Leiter des Air Council, des Vor- 
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läufers des Luftfahrtministeriums. Der politische und mediale Scha- 
den für Lloyd George war nicht unerheblich und wurde von seinen 
politischen Gegnern auch umgehend ausgenutzt: Der konservative 
Unterhausabgeordnete Austen Chamberlain hielt Mitte Februar 1918 
eine viel beachtete Rede, in der er Lloyd George vorwarf, Regierungs- 
und Pressefunktionen zu vermischen.“ 

William Robertson aus seiner wichtigen Position als Chief of the 
Imperial General Staff zu vertreiben, war Lloyd George Mitte Februar 
1918 tatsächlich gelungen. Der innenpolitische Machtkampf stockte 
dann jedoch vorübergehend, als die deutsche Oberste Heeresleitung 
(OHL) unter Paul von Hindenburg und Erich Ludendorff am 21. März 
1918 ihre Offensive an der Westfront startete. Ludendorff entschied die 
Frage, die in London seit 1915 die Gemüter erhitzt und in der sich Lloyd 
George mit wenig Erfolg exponiert hatte: die Frage nämlich, ob der 
kriegsentscheidende Durchbruch an der Westfront möglich oder bes- 
ser in einem anderen Kriegstheater zu suchen sei. Ludendorffs Offen- 
sive demonstrierte, dass — unter den angespannten Bedingungen, wie 
sie nach dreieinhalbjähriger Kriegsdauer in Deutschland wie in Groß- 
britannien herrschten - eine offensive Aktion im großen Maßstab für 
beide Seiten gleichermaßen gefährlich werden konnte. Die ersten Er- 
folge waren so beeindruckend, dass sich in Deutschland Siegeseupho- 
rie und in Großbritannien die schlimmsten Befürchtungen breitmach- 
ten. Im Juli geriet die Offensive jedoch ins Stocken. Der unmittelbar 
folgende alliierte Gegenangriff läutete die deutsche Niederlage ein. Die 
deutsche Militärführung hatte alles auf eine Karte gesetzt, um schließ- 
lich erst die Nerven und dann den Krieg zu verlieren. Kein lästiger Po- 
litiker hatte Hindenburgs und Ludendorffs Sehnsucht nach einer Of- 
fensive à outrance genügend Stolpersteine in den Weg gelegt. 

Zuvor jedoch, noch während der Zeit größter britischer Bedräng- 
nis, spielte sich in London der letzte Akt des innenpolitischen Macht- 
kampfes ab: die Maurice-Debatte im Unterhaus. Sie endete mit dem 
Sieg des Premierministers über die Militärpartei und deren mediale 
Unterstützer. Denn von den Unterhausabgeordneten wurde darüber 
entschieden, ob Lloyd George eine politische Mehrheit hinter sich 
hatte - nicht in den Spalten der Zeitungen. Und diese Entscheidung fiel 
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eindeutig aus. Fern jeder Öffentlichkeit wurde es gleichzeitig ernst mit 
den Verhandlungen, die Frank Lloyd als Besitzer des Daily Chronicle 
über den Verkauf der Zeitung führte. Er war krank und wollte mit dem 
höchstmöglichen Ertrag aus dem Zeitungsgeschäft aussteigen. Das 
wiederum zwang wahrscheinlich Robert Donald dazu, im Nachgang 
zur Maurice-Debatte einen riskanten Kurs einzuschlagen, der ihn we- 
nig später seinen Herausgeberposten kosten würde. 

Die Maurice-Debatte wurde am 7. Mai von einer aufsehenerregen- 
den Stellungnahme ausgelöst, die in mehreren Zeitungen gleichzeitig 
erschien. Ihr Verfasser war Generalmajor Frederick Maurice; er war bis 
kurz zuvor im War Office als Director of Military Operations beschäf- 
tigt gewesen und ein guter Bekannter des gerade kaltgestellten William 
Robertson. In seiner Stellungnahme warf er dem Premierminister vor, 
in einer Rede vor dem Unterhaus falsche Zahlenangaben über die 
Stärke der britischen Truppen an der Westfront gemacht zu haben. 
Diese Kritik lief darauf hinaus, Lloyd George für die Erfolge der laufen- 
den deutschen Offensive verantwortlich zu machen, weil er Truppen- 
kontingente an andere Kriegsschauplätze beordert hatte. Eine schär- 
fere Attacke ausgerechnet zu diesem Zeitpunkt höchster militärischer 
Bedrängnis war kaum denkbar. Maurice wusste, dass er seine militäri- 
sche Karriere aufs Spiel setzte; tatsächlich wurde er unmittelbar danach 
vorzeitig in den Ruhestand versetzt. Es war ihm als Soldat nicht er- 
laubt, jenseits des Dienstweges und dann auch noch in aller Öffentlich- 
keit mit derart schwerwiegenden Anklagen hervorzutreten. Er tat es 
dennoch, weil er davon überzeugt war, dass der Premierminister sich 
zum Schaden des Landes in militärische Belange eingemischt hatte. 
Außerdem wollte er selbst für die variierenden Angaben zur Truppen- 
stärke, die seine Abteilung des War Office an das Büro Lloyd Georges 
gegeben hatte und die in dessen Rede in der für Lloyd George selbst 
günstigeren Version Verwendung gefunden hatten, nicht verantwort- 
lich gemacht werden. 

Dieser unvermutete Frontalangriff war für den Premierminister 
nicht ungefährlich. Angesichts der weit verbreiteten Kritik, die er seit 
1916 mit seinen Versuchen auf sich gezogen hatte, in Fragen der großen 
Strategie des Krieges mitzuentscheiden, konnte er als Auftakt für einen 
Generalangriff seiner politischen Gegner dienen. Deren liberale Füh- 
rungsfigur, Asquith, würde eine Gelegenheit, seinen Nachfolger zu be- 
schädigen oder gar zu stürzen, womöglich zu nutzen wissen. Der 
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Showdown im Unterhaus am 9. Mai beantwortete dann allerdings er- 
neut die rhetorische Frage, die die Daily Mail bereits im Februar ge- 
stellt hatte — »Which would you go tiger hunting with? Asquith or 
Lloyd George?«® — zugunsten Lloyd Georges. Nie besser als in einer of- 
fenen Kampfsituation, hielt er eine Rede, die Maurices Glaubwiirdig- 
keit in Zweifel zog und von den Abgeordneten, deren Mehrheit keinen 
Regierungswechsel wollte, mit einem klaren (wenn auch nicht iiber- 
wältigenden) Abstimmungsergebnis von 293:106 gegen die Einrich- 
tung einer Untersuchungskommission belohnt wurde. 

Maurice war nach Veröffentlichung seines Artikels für eine Woche 
abgetaucht. Als er nach London zurückkehrte, war einer seiner ersten 
Besucher der Herausgeber des Daily Chronicle. Donald lud den nun- 
mehr Beschäftigungslosen ein, militärischer Korrespondent seiner 
Zeitung zu werden, und der Ex-General nahm die Einladung an. Da- 
rüber, was Donald zu diesem Schritt bewog, kann mangels Quellen nur 
spekuliert werden. Vielleicht hatte George Riddell mit seiner Vermu- 
tung recht, dass Donald diesen Schritt tat, um unter Lloyd Georges li- 
beralen Gegnern Geldgeber für den Erwerb seiner Zeitung zu finden — 
die eben nicht seine Zeitung war, sondern diejenige des zum Verkauf 
entschlossenen Frank Lloyd. Donald hatte zwischenzeitlich vergeblich 
versucht, selbst eine Gruppe von Geldgebern zusammenzubekommen. 
Das war nicht zuletzt an dem hohen Kaufpreis gescheitert, den Frank 
Lloyd verlangte und der alle aus finanziellen Gründen Interessierten 
abschreckte. Es blieben also nur mehr politische Interessenten übrig, 
denen es weniger um den finanziellen als um den politischen Ertrag 
der Zeitung ging. Den wechselnden Käufergruppen, die im Interesse 
Lloyd Georges verhandelten, wollte Donald ganz offenkundig die Zei- 
tung nicht überlassen. Ihm dürfte klar gewesen sein, dass Lloyd George 
dringend eine Zeitung benötigte, um sich publizistische Unterstützung 
für die Gründung einer eigenen Partei zu sichern.‘ Das hätte das Ende 
seiner Unabhängigkeit als Herausgeber bedeutet. Von dem Posten als 
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Leiter der Abteilung für Propaganda im neutralen Ausland, den Robert 
Donald seit Februar im neuen Informationsministerium innegehabt 
hatte, trat er Ende Juni zurück“ und löste damit seine Verbindung zu 
Lloyd George quasi offiziell. 

Die Kerbe, in die Maurice mit seinen Beiträgen für den Daily Chro- 
nicle schlagen konnte, war bald gefunden. »Why has our Govern- 
ment expressed no recognition of Sir Douglas Haig’s leadership and 
of the valour of his men?«” Mit einem Artikel von Maurice, der in die- 
ser Frage gipfelte, wurde der Daily Chronicle Anfang September 1918 
aufgemacht. Damit es auch niemand übersah, wurde in der Notiz 
auf Seite 2 derselben Ausgabe: »Well Done, Haig!« eigens auf diesen 
Vorwurf hingewiesen. Unter den späteren Wiederaufnahmen dieses 
Themas stach besonders ein Leitartikel vom 13. September hervor, der 
berichtete, dass Lloyd George in einer Rede in Manchester seine Aner- 
kennung für den französischen Marschall Ferdinand Foch, den Ober- 
kommandierenden der alliierten Truppen seit Frühjahr 1918, ausge- 
sprochen habe. Und dass eine vergleichbare Anerkennung für Haig 
nach wie vor ausstand, wurde mit dem Satz kommentiert: »It is a small 
mind that petulantly refuses to acknowledge the great services of a 
great soldier.«” Ein letztes Mal wurde diese Klage am 3. Oktober 1918 
angestimmt.” 

Am selben Tag erfuhr ein Redaktionsmitglied des Daily Chronicle 
vom wie immer bestens informierten George Riddell, dass das Blatt 
verkauft worden sei. Robert Donald hielt das zuerst für völlig ausge- 
schlossen, erfuhr jedoch dann von Frank Lloyd, dass es damit seine 
Richtigkeit hatte und die Gruppe der neuen Besitzer den Betrieb der 
Zeitung umgehend übernehmen wollte. Dass hinter dieser Gruppe 
Lloyd George stand, war Donald klar. Im Dezember stand die Wahl 
zum Unterhaus an, die über das weitere politische Schicksal Lloyd 
Georges entscheiden würde; Lloyd George hatte nicht mehr viel Zeit, 
sich die lang ersehnte eigene Zeitung zu besorgen. Donald konnte un- 
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ter diesen Umständen nur kündigen, was er auch tat. Er rettete damit 
sein hohes Ansehen als integrer Journalist. Aber von einem Tag auf den 
anderen war der 58-Jährige am Ende seiner Karriere. Es gelang ihm in 
den folgenden Jahren nicht, in eine auch nur annähernd so bedeut- 
same Stellung zu kommen, wie er sie als Herausgeber des Daily Chro- 
nicle innegehabt hatte. 


Ende eines Experiments 


Seinen Posten übernahm Henry Dalziel, der Sprecher des neuen Besit- 
zerkonsortiums. Ihm gehörte die Reynolds News, eine der auf Unter- 
haltung spezialisierten und weitgehend unpolitischen Sonntagszeitun- 
gen des liberalen Spektrums. Die politischen Leitlinien für den Daily 
Chronicle erhielt er von Lloyd George. Riddell bezeichnete diese radi- 
kale Abkehr von der editorischen Autonomie, wie sie bei Meinungs- 
blättern bis dahin üblich gewesen war, mit deutlichem Understatement 
als interessantes Experiment.” Ein Experiment war es zweifellos: aller- 
dings nicht eines der Übernahme einer Zeitung in Regierungsverant- 
wortung. Lloyd George hatte das Blatt als Parteipolitiker gekauft, nicht 
als Regierungschef. Als Politiker zudem, der diesen Wahlkampf unter 
schwierigen Bedingungen zu führen hatte: Zum einen galt erstmals das 
neue Wahlrecht, das viele Frauen und bislang nicht wahlberechtigte 
Männer einschloss und die Zahl der Stimmberechtigten annähernd 
verdreifachte. Außerdem lag die letzte Wahl von 1910 nun schon acht 
Jahre zurück; es fehlte an Erfahrungen mit dem politischen Verhalten 
einer Bevölkerung, die über vier Jahre lang die Lasten eines ungeheu- 
erlichen Krieges getragen und die russische Revolution von 1917 miter- 
lebt hatte. Niemand konnte wissen, welches kriegs- und regierungskri- 
tische Grundrauschen sich im Lande abzeichnete. Zum anderen ging 
Lloyd George zwar als der Mann, der den Krieg gewonnen hatte, in die 
Wahl; doch war gleichzeitig seine strukturelle Schwäche als Liberaler 
ohne Partei und ohne eigene Presse unübersehbar. Seine bisherige 
Amtszeit als Premierminister hatte ihm reichlich Anschauungsmate- 
rial dafür geboten, wie angreifbar er war, wie eng die Grenzen seines 
politischen Handlungsspielraums gezogen waren und in welche ris- 
kanten Fahrwasser er geraten konnte, wenn er versuchte, seinen man- 
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gelnden Rückhalt mithilfe von (mehr oder weniger eigenwilligen) 
Pressemagnaten und Herausgebern zu kompensieren. Eine Zeitung zu 
besitzen, die ihm aufs Wort gehorchte, schien die Lösung zu sein. 

Das Experiment schlug schließlich fehl. Zwar gewannen Lloyd 
George und die Konservativen sowie eine kleine Gruppe Lloyd- 
George-naher liberaler Koalitionspartner die Wahlen im Dezember 
1918 haushoch. Das war allerdings weniger auf den Daily Chronicle zu- 
rückzuführen, der den Wahlkampf der Koalition bedingungslos unter- 
stützte und keine Gelegenheit ausließ, die Verdienste Lloyd Georges 
hervorzuheben. Vielmehr gelang es der populistischen Mobilisierungs- 
strategie der Konservativen und der ihnen nahestehenden Zeitungen, 
mit ihren antideutschen Parolen — »We want the Kaiser!, Make Ger- 
many pay!«™ — die anfängliche Apathie der Wählerschaft zu überwin- 
den. Das Experiment misslang aus einem völlig unvorhersehbaren 
Grund: weil es zu einem Zeitpunkt begann, an dem die Ära der partei- 
und elitenorientierten Meinungspresse durch einen medialen Ermat- 
tungskrieg beendet wurde. Dieser war in der Pressewelt ebenso ohne 
Vorläufer wie der eben beendete Ermattungskrieg 1914-1918 in der 
großen Welt. Unter seinen zahlreichen papierenen Opfern würde 
auch der Daily Chronicle sein. 

Anfang der 1920er Jahre gab es beim Daily Chronicle einen Ertrags- 
rückgang.”? Man kann vermuten, dass die alte Leserschaft dem Blatt 
nicht durchweg treu geblieben war, weil das Blatt jetzt Sprachrohr für 
den amtierenden Premierminister, den Spalter der liberalen Partei, 
war. Neue Leser waren nicht leicht zu binden. Dafür gab es nicht nur 
politische Gründe. Anfang der 1920er Jahre entbrannte auf dem briti- 
schen Zeitungsmarkt der Kampf um bedingungslose Auflagensteige- 
rung. Gänzlich inhaltsferne Mittel kamen in Schwang, um die Ver- 
kaufszahlen in die Höhe zu treiben. Ein besonderer Renner waren 
Versicherungen: Wer sich durch den Kauf einer Zeitung über einen be- 
stimmten Zeitraum hinweg dafür qualifizierte, konnte eine günstige 
Versicherungspolice etwa bei einer Lebensversicherung erwerben. Die 
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Kosten für die entsprechenden Verträge mit den Versicherungsgesell- 
schaften trieben manches Blatt in den Ruin. Auch Lloyd Georges Daily 
Chronicle nahm an diesem Vernichtungswettbewerb teil. Mitte der 
1920er Jahre zog dann der Waliser, der seit 1922 nicht mehr Premiermi- 
nister war, die Reißleine. Die Realitäten des Zeitungsmarkts und der 
Zweck, den die Zeitung einmal für ihn gehabt hatte, vertrugen sich 
nicht mehr miteinander. Die hemmungslose Konkurrenz um Aufla- 
gensteigerung erlaubte keine redaktionelle Linie, die nur einen kleinen 
Teil der Zeitungsleser ansprach. Um den Daily Chronicle über Wasser 
zu halten, hätte die Redaktion weitgehend darauf verzichten müssen, 
über die liberale Partei, die in der Wählergunst absank, überhaupt zu 
berichten.” Lloyd George verkaufte sein Blatt 1926, um nicht noch ein- 
mal viel Geld in ein politisch sinnlos gewordenes Unternehmen ste- 
cken zu müssen.” Außerdem brauchte er Mittel für politische Kampa- 
gnen, mit denen er wieder ins politische Geschäft kommen wollte. Er 
erzielte einen guten Preis. Einige weitere Runden im Auflagenwett- 
kampf spater gab das neue Besitzersyndikat auf. Der Daily Chronicle 
fusionierte mit dem liberalen Schwesterblatt, der Daily News, zum 
News Chronicle. Damit verschwand sein Name vom britischen Zei- 
tungsmarkt — wie zuvor schon derjenige seines berühmtesten Heraus- 
gebers. 

Nicht Robert Donalds Name würde es sein, den die Zeitgenossen 
und die Nachlebenden erinnerten, wenn es um die Beziehungen zwi- 
schen Presse und Politik im Ersten Weltkrieg ging, sondern der Lord 
Northcliffes. Beide, Lloyd George und den Pressezaren, verband in den 
Augen des politischen und Presse-Establishments der Makel des Au- 
ßenseiters, der im Fall Lloyd Georges um so schwerer wog, als man auf 
diesen selbstbewussten walisischen Aufsteiger einige Zeit hindurch so 
bitter angewiesen gewesen war. Beider Verbindung wurde zum Sinn- 
bild der verantwortungslosen Auslieferung der politischen Macht an 
einen mental unausgeglichenen press baron. Ein in der Nachkriegszeit 
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kursierender Witz bringt es auf den Punkt. Er spielt mit der Umkeh- 
rung der britischen Tradition, dass der König die Bildung einer neuen 
Regierung einleitet, indem er nach einem geeigneten Nachfolger des 
bisherigen Premierministers schickt. Auf einem Diner des amerikani- 
schen Botschafters im Oktober 1923 erzählte ihn der Duke of York, der 
zweitälteste Sohn des Königs (und spätere König George VI.), dem ne- 
ben ihm sitzenden C. P. Scott: »Latest news: Lloyd George has resigned: 
Lord Northcliffe has sent for the King.«® Beide fanden den Witz gut. 
Warum, erklärt Scott, der diese Episode in seinem Tagebuch ver- 
merkte, leider nicht. Vielleicht, weil er die zeitgenössische Kritik an der 
Northcliffe’schen Neigung zum Größenwahn ebenso zum Ausdruck 
brachte wie diejenige an Lloyd Georges vorgeblicher Unterwerfung 
unter dessen Machtansprüche. Historisch aufschlussreich sind diese 
Vorwürfe, weil sie die Widerstände demonstrieren, die Lloyd Georges 
Pressepolitik auf den Plan rief. Sie belegen jedoch weniger den Erfolg 
als die Grenzen dieser Pressepolitik. Am wichtigsten ist, was der Witz 
verschweigt: Lloyd Georges Nähe zur Presse — beziehungsweise zu Tei- 
len von ihr — war nicht größer als diejenige anderer Politiker. Sie 
drückte sich nur in anderen Formen aus, weil Lloyd George nicht auf 
die eingebürgerten personellen und parteipolitischen Verflechtungen 
zwischen Journalismus und Politik zurückgreifen konnte, sondern die 
Presseleute auf andere Weise an sich ziehen musste — sei es durch Ein- 
bindung von Pressezaren, durch den Ankauf einer Zeitung, deren Kri- 
tik lästig geworden war, oder durch die Erhebung von Pressebesitzern 
in den Adelsstand. Lloyd George hatte das eingebürgerte System der 
Parteifinanzierung qua Nobilitierung von Spendern systematisch aus- 
gebaut; die Vertreter der Presse kamen dabei nicht zu kurz: Beaver- 
brook war 1916/17 der erste, George Riddell 1920 nicht der letzte auf 
Vorschlag von Lloyd George nobilitierte Pressezar; Northcliffe wurde 
1918 in den Rang eines Viscounts erhoben. Für Lloyd Georges Kritiker 
bestätigte das ihr Bild des ehemaligen Kriegspremiers als einer durch 
und durch machiavellistischen Figur. 
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Politik des Krieges. Militärs, Politiker und 
Journalisten in Deutschland 1914-1918 


Es sind ein paar Tage im September 1914, die wie in einem Brennglas 
bündeln, was die folgenden vier Kriegsjahre im Deutschen Reich poli- 
tisch und medial prägen wird. In Offenbach notierte der sozialdemo- 
kratische Reichstagsabgeordnete Eduard David am 10. September un- 
ter dem Eindruck des erfolgreichen deutschen Durchmarsches durch 
Belgien und Nordfrankreich in seinem Tagebuch: »Mit diesem Krieg 
ist das realistische Deutschland auf der Weltbühne erschienen. Seine 
wirtschaftliche Kraft, sein technisches Können offenbart sich auch in 
der Leistungsfähigkeit seiner grandiosen Kriegsmaschine. Die organi- 
satorische Tüchtigkeit schlägt jeden Rekord.« Am Tag zuvor hatte Da- 
vid seinen Genossen in der SPD erklärt, »dass wir die Rüstung bewil- 
ligen müssen, um unsere demokratischen Ziele zu erreichen«.” Das 
war das Programm, das die Mehrheit der SPD-Reichstagsfraktion bis 
1918 verfolgen würde: die Unterstützung der Kriegsanstrengungen, so- 
lange sie der Verteidigung dienten — eine Einschränkung, die sich als 
sehr dehnbar erweisen würde -, um ihre Stellung im politischen Sys- 
tem des Reichs zu festigen. Ihre zentrale Forderung: die Abschaffung 
des Dreiklassenwahlrechts in Preußen, das die Begüterten privilegierte 
und der SPD den ihrer Wählerzahl angemessenen Zugang zum preu- 
ßischen Abgeordnetenhaus versperrte. Je länger der Krieg dauerte, 
umso stärker wurde eine linke Minderheit innerhalb der SPD, die für 
einen Verständigungsfrieden eintrat. Aus ihr gingen 1917 die Unabhän- 
gige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) und der Spar- 
takusbund hervor, die Keimzelle der späteren Kommunistischen Partei 
Deutschlands (KPD). Seitdem tobte der politische Kampf zwischen 
den Befürwortern einer Kriegsverlängerung und denjenigen, die Frie- 
den schließen wollten, innerhalb der Arbeiterbewegung ebenso sicht- 
bar wie innerhalb der deutschen Gesellschaft als ganzer. Die Zensur 


79 Miller (Bearb.), Kriegstagebuch des Reichstagsabgeordneten Eduard David, 
S. 37f. (Einträge vom 9. und 10. September 1914). 


Die Presse des 19. Jahrhunderts im Ersten Weltkrieg 82 


sorgte bis kurz vor Kriegsende dafür, dass das veröffentlichte Mei- 
nungsspektrum nur bis zur Mehrheits-Sozialdemokratie reichte und 
alles links davon ausgeblendet wurde. 

Aus dem Großen Hauptquartier schickte der Reichskanzler, Theo- 
bald von Bethmann Hollweg, am 9. September ein Kriegszielpro- 
gramm an seinen Stellvertreter in Berlin: Belgien, hieß es dort unter 
anderem, solle zu einem Vasallenstaat herabsinken und wirtschaftlich 
zu einer deutschen Provinz werden. Frankreich seien Kriegsentschädi- 
gungen aufzuerlegen, die es auf 15 bis 20 Jahre daran hindern sollten 
aufzurüsten. Außerdem müsse es das Erzbecken von Briey abtreten. 
Luxemburg solle deutscher Bundesstaat und ein mitteleuropäischer 
Wirtschaftsverband solle gegründet werden, der Deutschlands wirt- 
schaftliche Vorherrschaft garantiere. Ein zusammenhängendes mittel- 
afrikanisches Kolonialreich sei zu verlangen. Über Forderungen an 
Russland könne man später nachdenken. So in etwa stellte sich der 
Reichskanzler damals einen Friedensschluss vor. Ihm erschien dieses 
Septemberprogramm, wie es später genannt werden würde, als gemä- 
Bigt — gab es doch stimmkräftige Interessengruppen, die im Über- 
schwang der ersten deutschen Siege kein Halten mehr kannten und — 
wie der Schwerindustrielle August Thyssen — Belgien und Teile Frank- 
reichs und Russlands annektieren und eine deutsche Landbrücke von 
Südrussland bis Persien besitzen wollten. Ebenso eroberungslustig äu- 
ßerten sich die führenden Mitglieder des Alldeutschen Verbandes, 
eines kleinen, aber publizistisch sehr präsenten Honoratiorenvereins, 
der seit der Jahrhundertwende die Reichsspitze von rechts außen atta- 
ckierte. Diese Kritik radikalisierte und verallgemeinerte sich im Kriegs- 
verlauf. Denn in sie stimmten auch weniger annexionsversessene 
Kreise ein: Ihre »grandiose Kriegsmaschine«, die nicht nur Eduard 
David so bewunderte, bescherte der deutschen Seite mit Belgien (und 
später im Osten) Eroberungen, welche die deutschen Fürsten und 
preußischen Adligen, die militärischen und zivilen Führungsschichten 
bis weit in den Mittelstand hinein und auch einige führende Politiker 
der Mehrheits-SPD nicht wieder herausgeben wollten. Nur der totale 
militärische Sieg konnte das gewährleisten. Denn ein verhandelter 
Friedensschluss, der dem Deutschen Reich Belgien belassen hätte, war 
nicht denkbar. Eine militärisch noch handlungsfähige britische Re- 
gierung hätte sich niemals darauf eingelassen. Der Streit zwischen 
denjenigen, für die der Chefredakteur des Berliner Tageblatts, Theodor 
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Wolff, neben »Kriegszielschwatzer«® noch viele andere Beinamen er- 
fand, und ihren innenpolitischen Gegnern wurde seit 1915 ausgetra- 
gen — in Veröffentlichungen ebenso wie hinter geschlossenen Türen. Er 
spaltete zunehmend Politik und Gesellschaft von der Reichstagsfrak- 
tion der Sozialdemokratie bis zur Philosophischen Fakultät der Berli- 
ner Humboldt-Universität. Was den Streit so erbittert werden ließ, war 
die Tatsache, dass er gleichzeitig der Kampf darum war, wie lange der 
Krieg dauern würde. Was die »Gebietserweiterer«® betraf, so war für 
sie jeder laut werdende Zweifel am Siegfrieden Verrat. Sie setzten alle 
Hoffnungen auf das Militär, hielten Außenpolitik für weitgehend 
überflüssig und schlossen die Augen fest zu, wenn sich, was im Verlauf 
des Krieges häufiger geschah, die militärische Option als unrealistische 
Erwartung erwies. Sogar Kaiser Wilhelm II. leitete im Frühjahr 1916 
seine Erkenntnis, die er angesichts der verlustreichen, aber erfolglosen 
Kämpfe um Verdun wohl erstmals aussprach, dass dieser Krieg nicht 
mit einem Sieg, sondern mit einem Verständigungsfrieden enden 
werde, mit der Bemerkung ein: »Man darf es ja eigentlich nicht aus- 
sprechen.«® Auf den habituellen Optimismus, der aus diesem selbst- 
auferlegten Redeverbot resultierte, stieß der Abgeordnete der dänischen 
Minderheit im Reichstag, Hans Peter Hanssen, in vielen Gesprächen 
mit Politikerkollegen. Nach einer dieser Erfahrungen notierte er in sei- 
nem Tagebuch über die Stimmung im politischen Berlin: »This badly 
constructed and poorly motivated optimism is often encountered 
here, even among intelligent and experienced politicians. It gives the 
impression that the majority, without exercising a trace of critical 
judgement, believe that which they wish to believe.«® 

Niemand hat das Wunschdenken, das in den deutschen Führungs- 
kreisen zum Programm wurde, besser auf den Punkt gebracht als der 
konservative Reichstagsabgeordnete Kuno Graf von Westarp, als er — 
Jahre nach Kriegsende - feststellte, dass der Siegfrieden »erkämpft 
werden konnte, weil er erkämpft werden musste«.** Westarp lieferte 
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den logischen Schluss aus dieser alles andere als logischen Prämisse 
gleich mit: Es bedürfe einer starken regierungsamtlichen Propaganda 
in die eigene Bevölkerung hinein.® Diese Forderung, die aus den Rei- 
hen der Siegfriedensbefürworter immer wieder erhoben wurde, war 
insofern folgerichtig, als es eine vergleichsweise leichte Operation ist, 
Wunschdenken durch Texte und Bilder in imaginierte Wirklichkeit 
zu überführen. Die wirkliche Wirklichkeit folgt dann — wenn tatsäch- 
lich möglich werden kann, was möglich werden muss — auf dem Fuße. 
Besonders in Deutschland stieg unter dem Einfluss dieses illusionisti- 
schen Credos die Bereitschaft, an die Wirkmächtigkeit von Propa- 
ganda und Medienarbeit zu glauben, während des Krieges stetig an. 
Diese starke Medienwirkungsannahme war vielleicht die realistischste 
Reaktion, die den Siegfriedensanhängern, wenn es militärisch schlecht 
lief, möglich war. Denn Alternativen konnten nur so ähnlich aussehen 
wie die Fantasien, die Anfang des Jahres 1915 ein Stabsoffizier an der 
Ostfront hatte: dass, wenn der Krieg nie durch einen Frieden (nach 
deutschen Vorstellungen) beendet werden könne, »wir die von uns oc- 
cupierten Teile von Belgien, Frankreich, Russland durch eine Art von 
»limes« befestigen und uns innerhalb dieser neuen Grenzen neu ein- 
richten werden müssen, ohne Frieden zu schließen. Eine ganz neue 
Wirtschaft, neue Ansiedlungen und Städte, neue Lebensformen wür- 
den entstehen.«®° 

Weder dem Tagebuchschreiber Eduard David noch dem Reichs- 
kanzler, der seine Kriegsziele nach Berlin übermittelte, war zum jewei- 
ligen Zeitpunkt bekannt, dass sich an der Westfront gerade die Hoff- 
nungen auf einen schnellen deutschen Sieg erledigten. Der Vormarsch 
auf Paris geriet an der Marne ins Stocken; die deutschen Truppen zo- 
gen sich auf den Höhenzug bei Reims zurück. Der offizielle deutsche 
Heeresbericht ließ zwar diesen Rückzug erkennen, nicht aber seine Be- 
deutung: dass nämlich die deutsche Kriegsstrategie gescheitert war 
und niemand wusste, wie es weitergehen sollte. Im deutschen Haupt- 
quartier war man deprimiert und mit den Nerven am Ende. Letzteres 
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galt vor allem für Generalstabschef Helmuth von Moltke, der nach die- 
sem Fehlschlag inoffiziell seines Amtes enthoben und durch den preu- 
ßischen Kriegsminister Erich von Falkenhayn ersetzt wurde. Auch das 
wurde den Zeitungslesern vorenthalten, um das Ausmaß des Debakels 
ım Dunkeln zu lassen; offiziell blieb Moltke bis zum Jahresende im 
Amt. Auf den militärisch geleiteten Pressekonferenzen, die seit Kriegs- 
beginn regelmäßig im Reichstag stattfanden (später kamen dezentrale 
Pressekonferenzen in anderen Städten hinzu), wurde den anwesenden 
Journalisten mitgeteilt, »dass die Lage nach wie vor zu den besten 
Hoffnungen berechtigt«.” Als Ende September der deutsche General- 
stab in einem Kriegsbericht erstmals Rückschläge an der Westfront 
eingestehen wollte, verbot Reichskanzler Bethmann Hollweg die Ver- 
öffentlichung.®® 

Nicht nur das Militär, sondern auch die zivile Reichsleitung setzte 
also auf Verdunkelungsmaßnahmen. Im von der Zensur geschaffenen 
Dämmerlicht verschwand nicht nur die Bedeutung der Marneschlacht, 
sondern in den folgenden Jahren mehr oder weniger jede Information, 
die den überbordenden Siegeshoffnungen den Boden hätte entziehen 
können. Denn Bethmann Hollweg blieb bei seiner einmal eingeschla- 
genen Linie und ließ zwei Jahre lang beide Extreme des Nachrichten- 
und Meinungsspektrums aus den Zeitungen fernhalten: jeden »Exzess 
der Begehrlichkeit« und jeden »Exzess der Abstinenz«.3 Was zwischen 
beidem übrig blieb, war der perfekte Ausdruck dessen, was der Kanzler 
»Politik der Diagonale« nannte — ein zum Prinzip gemachtes Weder- 
Noch. Das war es, was ihn 1917 schließlich zu Fall bringen sollte; hinter 
einer zweifachen Verneinung war keine Mehrheit zu versammeln, die 
den Kanzler gegen die Militärführung stark gemacht hätte. 

Gestärkt wurden durch das Verbot, Kriegsziele und Friedensvor- 
schläge öffentlich zu erörtern, nur diejenigen, die auf die militärische 
Option setzten. Zu ihnen gehörte (ganz ohne propagandistische Bear- 
beitung) die Mehrheit des Militärs, der Politiker und der Schwerindus- 
trie sowie der oberen bürgerlichen Schichten inklusive der diesen zu- 
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zurechnenden Zeitungsbesitzer und Journalisten und bis Juli 1917 auch 
die Mehrheit der Reichstagsabgeordneten. Bis zu seinem Sturz konnte 
Bethmann Hollweg sich nicht entscheiden, was er mehr fürchtete: den 
Illusionismus der radikalen, meist als »alldeutsch« bezeichneten Frak- 
tion der Siegfriedensbewegung — oder dessen Enttäuschung. Dass zwi- 
schen Euphorie und Enttäuschung so etwas wie Realismus Platz grei- 
fen könnte, hielt er, wie es scheint, nicht für möglich. Dies sagt über 
den Illusionismus seiner Angstgegner ebenso viel aus wie über ihn 
selbst — der, wie es einmal ein erfahrener Parlamentarier ausdrückte, 
»vor der Öffentlichen Meinung zuviel Angst und zu wenig Respekt« 
hatte? und sich nur selten dazu durchringen konnte, weit genug aus 
sich herauszugehen, um die veröffentlichte Meinung nachhaltig zu be- 
einflussen. 

Noch einmal zurück zu den Tagen des Septembers 1914. Im deut- 
schen Hauptquartier sickerten nach und nach die Informationen über 
den deutschen Rückzug von Paris durch. Kaiser Wilhelm II. war depri- 
miert. Mitglieder seiner Entourage befürchteten, was die Westfront be- 
traf, eine Katastrophe. »Und nun denke man sich die Lage«, entsetzte 
sich der Chef des Militärkabinetts, Moriz von Lyncker, »wenn der glän- 
zende Sieg von Hindenburg nicht gekommen wäre.«” An der Ostfront 
hatten zwischen dem 5. und 13. September die deutschen Truppen un- 
ter dem Oberbefehlshaber Hindenburg und dessen Stabschef Luden- 
dorff den russischen Einmarsch nach Ostpreußen zurückgeschlagen. 
In der Tat erwies es sich stimmungspolitisch nicht nur bei Lyncker als 
entscheidend, dass die Marneschlacht von zwei zeitnahen Siegen an 
der Ostfront überlagert wurde. Rückblickend ist man versucht zu sa- 
gen: als fatal entscheidend, was die Chancen betraf, illusionäre Erwar- 
tungshaltungen zu entkräften. Sie wurden nämlich damals durch die 
Tücke der Gleichzeitigkeit verspielt. Und langfristig, bis zum Kriegs- 
ende, wurden sie ein weiteres Mal verspielt, weil insbesondere die Ende 
August gewonnene Schlacht bei Tannenberg den folgenreichsten My- 
thos der Kriegszeit hervorbrachte: den Mythos Hindenburg/Luden- 
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dorff. Ludendorff hatte sich bereits bei der Eroberung Lüttichs einen 
Namen gemacht. Den 66-jährigen Hindenburg, der bis dahin nach ei- 
ner unspektakulären militärischen Laufbahn bei Hannover seine Pen- 
sion verzehrt hatte, kannte zuvor kaum jemand. Das änderte sich jetzt 
schlagartig. Die Zeitungen füllten sich mit Artikeln unter Überschrif- 
ten wie »Generaloberst v. Hindenburg als Feldherr und Mensch«, 
»Hindenburg über die Russen«, »Hindenburgs Tischgespräche«, »Hin- 
denburg über unsere Freunde und Feinde« oder »Hindenburgs Sieges- 
zuversicht«.” Zahllose Broschüren mit dem Konterfei des Tannenberg- 
Siegers füllten die Schaufenster der Buchhandlungen. Und die Kon- 
sumindustrie zog nach, mit — wie ein Kriegsdichter reimte:” 

»Hindenburg-Honig — Hindenburg-Schmiere, 

Hindenburg-Kognak — Hindenburg-Biere, 

Hindenburg-Schnitzel — Hindenburg-Speis;, 

Hindenburg-Kaffe und Hindenburg-Eis.« 

Eine Propagandazentrale, die solche Ergiisse hatte motivieren und 
steuern können, gab es nicht. Die Journalisten und Broschürenschrei- 
ber mobilisierten sich selbst. »Mit so wenig eigener geistiger und kör- 
perlicher Anstrengung ist noch nie ein Mann berühmt geworden«,* 
würde später der scharfzüngige Max Hoffmann lästern, der unter dem 
Duo Hindenburg/Ludendorff als Chef der Operationsabteilung an den 
beiden ostpreußischen Siegen beteiligt gewesen war. Tatsächlich dürfte 
das, was Hindenburg auszeichnete, weniger sein Tun gewesen sein — 
das übernahm weitgehend Ludendorff - als sein in Zeiten des Krieges 
offensichtlich unwiderstehliches gutgelauntes Phlegma, »jene heitere 
Ruhe, die jedermann mit Zuversicht erfüllen muss«.” 

Aus journalistischer Verehrung und Speiseeis allein erklärt sich al- 
lerdings nicht, wie Hindenburg und mit ihm Ludendorff zum Mythos 
wurden und wie ihre Autorität gegenüber anderen, inklusive der poli- 
tischen Reichsleitung, zwingend wurde. Denn allen voran waren es die 
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preußisch-deutschen Führungsschichten, die mehr und mehr dazu 
tendierten, die beiden Militärs zur Projektionsfläche für ihre Wünsche 
nach Siegfrieden und Systemerhalt zu machen. Der »in die Politik ge- 
ratene miles furiosus« wurde, wie der Berater Bethmann Hollwegs, 
Kurt Riezler, feststellte, zum »Götze[n] der öffentlichen Meinung - 
nicht des unteren Volkes, was begreiflich wäre, sondern der Gebilde- 
ten, was unbegreiflich ist«.% In der Masse der Bevölkerung wurde mit 
zunehmender Dauer des Krieges anderes viel wichtiger: die immer 
schlechtere Ernährungslage und das Massensterben an den Fronten. 
Von Schnitzel und Bier, Kaffee und Eis konnten Normalverdiener ab 
1915/16 nur mehr träumen. Demonstrierenden Arbeiterfrauen, strei- 
kenden Arbeitern und meuternden Matrosen aber, die seit dem zwei- 
ten Kriegsjahr immer wieder die im Deutschen und im Habsburger- 
reich gärende Proteststimmung in Erinnerung riefen, war mit dem 
Hindenburg-Mythos nicht beizukommen. Auf diese Karte setzten 
Gruppierungen, die ansonsten eher gegeneinander politisierten: die 
preußischen Konservativen, weil sie eine Führungsfigur suchten, die 
sich für den totalen Sieg und den Erhalt ihrer Machtstellung tatkräfti- 
ger einsetzte als der Reichskanzler und der Kaiser. Bethmann Hollweg 
war ihnen zu sehr geneigt, auf die Sozialdemokratie im Reichstag 
Rücksicht zu nehmen und dafür auch die Reform des preußischen 
Dreiklassenwahlrechts ins Auge zu fassen; und was die Kriegsziele be- 
traf, so schwankte er. Der Kaiser zog es vor, im Hauptquartier Holz zu 
hacken, statt in seiner Hauptstadt die Konservativen bei der Stange zu 
halten. Als monarchische Spitze war er in den Kriegsjahren quasi in- 
existent. Das daraus entstehende Vakuum sorgte dafür, dass die patrio- 
tischen Gefühle allgemein und der Konservativen im Besonderen »ei- 
nen unnatürlichen Weg nach dem östlichen Hauptquartier«,” also 
Richtung Hindenburg und Ludendorff, einschlugen. Bethmann Holl- 
weg seinerseits fühlte sich nicht stark genug, um möglicherweise einen 
Frieden verantworten zu müssen, über den entweder die Sozialde- 
mokraten oder aber die »Annexionswüteriche«° enttäuscht wären. Er 
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glaubte, nicht als Einziger, dass sich die Monarchie nur hinter Hinden- 
burgs starkem Rücken über Desillusionierungen hinweg erhalten 
könne. Als Projektionsfläche dieser Erwartungen und fleischgewordene 
Siegfriedenshoffnung stellte Hindenburg den Kaiser und preußischen 
König buchstäblich in den Schatten. Wilhelm in seinem »Wolkenku- 
ckucksheim«” merkte das sehr wohl und war dem Tannenberg-Sieger 
nicht allzu geneigt. Unter dem Schock des rumänischen Kriegseintritts 
an der Seite der Gegner tat er Ende August 1916 dann doch, was er vor- 
her als Quasi-Abdankung abgelehnt hatte; er ermöglichte es Hinden- 
burg, »als Volkstribun an seine Stelle« zu treten, indem er ihm und Lu- 
dendorff den militärischen Oberbefehl über das Heer übertrug. Da 
weder er noch die zivile Reichsleitung oder der Reichstag bis kurz 
vor Kriegsende imstande waren, der einmal etablierten 3. OHL Wider- 
stand entgegenzusetzen, wurden ab jetzt auch die politischen Entschei- 
dungen im Großen Hauptquartier gefällt. Das Deutsche Reich wurde 
nicht zur Militärdiktatur — aber seine Führungskreise verhielten sich, 
als gäbe es sie. 


Presse, Politik und Zensur 1914 - 1916 


So weit die politisch-militärischen Rahmenbedingungen und Kon- 
fliktlinien der Jahre 1914-1918, wie sie der Blick durch das Brennglas 
der Septembertage 1914 erhellt. Wie passt nun die Presse ins Bild? War 
sie ein willfähriges, durch Zensur und Propaganda auf Linie gebrachtes 
Instrument? Wenn ja, für welche der widerstreitenden Kräfte? Als rei- 
nes Objekt, als gegängeltes Medium, wirkt sie in Darstellungen, die 
von der Vielzahl der für die Presseregulierung geschaffenen Institutio- 
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nen ausgehen. An solchen herrschte in der Tat kein Mangel. Allein für 
die Zensur gab es über 60. So viele Zensurstellen zählte im April 1917 
der wichtigste Pressekontrolleur der Kriegszeit, Major Walter Nicolai 
vom Generalstab.™ Dass das ein paar zu viele waren, war nicht nur ihm 
klar. Grund dafür war das anachronistische preußische Gesetz über 
den Belagerungszustand, das zu Kriegsbeginn in Kraft getreten und 
nun die Grundlage für die Zensur im Reich war. Es stammte aus dem 
Jahr 1851, als ein Krieg noch eine ebenso überschaubare Sache war wie 
die Berichterstattung über ihn. Damals mochte es noch sinnvoll gewe- 
sen sein, dass zur wichtigsten Verwaltungseinheit des Heimatgebiets 
die stellvertretenden Generalkommandos wurden, die jeweils für einen 
Truppenteil Mannschaftsersatz und Material zu liefern hatten. 1914 
machte diese Vorgabe das Deutsche Reich als Verwaltungseinheit 
schlagartig zu Makulatur. Ab jetzt zerfiel das Reich in 25 große (und 
zusätzlich einige kleinere) von Militärs geleitete Bezirke, in denen ne- 
ben der Aufgabe, den Nachschub für den jeweiligen Armeeteil zu orga- 
nisieren, nun auch die Zeitungen zu zensieren waren. Darauf waren 
weder die Militärs noch die zivilen Mitarbeiter vorbereitet, die man 
mancherorts heranzog. Und die Zensurrichtlinien, die zu Kriegsbe- 
ginn formuliert wurden, waren keine große Hilfe. Sie richteten sich auf 
die klassische Aufgabe der militärischen Zensur: zu verhindern, dass 
Truppenverschiebungen, Details der Bewaffnung oder anderes publik 
gemacht wurde, was dem Gegner nützen konnte. In den folgenden gut 
vier Jahren rechneten die Zensoren sehr viel mehr Informationen zu 
den militärisch relevanten: solche über Nahrungsmittelknappheit, 
über Nachschubprobleme, über Schwankungen in der Stimmung oder 
über die Ausbreitung der Tuberkulose. Und das größte Problem war, 
dass jeder Zensor seine eigenen Vorstellungen umsetzte. Dass an einem 
Ort gedruckt werden durfte, was im nächsten verboten wurde, die 
Journalisten also nicht vorhersehen konnten, was sie und ihre Zeitung 
in die Gefahr eines Verbots bringen konnte, ließ die Klagen über die 
Zensur bis zum Kriegsende nicht abbrechen. Dass diese Klagen häufig 
im Reichstag und in den Abgeordnetenhäusern der deutschen Einzel- 
staaten vorgebracht und von dort aus publizistisch verbreitet wurden, 
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machte nicht nur viele zensierte Inhalte, sondern auch den alltäglichen 
Widersinn der Zensur bekannter, als den militärischen und zivilen Ob- 
rigkeiten lieb sein konnte. Zwar wurden mit der Oberzensurstelle und 
dem Kriegspresseamt 1914/15 neue, übergreifende Institutionen unter 
militärischer Führung geschaffen, um die chaotischen Verhältnisse zu 
ordnen. Diese konnten jedoch nur Empfehlungen aussprechen, keine 
eigenen Anordnungen treffen: Die kommandierenden Generäle wa- 
ren, wie es das preußische Gesetz vorsah, nur dem Kaiser (in Bayern 
dem bayerischen König), nicht aber anderen Militärs unterstellt. Und 
der Kaiser kümmerte sich um die Zensurprobleme ebenso wenig wie 
um andere, noch drängendere. 

Die Vielzahl der zensierenden und kontrollierenden Institutionen 
ist also kein guter Gradmesser für Ausmaß und Effizienz der Presselen- 
kung — ebenso wenig der unaufhörliche Ausstoß an Erlassen und Ver- 
fügungen aller Art, die von ihnen ausgingen. Ein weiterer, noch wich- 
tigerer Grund dafür, Institutionelles nicht überzubewerten, kommt 
hinzu: Die deutschen Journalisten und die Zeitungen, für die sie 
schrieben, standen in ihrer weit überwiegenden Mehrzahl wie schon in 
der Vorkriegszeit Parteien oder politisch agierenden Verbänden nahe. 
Von den 2911 im Jahr 1917 erscheinenden Tageszeitungen waren 493 
(16,9%) liberal ausgerichtet, 489 (16,8%) konservativ beziehungsweise 
national; 400 (13,8%) standen der katholischen Zentrumspartei nahe 
oder gehörten ihr, 79 (2,7%) waren SPD-Zeitungen. Die verbleiben- 
den 1450 (49,8%) galten als parteilos, tendierten aber mehrheitlich zu 
einem konservativ-nationalen Blickwinkel. Die Auflagen der partei- 
nahen Zeitungen waren in der Regel nicht hoch. Die folgenden, als An- 
näherungswerte zu verstehenden Angaben gelten, wenn nicht anders 
vermerkt, für das Jahr 1914. Das linksliberale Berliner Tageblatt des 
Mosse-Verlags hatte eine Auflage von 230000, die ebenfalls linkslibe- 
rale Frankfurter Zeitung eine von 170000 (1917); die liberale, im Welt- 
krieg annexionistische Vossische Zeitung des Ullstein-Verlags verkaufte 
43000 Exemplare. Die konservative Norddeutsche Allgemeine Zeitung, 
die der Regierung als offiziöses Blatt diente, wenn sie bestimmte Mel- 
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dungen lancieren wollte, hatte eine Auflage von 6000 (1917); die radi- 
kal-annexionistische Deutsche Tageszeitung des nationalen Bundes der 
Landwirte, für die der Alldeutsche Ernst von Reventlow viel zitierte 
Artikel schrieb, verkaufte 55000 Exemplare. Dem ebenfalls radikal-an- 
nexionistischen Alldeutschen Verband verhalf 1917 Alfred Hugenberg, 
der Vorstandsvorsitzende der Friedrich-Krupp-AG, zu einer eigenen 
Tageszeitung, der Deutschen Zeitung; sie soll 1918 über 35000 Exem- 
plare verkauft haben. Die Kölnische Volkszeitung, die der Zentrums- 
partei zuzurechnen ist, hatte 1918 eine Auflage von 40000. Der Vor- 
wärts, das Zentralorgan der SPD, setzte um die 155000 Exemplare ab. 
In der ersten Kriegshälfte hatte um das Blatt ein parteiinterner Kampf 
stattgefunden, weil seine Redaktion die Linie der kriegskritischen Min- 
derheit verfolgte; 1916 hatte dann die Mehrheits-SPD mithilfe der 
Berliner Militärzensur Redaktion und Ausrichtung des Vorwärts über- 
nommen. Unter den sogenannten parteilosen Zeitungen nahmen die 
Berliner Morgenpost aus dem Ullstein-Verlag mit einer Auflage von 
396000, die Berliner Illustrierte Zeitung (ebenfalls Ullstein) mit etwa 
einer Million verkauften Exemplaren und der Berliner Lokal-Anzeiger 
des Scherl-Verlags mit einer Auflage von 224000 Spitzenpositionen 
ein. Neben dem sogenannten Vorwärts-Raub durch die Mehrheits- 
SPD vollzog sich 1914-1918 nur ein weiterer politisch bedeutsamer 
Richtungswechsel in der Zeitungslandschaft. Er war die Folge eines 
missglückten Versuchs der Reichsregierung, den Scherl-Verlag durch 
eine Gruppe von Finanziers übernehmen und in ihrem Sinn führen 
zu lassen; sie wollte verhindern, dass dieser Verlag und seine Massen- 
presse — neben dem Berliner Lokal-Anzeiger unter anderem die Garten- 
laube und die Berliner Illustrierte Nachtausgabe — von den liberalen jü- 
dischen Verlagen Ullstein oder Mosse gekauft wurden. Die Finanzkraft 
der neuen Besitzergruppe war jedoch zu schwach, und 1916 schoss Al- 
fred Hugenberg aus dem Fonds, den er für die rheinisch-westfälische 
Schwerindustrie verwaltete, genügend Mittel zu, um ab jetzt den Kurs 
des Verlags bestimmen zu können. Die politischen Auswirkungen 
würden sich erst in der Weimarer Republik nachhaltig bemerkbar ma- 
chen. 

Die Netzwerke zwischen Journalisten und den ihnen nahestehen- 
den Parteipolitikern waren ebenso wie in Großbritannien und anderen 
Ländern sehr eng. Man traf sich, tauschte Informationen aus, und man 
half sich. Politiker wussten, wen sie anrufen mussten, um Meldungen 
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zu lancieren oder ihre letzte Reichstagsrede gedruckt zu sehen. Fiir sie 
wurden Journalisten dartiber hinaus zu wichtigen Informanten tiber 
die Stimmungslage, die in den zensierten Zeitungen nicht mehr zum 
Ausdruck kam. Journalisten wiederum wussten, bei welcher politi- 
schen Stelle sie inoffiziell Informationen erhielten und wer sich fiir sie 
einsetzen würde, wenn sie Probleme mit der Zensur bekamen. Beson- 
ders eng waren diese Netzwerke in Berlin, dem Zentrum des politi- 
schen Journalismus. Hier wurden sie während des Krieges noch inten- 
siviert durch neue Formen der Geselligkeit, die die politische Klasse — 
unter Einschluss des Militärs — mit den Presseleuten in regelmäßigen 
Kontakt und Austausch brachten. Mittwochs traf sich beispielsweise 
regelmäßig ein Kreis von etwa 50 Abgeordneten und Journalisten ver- 
schiedener Parteirichtungen des rechten Spektrums im Continental- 
Hotel, wo man aß und Referate gehalten wurden.™ Ebenfalls am Mitt- 
wochabend traf sich ein Kreis moderat konservativer Ausrichtung um 
den Militärhistoriker Hans Delbrück.'® An allen Tagen der Woche war 
ab 1915 Gelegenheit, in der von allen politischen Richtungen frequen- 
tierten Deutschen Gesellschaft 1914 zu speisen, dort Politiker, Journa- 
listen oder Männer der Wirtschaft zu treffen und Vorträge anzuhören. 
In institutionalisierter Form intensivierten sich die Kontakte zwischen 
Politik und Presse durch die regelmäßigen Zusammenkünfte, zu wel- 
chen der Reichskanzler, andere Beamte und viele Ämter die Chef- 
redakteure und Journalisten einluden. Sie wurden so gängig, dass ihre 
Termine miteinander und mit denjenigen der regelmäßigen Presse- 
konferenzen zu kollidieren begannen, die seit Kriegsbeginn im Reichs- 
tag stattfanden. Auf diesen wurden die Journalisten der hauptstäd- 
tischen Zeitungen, größerer Zeitungen außerhalb Berlins und der 
halbamtlichen Nachrichtenagentur Wolffs Telegraphisches Bureau von 
Militärs und Behördenvertretern laufend informiert und mit Tendenz- 
anweisungen versehen. Diese im Krieg etablierten Zusammenkünfte 
stellten eine völlig neue Art der Vertrautheit und der Vertraulichkeit 
zwischen Presse, Politik und Militär her. Sie bezogen die Journalisten 
in einen Bereich geteilten Wissens ein, das zwar gezielt für die Weiter- 
gabe an die Pressevertreter ausgewählt und beschönigt wurde, aber 
deutlich umfassender war als das, was die Zeitungsleser erfuhren. 


104 Kessler, Tagebuch 1914-1916, S. 569 (Eintrag vom 19. Juli 1916). 
105 Meinecke, Straßburg/Freiburg/Berlin, S. 166f. 
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Denn die Informationen, welche die anwesenden Journalisten erhiel- 
ten, waren weitgehend vertraulicher Art. Auf den Pressekonferenzen 
galt dies für über 80 bis nahezu 100 Prozent der Mitteilungen, mit stei- 
gender Tendenz im Kriegsverlauf.'% Gegen Ende des Krieges erfuhren 
die Journalisten hier praktisch gar nichts mehr, was zur Veröffent- 
lichung bestimmt war. Nicht viel anders dürfte es bei den anderen 
Pressebesprechungen gewesen sein, die gleichfalls mehr dazu dienten, 
ein Vertraulichkeitsverhältnis herzustellen, als dazu, die Inhalte der 
Zeitungen festzulegen oder aktiv Nachrichten zu lancieren. 


Das Beispiel Berliner Tageblatt 


An einem gut dokumentierten Berliner Fall lässt sich verfolgen, wie 
sich Zensur unter den Bedingungen der Kriegszeit und in diesem en- 
gen Beziehungsgeflecht zwischen Politikern und Journalisten vollzog. 
Er betraf das Berliner Tageblatt und seinen Chefredakteur, Theodor 
Wolff. Wolff stand der linksliberalen Fortschrittlichen Volkspartei nahe, 
ohne sich in jeder Hinsicht an deren jeweilige Parteilinie gebunden zu 
fühlen. Seine montäglichen Leitartikel, die im politischen Berlin auf- 
merksam gelesen wurden, gaben dem Blatt eine profilierte politische 
Prägung. Gute Kontakte zu Reichskanzler Bethmann Hollweg trugen 
der Zeitung die Bezeichnung »Kanzlerschutzblatt« und ihrem Chefre- 
dakteur, dem »Schutzmann«, den frommen Wunsch seitens der »Aller- 
weltseroberer« ein, man möge ihn hängen." Tatsächlich brachte das 
Berliner Tageblatt immer wieder Meldungen, die Wolff aus der Reichs- 
kanzlei durchgegeben wurden. Bedingungslos war Wolffs Unterstüt- 
zung allerdings nicht. Wenn er Bethmann Hollweg als »trostlosen 
Schwächling« empfand, der sich von den »Dividendeninteressen der 
rhein[isch] westfällischen] Großindustriellen« treiben ließ,'%8 musste 
der Kanzler am nächsten Montag auch kritische Kommentare über 
sich im Berliner Tageblatt lesen. Wolff unterstützte die deutschen Kriegs- 


106 Wilke, Presseanweisungen im zwanzigsten Jahrhundert, S. 58. 

107 Den Ausdruck »Allerweltseroberer« verwendete Theodor Wolff in einem Artikel 
des Berliner Tageblatt vom 9. Dezember 1915 (Abendausgabe); zit. nach Wolff, 
Tagebücher, 1, S. 319, Fußnote 7. Rest des Zitats: Der Generalstabsoffizier Hans 
von Seeckt in einem Brief an seine Frau vom 6. August 1916, zit. nach ebd., S. 272, 
Fußnote 3 zum Eintrag vom 9. August 1915. 

108 Wolff, Tagebücher, Teil ı, S. 228f. (Eintrag vom 30. Mai 1915). 


Politik des Krieges 


95 


anstrengungen, jedoch wiederum nicht bedingungslos: Er wollte den 
Krieg nicht verlängern, um Schnäppchen für die eroberungslustigen 
Siegfriedensbefürworter zu erwerben; die Schlüsselstellung Belgiens 
war ihm bewusst, und er setzte sich — im Rahmen des angesichts der 
Zensur Möglichen — dafür ein, weder hier noch im Osten Besitzwün- 
sche zum Hindernis für Friedensverhandlungen werden zu lassen. In- 
nenpolitisch unterstützte er Bethmanns - eher zaghafte — Ansätze, der 
Masse der Soldaten und der Bevölkerung, die die weitaus größten Las- 
ten des Krieges trugen, durch eine Wahlrechtsreform in Preußen ent- 
gegenzukommen. 

Am Abend des ı. August 1916 saß Wolff in der Deutschen Gesell- 
schaft 1914 mit Baron von Rummel beim Abendessen. Der bayerische 
Adlige war Vertreter seines Bundesstaats beim Kriegspresseamt und 
machte dem Chefredakteur, wie dieser in seinem Tagebuch vermerkte, 
»viele Komplimente«' über dessen Leitartikel vom Vortag. Wolff hatte 
den zweiten Jahrestag des Kriegsbeginns zum Anlass genommen, 
das sogenannte Augusterlebnis zu entmystifizieren und die »Annexi- 
onsbarden« zu attackieren. Es waren nur wenige, so Wolff, die sich aus 
Begeisterung über den »frisch fröhlichen Krieg«« damals »heiser 
schrien«."° Das Volk habe den Krieg »mit gepresstem Herzen« empfan- 
gen, aber dennoch seine Pflicht getan. Zwei Jahre später scheine immer 
noch niemand imstande zu sein, »dieser »großen Zeit: ein Ende zu ma- 
chen - in der wirklich groß der entsagungsvolle Opfermut und die 
nicht wankende Tatkraft des Volksheeres sind«. So mancher »Über-An- 
nexionist in seinem Heldenlehnstuhl« greife nach dem »Beruhigungs- 
pulver« zukünftiger Sicherheitsschranken für Deutschland. Einer von 
ihnen, Otto Fürst zu Salm-Horstmar, ein Mitglied des preußischen 
Herrenhauses, hatte zwei Tage zuvor in der konservativen Zeitung Der 
Tag die Herrschaft über die flandrische Küste gefordert. »Man er- 
schrickt, man fällt vom Stuhl, wenn man solche Worte liest.« Solche 
und andere Kriegszielproklamationen der »Annexionsbarden« seien 
ebenso »bedenklich« wie in eine ähnliche Richtung zielende »rhetori- 
sche Unklarheiten des Herrn Reichskanzlers« — erlaubten sie es doch 


109 Ebd., S. 406 (Eintrag vom 1. August 1916). Das Folgende, soweit nicht anders an- 
gegeben, nach dieser Quelle. 

110 T[heodor] W[olff], Leitartikel, Berliner Tageblatt, Nr. 387, 31. 7. 1916, S. ı (An- 
führungszeichen im Original). 
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dem Ausland, später zu behaupten, Deutschland habe den Krieg nicht 
gewonnen, weil es dies und jenes nicht erreicht habe. Der »Anspruch 
der deutschen Heere auf den Siegeslorbeer« hänge jedoch, so Wolff, 
nicht davon ab, »ob dieser oder jener Annexionistentraum sich erfüllt«. 
Der Artikel schließt mit der Mahnung: »Und nachdem die Furchtbar- 
keit der Ereignisse für immer die Poesie von der Frischfröhlichkeit der 
Kriege beseitigt hat, ist vor allem notwendig, dass man der bequemen 
Theorie von der Unvermeidlichkeit der Kriege ein Ende macht.« 

Erörterungen über Kriegsziele waren von der Zensur verboten. 
Doch Europa führte nun schon zwei Jahre lang Krieg, ohne dass ein 
Ende des Massenschlachtens in Sicht kam; es wurde nur immer 
schlimmer: Im Frühjahr und Sommer 1916 hatten die Kämpfe bei Ver- 
dun und an der Somme ungeheuerliche Verlustlisten produziert. Die 
gezielte Vernichtung von Menschen und Material des Gegners war 
längst vom Mittel zum Zweck einer Kriegsstrategie geworden, für die 
sich der beschönigende Ausdruck des Ermattungskriegs eingebürgert 
hat. Da Durchbrüche durch die gegnerischen Schützengrabenlinien 
kaum noch möglich waren, ging es darum, wem zuerst Menschen und 
Geld, Munition und Material ausging. Für ganz Europa stand die Frage 
im Vordergrund, »wie man aus diesem steigenden Blut- u. Schulden- 
sumpf wieder herauskomme«." Gegen die zahlreichen Broschüren 
und Eingaben, in denen deutsche Großmachtsadepten darlegten, wel- 
che Gebietserweiterungen sie von einem Friedensschluss erwarteten, 
konnten Zensoren nicht vorgehen; sie unterlagen der Zensur nicht. 
Gegen das Aufgreifen der Kriegszielerörterungen in der Presse schrit- 
ten die Zensoren regelmäßig ein; und zwar derart, dass, wie Otto 
Fischbeck von der Fortschrittlichen Volkspartei es charakterisierte und 
wie es auch im Fall des Berliner Tageblatts war, »am besten immer das 
Karnickel wegkam, das angefangen hatte, und unterbunden wurde die 
Fortsetzung der Diskussion demjenigen, der dem anderen antworten 
wollte«." 

Als Wolff nach dem Essen in die Redaktion kam, erfuhr er, dass ein 
Unteroffizier mit einem Brief des Oberkommandos in den Marken - 


111 Kessler, Tagebuch 1914-1916, S. 592 (Eintrag vom 16. August 1916). 

12 Der Abgeordnete Otto Fischbeck (Fortschrittliche Volkspartei) in der Reichs- 
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das war die Bezeichnung der für Berlin zuständigen Militärverwal- 
tung — da gewesen war. Auf telefonische Anfrage im Oberkommando 
wurde er an den stellvertretenden Stabschef, Major von Lettow, verwie- 
sen, der sich dort befand, wo Wolff gerade herkam: in der Deutschen 
Gesellschaft 1914. Wolff ließ ihn ans Telefon holen und erfuhr, dass der 
Brief das Verbot des Berliner Tageblatts ankündigte; die Begründung 
werde folgen. Wolff ließ Bekanntmachungen an Abonnenten und Stra- 
ßenhandel drucken, die über das Verbot informierten; wie bei einem 
ersten Verbot 1915 würden die Abonnenten ersatzweise die ebenfalls im 
Mosse-Verlag erscheinende Berliner Volkszeitung zugestellt bekommen. 
Währenddessen ging ein Telegramm des Oberkommandos ein, wel- 
ches das Verbot der Zeitung »bis auf weiteres«™ enthielt. Am folgenden 
Tag ging Wolff zum Reichskanzlerpalais und zeigte Unterstaatssekretär 
Arnold Wahnschaffe das inzwischen eingegangene Schreiben mit der 
Begründung des Verbots. Diese lautete: Wolff habe »den nationalen 
Aufschwung u. die Begeisterung bei Kriegsbeginn verhöhnt«, indem er 
»von einem Haufen heiserer Schreier sprach«, er habe »die große Zeit 
verhöhnt«, indem er sie in Anführungszeichen gesetzt habe, und er 
habe »die für die auswärtige Politik verantwortlichen Männer u. die 
Reichsleitung geschmäht u. vor dem In- und Ausland herabgesetzt«. 
Wahnschaffe nahm den letztgenannten Grund »mit einiger Heiterkeit 
auf — Reventlow u. Genossen [gemeint sind die Alldeutschen, U. D.] 
schreiben über die Reichsleitung täglich, was sie wollen — und ver- 
spricht, sein Möglichstes zu tun«."* Aber Wolff solle erst mit Lettow 
sprechen, mit dem Bethmanns Mitarbeiter umgehend einen Termin 
am selben Tag vermittelte. Wolff kündigte an, er müsse, wenn er beim 
Oberkommando nicht durchdringe, den Reichskanzler sprechen; 
Wahnschaffe versprach, das gegebenenfalls zu organisieren. Auf jeden 
Fall werde sich der Kanzler freuen, den Chefredakteur zu sehen. 

Als Nächstes fuhr Wolff ins Kriegspresseamt, wo ein leitender Mi- 
litär, Alfred von Olberg, meinte, »er und alle, die er gesprochen, seien 
über meinen Artikel »entsetzt« gewesen«. Das Verbot werde 14 Tage be- 
stehen bleiben. »Und dann wird man Garantien von Ihnen verlangen. 
Aber hoffentlich kommen Sie billiger davon.« Wolff erklärte, 14 Tage 
seien »eine Unmöglichkeit«; und Garantien in Form einer »demüti- 
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genden Erklärung« werde er ablehnen. Er fuhr zur Redaktion und traf 
dort Rudolf Mosse, den Besitzer des Berliner Tageblatts, »äußerlich 
ziemlich ruhig, innerlich nervös«, wie Wolff befand. Der Chefredak- 
teur sagte vorsichtshalber nichts davon, dass ein Verbot für 14 Tage 
drohte. Nach dem Essen ging er zum Oberkommando, wo ihm Lettow 
mitteilte, es gehe nicht nur um einen Artikel, sondern um den »Geist, 
von dem das Blatt träuft«, der »geeignet sei, die Stimmung der Bevöl- 
kerung zu verderben«. Das Verbot bleibe bestehen." Am folgenden 
Tag, dem 3. August, sprach Wolff bei Paul Marx, dem Vorsitzenden des 
Reichsverbandes der deutschen Presse, vor und traf sich dann mit ei- 
nem guten Bekannten, Hermann Fürst von Hatzfeldt. Dieser war em- 
pört über das Verbot und versprach, den Chef des kaiserlichen Zivilka- 
binetts, Rudolf von Valentini, einzuschalten. Zurück in der Redaktion, 
fand Wolff eine Mitteilung von Wahnschaffe, dass der Reichskanz- 
ler ihn nachmittags erwarte. Bethmann kam ihm »sehr vergnügt, la- 
chend« entgegen und sagte: »Nun, Sie sind gemaßregelt worden. Ehr- 
lich gesagt — manche Sätze, die Sie da geschrieben haben, gingen etwas 
zu weit. Ein wenig sind Sie doch entgleist.« Man sprach dann über Bü- 
lows neues Buch und die politische Lage.” Dann lenkte Wolff das Ge- 
spräch, in dessen Verlauf beide Männer viele Zigaretten rauchten, wie- 
der auf das Verbot des Berliner Tageblatts zurück. Der Reichskanzler 
erklärte, ein Verbot von 14 Tagen komme nicht infrage, und versprach, 
»immer sehr heiter, das Seinige zu tun«. Wolff erklärte ihm, er werde 
sich nicht entschuldigen, sei jedoch von sich aus zu dem Entschluss ge- 
kommen, »vorläufig nicht zu schreiben — unter den gegenwärtigen 
Umständen sei mir das Schreiben eine Qual, gegen meine Überzeu- 
gung könnte ich nicht schreiben«. Über einen Bekannten ließ er in der 
Reichskanzlei anfragen, wie seine Sache stehe. Der teilte ihm telefo- 
nisch mit, Wahnschaffe sei »definitiv optimistisch«, dass das Verbot 
»schnellstens« aufgehoben werde."® 


15 Ebd., S. 408. 

116 Ebd., S. 409. 

17 Ebd., S. 410 (Eintrag vom 3. August 1916). 
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Tags darauf besuchte Wolff Arndt von Holtzendorff, die rechte 
Hand des Hamburger Reeders Albert Ballin. Der versprach ihm, mit 
Ballin zu telefonieren, damit er an General Gustav von Kessel, den 
Oberkommandierenden von Berlin, schreibe, mit dem er befreundet 
sei. Holtzendorff rief anschließend Wolff an und sagte ihm, Ballin habe 
den Brief an Kessel geschrieben und ihn, Holtzendorff, schon einmal 
zu Kessel geschickt. Der General sei noch sehr scharf gewesen, habe 
dann aber gesagt, er verhandle mit Marx, dem Vorsitzenden des 
Reichsverbandes der deutschen Presse, über Dauer und Garantien." 
Bei Marx erfuhr Wolff am folgenden Tag, dem 5. August, dass dieser 
den kommandierenden General noch nicht gesehen habe. Marx rief in 
Wolffs Gegenwart im Oberkommando an und erfuhr von Lettow, dass 
Kessel verreist sei und das 14-tägige Verbot bestehen bleibe. Wolff ging 
daraufhin zum Reichskanzlerpalais und traf dort Bethmann Hollwegs 
Schwiegersohn und rechte Hand, Julius Graf von Zech, an. Ihm er- 
zählte der Chefredakteur von der weiter bestehenden Drohung, seine 
Zeitung für 14 Tage zu verbieten, was »absolut Bethmanns mir gegebe- 
ner Zusicherung widerspreche. Es müsse nun energisch etwas gesche- 
hen. Der Kanzler müsse zeigen, ob er existiere.«”° Zech versprach, so- 
fort mit Bethmann und Wahnschaffe zu sprechen. Abends rief ein 
Geheimer Rat aus der Reichskanzlei an, der Lettow zu erreichen ver- 
suchte und wissen wollte, ob Wolff tatsächlich vorläufig nichts schrei- 
ben wolle? Wolff bejahte das. Das könnte ein Ausweg sein, meinte der 
Beamte. 

Am 6. August, einem Sonntag, rief Wahnschaffe Wolff in der Frühe 
an und sagte ihm, nun werde »alles in’s Reine kommen«.” Bethmann 
habe am Abend zuvor ein langes Telegramm an Kessel geschickt; und 
nun, noch am Sonntag, werde Lettow mit Marx in Verbindung treten. 
Das Gespräch zwischen Lettow und Marx fand mittags statt und 
brachte die Lösung. Wie Marx anschließend Wolff mitteilte, war Wolffs 
Vorschlag, vorläufig freiwillig nicht zu schreiben, die Brücke gewesen. 
Der Chefredakteur solle nun Lettow anrufen. Das tat Wolff und erhielt 
einen Gesprächstermin für den Abend. Wolff musste abends Lettow 
gegenüber erneut erklären, dass sein Schreibverzicht völlig freiwillig 
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erfolge, woraufhin er erfuhr, dass seine Zeitung am nächsten Tag wie- 
der erscheinen könne, wenn Wolff ein Gesuch auf Aufhebung des Ver- 
bots einreiche. Die Odyssee des Chefredakteurs war vorbei; sein »frei- 
williger« Verzicht auf das Schreiben von Leitartikeln endete mit der 
Aufhebung des Schreibverbots Mitte November 1916. 

Die Geschichte verdeutlicht dreierlei. Zum einen, dass Eingriffe 
der Zensur von den gut vernetzten Hauptstadtjournalisten nicht als 
Schicksal hingenommen zu werden brauchten. Sie konnten Partei- 
freunde und Bekannte in Administration und Parlament für sich mo- 
bilisieren — in Wolffs Fall auch die Reichskanzlei. Auf eine allgemeine 
Solidarität konnten sie allerdings angesichts der parteipolitischen Grä- 
ben, die die deutsche Presselandschaft durchzogen, nicht rechnen. Wie 
das Berliner Polizeipräsidium festhielt, wurde das Verbot des Berliner 
Tageblatts von Konservativen, Alldeutschen und Antisemiten begrüßt, 
weil diese das gute Verhältnis des Blattes zur Regierung »längst mit 
Argwohn betrachteten«. Die Liberalen billigten das Verbot »weniger, 
Kleinbürger und Arbeiterkreise stehen ihm gleichgültig gegenüber; die 
Geschäftswelt bedauert es wegen des durch das Nichterscheinen verur- 
sachten geschäftlichen Schadens. Die Juden sind entrüstet, die Kon- 
kurrenzpresse freut sich über das Verbot, die radikalen Sozialdemokra- 
ten sehen in ihm einen Akt roher Gewalt der herrschenden Klasse.«” 

Zweitens macht die Geschichte deutlich, dass selbst der von den 
»Gebietserweiterern« als »Obermiesmacher«'? empfundene Chefre- 
dakteur und seine Zeitung nicht gänzlich mundtot gemacht wurden — 
dass also die moderaten Stimmen nicht völlig aus dem veröffentlichten 
Meinungsspektrum eliminiert wurden. Drittens zeigen sich jedoch an 
Wolffs Beispiel auch die Grenzen politischen und journalistischen Ein- 
wirkens auf die Militärs und die von ihnen durchgeführte Zensur: 
Auch ein einwöchiges Verbot war für eine Tageszeitung ein herber Ver- 
lust; und der nicht wirklich freiwillige Schreibverzicht des Chefredak- 
teurs reduzierte das veröffentlichte Meinungsspektrum um eine wich- 
tige Stimme des ohnehin schwachen realistischeren Flügels. Das wurde 
auch dadurch nicht wettgemacht, dass, wie Wolff später erfuhr, seine 
vorübergehende Kaltstellung durch eine ebensolche seines politisch- 


12 71. Stimmungsbericht des Berliner Polizeipräsidiums vom 5. August 1916; Ma- 
terna/Schreckenbach (Bearb.), Berichte des Berliner Polizeipräsidenten, S. 155. 
133 Kessler, Tagebuch 1914-1916, S. 571 (Eintrag vom 20. Juli 1916). 
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publizistischen Widerparts, des Alldeutschen Ernst von Reventlow, 
flankiert wurde. Es scheint eine Art Deal zwischen ziviler Reichsleitung 
und Oberkommando gegeben zu haben nach dem Motto: Haust du 
meinen Redakteur, haue ich deinen Redakteur.”* Reventlows Stimme 
war jedoch nur eine, wenn auch besonders schrille unter vielen, die die 
Siegfriedensszene anheizten — und außerdem für betulichere konser- 
vative und andere Politiker, die im Prinzip auf Ähnliches hinauswoll- 
ten, ohnehin oft eher peinlich. 

Das Berliner Tageblatt erschien also ab dem 7. August wieder, vor- 
erst ohne die montäglichen Leitartikel seines Chefredakteurs. Dabei 
gingen die publizistisch-politischen Kämpfe um die Kriegsziele und 
damit die Dauer des Krieges jetzt erst richtig los. Der wichtigste Grund 
dafür war, wie Erhard Deutelmoser, der Chef des Kriegspresseamts, 
tags zuvor in seinem Tagebuch notiert hatte, dass die Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung kriegsmüde war. »Die steigende Kriegsmüdig- 
keit führte zu immer lebhafterem Drängen nach Freigabe der Kriegs- 
zieldebatten. Die Einen wollten sie, damit der Krieg nicht zu lange 
währe, die anderen, damit kein fauler Frieden kame.«™ Seiner Mei- 
nung nach wollte zwar auch die kriegsmüde Mehrheit keinen Frieden 
»um jeden Preis. Ob freilich die Mehrheit große Gebietserweiterun- 
gen wünscht, ist mir sehr die Frage.«™ Dass die Annexionsgegner, wie 
nicht nur Deutelmoser meinte, sehr an Boden gewannen,” befürchte- 
ten auch die Siegfriedens- und Gebietserweiterungsbefürworter und 
intensivierten ihre Agitation für die Fortsetzung des Krieges. Ihre Bro- 
schüren und Flugblätter unterlagen der Pressezensur nicht, waren also 
nicht einzudämmen. Die Kriegszieldiskussion jetzt freizugeben, war 
für den Presseamtschef jedoch auch keine Lösung. Das würde den in- 
neren Zwist nur verschärfen und den Burgfrieden gefährden, weil es 
keine offiziell festgestellten Kriegsziele gebe. Dafür fehlten immer noch 
die Voraussetzungen: zum einen das Wissen darum, welches Mindest- 
ergebnis militärisch eigentlich erreichbar sei; zum anderen die politi- 


124 Wolff, Tagebücher, Teil ı, S. 449 (Eintrag vom 29. Oktober 1916). 

125 Erhard Deutelmoser, Zusammenarbeit mit der Presse, in: ders., Politisches Ta- 
gebuch, Heft 5, 6. August 1916, S. 40-65, hier S. 54; Institut für Zeitungsfor- 
schung, Dortmund, F 13373. 
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sche Entscheidung, ob ein Friedensschluss mit Großbritannien die 
Kriegsziele im Osten zu Lasten Russlands ermöglichen sollte oder ein 
Friedensschluss mit Russland die Kriegsziele zu Lasten Großbritan- 
niens im Westen. Denn nicht einmal die Anhänger alldeutschen 
»Maulheldentums«"® glaubten nach zwei Kriegsjahren noch daran, 
den Frieden an allen Fronten gleichzeitig diktieren zu können. 


Die »Freigabe« der Kriegszieldebatte und ihre Grenzen 


Ende November 1916 wurde die Kriegszieldebatte dann doch »freigege- 
ben« - so der offizielle Ausdruck für die Kursänderung hinsichtlich des 
wichtigsten Gegenstands der politischen Zensur. Es war die im Som- 
mer neu installierte 3. OHL Hindenburg/Ludendorff, die das veran- 
lasste. Ihr zufolge verfügte man nun über die bislang fehlenden Vo- 
raussetzungen dafür, klare Leitlinien für die Kriegszieldebatte geben zu 
können: Die U-Boote waren ihr das militärische Mittel, um England 
zum Friedensschluss zwingen zu können; die größten anzunehmen- 
den Gebietserweiterungen in West und Ost schienen demzufolge 
durchsetzbar. Nachdem sich die katholische Zentrumspartei am 7. Ok- 
tober 1916 dafür ausgesprochen hatte, den uneingeschränkten U-Boot- 
Krieg zu führen, sobald die OHL ihn verlange, gab es — zusammen mit 
den Konservativen und der Mehrheit der Nationalliberalen — auch eine 
entsprechende parlamentarische Basis für die »Alles-Torpedirer« und 
ihre »Torpedojournalisten«.”? Aus der Reichskanzlei kam kein nen- 
nenswerter Widerstand gegen die »Freigabe« der Kriegszieldiskus- 
sion. Hier saßen die Hauptleidtragenden des geballten Unmuts über 
die Zensur, in dem sich die Siegfriedensbewegung und ihre Gegner 
zusammenfanden — was die Regierung zum Ziel des konzentrischen 
Feuers beider Seiten machte und ihre Legitimation immer weiter un- 
terhöhlte. Das sichtbarste Forum für diese Attacken gaben die Ple- 
numsdebatten des Reichstags ab; ihre Protokolle wurden — abgesehen 
von einigen Übergriffen besonders eifriger Zensoren, die wiederum 
von den Abgeordneten umgehend zitiert und angeprangert wurden — 


18 Erhard Deutelmoser, Kriegszielerörterungen, in: ders., Politisches Tagebuch, 
Heft 2, S. 1-18, Zitat S. 7; Institut für Zeitungsforschung, Dortmund, F 13373. 

19 Wolff, Tagebücher, Teil 1, S. 345 (Eintrag vom 3. Februar 1916), S. 375 (Eintrag 
vom 5. Mai 1916). 
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unzensiert veröffentlicht. Im Oktober 1917 zählte der Abgeordnete der 
Fortschrittlichen Volkspartei Ernst Müller-Meiningen an die 25 klei- 
nere und große Reichstagsdebatten über »die unglückselige Zensur, 
dieses ungeratene Kind von Angst und Misstrauen«, seit Kriegsbe- 
ginn." Gefordert wurde von allen Seiten des Hauses, dass die politi- 
sche Zensur und insbesondere die Unterdrückung der Kriegsziel- 
debatte beendet oder wenigstens abgemildert werden sollte. Die 
sozialdemokratische Minderheit forderte die Beendigung des Bela- 
gerungszustands und die Wiederherstellung des Rechtsstaats ganz all- 
gemein; sie wollte sich also mit kleineren Reformen der Zensur nicht 
zufriedengeben, sondern verlangte auch die Abschaffung anderer 
rechtsstaatlich unhaltbarer Zustände, wie unter anderem der häufigen 
Verhängung der sogenannten Schutzhaft für Redakteure und andere 
sowie der Briefzensur und der Überwachung von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Veranstaltungen. Alle diese Forderungen und Debat- 
ten blieben folgenlos, was ihren eigentlichen Gegenstand betraf. Die 
bedrängten Regierungsvertreter versprachen immer wieder Besserung, 
die jedoch nie eintrat. Die Zensur war für sie, wie es Ministerialdirek- 
tor Theodor Lewald vom Reichsamt des Innern ausdrückte, die »Brot- 
karte der öffentlichen Meinung«.?' »Große Heiterkeit« verzeichnete 
das Protokoll an dieser Stelle, so wie überhaupt die Zensurdebatten 
wegen der genüsslichen Ausbreitung absurder Fälle — dass etwa der 
Zensor eingeschritten war, als ein Zeitungsartikel erwähnte, Goethes 
Mutter habe Bethmann Hollwegs Ururgroßmutter einen Hasenfuß ge- 
nannt? — häufig Anlass zu fraktionsübergreifendem Gelächter gaben. 
Dass das Gelächter letztlich auf ihre Kosten ging, war der Reichsleitung 
durchaus bewusst, ohne dass sie eine Alternative zur Bewirtschaftung 


130 Der Abgeordnete Ernst Müller-Meiningen in der Reichstagssitzung am 11. Okto- 
ber 1917; Reichstagsprotokolle, 13. Legislaturperiode, 126. Sitzung, 11. Oktober 
1917, S. 3885f., Zitat S. 3886. Inklusive der letzten großen Zensurdebatte im Juni 
1918 waren es schließlich gut 25, so der Abgeordnete der Mehrheits-SPD Johan- 
nes Meerfeld am 6. Juni 1918; Reichstagsprotokolle, 13. Legislaturperiode, 168. 
Sitzung, 6. Juni 1918, S. 5242. 

31 Ministerialdirektor Theodor Lewald in der Reichstagssitzung vom 18. Januar 
1916; Reichstagsprotokolle, 13. Legislaturperiode, 32. Sitzung, 18. Januar 1916, 
S. 758. 

32 Arthur Stadthagen von der sozialdemokratischen Minderheit am 31. Oktober 
1916; Reichstagsprotokolle, 13. Legislaturperiode, 71. Sitzung, 31. Oktober 1916, 
S. 1948. 
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der veröffentlichten Meinung sah. Von der »Freigabe« der Kriegsziel- 
diskussion dürfte sie sich deswegen eine gewisse Erleichterung ver- 
sprochen haben. 

Die internen Anweisungen, die im Zusammenhang mit der soge- 
nannten Freigabe der Kriegszielerörterungen ergingen, sind der per- 
fekte Ausdruck des illusionistischen Credos, die Wirklichkeit durch 
ihre Darstellung zu ändern. »Die sachliche Erörterung der Kriegsziele 
ist vom 28. 11. an frei«,® hieß es in der entscheidenden Verordnung. 
Verboten, hieß es weiter, bleibe erstens die »verhetzende« Bekämpfung 
Andersdenkender, zweitens jede Betrachtungsweise, »die auf eine Be- 
einflussung der militärischen Kriegführung hinausläuft«, und drittens 
die Störung des Verhältnisses zu Verbündeten und Neutralen. Verbo- 
ten war darüber hinaus die Veröffentlichung dieser Verordnung. In 
einer Besprechung vom 26. November 1916" erläuterte der oberste Lei- 
ter der militärischen Zensur, Major Nicolai vom Generalstab, den Zen- 
suroffizieren, was der zweite Punkt eigentlich besagte: dass nämlich 
»der Ruf nach sofortigem Frieden um jeden Preis« ebenso weiter un- 
tersagt sei wie die Forderung, bisher nicht eroberte Gebiete zu beset- 
zen. Wie bisher also sollten die beiden Extreme des Meinungsspek- 
trums — »Annexionismus« und »Defaitismus«, wie sie von Bethmann 
Hollweg genannt wurden"? — ausgeblendet werden; notfalls konnte ge- 
gen sie weiterhin die Vorzensur verhängt werden, wie sie bisher schon 
insbesondere gegen pazifistische und links-sozialdemokratische Blät- 
ter verhängt worden war. Es blieb also eigentlich, wie Nicolai zugab, al- 
les beim Alten. Seine Begründung dafür, warum dennoch durch die 
»Freigabe« der Erörterungen alles anders werde, verdient ein längeres 
Zitat: »Die Kriegszielerörterungen werden jetzt freigegeben in der Ab- 
sicht, wie alle übrigen für den Krieg verfügbaren Kräfte im deutschen 
Volke, so auch die in der deutschen Presse ruhenden Kräfte zur sieg- 
reichen Beendigung des Krieges nutzbar zu machen. [...] Das Kriegs- 
ziel ist klar: Dauernder Friede. Zwischen Krieg und dauerndem Frie- 


133 Telegramm der Oberzensurstelle an das Nachrichtenbureau des Reichsmarine- 
amts vom 25. November 1916: Freigabe der Kriegszielerörterung in der Öffent- 
lichkeit; Deist (Bearb.), Militär und Innenpolitik, 1, S. 450 (Dokument 181). 

134  Zensurbesprechung vom 26. November 1916; auszugsweise wiedergegeben bei 
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den liegt der Sieg. Deswegen ist das nächste Kriegsziel der Sieg. Bisher 
ist uns der Sieg beschieden [...]. Der Feind gibt aber noch nicht zu, 
dass er besiegt ist, deshalb muss er zu der Überzeugung gebracht wer- 
den, dass er auf keinem Gebiete und durch kein Mittel den Sieg er- 
ringen kann [...], dass das deutsche Volk, wenn auch Verluste und 
Ernährungsschwierigkeiten die Stimmung drücken, trotzdem durch- 
halten wird. Die Presse muss da zureden können. Die Aufrechterhal- 
tung des bisherigen Verbotes bei milder Handhabung hat sich als eine 
Maßnahme erwiesen, bei der Missgriffe vorkamen. Durch die Frei- 
gabe der Kriegsziele wird und muss eine Besserung erzielt werden, 
wenn auch in dem tatsächlichen Zustand kaum eine Änderung eintre- 
ten wird.« 

Da die Praxis gleichblieb, konnte die erzielte »Besserung« nur in 
der jetzt offiziell abgesegneten Feinsteuerung der Kriegszielerörterun- 
gen Richtung Siegfrieden liegen, die in Form einer »Erläuterung« für 
die Berliner Presse zeitgleich allen Zensurstellen zuging.”° Diese »tak- 
tischen Ratschläge« an die Presse erläuterten, welche Positionen die 
Militärzensur vom erwünschten »freien Meinungsaustausch« erwar- 
tete. Diese lauteten, zusammengefasst: Deutschland führe einen reinen 
Verteidigungskrieg, doch könne auch »der reine Verteidigungs- und 
Selbsterhaltungswille den Anspruch auf Gebietserweiterungen recht- 
fertigen«. Schädlich seien allerdings Aufsätze, »die in dieser Hinsicht 
an lückenhafter Begründung kranken«. Eine Ausnahme von dem Ver- 
bot, bislang nicht eroberte Gebiete zu fordern, mache die Forderung 
nach Kolonialbesitz. Die Forderung nach »völliger Einverleibung« bis- 
lang schon eroberter Gebiete sei nicht erfolgversprechend, da man sol- 
che Gebiete später vielleicht im Tausch gegen andere Konzessionen 
benutzen müsse. Andererseits stellten bestimmte besetzte Gebiete, 
würden sie dem Feind zurückerstattet, eine potenzielle Kriegswaffe ge- 
gen das Deutsche Reich dar (gemeint ist Belgien); wer es richtig finde, 
»dass man einem Wilddiebe sein Gewehr konfisziert und einem Räu- 
ber seinen Revolver abnimmt«, der müsse akzeptieren, wenn diese 


136 Schreiben der Oberzensurstelle an sämtliche Zensurstellen betr. die der Berliner 
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Landesteile annektiert werden. Und schließlich verlange das Wohl des 
Reiches »unbedingt, dass auch die grundsätzlichen Feinde jeder Ge- 
bietserweiterung sich geschlossen auf den Standpunkt stellen, von dem 
feindlichen Lande, das mit deutschem Blute erobert ist, nicht einen 
Fußbreit wieder herauszugeben, sofern der Feind dafür nicht so oder 
so volle Gegenleistung gewährt«. 

Die »Freigabe« der Kriegszieldebatte lief also darauf hinaus, dass 
Kolonien gefordert werden durften, die bedingungslose Freigabe be- 
setzten Bodens dagegen nicht; und dass Annexionisten sich mit ihren 
Forderungen auf das Territorium Belgiens beschränken sollten, woge- 
gen niemand Einspruch erheben dürfe. Und dass das alles zusammen 
Verteidigungskrieg genannt werden müsse. 

Nachdem die OHL die Presse darauf festgelegt hatte, von einem 
deutschen Diktatfrieden auszugehen, setzte sie im Januar 1917 den Be- 
ginn des uneingeschränkten U-Boot-Krieges durch, der einen solchen 
Frieden ermöglichen sollte. Der Reichskanzler, der immer davor ge- 
warnt hatte, dass so der Kriegseintritt der USA herbeigeführt werde, 
fügte sich wider besseres Wissen — ohne mit seinem Rücktritt zu dro- 
hen oder ihn gar zu vollziehen. Das Zeitung lesende Deutschland 
erhielt also kein Signal, das einen anderen Akzent gesetzt hätte, als es 
die fortlaufenden Meldungen von erfolgreichen Versenkungen durch 
deutsche U-Boote taten. Ebenso passiv reagierte Bethmann Hollweg, 
als in Kreuznach am 23. April — gut zwei Wochen nach dem Kriegsein- 
tritt der USA - die OHL ihre Kriegsziele von Kaiser und Reichsleitung 
absegnen ließ. Sie gingen über das Minimalprogramm, auf das die Zei- 
tungen verpflichtet worden waren, weit hinaus. Litauen und Kurland 
sollten einverleibt, Teile Livlands und Lettlands erobert werden; ein 
scheinselbstständiges Polen sollte gegründet und wie das ebenfalls nur 
scheinselbstständig gemachte Belgien unter deutsche Kontrolle gestellt 
werden. Die Festung Lüttich und die flandrische Küste müsse Belgien 
abtreten. Das französische Gebiet von Longwy-Briey sollte annektiert 
und Luxemburg deutscher Bundesstaat werden. Ein eventueller Waf- 
fenstillstand dürfe sich nur auf das Heer beziehen, der U-Boot-Krieg 
gegen England müsse weitergeführt werden. »Völlige Maßlosigkeit 
im Osten wie im Westen«, kommentierte der anwesende Chef des Ma- 
rinekabinetts, Georg Alexander von Müller, in seinem Tagebuch. Der 
ebenfalls anwesende Chef des Zivilkabinetts, Valentini, fand das alles 
nur noch »kindisch«. Bethmann Hollweg, so Müller weiter, »konnte 
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man den Gedanken an den Augen ablesen: Es schadet ja nichts, dass 
wir Maximalziele festsetzen. Es kommt ja doch anders. «®’ 

Bethmann unterschrieb das Protokoll. Wie er in einer Aktennotiz, 
die die Reichskanzlei nie verlassen wiirde, erklarte, deswegen, »weil 
mein Abgang über Phantastereien lächerlich wäre«. Er werde sich 
durch dieses Protokoll nicht auf einen Diktatfrieden verpflichten las- 
sen und Friedensmöglichkeiten verfolgen, wenn sie sich bieten sollten. 
»Was ich hiermit aktenmäßig festgestellt haben will.«* Ein Vierteljahr 
später würden sich diejenigen, die ihn loswerden wollten, weil er die- 
sen »Phantastereien« nicht anhing — OHL und politische Siegkrieger -, 
zusammen mit denjenigen, die ihn loswerden wollten, weil er den Fan- 
tasten nicht entgegentrat — die verständigungswilligen Reichstagsab- 
geordneten -, seiner entledigen. Die ihm folgenden Reichskanzler der 
Kriegszeit, Georg Michaelis und Georg Graf von Hertling, würden 
nicht einmal für die Akten andere Friedensvorstellungen formulieren 
als Ludendorff und Hindenburg. 

Das ultimative Kriegszielprogramm der Militärführung war 
selbstredend off the record, fand also seinen Weg nicht in die Spalten 
der Zeitungen. Dort waren stattdessen drei Tage vor dem Kreuznacher 
Treffen die Zauberworte erschienen, die eigentlich durch die Sprachre- 
gelungen von Ende 1916 aus der Presse ferngehalten werden sollten: 
Frieden »ohne Annexionen und Kriegsentschädigungen« und »Ver- 
zicht auf jegliche Eroberungspolitik« forderte eine Resolution des er- 
weiterten Parteiausschusses der SPD.?? Die Sozialdemokratie griff 
damit eine Parole auf, die im revolutionär gärenden Russland vom Pe- 
trograder Arbeiter- und Soldatenrat am 14. März 1917 in die Welt ge- 
setzt worden war. Mit diesen neuen Tönen reagierte die SPD-Führung 
darauf, dass ihr die zahlreichen kriegsunlustigen Mitglieder davonzu- 
laufen begonnen hatten. Und dass es seit wenigen Wochen eine Kon- 
kurrenzpartei links von der SPD gab: die USPD, wo sich die mit dem 
kriegsunterstützenden Kurs der Partei unzufriedenen Mitglieder seit- 
dem sammeln konnten. 


37 Görlitz (Hg.), Regierte der Kaiser?, S. 278f. (Eintrag vom 23. April 1917). 

38 Zit. nach Ritter, Tragödie der Staatskunst, S. 381. 
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Die Spaltung der Sozialdemokratie in Unabhängige und Mehr- 
heits-SPD, wie es ab jetzt heißen sollte, hatte sich schon seit Längerem 
angekündigt; ebenso wie die Bedeutung, die die Frage der Kriegsziele 
für die Radikalisierung des Protestes hatte. Seit 1915 hatte die kriegskri- 
tische Minderheit der Sozialdemokraten den begründeten Verdacht, 
dass der Krieg nicht nur der Verteidigung, sondern auch dem Lander- 
werb diente und deswegen immer weiter andauerte. In zahlreichen 
Denkschriften und Eingaben hatten im Frühjahr und Sommer 1915 die 
Interessenverbände der Industrie, der Landwirtschaft, des Mittelstands 
und der Akademiker aufgezählt, welche Gebiete im Osten, im Westen 
und in Afrika sie für ihre jeweiligen wirtschaftlichen Interessen und 
völkischen Großraumideen erworben sehen wollten. Der Berliner Po- 
lizeipräsident machte das Oberkommando in den Marken darauf auf- 
merksam, dass in einer Berliner Mitgliederversammlung der SPD eine 
dieser Eingaben, die Kriegszieldenkschrift der sechs großen deutschen 
Wirtschaftsverbände vom Mai 1915 mit ihren Forderungen nach um- 
fassenden Gebietserweiterungen in Ost und West, als Beleg dafür dis- 
kutiert worden war, dass es die deutschen Kriegszielforderungen seien, 
die einen Friedensschluss verhinderten.'® 

Nicht nur sozialdemokratische, sondern mehr und mehr auch bis- 
her politisch nicht organisierte Teile der Bevölkerung hatten für diese 
Kritik offene Ohren. Das lag daran, dass die eigenen Erfahrungen vie- 
len Stadtbewohnern nahelegten, den Krieg als Klassenkampf von oben 
zu interpretieren. Dem Kriegsbeginn folgte nämlich ein steiler Preis- 
anstieg der Lebensmittel. Die Bewirtschaftungsmaßnahmen, die die 
Militär- und Zivilbehörden einführten, brachten keine wirkliche Ver- 
besserung: Die eingeführten Höchstpreise froren das Preisniveau an 
seinem oberen Ende ein; und nachdem ein Höchstpreis festgesetzt 
worden war, pflegte das betreffende Produkt vom Markt zu verschwin- 
den und konnte nur noch von Besserverdienenden zu Schwarzmarkt- 
preisen erworben werden. Dass dieser Wucher auf ihrem Rücken aus- 
getragen wurde, machte die städtische Bevölkerung und vor allem die 
Arbeiterfrauen, die ihre Familien nicht mehr satt bekamen, renitent. 
Bereits Ende 1915 beobachtete Theodor Wolff, dass die »Volksstim- 
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mung [...] immer dringender den Frieden wünscht. [...] Besonders 
die Frauen werden rabiat. [...] Es haben auch wieder Manifestationen 
stattgefunden; die Frauen rufen: »Gebt uns zu essen!« und »wir wollen 
unsere Männerk«™ Die Bevölkerung verfügte über eigene Kommu- 
nikationskanäle jenseits der Presse: Briefe, Gespräche in den Warte- 
schlangen vor den Lebensmittelgeschäften und vor allem die Gerüch- 
teküche, die an die Stelle der unglaubwürdig gewordenen Zeitungen 
trat. Als nach dem extrem kalten Winter 1916/17 die ärmere städtische 
Bevölkerung zu hungern begann, wurde die Stimmung explosiv. Das 
Vaterland »ist für solche wo es von ungefähr kommt«, hieß es im Brief 
einer Münchnerin vom März 1917; sie werde kein Geld für die neue 
Kriegsanleihe geben. »Sollen diese zeichnen, welche Butter und Fleisch 
genug haben, [...] die können ja 6 M[ark] bezahlen für das Pfund, da- 
rum glaube ich an keinen Gott auch nicht mehr, weil man sieht wie es 
zugeht und der Geldbeutel als Herrgott angesehen wird.«™ Falls sich 
diese Schichten überhaupt jemals für deutsche Gebietserweiterungen 
interessiert hatten — was eher zu bezweifeln ist —, so war es damit 1917 
schon lange vorbei: »Die Frage der Kriegsziele«, hieß es Mitte 1917 in 
einem Stimmungsbericht des Berliner Polizeipräsidiums, »beschäftigt 
nur einen verhältnismäßig geringen Bruchteil der Bevölkerung. Der 
weitaus größten Mehrzahl erscheint allein die Frage wichtig, wann der 
Krieg sein Ende finden wird.«'#® Der Feind stand für viele längst im 
Land, und zwar an dessen Spitze. In Wirklichkeit, erzählten sich im Juli 
1917 Eisenbahnreisende, sei der Krieg schon längst verloren; »die Gro- 
ßen wollen nur noch massenhaft Leute hinmachen, damit sie hernach 
keine Revolution bekommen«."* 

Da sich dies alles vor den Haustüren der hauptstädtischen Politi- 
ker, Parlamentarier und Beamten vollzog, konnte im politischen Ber- 
lin niemand mehr im Zweifel über die Stimmungslage sein. Auch 
nicht darüber, dass es noch schlimmer werden würde, wenn die 
U-Boote die Erwartungen, die auf sie gesetzt wurden, nicht erfüllten. 
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Denn nicht nur für die »wilden Ukrieger«,“ sondern auch für die 
Friedenswilligen schien eine Zeit lang der U-Boot-Krieg eine Antwort 
zu sein, versprachen seine Befürworter doch ein schnelles Einlenken 
Englands. Seit dem Beginn des uneingeschränkten U-Boot-Krieges 
Anfang Februar war davon jedoch nichts zu merken. Jetzt begann 
auch unter denen, für die bislang das Kämpfen bis zum siegreichen 
Ende selbstverständlich gewesen war, mancher seine Ansicht zu än- 
dern. Dem konservativen Reichstagsabgeordneten Viktor Bredt hatte 
ein Besuch beim österreichischen Außenminister Ottokar Graf Czer- 
nin im Mai 1917 einen Realitätsschock verpasst. Czernin hatte ihm 
plausibel machen können, dass der Krieg nach einem Eintritt ameri- 
kanischer Truppen in die Kampfhandlungen verloren sein werde. Zu- 
rück in Deutschland, bestätigte sich die Warnung des Wiener Außen- 
ministers an Bredt, dass die deutsche politische Klasse das nicht 
wissen wolle: »Als ich in der Fraktion meine Erlebnisse mitteilte, traf 
ich nur auf entrüsteten Widerspruch oder geringschätziges Lächeln. 
Graf Czernin wurde einfach abgetan als widerlicher Flaumacher, 
wenn nicht Landesverräter. Die rechtsgerichteten Kreise schwelgten 
in dem Bewusstsein, dass es endlich gelungen sei, den uneinge- 
schränkten U-Boot-Krieg aufzunehmen, denn damit war nach ihrer 
Ansicht der Siegfrieden sicher. Die Drohung der Amerikaner, sie wür- 
den in den Krieg eingreifen, wurde einfach in den Wind geschla- 
sen.«"® 

Folgenreicher war die Abkehr eines anderen bisherigen Annexi- 
onslustigen vom Glauben. Matthias Erzberger, ein führender Mann der 
Zentrumsfraktion im Reichstag, war seit Kriegsbeginn eine zentrale Fi- 
gur im Netz der deutschen Auslandspropaganda. Das konfrontierte ihn 
regelmäßig mit außerdeutschen Wahrnehmungen der Kriegssituation, 
die schlecht zu dem Siegfriedensszenario passen wollten, wie es deut- 
schen Zeitungslesern verordnet und in den nach wie vor gut ernährten 
oberen Schichten geglaubt wurde. Außerdem wurde ihm von militäri- 
scher Seite verdeutlicht, wie prekär die Aussichten auf einen deutschen 
Sieg waren; und er kannte auch die Denkschrift Czernins, mit der die- 
ser im Frühjahr 1917 vergeblich versucht hatte, der deutschen Außen- 
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politik eine realistischere Wende zu geben. Zum Handeln trieben ihn 
dann die zerstobenen Hoffnungen auf den U-Boot-Krieg. Vor dem 
Hauptausschuss des Reichstags, der unter Ausschluss der Öffentlich- 
keit tagte, hielt er am 6. Juli 1917 eine Brandrede. Sie zielte, wie im 
nächsten Weltkrieg die Blut-Schweiß-und-Tränen-Rede des englischen 
Premierministers Churchill, darauf ab zu alarmieren, um das Parla- 
ment in einer Situation höchster Gefahr hinter sich zu bringen. Diese 
Gefahr bestand für Erzberger im illusionistischen Kurs der »Hyperan- 
nexionisten«,"" während gleichzeitig die letzte Grundlage für einen sol- 
chen Kurs, die Hoffnung auf die U-Boote, abhandengekommen war. Er 
rechnete den Abgeordneten vor, dass die deutschen U-Boote auch 
nicht annähernd zahlreich genug seien, um England auszuhungern; 
und er erklärte es für abwegig zu fordern, dass der Krieg nicht »um- 
sonst«« gewesen sein dürfe. Den Krieg weiterzuführen, könne den Ruin 
bedeuten. Der Reichstag müsse mit großer Mehrheit verkünden, dass 
er einen Frieden des Ausgleichs wolle. Am erwartbaren Widerstand 
solle man sich nicht stören: »Man möge sich dabei gar nicht um die 
25000 Alldeutschen kümmern, sondern die Leute ruhig verrückt wer- 
den lassen. Sanatorien für sie zu bauen, sei viel billiger, als den Krieg 
noch ein Jahr lang fortzuftihren.«"® 

Viele der anwesenden Parlamentarier waren geschockt. Vielleicht 
weniger, weil ihnen alle Tatsachen neu waren, als vielmehr, weil hier 
erstmals jemand massiv den verordneten und zum Habitus geworde- 
nen Zwangsoptimismus durchbrach. Kein Mitglied der Berliner politi- 
schen Klasse (abgesehen von den Sozialdemokraten) hatte das bisher 
getan. Die Schocktherapie wirkte. Es fand sich eine neue Reichstags- 
mehrheit aus Zentrum, Fortschrittlicher Volkspartei und SPD zusam- 
men, die knapp zwei Wochen spater, am 19. Juli, die Friedensresolution 
des Reichstags verabschiedete. Zwar war diese Resolution rein dekla- 
matorisch, indem sie den Friedenswillen des Parlaments bekundete, 
ohne sich auf Details eines Weges zum Verständigungsfrieden einzu- 
lassen. Außenpolitisch war sie deswegen folgenlos. Aber sie erteilte eine 
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allgemeine Absage an »erzwungene Gebietserwerbungen und politi- 
sche, wirtschaftliche oder finanzielle Vergewaltigungen«." 

Erzberger dehnte seine Versuche, einen realistischeren Grundton 
in die deutsche Politik zu bringen, auch auf außerparlamentarische 
Versammlungen aus. Nachdem die Türen fest verrammelt worden wa- 
ren, las er am 23. Juli dem Reichsausschuss der Zentrumspartei in 
Frankfurt am Main Auszüge aus Czernins Denkschrift vor. Die Ver- 
sammelten stimmten daraufhin der Friedensresolution einstimmig zu. 
In einer Rede, die Erzberger Mitte September in seinem Wahlkreis Bi- 
berach hielt, attackierte er ein weiteres Mal die Annexionisten und ih- 
ren Illusionismus. Die Militärzensur verbot die Veröffentlichung der 
Rede und beschlagnahmte wenige Tage später die Ausgabe der Zen- 
trumszeitung Germania, die Auszüge aus der Rede enthielt. 


Zensur und Propaganda bis zum Kriegsende 


Die Zensur blieb bis zum Kriegsende das wichtigste Instrument, um 
den verordneten optimistischen Grundton der Presseberichterstattung 
von skeptischeren oder realistischeren Beimengungen frei zu halten. 
Amtliche Propagandaeinrichtungen, die darüber hinaus der Presse ak- 
tiv Vorgaben machten, was sie zu schreiben habe und wie sie dies tun 
solle, gab es nicht. Denn es war undenkbar, dass dieselben Texte in par- 
teipolitisch und richtungsmäßig so verschiedenen Zeitungen erschie- 
nen wie etwa dem Berliner Tageblatt und der konservativen Neuen 
Preußischen Zeitung (Kreuzzeitung). Das hätte deren Leser verstört und 
die Zeitungsleute samt den ihnen nahestehenden Parteien auf die Bar- 
rikaden gebracht. Nur in Preußen verfügte der Innenminister über 
Zensurrechte und - in Gestalt der Landräte — über Instanzen, um Auf- 
lagennachrichten aktiv in der Provinzpresse zu lancieren. Auch jenseits 
der Pressepolitik konnte in den ersten drei Kriegsjahren von einer amt- 
lichen Propagandatätigkeit in die eigene Bevölkerung hinein keine 
Rede sein. Reichskanzler Bethmann Hollweg wollte sie nicht, weil sie 
nicht zu seiner Politik der Diagonale passte; deswegen liefen Anläufe 
der Militärführung und anderer, ihn zu einer aktiven Siegfriedens-Pro- 
paganda zu überreden, ins Leere. Es blieb bei militärischen oder halb- 
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offiziellen politischen Maßnahmen. Die Militärische Stelle des Auswär- 
tigen Amtes, die seit Anfang 1917 der OHL unterstellt war, verfertigte 

und druckte Propagandatexte und -plakate, die auch ins Inland und 

nicht nur ins Ausland gingen. Einige stellvertretende Generalkomman- 
dos entsandten Wanderredner, die Durchhaltevorträge hielten oder die 

deutsche Kultur priesen, und bauten ihre Presseabteilungen aus. Und 

die Reichskanzlei beteiligte sich 1916 an dem Versuch, einen auf der 

mittleren Linie Bethmann Hollwegs liegenden Ausschuss ins Leben zu 

rufen, dessen Vorträge und Publikationen ein Gegengewicht gegen die 

Befürworter extremer Kriegsziele schaffen sollten. Der Deutsche Natio- 
nalausschuss für einen ehrenvollen Frieden, der daraufhin gegründet 

wurde, war jedoch, wie einer seiner Initiatoren meinte, »totgeboren«.' 

Dem Personenkreis, der ihn tragen sollte, fehlte es an politischer Ein- 
heitlichkeit. Und die Kriegsziele, die er formulierte, sahen schließlich 

denjenigen, die die extrem Eroberungslustigen im Unabhängigen Aus- 
schuss für einen deutschen Frieden aufstellten, zum Verwechseln ähn- 
lich. Aktive Propaganda wurde also nahezu ausschließlich nach außen 

betrieben: vom Auswärtigen Amt gegenüber den neutralen Staaten und 

von der Militärführung gegenüber feindlichen Truppen, besonders 
massiv an der Ostfront 1917. Die einzige Ausnahme gezielter amtlicher 

Propaganda auf Reichsebene waren die von der Reichsbank organisier- 
ten Werbeaktionen für die Kriegsanleihen, deren Höhepunkt ebenfalls 

in den Jahren 1917/18 lag. Sie erfolgten vor allem durch Plakate, Bild- 
postkarten und Flugblätter und wurden in der Presse unterstützt. 

Die sichtbarsten Folgen der Friedensresolution des Reichstags be- 
standen darin, dass ab jetzt die propagandistische Bearbeitung der 
eigenen Bevölkerung, die von den stellvertretenden Generalkomman- 
dos verschiedentlich begonnen worden war, verstärkt und systemati- 
siert wurde und dass die Fronttruppen als Adressaten der Propaganda 
einbezogen wurden. Alarmiert davon, dass sich im Deutschen Reich 
die Friedenssehnsucht immer bemerkbarer machte, erließ das Große 
Hauptquartier Ende Juli »Leitsätze für die Aufklärungstätigkeit unter 
den Truppen«."" Die »Aufklärung« — einige Wochen später in »Vater- 
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ländischer Unterricht« umbenannt - sollte die Truppen immunisieren, 
falls »fortgefahren würde, hinter der Front flau zu machen«.' Die Sol- 
daten wurden zu Vorträgen oder Mannschaftslesestunden komman- 
diert, die ihnen den Sinn des Krieges und seiner Fortsetzung bis zum 
Siegfrieden nahebringen sollten. Viktor Bredt, der als Unterrichtsoffi- 
zier mit der Durchführung des »Vaterländischen Unterrichts« an der 
Ostfront beauftragt war, hatte, wie er rückblickend formulierte, nicht 
den Eindruck, dass die Propaganda verfing: »Es war mir [...] bald klar, 
dass man mit solchem Unternehmen nichts erreichte, denn die Stim- 
mung der Leute war nicht mehr so, dass man ihnen auf solche Weise 
beikommen konnte [...]. Einmal war ich vorne bei einem Truppenteil 
und aß mit den jungen Reserveoffizieren zu Mittag. Da hörte ich zu 
meinem Staunen Ansichten, die militärisch ganz unmöglich waren 
und darin gipfelten, man habe gar keine Lust, sich noch weiter »für die 
Leute in Berlin< zu schlagen.«'? 

Eine weitere Folge der Friedensresolution war, dass sich die »Über- 
Annexionisten«" im September zur Deutschen Vaterlandspartei zu- 
sammenschlossen, um Anhänger für die Siegfriedensbewegung zu wer- 
ben und gegen den Reichstag zu polemisieren. Das war nichts anderes 
als die Aufkündigung des Burgfriedens. Die Ziele der Vaterlandspartei 
entsprachen weitgehend denjenigen, die der »Vaterländische Unter- 
richt« den Soldaten in etwas unpolitischerem Gewand nahebringen 
sollte: Rücknahme der Reichstagsresolution, Siegfrieden, Kriegsziele 
und Anti-Parlamentarismus. Außerdem attackierten ihre Vertreter Kai- 
ser Wilhelm II.; sie wollten einen echten Führer und hatten ihren Kan- 
didaten für diesen Posten an die Spitze der Partei gestellt — den 1916 
entlassenen Großadmiral Alfred von Tirpitz. Die entscheidende Figur 
der Vaterlandspartei war allerdings nicht Tirpitz, sondern der zweite 
Vorsitzende Wolfgang Kapp, der Generaldirektor der Ostpreußischen 
Landschaft, eines für den adligen Großgrundbesitz wichtigen Kredit- 
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instituts. Seine Vorstellung war, Parteimitglieder aus der Arbeiterschaft 
zu rekrutieren und so eine Massenbasis zu gewinnen. Tatsächlich wur- 
den imponierende Mitgliederzahlen genannt: für Anfang Februar 1918 
gut 293000 und für Herbst 1918 etwa 800000." Doch entfiel um die 
Hälfte dieses Höchststands auf die Mitgliedschaft der angeschlossenen 
Verbände, und unter den verbleibenden rund 400 000 gab es zahlreiche 
Karteileichen, die durch Mehrfachzählungen von Mitgliedern entstan- 
den. Was es kaum gab, waren Mitglieder aus der Arbeiterschaft. Es 
fehlte auch an Geld, um die — zu rund 85 Prozent östlich der Elbe ge- 
legenen — Ortsvereine handlungs- und publikationsfähig zu machen. 
Und schließlich fehlte es an Mobilisierungskonzepten. Die Werbetä- 
tigkeit der Partei entstammte den Gepflogenheiten der Honoratioren- 
politik des Kaiserreichs, die den Erfahrungshintergrund des knapp 
60-jährigen Kapp bildete. Eine typische Werbeveranstaltung sah fol- 
gendermaßen aus: Zuerst wurde eine Botschaft des Vorstands verlesen, 
gefolgt von einer etwa zehnminütigen Rede. Abschließend wurde eine 
Entschließung angenommen, für die es jeweils Anregungen des Vor- 
stands gab. Für die Reichsgründungsfeiern am 20. Januar 1918 lauteten 
diese beispielsweise: »Wir Mitglieder der Deutschen Vaterlandspartei 
sind versammelt, [...] um Kund zu tun, dass wir wollen es möge der zu 
Lande und zu Wasser erkämpfte Sieg politisch ausgewertet werden 
zum Heil und zur Macht des Deutschen Reiches, zum Glück und 
Wohlstand aller Deutschen.« Anschließend wurde die erste Strophe 
des Deutschlandlieds gesungen, und neue Mitglieder, so vorhanden, 
konnten sich in vorbereitete Listen eintragen." Erreicht wurden so nur 
die ohnehin Überzeugten. Eine Massenbewegung wurde, wie Theodor 
Wolff anlässlich der Gründung der Vaterlandspartei feststellte, nur 
»insceniert«.”’ Um die Mitte des Jahres 1918 waren die Aktivitäten der 
Ortsvereine schon wieder weitgehend erlahmt. 

Dass Propaganda kein Wundermittel zur Erzeugung einer gewoll- 
ten Stimmung, sondern »immer nur eine Beihülfe sein« könne, »die 
ohnehin vorhandene Stimmungen verstärke«, wussten erfahrene Pro- 
pagandisten wie der in Bern für deutsche Auslandspropaganda zustän- 
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dige Harry Graf Kessler.”® Doch Ludendorff und Hindenburg mach- 
ten in der zweiten Kriegshälfte die Propaganda zu ihrem Anliegen und 
gingen zum Leidwesen der zivilen Reichsleitung »von einer starken 
Überschätzung der Möglichkeiten der Einwirkung einer offiziellen Pro- 
pagandatätigkeit aus«.”? Vizekanzler Friedrich von Payer erinnert sich 
rückblickend an einen Brief, den er im Sommer 1918 an Reichskanzler 
Hertling über die Stimmung in Süddeutschland schrieb: »Die Leute la- 
chen nur noch, wenn sie das ewig wiederkehrende »Harret aus!« hören. 
Ich hätte noch hinzufügen können, besonders wenn es den Berliner 
Stempel trage oder gar, wenn es ihnen amtsseitig geboten werde.«'® 
Eines von Ludendorffs Lieblingsprojekten war die Filmpropaganda. 
Das neutrale Ausland sollte durch Kinoproduktionen von Deutsch- 
lands militärischer Stärke überzeugt werden. Auch für die inländischen 
Kinobesucher produzierte das militärische Bild- und Filmamt (Bufa) 
Wochenschauen und andere Filme, von deren Vorführung vor Solda- 
ten Aufklärungsoffiziere wegen der sentimentalen und nachgestellten 
Szenen »von der Front« abrieten. Ein altes Anliegen der OHL war 
die Errichtung einer reichsweiten Propagandazentrale. Während Beth- 
mann Hollwegs Kanzlerschaft war sie damit nicht durchgedrungen. Im 
Frühjahr 1918 unternahm sie einen weiteren Anlauf; sie wollte es den 
Briten nachtun, die mit der Errichtung des Northcliffe-Ministeriums 
ihrer — unzutreffenden — Ansicht nach eine innenpolitische Propagan- 
dazentrale geschaffen hätten. In Berlin wurde diese ungeliebte Ange- 
legenheit dem Stellvertreter von Reichskanzler Michaelis, Friedrich 
von Payer, übertragen. Der Vizekanzler hielt nichts von der Errichtung 
eines neuen Ministeriums, von der er realistischerweise nur ein Mehr 
an Kompetenzkonflikten, nicht aber an Nutzeffekt erwartete. Payer 
und Erhard Deutelmoser, der inzwischen Pressechef in der Reichs- 
kanzlei war und ihn beriet, begnügten sich demzufolge mit der Schaf- 
fung einer Zentralstelle, die die gut 20 verschiedenen Berliner Presse- 
stellen ziviler und militärischer Behörden besser koordinieren sollte. 
Aus ihr würde unmittelbar vor dem deutschen Zusammenbruch die 
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Zentralstelle für Heimatdienst hervorgehen, deren Tätigkeit erst in der 
Nachkriegszeit relevant wurde. 

Von Payers Zentralstelle war die OHL enttäuscht. Was sie sich 
unter einer guten Propaganda-Aktion vorstellte, übermittelte sie der 
Reichsleitung im Juni 1918. Zu diesem Zeitpunkt war die Westoffen- 
sive, die den Anfang vom Ende des deutschen Kaiserreichs markierte, 
ins Stocken gekommen. Das dürfte Ludendorff dazu bewogen haben, 
ein anderes, letztes Mittel zu suchen, den Feind wenn schon nicht mi- 
litärisch, dann doch propagandistisch niederzuringen. Sein Szenario 
sah vor, eine Gruppe von ebenso gesinnungs- wie redestarken Män- 
nern zusammenzustellen — Reichsfürsten, Adlige, Diplomaten und 
Vertreter von Industrie und Finanzen —, die nach Vorgaben, deren 
amtliche Herkunft nicht erkennbar sein dürfe, Vorträge halten sollten. 
Deren Adressaten seien gesellschaftliche Gruppierungen in Großbri- 
tannien, die von Deutschlands Bereitschaft überzeugt werden sollten, 
Frieden zu schließen. Dadurch werde jenseits des Kanals der friedens- 
willige Teil der britischen Gesellschaft mobilisiert, das Land ins Chaos 
zu stürzen. Damit es nicht Deutschland selbst war, das dadurch ins 
Chaos gestürzt wurde, habe eine geschickte Presselenkung dafür zu 
sorgen, dass man in Deutschland von diesen Reden nichts erfuhr.’ 

In Berlin legte man diesen Plan kopfschüttelnd zu den Akten. Das 
Kriegsende wurde bekanntlich anders herbeigeführt: durch das Schei- 
tern der Westoffensive 1918, welches zur Folge hatte, dass die deutschen 
Verbündeten absprangen und die Westfront zu bröckeln begann. Und 
durch Ludendorffs Panikreaktion Ende September, als er die Reichslei- 
tung dazu drängte, bei den Gegnern um einen Waffenstillstand nach- 
zusuchen. Reagierten schon die Berliner Politiker fassungslos, so war 
die Schockwirkung des deutschen Waffenstillstandsgesuchs auf das all- 
gemeine zeitunglesende Publikum beispiellos. Seit dem Zwangsfrieden 
von Brest-Litowsk mit Russland und der deutschen Offensive an der 
Westfront war es ausschließlich mit guten Nachrichten gefüttert wor- 
den. Die Folge war, dass sich erneut exaltierte Erwartungshaltungen 
breitgemacht hatten, die ein deutsches Imperium in greifbarer Nähe 
sahen. Die abgekämpften deutschen Soldaten waren nach Bekannt- 
werden des deutschen Waffenstillstandsgesuchs nicht mehr zu halten. 
Sie wollten nach Hause und ließen sich von ihren Offizieren nur noch 
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in eine Richtung führen: zurück. Dort begann Anfang November mit 
der Matrosenrevolte in Kiel und Wilhelmshaven die Revolution. 


Im November 1918 meinte ein deutscher Gesandter bitter, »die Marine 
habe uns erst den Krieg, dann den U. Boot Krieg [sic] und jetzt die Re- 
volution gebracht«.'® Man könnte hinzufügen: Das Heer wiederum hat 
mit seinen anfänglichen Siegen den eroberungslustigen Illusionismus 
gebracht, von dem das Militär, die Oberschichten, die Mehrheit der 
Mitte-Rechts-Parteien und stimmkräftige Teile des Bürgertums bis 
zum Schluss nicht lassen wollten und den die teils politisch gleichge- 
sinnten, teils von der Zensur ausgerichteten Zeitungen unterstützten. 
Und es hat mit seiner Offensive von 1918 das Kriegsende angebahnt. 
Die geschichtsmächtigste Deutung des Kriegsendes hat dann die OHL 
gebracht: die Dolchstoßlegende, die die Schuld am verlorenen Krieg 
Juden, Linken und feindlichen Propagandisten zuschrieb, von denen 
die sogenannte Heimatfront zersetzt worden sei. 

Die Umdeutung von einem militärischen in einen moralischen 
Zusammenbruch lag in den letzten Wochen vor dem Waffenstillstand 
in der deutschen Luft. Der Historiker Friedrich Meinecke zitierte in ei- 
nem Artikel, der Ende Oktober und Anfang November in der Nord- 
deutschen Allgemeinen Zeitung erschien, empört eine vaterlandspartei- 
liche Lokalzeitung, in der es geheißen habe, dass der deutschen Nation 
»urplötzlich der Wille, trotz alledem und alledem zu triumphieren«, 
abhandengekommen sei.‘ Eine solche Deutung, so Meinecke, sei 
ebenso ungerecht wie lächerlich. Sie entspreche dem »illusionäre(n) 
Geist«, der im Krieg unter den gebildeten Siegfriedensbefürwortern 
um sich gegriffen habe: »Jeder Zweifel am endgültigen Siege war ihnen 
immer wie eine verhängnisvolle Schwächung des Siegeswillens erschie- 
nen und Siegeswillen haben und endgültig und niederzwingend siegen 
erschien ihnen als gleichbedeutend.« Tatsächlich war der Glaube an 
den Siegfrieden, den Meinecke unter die »narkotischen Mittel« rech- 


163 Der Gesandte Alfred von Oberndorff am 6. November 1918; Kessler, Tagebuch 
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nete, der Boden, auf dem die Dolchstoßlegende als frustrierte Version 
dieses Wunschdenkens in den folgenden Jahren Wurzeln schlagen 
würde. In ihrer späteren Fassung, die den Gegnern der Weimarer Re- 
publik und den Nationalsozialisten dazu diente, gegen den inneren 
Feind zu mobilisieren und Propaganda zu einem kriegsentscheiden- 
den Mittel zu stilisieren, war die Dolchstoßlegende 1918/19 nicht ein- 
mal Hindenburg und Ludendorff gegenwärtig. Dafür gibt es zwei inte- 
ressante journalistische Zeugnisse. Vier Mitglieder des Pressekorps der 
amerikanischen Truppen hatten sich wenige Tage nach Abschluss des 
Waffenstillstandes auf abenteuerlichen Wegen von Luxemburg bis 
nach Wilhelmshöhe bei Kassel durchgeschlagen, wo sie den General- 
feldmarschall interviewten. Hindenburg sagte ihnen, dass Deutsch- 
land den Krieg militärisch und wegen der britischen Blockade verloren 
habe. Die US-Pressezensur verhinderte, dass die Journalisten mit die- 
sem Interview einen Scoop landen konnten; es erschien erst 1929 in 
einem Buch von George Seldes, der einer der vier gewesen war.'® Lu- 
dendorff war 1919 nach seiner Rückkehr aus Schweden Gesprächspart- 
ner von Theodor Wolff, der den ehemaligen Generalquartiermeister 
nachts in der Wohnung einer gemeinsamen Berliner Bekannten traf. 
Ludendorff schimpfte zwar ausgiebig über Bethmann Hollweg und 
viele andere; doch war ihm nicht geläufig, dass etwa den Juden — zu de- 
nen auch Wolff rechnete — eine besondere Verantwortung für den 
Kriegsausgang zugeschoben werden könne.'% 

Zur Kampfansage nach innen, gegenüber Arbeiterbewegung und 
Juden, Pazifisten und Demokraten, sollte die Legende vom Dolchstoß 
in den Rücken des deutschen Heeres erst in den folgenden Jahren es- 
kalieren. Republikgegner, Rechtsradikale und Nostalgiker fanden in 
ihr eine gemeinsame Plattform gegen die parlamentarische Demokra- 
tie und die Demokratisierung Preußens, gegen die SPD und die sozial- 
und wirtschaftspolitischen Errungenschaften der Novemberrevolu- 
tion. Im zweiten militärischen Zusammenbruch Deutschlands 1945 
würde neben vielem anderen auch die Dolchstoßlegende untergehen. 
Die Nationalsozialisten, die ihre Neuauflage des Weltkriegs mit einem 
deutschen Sieg enden lassen wollten, indem sie die vorgeblichen inne- 
ren Feinde vertrieben, unterdrückten oder umbrachten und einen gi- 
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gantischen Medienkontrollapparat errichteten, falsifizierten sie durch 
ihre Niederlage endgültig. 

Was sich in Darstellungen des Ersten Weltkriegs bis heute hält, ist 
allerdings eine Art Schwundform der Dolchstoßthese unter umge- 
kehrten ideologischen Vorzeichen. Sie taucht dort auf, wo — insbeson- 
dere in mediengeschichtlichen Analysen — der Glaube an die Wirk- 
macht der Propaganda implizit oder explizit bekräftigt wird: indem die 
Vielzahl von Medienkontroll- und Zensurpraktiken als Beleg für die 
Bedeutung, wenn nicht gar für die Wirkung von Propaganda betrach- 
tet wird, ohne danach zu fragen, ob diese Praktiken nicht ganz anderen 
Faktoren geschuldet sind. Ob sie nicht vielmehr auf jenseits ihrer selbst 
liegende Einflüsse zurückgingen, wie die antiquierte Ausgestaltung des 
Belagerungszustands und vor allem die erbitterten politischen Aus- 
einandersetzungen um das Ziel und die Dauer des Krieges, für welche 
die Maßnahmen und Diskussionen betreffend Propaganda und Zen- 
sur nur die Ausdrucksformen waren. 

Erst wenn Antworten auf diese Fragen gesucht werden, wird nicht 
mehr unterstellt, dass die Adressaten der Zensur- und Propagandapo- 
litik mehr oder weniger passiv rezipierten, was ihnen vermittelt wurde. 
Erst dann wird wieder erkennbar, dass die deutsche Kriegsgesellschaft 
tief gespalten war entlang einer Linie, die seit der Vorkriegszeit ange- 
legt war. Wie es Friedrich Meinecke, Vertreter eines nicht-illusionären 
Konservatismus, Mitte 1918 formulierte, gab es an der Spitze der Ge- 
sellschaft »die neuen Kapitäne der schweren Industrie«, die sich »mit 
den alten Kapitänen des preußischen Militärstaates« vereinigten, »um 
mit ihrer Hilfe ihre eigene Herrenstellung gegenüber den Arbeitermas- 
sen zu behaupten, und um den Hebel der Machtpolitik für die Ziele 
ihrer wirtschaftlichen Expansion zu gewinnen«.'” Das Credo dieser 
Gruppen - in Ludendorffs Formulierung: »Wenn Deutschland ohne 
Profit Frieden macht, so hat es den Krieg verloren«'® — wurde von Zei- 
tungen und propagandistischen Maßnahmen ausgedrückt, aber nicht 
hervorgerufen. Am unteren Ende gab es die Mehrheit derjenigen, die 
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den Krieg auf keinen Fall länger führen wollten als zur Selbstverteidi- 
gung (an die sie anfangs glaubten) unbedingt nötig. Für Artikel der 
zensierten Presse und Propagandamaßnahmen war dieser überwie- 
gende Teil der Bevölkerung gar nicht beziehungsweise mit ungewollten 
Konsequenzen erreichbar. Hier nährte nicht zuletzt die Medienarbeit 
der Siegfriedensbefürworter den zunehmenden Verdacht, der Krieg 
habe sich von einem Verteidigungs- in einen Eroberungskrieg verwan- 
delt. 

Dass der Krieg so lange andauern konnte, war also nicht der pro- 
pagandistischen Einflussnahme — die entweder nicht nötig oder aber 
nicht möglich war — und auch nicht der Zensur geschuldet, wie effizient 
auch immer sie allgemein zugängliche Informationen verknappte und 
öffentliche politische Auseinandersetzungen unterband. Die Befür- 
worter und die Gegner einer Fortsetzung des Krieges, die sich in der 
zweiten Kriegshälfte in Deutschland gegenüberstanden, wussten trotz 
Zensur und versuchter Meinungslenkung ganz genau, worum es ging: 
nämlich um die Frage, ob Kriegsziele — seien sie territorialer, politi- 
scher oder ökonomischer Art — weitere Tote, weiteres Hungern und 
noch größere Zerstörung wert seien. 


Die Presse des 19. Jahrhunderts im Ersten Weltkrieg 


122 


Fazit 


Im Jahr 1922 veröffentlichte Ferdinand Tönnies seine Kritik der öffent- 
lichen Meinung. Tönnies, einer der Begründer der deutschen Sozial- 
wissenschaften, versucht sich in dieser seitenstarken Studie an der Ein- 
ordnung des Phänomens der öffentlichen Meinung in das soziale 
Gefüge und das politische Leben. Für ihn ist die öffentliche Meinung 
»das gemeinsame Urteil des gebildeten, insbesondere des politisch 
denkenden Publikums«. Sie ist die »Gelehrtenrepublik«,'% geführt 
von Akademikern und Gebildeten, die durch ihr Räsonnement in der 
Presse oder an anderer Stelle teil am politischen Geschehen, ja an der 
Regierung hat und das soziale Leben mit formt. 

Wenn man vom bildungsbürgerlichen Führungsanspruch einmal 
absieht, verweist diese Elitentheorie der öffentlichen Meinung in der Tat 
auf ein Spezifikum der wichtigsten Organe politischer öffentlicher Mei- 
nung, nämlich der Zeitungen, Ende des 19. und Anfang des 20. Jahr- 
hunderts. Der politische Journalismus schrieb — jeweils in einem be- 
stimmten Ausschnitt des parteipolitischen Spektrums — für eine 
zahlenmäßig nicht sehr große Leserschaft politisch Interessierter. Der 
Londoner Herausgeber John Alfred Spender schätzte in den 1920er 
Jahren die Abonnenten dieser politischen Blätter alten Typs insgesamt 
auf um die 100000." Diese Hunderttausend waren das Publikum, für 
das sich die Zeitungsmacher und -schreiber und die politischen Par- 
teien interessierten: und zwar für jeweils den Teil davon, der sich ihrer 
politischen Richtung zurechnen ließ. Dieses segregierte Publikum 
wollten Journalisten und Politiker - teils im Einklang miteinander, teils 
in Konkurrenz zueinander — erreichen und überzeugen (oder bei der 
Stange halten). Rechnen tat sich das nicht. Deswegen waren diese po- 
litisch profilierten Blätter oft Zuschussbetriebe. Aber solange es nicht 
um die Erträge, sondern um die politischen Positionierungen der Zei- 
tungen ging, war das kein Nachteil. Diese multiplen Echoräume, die 
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die politischen Zeitungen und ihre Journalisten eröffneten, waren es, 
in die Politiker und Parteien hineinwirken und auf deren Zuspruch sie 
sich stützen — oder anhand von deren kritischen Reaktionen sie sich 
feinjustieren — wollten und mussten. Nur so war politisches Handeln 
möglich. Insofern kann man durchaus sagen, dass sich aus der Addi- 
tion dieser verschiedenen Echoräume und der an ihnen beteiligten 
Journalisten, Politiker und Abonnenten der adlig-bürgerlichen Ober- 
schichten eine öffentliche Sphäre, die öffentliche Meinung, ergab, die 
an Politik und Regierung beteiligt war. 

Das Beispiel des Daily Chronicle wirft ein Schlaglicht darauf, dass 
nach dem Ersten Weltkrieg in Großbritannien und andernorts das 
langsame Absterben dieses Genres und damit der Elitenversion der öf- 
fentlichen Meinung begann. Die bisher politisch meinungsführenden 
überregionalen Blätter konnten und wollten in der Absatzkonkurrenz 
nicht mithalten. Sie wurden für ihre Besitzer, Einzelpersonen oder Par- 
teien, zu teuer. Sie fielen auch technisch und optisch mehr und mehr 
hinter den kapitalstarken Massenblättern der Pressemagnaten, die at- 
traktivere Layouts zu geringeren Preisen boten, zurück. Allerdings zog 
sich dieser Schwundprozess der exklusiv für einen klar umrissenen Le- 
serkreis konzipierten politischen Blätter über mehrere Jahrzehnte hin. 
In den 1920er Jahren war die parteipolitische Färbung vieler deutscher 
Zeitungen noch so stark, dass die nach 1918 aus dem Boden schießen- 
den Pressestellen von Regierungen und Behörden keine Sprache fan- 
den, die geeignet war, gleichermaßen linke wie konservative Blätter zu 
erreichen." Auch in Großbritannien vermehrten sich die im und seit 
dem Weltkrieg gängiger gewordenen Pressestellen und dürften ähn- 
liche Probleme gehabt haben. Zum großen Vereinheitlicher der politi- 
schen Sprache wurde der Rundfunk. Gerade weil es ihm in Deutsch- 
land wie in Großbritannien verboten war, in die parteipolitischen 
Kontroversen einzugreifen, mussten seine Redakteure eine politische 
Sprache jenseits dieser Unterschiede finden. Die wenigen verbliebenen 
überregionalen Zeitungen für politische Berichterstattung sind dem- 
gegenüber noch heute jeweils bestimmten politischen Milieus verbun- 
den. 

Der Schwundprozess der politischen Zeitungen traditionellen 
Typs war keine Folge des Ersten Weltkriegs. Sehr wohl allerdings die 
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flächendeckende Ausbreitung der Pressestellen von Regierungen, Mi- 
nisterien und Verwaltungseinrichtungen.” In Deutschland ging noch 
eine weitere Innovation der Kriegsjahre in die Nachkriegszeit über: die 
Pressekonferenz. In Berlin war sie eine direkte Fortsetzung der Kriegs- 
pressekonferenz, allerdings ohne militärische Leitung. Die meisten Re- 
gierungen der einzelnen deutschen Staaten richteten in den Kriegs- 
oder Nachkriegsjahren ebenfalls Pressekonferenzen ein. Wie schon 
während des Krieges dienten diese regelmäßigen Treffen von Journa- 
listen und Politikern nur bedingt zur Vermittlung von Informationen 
an die Zeitungsleser. Ihr Hauptzweck blieb es, eine institutionalisierte 
Version des Vertraulichkeitskartells zu sein. Die anwesenden Presse- 
vertreter wurden in Überlegungen einbezogen und über Sachverhalte 
informiert, über die sie oft gar nicht oder höchstens ohne Quellenan- 
gabe berichten sollten. Das galt besonders für die sogenannte »Nach- 
börse«, die Einzelgespräche nach Ende der Pressekonferenz.'? Die 
nationalsozialistische Regierung übernahm sowohl die Berliner Pres- 
sekonferenz als auch die Nachbörse in ihr Repertoire der Presselen- 
kung, in welches sich diese Form des Vertraulichkeitskartells bestens 
fügte. Vor 1933 war die NSDAP allerdings ebenso wie die KPD von den 
Pressekonferenzen ausgeschlossen. Der nationalsozialistischen Partei- 
führung war jedoch erkennbar viel daran gelegen, an die vertraulichen 
Informationen zu kommen, die während der Pressekonferenzen aus- 
gegeben wurden. Als Informant diente ihr Walther Funk, der später 
Reichswirtschaftsminister unter Hitler wurde und in den 1920er Jah- 
ren Chefredakteur der Berliner Börsenzeitung war. Als Funk Anfang 
dereld von Liberalismus und Cäsarismus, Mün- 
chen 2013 (ital. Ausgabe Gian Enrico Rusconi, Cavour e Bismarck. Due leader fra liberalismo e 
cesarismo, Bologna 2011). 
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hervorbrachten, entwickelte sich andererseits vor allem im Süden ein blutiger 
Bürgerkrieg zwischen Revolutionsanhängern und -gegnern, den Sanfedisten, 
der trotz des anfangs zugesagten straffreien Abzugs der Revolutionäre ins Exil 
eine harsche Reaktion mit zahlreichen lebenslangen Haftstrafen und Todes- 
urteilen nach sich zog. Auch die zweite Phase napoleonischer Expansion ab 
1806 mit der Begründung neuer Monarchien und die Kämpfe gegen den „Kaiser 
der Franzosen“ 1814/15 überzogen Italien - wie nahezu Gesamteuropa - mit 
vielen verlustreichen Kriegen und prägten auf Seiten der Freiwilligen länger- 
fristig das Bild des kameradschaftlichen männlichen Soldaten, der gerne bereit 
war, im Kampf für das Vaterland zu sterben. Im Unterschied zu späteren Zeiten 
und anderen geographischen Räumen wie Spanien oder den deutschen Staaten 
kann jedoch auf der Apenninenhalbinsel 1814/15 von „Befreiungskriegen“ und 
einer nationalisierenden Erweckungswirkung auf die Armeen allenfalls im An- 
satz die Rede sein, und es entstand auch kein Mythos solcher Kriege angesichts 
der militärischen Schwäche und der notwendigen Intervention Österreichs und 
Großbritanniens.” 

Auch in den Revolutionen in den beiden Sizilien und Sardinien-Piemont 
1820/21, die im Gegensatz zu den napoleonischen Kriegen nahezu friedlich und 
ohne Blutvergießen verliefen, war man weit entfernt von nationalen Befreiungs- 
kriegen und einem Selbstverständnis der Soldaten als nationale Helden. Selbst als 
Österreich intervenierte und seine 60 000 Mann starken Truppen zur Unterdrü- 
ckung der Revolutionen entsandte, hielten sich die kriegerischen Auseinander- 
setzungen in äußerst bescheidenem Rahmen, da die beiden zwar zahlenmäßig 
nicht unterlegenen, aber wenig motivierten, undisziplinierten und schlecht aus- 
gerüsteten Armeen der konstitutionellen Monarchien kaum Gegenwehr leis- 
teten und Gefechte auf ein Minimum beschränkt blieben.” Zwar wurden ins- 
besondere die führenden Revolutionäre im Nachhinein von der teleologischen 
Risorgimento-Historiographie zu nationalen Helden stilisiert, doch finden sich 
derartige Charakterisierungen in den Quellen erst ab der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts.’* Ähnliches kann man für 1830-1832 konstatieren, als habsburgische 
und päpstliche Truppen im Kirchenstaat und den angrenzenden nördlichen 


32 Zu Spanien vgl. u.a. Miguel Artola, La Guerra de la Independencia, Pozuelo de Alarcón 
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Fürstentümern revolutionäre Umtriebe im Keim erstickten und ebenso wenig 
auf nennenswerten Widerstand stießen. 

Deutlich kampfbetonter und patriotischer präsentierten sich hingegen die 
Revolutionen von 1848/49, die das gesamte bellizistische Spektrum - vom Bür- 
gerkrieg im Königreich beider Sizilien bis zum Befreiungskrieg gegen Österreich, 
beginnend mit den „fünf Tagen” von Mailand im März 1848 - abdeckten. Die Be- 
geisterung für liberale Reformen, ein Ende der österreichischen Dominanz und 
einen „Volkskrieg“ erfasste seit dem Amtsantritt Pius IX. 1846 mehr Menschen 
als je zuvor. Auch wenn die jeweils beteiligten Personen in der Größenordnung 
von einigen Zehntausend nicht als politische Massen im Sinne des 20. Jahr- 
hunderts zu verstehen sind, kann man mit Marco Meriggi doch von einem Par- 
tizipationsgrad ausgehen, der mit den Ereignissen der Französischen Revolution 
vergleichbar ist.” Mehr denn je rückten jetzt nationale Heldengestalten wie 
Giuseppe Garibaldi in den Mittelpunkt des Geschehens, die der zeitgenössi- 
schen Sehnsucht nach starken Männern im Kampf für die italienische Sache 
entsprachen.” Krieg erschien hierbei als einzige praktische Möglichkeit, um 
Italien zu modernisieren und von politischer Unterdrückung zu emanzipieren.”” 
Eine immer wichtigere Rolle nahmen in dieser Vorstellung Freiwillige ein, die 
oft schon als Exilanten in Spanien, Griechenland und Lateinamerika gekämpft 
hatten und nun symbolisch die italienische Einheit personifizierten, indem sie 
ihre militärischen Erfahrungen in Büchern, Bildern, Gedichten und Liedern der 
Nachwelt überlieferten.” 

Hatten seit dem Wiener Kongress italienische Fürsten Kriege gegen die Habs- 
burger stets abgelehnt, so ergriff 1848 König Karl Albert von Sardinien-Piemont 
nach den Erhebungen in Mailand und Venedig die Initiative und brach mit 
dieser Tradition. Obwohl hier erstmals der Versuch erkennbar wird, Krieg als 
positiv konnotiertes strategisches Mittel zu führen, blieb der Erfolg jedoch aus, 
da die anfangs von der gesamten Apenninenhalbinsel herbeigeeilten Freiwilligen 
nach den Rückziehern des Papstes und Ferdinands II. beider Sizilien teils wieder 
die Waffen niederlegten. So gelang lediglich die Einnahme der habsburgischen 
Festung Peschiera, während die Schlacht bei Novara 1849 die Entscheidung 
zugunsten Österreichs herbeiführte. Bessere Ergebnisse brachte nur der zwei- 
te Unabhängigkeitskrieg 1859/60, als die piemontesische Armee siegreich das 
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Schlachtfeld verließ. Parma, Piacenza, die Romagna, Modena, Reggio und die 
Toskana wurden nach positiven Plebisziten in das Königreich Sardinien-Piemont 
integriert. Obwohl der dritte Unabhängigkeitskrieg 1866 zu einer militärischen 
Katastrophe avancierte und die königliche Armee bei Lissa und Custoza vernich- 
tend geschlagen wurde, zog sich Österreich nach dem separaten Friedensschluss 
mit dem italienischen Verbündeten Preußen aus dem Nordosten der Halbinsel 
zurück und überließ die Gebiete Frankreich, welches sie dann Italien übergab. 
Damit konnte trotz der militärischen Niederlage ein politischer Erfolg verbucht 
und auch Venetien in das Königreich Italien eingegliedert werden.”? 

Konflikte bis hin zu Bürgerkriegen blieben freilich auch im Umfeld der Befrei- 
ungskriege mit den freiwilligen italienischen Freiheitskämpfern nicht aus: Dies 
betraf einerseits die nie endgültig geklärte Frage der Rekrutierung und Führung 
der Freiwilligen, die überwiegend aus den urbanen Zentren des Nordens und 
der Mitte Italiens stammten und freien Berufen oder studentischen Milieus 
angehörten.“ Andererseits stellte sich bereits 1857 vielen erstmals in vollem 
Bewusstsein die neapolitanische Frage, als der Mazzinianer Carlo Pisacane mit 
einigen Getreuen bei Sapri vergeblich versuchte, politische Gefangene auf Ponza 
zu befreien.*! Auch der Siegeszug Garibaldis mit seinen Tausend durch das Kö- 
nigreich beider Sizilien 1860 begann mit der Schlacht von Calatafimi auf Sizilien 
als Bürgerkrieg und setzte sich in der Schlacht am Aspromonte 1862 fort, als die 
königliche italienische Armee den Marsch von Garibaldis Truppen nach Rom 
stoppte. Bei Mentana traf Garibaldi 1867 bei einem erneuten Anlauf auf Rom 
nochmals auf den unüberwindbaren Widerstand, in diesem Fall der französisch- 
päpstlichen Armee. Gegen die Briganten im Süden, die den Bandenkrieg und 
Formen des Guerillakrieges anwandten, führte die königliche italienische Armee 
einen aufwendigen Bürgerkrieg und setzte in gemäßigter Perspektive auf den 
Wandel des Staates von innen durch die Institution des Militärs und das Heraus- 
bilden eines nationalen Verhaltensethos. Erst der Deutsch-Französische Krieg 
ermöglichte es der italienischen Armee 1870, die nunmehr allein von schwachen 
päpstlichen Truppen geschützte Stadt am Tiber einzunehmen.” So sind letzt- 
lich gerade für den Süden eher zivile Konflikte als zentrale Dynamisierungs- 
momente des Risorgimento auszumachen, weniger Invasionen und militärische 
Niederlagen. Hier lag das Niveau innergesellschaftlicher Konfliktlinien höher als 


3 Ferruccio Botti, Il pensiero militare e navale italiano dalla Rivoluzione francese alla prima 
guerra mondiale, Bd. 2: Dalla prima guerra d'indipendenza a Roma capitale d'Italia, 1848-1870, 
Rom 2000; La guerra del Cinquantanove. Atti del convegno nazionale CISM-SISM sulla seconda 
guerra d’indipendenza, Rom 2010. 

% Riall, Eroi (wie Anm. 30), 264. 

4l Felice Fusco, Carlo Pisacane e la spedizione di Sapri. Lotte risorgimentali nel Cilento 
meridionale e nel Vallo di Diano, Casalvelino Scalo 2007. 

#2 Vgl. Alfonso Scirocco, I democratici italiani da Sapri a Porta Pia, Neapel 1969, und Riall, 
Garibaldi (wie Anm. 27), 207-225 zu den „Tausend“, 317-329 zur Schlacht am Aspromonte, 
350-355 zu Mentana und Rom. 
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anderswo.“ Und auch die letzten „unerlösten“ Gebiete, die zum Italien gelangten, 
das wir heute kennen, das Trentino und Triest, wurden im Zuge eines Krieges, 
des Ersten Weltkrieges, der in der teleologischen zeitgenössischen sowie in der 
faschistischen Tradition auch „vierter Unabhängigkeitskrieg“ genannt wurde, 
eingegliedert.“ 


Nation 


Die Formel, wonach am Ende der Revolutionen und Kriege des „langen“ 19. Jahr- 
hunderts als Ergebnis ein Nationalstaat Italien stand, ist also zunächst einmal zu- 
treffend. Schwieriger wird es, wenn man nach der Beschaffenheit dieses Gebildes 
fragt. Ernüchterung tritt zudem bei einem genaueren Blick auf die Quellen ein, 
denn das historische Endprodukt entsprach keineswegs den Ideen und Wün- 
schen einer breiten Bevölkerungsmehrheit in sämtlichen Staaten der Halbinsel. 
Schließlich lassen sich durch kritisches Quellenstudium auch einige Mythen de- 
konstruieren, die die kulturgeschichtliche Forschung von Banti und anderen im 
Zusammenhang mit der Entstehung einer gesamtitalienischen Identität wenig 
reflektiert übernommen hat. 

Vor 1848 blieb es bei vereinzelten Stimmen liberaler Fliten, die sich für ein 
geeintes Italien aussprachen. In welchen Grenzen dieses verlaufen und wie es ver- 
fasst sein sollte, darüber findet sich in den Quellen häufig nur wenig Konkretes. 
Schon 1796-1799 dachten manche Revolutionäre im Zuge der französischen 
Expansion auf der Apenninenhalbinsel an ein republikanisches Italien Seit an 
Seit mit der Grande Nation.® Hingegen rief Joaquin Murat nach seiner Abkehr 
von Napoleon in der Proklamation von Rimini am 30. März 1815 alle Italiener 
dazu auf, für die nationale Unabhängigkeit unter neapolitanischem Kommando 
zu kämpfen. Dabei wollte er gewiss nicht die Träume einiger weniger Liberaler 
mit einer Nationalstaatsgründung erfüllen, sondern vielmehr seinen Thron si- 
chern, dessen Verlust ihm seit dem Zusammentreffen von Vertretern nahezu 
aller europäischer Staaten auf dem Wiener Kongress drohte. Die Quellen stützen 
ebenso wenig in der Revolution 1820/21 im Süden der Halbinsel solch gesamtita- 
lienische Dimensionen. Stattdessen bezieht sich der Nationsbegriff dort stets auf 


8 Vgl. Salvatore Lupo, Lunificazione italiana. Mezzogiorno, rivoluzione, guerra civile, Rom 
2011; Isnenghi (Hrsg.), Italiani (wie Anm. 31). 

# Vgl. z.B. Antonio Beltramelli, Quarta guerra dell’Indipendenza Italiana: ad uso delle scuole 
elementari, Ostiglia [o.D.]. Zur Geschichte des Trentino im Ersten Weltkrieg aus Sicht der 
heutigen Forschung vgl. Vincenzo Calì, „Terra di nessuno“. Cesare Battisti, il Trentino e la disputa 
sui confini 1914-1915, in: Johannes Hürter/Gian Enrico Rusconi (Hrsg.), Lentrata in guerra 
delPItalia nel 1915, Bologna 2010, 149-172. 

4 Matteo Galdi etwa, 1820/21 Parlamentspräsident der beiden Sizilien, hatte schon 1797 
ein Pamphlet über die Notwendigkeit einer einzigen Republik in Italien geschrieben. Vgl. De 
Francesco, LItalia (wie Anm. 12), 183. 


96 Jens Späth 


das Königreich beider Sizilien. Zwar lässt sich die Vision eines geeinten Italien 
im Zuge der unmittelbar mit den Ereignissen im Süden zusammenhängenden 
Revolution in Sardinien-Piemont 1821 bei einigen aristokratischen Eliten wie 
Santorre di Santarosa greifen, doch bezogen sich die geographischen Räume 
eines solchen Gebildes lediglich auf das heutige Nord- und Mittelitalien. 1830/31 
wurden die Rufe nach Einheit aus der Mitte des Landes schon deutlich lauter, 
doch erst 1848/49 beschleunigte sich die Nationalstaatsbildung besonders im 
Zuge der Römischen Republik ungemein.‘ 

„Wir haben Italien geschaffen, jetzt müssen wir die Italiener schaffen.“ Auch 
wenn der piemontesische Intellektuelle und Politiker Massimo d’Azeglio diesen 


Satz so nie gesagt hat“, umreißt er treffend ein Problem, dem sich die historische 


Forschung verstärkt erst in den letzten fünfzehn Jahren zugewandt hat: nämlich 
der Frage nach der Qualität der italienischen Nation und der Existenz einer na- 
tionalen Identität. Während die ältere Geschichtsschreibung stark teleologisch 
alle einigenden Momente betonte, stellen neuere Ansätze diese angebliche Ein- 
heit des Landes immer mehr infrage. Sie gehen vielmehr von älteren Patriotis- 
men und regionalen oder kommunalen Identitäten innerhalb des italienischen 
Nationalstaats aus und sprechen neuerdings sogar von Nationen im Plural: der 
Süden gegen den Norden, die reaktionäre Nation des Südens gegen die progressi- 
ve Nation ebendort oder, noch kleinteiliger, die über Jahrhunderte gewachsenen 
historischen Staaten und Stadtstaaten.*® Im Zusammenhang mit derartigen Über- 


4 Späth, Revolution (wie Anm. 17), 450-456. 

#7 D'Azeglio sagte in der Vorbemerkung zu seiner Autobiographie I miei ricordi, a cura di 
Arturo Pompeati (Classici italiani 93), Turin 1958, 70£.: „[...] il primo bisogno d’Italia è che 
si formino Italiani che sappiano adempiere al loro dovere; quindi che si formino alti e forti 
caratteri. E pur troppo si va ogni giorno piü verso il polo opposto.“ Im Versuch, die Gedanken 
d’Azeglios auf eine griffige Formel zu bringen, formulierte dann 1896 der frühere italienische 
Unterrichtsminister Ferdinando Martini das bekannte „Fatta !’Italia, facciamo gli italiani“ und 
leichte Abweichungen wie „Fatta Italia, bisogna fare gli italiani.“ Vgl. Simonetta Soldani/ 
Gabriele Turi (Hrsg.), Fare gli italiani. Scuola e cultura nell’Italia contemporanea, Bd. 1: La 
nascita dello Stato nazionale, Bologna 1993, 17. Claudio Gigante, ‚Fatta l'Italia, facciamo gli Ita- 
liani. Appunti su una massima da restituire a d’Azeglio, in: Incontri. Rivista europea di studi ita- 
liani 26, 2/2011, 5-15, http://www.rivista-incontri.nl/index.php/incontri/article/view/830/842 
(23.07.2014) hat kürzlich präzisiert, dass die Formel zwar nicht im handschriftlichen Manu- 
skript d’A zeglios, sondern nur in der 1866 posthum erschienenen und rund fünfzig Mal wieder 
aufgelegten Ausgabe zu belegen ist, was auf eine Ergänzung der Herausgeber Giuseppe Torelli 
und Marco Tabarrini schließen lässt. Doch er unterstreicht nachdrücklich, dass der Inhalt der 
Formel d’Azeglios Leitmotiv der Italiener als moralisch gesunde Bürger, weniger einer kulturell 
homogenen Nation, vollkommen entsprach. 

48 Albert Russell Ascoli/Krystyna von Henneberg (Hrsg.), Making and Remaking Italy. The 
Cultivation of National Identity around the Risorgimento, Oxford/New York 2001; Laurence 
Cole (Hrsg.), Different Paths to the Nation. Regional and National Identities in Central Europe 
and Italy, 1830-1870, Basingstoke 2007; Angela De Benedictis/ Irene Fosi/ Luca Mannori (Hrsg.), 
Nazioni d’Italia. Identità politiche e appartenenze regionali fra Settecento e Ottocento, Rom 
2012, besonders die einleitenden Überlegungen von Luca Mannori, Tra nazioni e nazione: 
una riflessione introduttiva, 7-31 und das eindrückliche Beispiel von Aurelio Musi, La nazione 


Das Risorgimento: Revolution, Krieg und Nation in Italien 97 


legungen sind auch Studien zu sehen, die sich Siegern und Besiegten zuwenden 
und damit internationale Trends in der Geschichtswissenschaft aufgreifen.* Die 
Perspektive der italienischen Nationalgeschichte als Erfolgsgeschichte war folg- 
lich lange nur diejenige der Sieger der Einheit, sprich der Eliten des Königreichs 
Sardinien-Piemont. Daraus resultiert auch das bis heute bestehende materielle 
und mentale Nord-Süd-Gefälle auf der Apenninenhalbinsel. Hierbei betrachte- 
ten viele Menschen aus dem früheren Königreich beider Sizilien die Ereignisse 
von 1860 und danach nicht als nationale Einigung, sondern als Eroberung des 
Südens durch den Norden. Während selbst die Sieger perplex waren und sich als 
Akteure einer „passiven“ Revolution sahen, verstanden sich die nicht militärisch 
besiegten Verlierer dennoch als Teilnehmer des Einheitsprozesses - allerdings 
auf der falschen Seite.” Den geringen bis nicht vorhandenen Widerstand ge- 
gen den Zusammenbruch des Königreichs beider Sizilien erklären etwa Paolo 
Macry und Renata De Lorenzo mit der schwachen Bindung der dortigen Eliten 
an die Bourbonen. Im Gegenzug für eine dauerhafte finanzielle Alimentierung 
sicherten sie dem Norden ihre Zusammenarbeit zu und stellten sich damit auf 
die Seite der Sieger. Die Verlierer hingegen sammelten sich im Brigantentum, 
gegen das die königliche italienische Armee in den 1860er Jahren bis zu 120 000 
Mann im Süden unter Waffen halten und aggressiv integrieren musste.°! Hier 
zeigt sich deutlich das von Dieter Langewiesche beschriebene Janusgesicht eines 
vereinenden und partizipativen, aber auch aggressiven Nationalismus bereits auf 
der innenpolitischen Ebene. Ein positiver Patriotismus und ein negativer Na- 
tionalismus lassen sich ebenso wenig trennen wie die ineinander verflochtenen 
Prozesse von Aufbau und Zerstörung.” 

Vorsicht ist auch geboten bei einer allzu unkritischen Rückprojektion eines ita- 
lienischen Nationalgefühls, wie man sie teilweise bei Banti, Silvana Patriarca und 
anderen kulturwissenschaftlich ausgerichteten Arbeiten in Gestalt des angeb- 
lichen risorgimentalen „Wertekanons“ Familie, Religion und Ehre beobachten 


napoletana prima della nazione italiana, 75-90; zudem jüngst Marco Meriggi, Legitimism, 
Liberalism and Nationalism: the Nature of the Relationship between North and South in Ita- 
lian Unification, in: Modern Italy 19, H. 1, 2014, 69-79. Als gelungenes Beispiel einer solchen 
regionalen Studie vgl. Thomas Götz, Bürgertum und Liberalismus in Tirol 1840-1873. Zwischen 
Stadt und ‚Region, Staat und Nation (Italien in der Moderne 10), Köln 2001. 

® Vgl. das Motto des 50. Deutschen Historikertags 2014 in Göttingen: „Gewinner und 
Verlierer“ und die jüngsten Studien von Amerigo Caruso, „Räuberkönig“ oder „natürlicher 
Bundesgenosse“? Rezeption und Funktionalisierung der italienischen Nationalstaatsgründung 
im preußischen konservativen Diskurs, und von Felix Schumacher, Alfred von Reumont (1808- 
1887) und die Entstehung des italienischen Nationalstaates, beide in: Clemens/Späth (Hrsg.), 
Risorgimento (wie Anm. 8), 49-72 und 73-106. 

50 Renata De Lorenzo, Borbonia felix. Il Regno delle Due Sicilie alla vigilia del crollo, Rom 
2013, 13f, 

`l Paolo Macry, Unità a Mezzogiorno. Come !’Italia ha messo assieme I pezzi, Bologna 2012; 
De Lorenzo, Borbonia (wie Anm. 50). 

52 Dieter Langewiesche, Nationalismus im 19. und 20. Jahrhundert zwischen Partizipation 
und Aggression (FES Gesprächskreis Geschichte 6), Bonn 1994. 
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kann. Sie brechen mit der langen Tradition in der italienischen Historiographie, 
die Unterschiede zwischen Gemäßigten und Demokraten, Monarchisten und 
Republikanern, Föderalisten und Unitariern zu betonen, und sehen vielmehr 
eine Omnipräsenz kultureller Italianitätssysmbole sowie im „national-patrio- 
tischen Diskurs“ „eine Art kohärenter Erzählung der italienischen Nation‘, 
„eine Art von Einheitsgedanken der Nation“. Zwar haben diese Historiker die 
Debatte zum Risorgimento in den vergangenen gut zehn Jahren zweifellos mit 
innovativen Ideen und dem Blick für das Symbolische vorangebracht. Dies be- 
stätigt auch Lucy Riall, indem sie konstatiert, dass bei aller Notwendigkeit des 
kritischen Hinterfragens diese Symbole doch „eine wichtige kulturelle und emo- 
tionale Botschaft für die italienische Gesellschaft im 19. und 20. Jahrhundert“ 
transportierten.”* Zugleich versäumte es der Kreis um Banti zu fragen, welche 
Bedeutung dieser „Kanon“ tatsächlich auf breite Bevölkerungsschichten besaß 
und wie er in der Gesellschaft der italienischen Staaten rezipiert wurde. Dieses 
Versäumnis resultiert darin, dass Banti einigen Mythen aufgesessen ist, die zum 
Teil bereits dekonstruiert wurden. 

So haben Thomas Kroll und Gianluca Albergoni überzeugend dargelegt, dass 
etwa das toskanische Patriziat oder lombardische Intellektuelle nur teilweise 
für eine Nation Italien eintraten und sie keinesfalls eine Beteiligung größerer 
Bevölkerungsmassen wünschten.” Simon Levis Sullam hat daran anschließend 
zu Recht betont, dass die meisten Patrioten eher autoritär dachten und demo- 
kratische Werte und eine demokratische Kultur unter ihnen kaum verbreitet 
waren.°° Axel Körner hat gezeigt, dass Verdis Nabucco mit dem Va pensiero 
des Gefangenenchors - heute übrigens nicht mehr nur von der Lega Nord in- 
strumentalisiert, sondern in bewusstem (oder unbewusstem) Rückgriff auf den 
Risorgimento-Mythos als eine Art inoflizielle italienische Nationalhymne im 
ganzen Land etabliert - vom Autor nicht als Aufruf zum Widerstand gegen die 
österreichischen Besatzer konzipiert und als solcher weder von den Eliten noch 
von der breiten Bevölkerung vor den 1880er Jahren rezipiert wurde.” Banti 


>> Banti, Nazione (wie Anm. 8), 53; Silvana Patriarca, Indolence and regeneration: tropes and 
tensions of Risorgimento patriotism, in: American Historical Review 110, H. 2, 2005, 380-408, 
hier 380f.; Silvana Patriarca/Lucy Riall (Hrsg.), The Risorgimento revisited. Nationalism and 
Culture in Nineteenth-Century Italy, Basingstoke 2012. 

>4 Zitiert nach Banti, Risorgimento (wie Anm. 5), 145. 

> Thomas Kroll, Die Revolte des Patriziats. Der toskanische Adelsliberalismus im Risorgi- 
mento (Bibliothek des Deutschen Historischen Instituts in Rom 90), Tübingen 1999; Gianluca 
Albergoni, Il patriota traditore. Politica e letteratura nella traiettoria del „famigerato“ Pietro 
Perego, Mailand 2009. 

>6 Simon Levis Sullam, Lapostolo a brandelli: l'eredità di Mazzini tra Risorgimento e fascismo, 
Rom 2010. 

>7 Axel Körner, Oper, Politik und nationale Bewegung. Mythen um das Werk Giuseppe Ver- 
dis, in: Themenportal Europäische Geschichte (2013), http://www.europa.clio-online.de/2013/ 
Article=674 (23.07.2014); Ders., Opera and Nation in Nineteenth-Century Italy: Conceptual 
and Methodological Approaches, in: Journal of Modern Italian Studies 17, H. 4, 2012, 393-399. 
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überstrapaziert auch die nationale Stilisierung der Malerei bei Francesco Hayez, 
indem er behauptet, der im österreichisch besetzten Mailand tätige Künstler 
habe für führende Patrioten Bilder mit Motiven aus früheren Epochen und in- 
direkten Anspielungen auf den nationalen Befreiungskampf angefertigt, um die 
Zensur zu meiden.” Und er sieht zu früh - bereits ab 1821 - in den vereinzelten 
Äußerungen vor allem adliger, aber auch bürgerlicher liberaler Intellektueller 
Symbole mit einer großen Wirkung auf breitere Bevölkerungskreise, die doch 
erst 1848/49 und danach verstärkt in Turin den kollektiven Willen der Nation 
erkennen lassen, während anderswo regionale Identitäten dominierten. Das geht 
unter anderem aus den Arbeiten von Gabriele B. Clemens zu den deutschen und 
italienischen Geschichtsvereinen im 19. Jahrhundert und von Robert Lukenda 
zu den Erinnerungsorten des Risorgimento hervor.” 

Ein letzter Aspekt, der die Kategorie „Nation“ im Rahmen der Risorgimento- 
Geschichtsschreibung zusehends in Frage stellt, ist die transnationale Dimension, 
die durch Studien zur Interaktion von nicht-staatlichen Gruppen und Personen 
stärker den Bewegungscharakter hervorhebt. Nachdem Giorgio Spini schon 1950 
in seiner Pionierstudie über Mythos und Realität Spaniens in den italienischen 
Revolutionen von 1820/21 die über den italienischen Raum hinausweisenden 
Momente besonders der Diplomatiegeschichte herausgearbeitet hatte, sollte es 
mehr als ein halbes Jahrhundert dauern, ehe die Forschung an Spinis Werk an- 
knüpfte.‘ Seither stehen vor allem die wechselseitigen Beziehungsgeflechte und 
Netzwerke im Mittelmeerraum (in erster Linie Spanien und Griechenland), aber 
auch zwischen „Italienern” im Exil und ihren Gastgeberländern wie Großbri- 
tannien und Frankreich bis zur Ausrufung des Königreichs Italien 1861 in Turin 
und darüber hinaus im Mittelpunkt des Interesses.°! Die Ansätze variieren von 
der politischen Ideen- über die Verfassungs- und Kulturgeschichte bis hin zur 
an prosopographischen Studien orientierten Sozialgeschichte. Analog zu neu- 
esten Forschungstrends in der Geschichtswissenschaft plädieren Historiker wie 
Maurizio Isabella zudem dafür, das Risorgimento nicht nur als transnationales 
europäisches Phänomen, sondern als ein Ereignis der Globalgeschichte zu sehen 


>8 Banti, Nazione (wie Anm. 8), 84. Dazu jetzt Gabriele B. Clemens, Francesco Hayez, Die na- 
tionale Ikone risorgimentaler Historienmalerei, in: Dies. /Späth (Hrsg.), 150 Jahre Risorgimento 
(wie Anm. 8), 147-166. 

> Gabriele B. Clemens, Sanctus amor patriae. Eine vergleichende Studie zu deutschen und 
italienischen Geschichtsvereinen im 19. Jahrhundert (Bibliothek des Deutschen Historischen 
Instituts Rom 106), Tübingen 2004, 328-335; Robert Lukenda, Die Erinnerungsorte des Risor- 
gimento. Genese und Entfaltung patriotischer Symbolik im Zeitalter der italienischen National- 
staatsbildung, Würzburg 2012, 227-250. 

60 Giorgio Spini, Mito e realtà della Spagna nell rivoluzioni italiane del 1820-21, Rom 1950. 

61 Zu Griechenland vgl. Gilles Pécout, Philhellenism in Italy: political friendship and the 
Italian volunteers in the Mediterranean in the nineteenth-century, in: Journal of Modern Ita- 
lian Studies 9, H. 4, 2004, 405-427; zu Spanien vgl. Späth, Revolution (wie Anm. 17); zum 
Risorgimento im Exil vgl. Isabella, Risorgimento (wie Anm. 38), und Agostino Bistarelli, Gli esuli 
del Risorgimento, Bologna 2011. 
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und heben dabei besonders die Verknüpfungen und Verflechtungen mit Mittel- 
und Südamerika hervor.‘ In derartigen Konzepten reiht sich der italienische 
Nationalismus lediglich als eines von mehreren Elementen in komplexe kosmo- 
politische Erfahrungen ein. Interessanterweise sind die Autoren solcher Studien 
meist entweder Nicht-Italiener oder Italiener „im Exil“, d.h. im Ausland tätige 
Historikerinnen und Historiker. Das unterstreicht einmal mehr den Befund, wo- 
nach die italienische Historikerzunft das Risorgimento lange nahezu exklusiv als 
nationale Entwicklung betrachtet hat und dies teilweise immer noch tut.° Daher 
erscheinen Themenschwerpunkte in international ausgerichteten Zeitschriften 
wie diejenigen von Gilles Pécout zu den internationalen Freiwilligen im Journal 
of Modern Italian Studies oder von Oliver Janz und Lucy Riall zum Risorgimento 
aus transnationaler Perspektive in Modern Italy umso begrüßenswerter. Hier 
werden nationalgeschichtlich dominierte Blickwinkel aufgebrochen und aus der 
Sicht der Besiegten, der Einheitsgegner und zahlreicher internationaler Akteure 
neue transnationale Perspektiven auf das Risorgimento eröffnet.°* Ob es sich 
nun um lokale, regionale und nationale Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Venedig und dem Habsburgerreich, um die Erfahrungen freiwilliger transnatio- 
naler Soldaten, um das transnationale Netzwerk des Anti-Risorgimento durch die 
Gegenrevolution in Allianz mit der katholischen Kirche, um die transnationalen 
Einflüsse auf das Beziehungsgeflecht italienischer Nationalismus und Oper oder 
um Garibaldis Ruf als „Held zweier Welten” handelt: Diese Ansätze zeigen, dass 
ein lediglich nationaler Rahmen nicht ausreicht, um die globalen Einflüsse auf 
und durch das Risorgimento zu erfassen.°° 

Entstand Italien also letztlich rein zufällig und ohne tieferen Sinn? Vollzog 
sich die Einigung durch Personen, die vorgaben, einen Staat für die Nation zu 
wollen, aber am Ende eher auf die Expansion des regionalen Herkunftsstaats, 
die Verteidigung der Standesrechte oder Klasseninteressen abzielten? Dann wäre 
der Nationsbildungsprozess nur eine Art großer Scherz der Geschichte gewesen, 
so Banti im Anschluss an Riall.°° Nun hat die neuere kulturgeschichtliche For- 
schung durch ihre Konzentration auf symbolische und anthropologische Aspekte 
eindrücklich gezeigt, wie wichtig in kultureller und emotionaler Hinsicht solche 


62 Maurizio Isabella, Il movimento risorgimentale in un contesto globale, in: Roccucci 
(Hrsg.), Costruzione (wie Anm. 35), 87-108. 

© Oliver Janz/ Lucy Riall (Hrsg.), Special Issue: The Italian Risorgimento: Transnational Per- 
spectives. Introduction, in: Modern Italy 19, H. 1, 2014, 1-4, hier 1 f. 

6 Gilles Pécout (Hrsg.), International Volunteers and the Risorgimento, in: Journal of Modern 
Italian Studies 14, H. 4, 2009, 1-78; Janz/Riall (Hrsg.), Italian Risorgimento (wie Anm. 63), 
1-92. 

6 Mit der von Gilles Pécout betreuten Doktorarbeit von Simon Sarlin, Le legitimisme en 
armes. Histoire d’une mobilisation internationale contre Punite italienne (Bibliothèque des 
Écoles françaises d’Athenes et de Rome 359), Rom 2013 liegt nun die erste umfangreiche Arbeit 
aus den genannten Themenschwerpunkten als Buch vor. 

66 Banti, Risorgimento (wie Anm. 5), 144; Lucy Riall, The Italian Risorgimento. State, society 
and national unification, London/New York 1994, 81. 
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Momente für die italienische Gesellschaft im 19. Jahrhundert waren. Und doch - 
das wird auch nach den hier vorgestellten Überlegungen deutlich - gilt es, diese 
Symbole und Kategorien im Prozess der Nationalstaatsgründung und beim Zu- 
sammenbruch der alten Staaten immer wieder kritisch zu hinterfragen. 


Revolution - Krieg - Nation: Zur Tragfähigkeit des Modells 


Revolutionen und Kriege bilden zweifelsohne essentielle Bestandteile des Risor- 
gimento. Doch mündeten beide Phänomene mit dem Doppelprozess aus Ab- 
spaltung und Vereinigung nicht zwangsläufig in die Entstehung des zentralistisch 
ausgerichteten, vom militärisch mächtigsten Einzelstaat Sardinien-Piemont an- 
geführten Königreichs Italien mit Rom als Hauptstadt im Jahre 1871. Vielmehr 
müssen die ambivalenten Bedeutungen von Revolutionen und Kriegen im langen 
19. Jahrhundert auf der Apenninenhalbinsel betont werden: So konnten Revolu- 
tionen im Sinne der linearen Whighistory neben repräsentativen Institutionen, 
Verfassungen sowie mehr politischen Freiheiten und sozialen Rechten für die 
Sieger eben auch traumatische Verluste auf Seiten der annektierten Verlierer, der 
zusammenbrechenden alten Staaten, hervorbringen. Gleiches ist für die Kriege 
des Risorgimento festzuhalten, die mit unifizierenden und sezessionistischen 
zwischenstaatlichen, Bürger- und Revolutionskriegen unterschiedliche Formen 
und durch Sieg und Niederlage wiederum ambivalenten Charakter annehmen 
konnten. Ein Sieg für die nationale Sache war selbst in der durch militärische 
Schwäche begründeten Niederlage beispielsweise des dritten Unabhängigkeits- 
krieges möglich.’ Der Einen Unabhängigkeit bedeutete aber zugleich der Ande- 
ren neue Abhängigkeit. Schließlich konkurrierte ein revolutionäres Bild von Ita- 
lianität mit dem monarchischen Militarismus Sardinien-Piemonts, in dem sich 
zwei alternative Nationsdiskurse, die Demokratie auf der einen und die Monar- 
chie auf der anderen Seite, gegenüber standen.‘® Um all diese Ambivalenzen auf 
einen Nenner zu bringen, ließe sich das Risorgimento als eine Konfliktgeschichte 
bezeichnen und das Instrumentarium der neueren politikwissenschaftlichen 
Friedens- und Konfliktforschung fruchtbar anwenden. Zwar sollten künfti- 
ge Studien auch weiterhin mit dem historisch omnipräsenten Quellenbegriff 
„Krieg“ arbeiten, ihn jedoch nur als eine Unterkategorie von „Konflikt“ ver- 


67 Ilaria Porciani, Der Krieg als ambivalenter italienischer Gründungsmythos - Siege und 
Niederlagen, in: Nicolaus Buschmann / Dieter Langewiesche (Hrsg.), Der Krieg in den Grün- 
dungsmythen europäischer Nationen und der USA, Frankfurt am Main 2003, 193-212. 

68 Vgl. Alberto M. Banti/Marco Mondini, Da Novara a Custoza: culture militari e discorso 
nazionale tra Risorgimento e Unita, in: Walter Barberis (Hrsg.), Guerra e pace, Annali 18, Turin 
2002, 417-462. 

© Vgl. die 2012 begründete „Zeitschrift für Friedens- und Konfliktforschung“ und den Auf- 
satz von Carlo Masala, Forschungsperspektiven in der Friedens- und Konfliktforschung, in: 
Zeitschrift für internationale Beziehungen 19, H. 1, 2012, 121-197. 
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stehen und dergestalt differenzierter die vielschichtigen Formen von Konflikten 
im Zeitalter der Nationalstaatsbildung betrachten. 

Ebenso scheint es ratsam, an der „Nation“ als Quellenbegriff und Analyse- 
einheit festzuhalten. Hingegen ist es absolut notwendig, die konkreten Inhalte 
des Begriffs „Nation“ und auch des Adjektivs „national“ zu überdenken, denn 
Zuschreibungen wie die „katholische Nation“ oder die „italienische Nation“ 
fruchten heute nicht mehr.” Auch was die Trägerschichten des Nationaldis- 
kurses betrifft, sind mittlerweile in Bewegung geratene Parameter wie die do- 
minierende männliche Rolle, die Trennung der Geschlechter und allgemein 
akzeptierte Kontrollmechanismen weiter kritisch zu hinterfragen. Ferner muss 
der Dialog zwischen den politischen und kulturellen Eliten schärfer hinsichtlich 
der politischen Absicht des Nationaldiskurses analysiert und die dabei zutage 
tretenden Antworten und Modelle (Republik vs. Monarchie, Zentralismus vs. 
Föderalismus) stärker differenziert werden. Im Hinblick auf die Frage nach der 
Einheit sollte Nationalismus nicht nur als Regimeideologie, sondern auch als 
Oppositionsbewegung und Ausdruck von Verlierern des Nationaldiskurses ver- 
standen werden. Aufjeden Fall kritisch zu sehen ist die ungebrochene politische 
und kulturelle Kontinuität der Nationalsymbole von der Französischen Revo- 
lution und der napoleonischen Epoche bis hin zu den Nationalkulten. Diese 
autoritäre monarchische Meistererzählung seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 
hat verdunkelt, dass die Nation in einer ersten Phase demokratisch und als Teil 
einer Befreiungsideologie gedacht war. Bestes Beispiel hierfür sind Garibaldi 
und die Römische Republik von 1849, als eine äußerst heterogene italienische 
Freiwilligenarmee aus Alt und Jung, „Italienern” und Ausländern, Verbrechern 
und Gentlemen, Frauen und einem farbigen Ex-Sklaven die Republik verteidigte. 

Am Beispiel der Römischen Republik und der internationalen Freiwilligen 
lässt sich auch hervorragend die transnationale Dimension des Risorgimento auf- 
zeigen. Dabei soll die transnationale Perspektive die Rolle des Nationalismus bei 
der Bildung des modernen Italien nicht unterbewerten, sondern helfen zu ver- 
stehen, auf welche Schwierigkeiten die Patrioten trafen, als sie den Nationalismus 
zum zentralen Diskurs in der öffentlichen Meinung machen wollten. Zugleich 
rücken transnationale Akteure und Ereignisse die lange bevorzugte Hierarchie 
der Nation als Ursache, Ziel und Produkt des Risorgimento in ein differenzierteres 
Licht.’! In der Summe sind also noch mehr vergleichende, beziehungsgeschicht- 
liche und transnational ausgerichtete Studien nötig, um die italienischen Be- 
sonderheiten im Nationalstaatsbildungsprozess herauszuarbeiten. Zu vermuten 
ist jedoch, dass diese - abgesehen von der Schwäche der italienischen Staaten der 
Restauration in der europäischen Ordnung oder der kulturellen und politischen 
Bedeutung des Papsttums und der katholischen Kirche - meist lokale und regio- 


70 Soldani, Centocinquant’anni (wie Anm. 1), 10f. 
71 Janz/Riall (Hrsg.), Italian Risorgimento (wie Anm. 63), 3. 
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nale Varianten europäischer oder globaler Trends werden erkennen lassen, die 
über die bereits häufig thematisierten Parallelitäten (und Unterschiede) zwischen 
Deutschland und Italien hinausgehen.” Das klassische Modell des Risorgimento- 
Nationalismus hat jedenfalls ausgedient und ist durch die in diesem Beitrag 
präsentierten differenzierenden Befunde zu ersetzen. 


72 Vgl. u.a. Christof Dipper, Revolution und Risorgimento. Italien 1848/49 aus deutscher 
Perspektive, in: Dieter Langewiesche (Hrsg.), Die Revolution von 1848 in der europäischen 
Geschichte. Überlegungen zu einer Wirkungsgeschichte der europäischen Revolutionen von 
1848 (Historische Zeitschrift Beihefte 29), München 2000, 73-89; Ders., Italien und Deutsch- 
land seit 1800: Zwei Gesellschaften auf dem Weg in die Moderne, in: Ders. / Lutz Klinkhammer / 
Alexander Nützenadel (Hrsg.), Europäische Sozialgeschichte. Festschrift für Wolfgang Schieder, 
Berlin 2000, 485-503; Jürgen Osterhammel, Die Verwandlung der Welt: eine Geschichte des 
19. Jahrhunderts, 2. Aufl. München 2009, 591-593. 
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Niedergang des Imperiums und Bildung des Nationalstaates 


Rasmus Glenthoj 


Der dänische Nationalstaat entstand im 19. Jahrhundert infolge von Nationalis- 
mus, Demokratisierung und Krieg. Von einem internationalen Standpunkt aus 
betrachtet und im Hinblick auf die Wirkungsmacht dieser Kräfte auf dem europäi- 
schen Kontinent in der Epoche mag diese Erkenntnis wenig überraschen. Jedoch 
fügt sie sich schlecht in die traditionelle dänische Geschichtsschreibung, die noch 
bis vor kurzem den Nationalstaat auf die gesamte dänische Geschichte zurückpro- 
jizierte. Im Gegensatz dazu vertrete ich die These, dass Dänemark zu Beginn des 
19. Jahrhunderts als ein Imperium verstanden werden sollte. Den Zusammenhalt 
stifteten dynastische Bindungen und eine absolutistische Regierungsform. Diese 
lösten sich unter dem Einfluss des Nationalismus und der Demokratisierung, die 
zu Revolution, Bürgerkrieg und internationalen Konflikten führten, auf. 

So gesehen verlief der Modernisierungsprozess in Dänemark recht typisch. 
Allerdings unterscheidet er sich auf signifikante Weise von den meisten anderen 
Fällen der Nationsbildung in Europa. Das übliche Muster der Nationalbewegun- 
gen scheint entweder in der Loslösung von einem Staat oder Imperium bestan- 
den zu haben (slawische Staaten, Belgien, Polen), in der Einigung der ‚Nation‘ 
(Deutschland, Italien) oder der Umwandlung eines bereits vorhandenen Staates 
in einen Nationalstaat (Frankreich, Niederlande, zum Teil auch Großbritannien). 
Man mag Parallelen sehen zwischen dem österreichischen und dem dänischen 
Fall, da beide als Beispiele eines Imperiums gelten können, das zu einem Na- 
tionalstaat wurde, jedoch unterscheiden sie sich insofern, als die Österreicher 
ihr Imperium so lange wie möglich zu erhalten suchten. Die Dänen dagegen 
bemühten sich infolge der Zwillingsideologien des Nationalismus und Liberalis- 
mus aktiv um die Zerstörung ihres Imperiums mit dem Ziel, die Nation zu retten. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach sind die Dänen die einzige Nation, die zweimal in 
den Krieg gezogen ist im Bestreben, Teile ihres Territoriums zu verlieren. Dieser 
atypische Modernisierungsprozess muss vor dem Hintergrund einer drohenden 
deutschen Einigung und der unvereinbaren Ziele der dänischen und deutschen 
Nationalbewegungen gesehen werden, wobei das national gespaltene Herzogtum 
Schleswig den Brennpunkt bildete. 
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Dänemark ist heute ein kleiner und friedliebender Nationalstaat innerhalb der 
Europäischen Union, gekennzeichnet durch sozialen Zusammenhalt, Wohl- 
fahrtsstaatlichkeit und Demokratie. Letztere ist mit dem Verfassungstag am 5. 
Juni, der als zentraler Feiertag dient, zur Zivilreligion geworden. An diesem 
Tag gehört es zum Ritual, dass dänische Politiker landauf, landab verkünden, 
wie im Jahr 1848 die Demokratie in Dänemark eingeführt wurde. Während 
der Rest Europas sich in blutige Revolutionen verstrickt hätte, tauschten die 
Dänen friedlich den Absolutismus gegen eine demokratische Verfassung, wobei 
betont wird, dass Dänen grundsätzlich keine Revolutionäre seien und Gewalt 
ablehnten.! Dieses dänische Demokratie-Evangelium ist verknüpft mit der Vor- 
stellung eines skandinavischen Sonderwegs, derzufolge der Weg Dänemarks, 
Norwegens und Schwedens in die Moderne - im Unterschied zum deutschen - 
friedlich verlief, ungeachtet der Tatsache, dass der ideelle Kern des skandinavi- 
schen Nationalismus dem des deutschen im 19. Jahrhundert sehr ähnlich war.? 
Im vorliegenden Beitrag möchte ich aufzeigen, dass, sofern überhaupt von einem 
dänischen Sonderweg gesprochen werden kann, seine Wurzeln in erster Linie 
in den Ereignissen nach der Niederlage im zweiten Schleswig-Holsteinischen 
Krieg von 1864 zu suchen sind, da Dänemarks Weg in die Moderne entgegen 
der verbreiteten Auffassung charakterisiert ist durch Gewalt und sich somit ins 
allgemeine Muster der Demokratisierung fügt.’ 


Das dänische Imperium: Eine kurze Einführung 


Seit kurzem haben einige dänische Historiker begonnen, vom dänischen Staat als 
einem Imperium zu sprechen. Das sollte nicht als Symptom dänischen Größen- 
wahns gedeutet werden, sondern als Bruch mit dem methodologischen Nationa- 
lismus. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts war der dänische Staat ein Konglomerat 
aus den Königreichen Dänemark und Norwegen, dem dänischen Herzogtum 
Schleswig, dem deutschen Herzogtum Holstein, den abhängigen Gebieten Is- 
land, Färöer und Grönland im Nordatlantik sowie Kolonien in der Karibik, in In- 
dien und an der Goldküste. Um diesen überdehnten Küstenstaat zu verteidigen, 


! Anette Warring, Historie, magt og identitet. Grundlovsfejringer gennem 150 är, Aarhus 
2004. 

2 Øystein Sorensen/ Bo Sträth (Hrsg.), The Cultural Construction of Norden, Oslo 1997; Niels 
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baute das Imperium die fünftgrößte Flotte der Welt.* 1801 lebten 2,5 Millionen 
Menschen innerhalb seiner Grenzen, zusammengehalten durch die Treue zum 
gemeinsamen König und eine staatspatriotische Ideologie. Das dänische Impe- 
rium war ein Zentralstaat, in seiner Hauptstadt Kopenhagen konzentrierten sich 
der Hof, die Zentralverwaltung, die Flotte sowie die einzige Universität und die 
einzigen Banken der zwei Königreiche. Während Dänemark und Norwegen über 
eine gemeinsame Legislative und Verwaltung verfügten, genossen die beiden 
Herzogtümer einen höheren Grad an Autonomie und hatten ihre eigene Uni- 
versität und Bank. 


Absolutismus und Staatspatriotismus 


Der Theorie nach regierte Christian VO. den Staat autokratisch gemäß der ab- 
solutistischen Verfassung (der Lex Regia von 1665), aber wie nahezu jeder wuss- 
te, war der wahre Regent Kronprinz Friedrich (VI., König ab 1808) und nicht 
der geisteskranke Monarch. Regierungsämter wurden, wie schon während fast 
des gesamten 18. Jahrhunderts, im dänischen Imperium überwiegend mit den 
Mitgliedern einer deutschsprachigen adligen Elite aus den Herzogtümern und 
Norddeutschland besetzt. 

Wie in anderen Teilen Europas stieß sich das aufstrebende Bürgertum an der 
Macht der Aristokratie. Da die Kluft zwischen den beiden Gruppen nicht nur 
eine soziale, sondern auch eine nationale war, entwickelte das dänische Bürger- 
tum einen dänischen Nationalpatriotismus mit Fokus auf der dänischen Sprache, 
Geschichte und Kultur, den es in Stellung brachte gegen als deutsch empfundenes 
Verhalten (z. B. herablassendes Auftreten) und die Privilegierung von Deutschen 
bzw. deren Familien gegenüber Dänen und Norwegern bei der Einstellung in 
den Staatsdienst. Die Regierung versuchte diesen Tendenzen aktiv entgegen- 
zuwirken, indem sie einen staatspatriotischen Geist propagierte, demgemäß das 
Vaterland aus „allen Ländern und Königreichen des Königs“ bestand. Diese Kon- 
struktion einer auf den Staat bezogenen Identität kann mit der britischen ver- 
glichen werden, bei der verschiedene Nationen auf dem Territorium des Staates 
theoretisch gleichberechtigt waren und von einem gemeinsamen Zentrum aus 
regiert wurden. Herzstück dieser Staatsideologie war das Staatsbürgerschafts- 
gesetz von 1776, das dem Act of Settlement des englischen Parlaments von 1701 
ähnelte. Es handelte sich um ein verfassungsmäßiges Recht, das den Zugang zu 
sämtlichen Regierungsämtern auf den Kreis der Staatsbürger beschränkte, d.h. 
Dänen, Norweger und Holsteiner.” Fortan wurde der Staat zusammengehalten 


4 Jan Glete, Navies and Nations: Warships, Navies and State Building in Europe and America, 
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durch allgemeines Recht, Untertanentreue und Institutionen, unterstützt durch 
Zustimmung zu einer erfolgreichen Regierungspolitik der Neutralität nach au- 
ßen und des Fortschritts im Innern (Pressefreiheit, Bürgerrechte, Zoll-, Agrar- 
und Bildungsreformen). Dies hatte Auswirkungen auf die Wahrnehmung von 
Nationalität im Staat. Die meisten Holsteiner sahen sich als Deutsche, aber dies 
hielt sie nicht davon ab, sich auch als „Dänen“ zu betrachten in dem Sinne, 
Untertanen der Oldenburg-Dynastie oder Bürger des dänischen Staates zu sein. 
Doch wie auch in Norwegen waren Probleme vorprogrammiert, sobald die Vor- 
stellung, ein Holsteiner oder ein Deutscher zu sein, als unvereinbar mit der dem 
dänischen König geschuldeten Treue galt.s 


Die Napoleonischen Kriege’ 


Dänemark war über ein Jahrhundert neutral gewesen, als es 1807 gegen seinen 
Willen in die Napoleonischen Kriege hineingezogen wurde. Als Reaktion auf die 
französisch-russische Übereinkunft im Frieden von Tilsit führte Großbritannien 
einen Präventivschlag gegen Kopenhagen mit dem Ziel, Napoleon die Kontrolle 
über die beachtliche dänische Flotte und die Ostsee zu entziehen. In der Folge 
verbündete sich Dänemark mit dem napoleonischen Frankreich. Unter dem 
Eindruck des gescheiterten Russlandfeldzugs des Kaisers versuchte Dänemark 
die Seiten zu wechseln, aber diese Bemühungen wurden vereitelt durch die 
Garantien, die Russland und Großbritannien Schweden gegeben hatten. Die 
alliierten Mächte hatten Letzterem Norwegen als Kompensation versprochen 
für den Verlust Finnlands im Jahre 1809. König Friedrich VI. wurden größere 
Teile Norddeutschlands und der Niederlande angeboten, doch der Monarch 
wies den Vorschlag zurück, da er sein Imperium als einen skandinavischen Staat 
sah und glaubte, ein deutsch-niederländisch-dänisches Imperium wäre national 
zu instabil. In Konsequenz hielt Dänemark fest an Napoleon und hoffte auf 
Friedensverhandlungen. Mit dem Scheitern des Prager Friedenskongresses 1813 
und der französischen Niederlage bei Leipzig war sein Schicksal besiegelt. Im 
Kieler Frieden von 1814 trat Friedrich VI. Norwegen an Schweden ab, wodurch 
das dänische Imperium territorial zum größten Verlierer der Napoleonischen 
Kriege wurde. 


(1-2), 1979-1981; Linda Colley, Britons: Forging the Nation 1707-1837, New Haven / London 
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Die Niederlage und der Friedensvertrag beeinflussten, wie wir sehen werden, 
die Entwicklung des Nationalismus im dänischen Imperium, aber die Grund- 
lagen zur Zerstörung des Imperiums waren bereits während des Krieges gelegt 
worden, als der Gedanke der Nationalität auf Kosten des Staatspatriotismus 
gestärkt worden war. Letzterer war durch die Neutralitätspolitik (d. h. florieren- 
den Handel), fortschrittliche Politik und gemeinschaftliche Institutionen wie 
die Marine gefestigt worden. Mit dem Krieg trat anstelle wirtschaftlicher Pros- 
perität der Staatsbankrott, die Reformperiode endete, und die Marine wurde 
vernichtet. So wurde das Vertrauen in den Absolutismus erschüttert, das die 
Nationen des Imperiums aneinander gebunden hatte. Besonders in Norwegen 
und Holstein war dies der Fall, wo viele begannen, die Königsmacht als ‚dänisch‘ 
anzusehen. Vor allem die Norweger sahen in der Allianz mit Frankreich etwas, 
das dänische Interessen auf Kosten norwegischer sicherte. Dies wiederum för- 
derte einen norwegischen Nationalpatriotismus, der sich bei einigen zu einem 
gegen die Zentralregierung in Norwegen gerichteten Nationalismus wandelte. 

Der Kampf zwischen Zentralismus und Regionalismus wurde auch entschei- 
dend für die Entwicklung in Holstein während des Krieges, mit weitreichenden 
Konsequenzen für den folgenden nationalen Konflikt zwischen Dänen und 
Deutschen im Imperium. Obgleich die Stände in den Herzogtümern beinahe 
ein Jahrhundert nicht mehr zusammengetreten waren, verfügten ihre aristo- 
kratischen Eliten (Ritterschaft) immer noch über eine gewisse Autonomie. Dies 
wurde durch eine Reihe von Reformen während der Napoleonischen Kriege 
in Frage gestellt, die unter der Bezeichnung „Dänisierung“ in die Geschichte 
eingegangen sind. Im Kern handelte es sich um den Versuch, ein homogenes 
Imperium zu schaffen, wie es Joseph II. in den habsburgischen Ländern und 
Napoleon in seinem Imperium versucht hatten. Militär- und Steuerreformen 
sowie die Aufhebung der Leibeigenschaft wurden in Holstein durchgesetzt, und 
mit der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches 1806 wurde das Programm 
intensiviert, indem der Prinzregent Holstein direkt nach Dänemark eingliederte 
und den Absolutismus einführte. Dänisch wurde zweite und gleichgestellte Spra- 
che in der Verwaltung der Herzogtümer, wobei beabsichtigt war, dass Dänisch 
erste Sprache bei Gericht, in Schulen und Kirchen in Nordschleswig würde, wo 
die Bauern einen dänischen Dialekt sprachen. Die Annexion und das Reform- 
programm entfremdeten der Krone viele ihrer traditionellen Anhänger in den 
Herzogtümern und schufen die Grundlage für eine nationale Auslegung der Di- 
chotomie zwischen dem Zentralismus Kopenhagens und dem Regionalismus der 
Herzogtümer. Allerdings wurden viele der Sprachreformen infolge des Kriegs- 
ausbruchs und des Widerstands der Ritterschaft niemals umgesetzt. Mit der 
Niederlage Dänemarks im Jahr 1814 wurde das Programm rückgängig gemacht.’ 


8 Frandsen, Holsten (wie Anm. 6), 75-84; William Carr, Schleswig-Holstein 1815-48: A 
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Es waren nicht die Napoleonischen Kriege allein, die Vorstellungen von Na- 
tionalität auf Kosten des Imperiums beförderten. Es war auch ihr Ausgang. Für 
Dänemark endeten sie mit dem wirtschaftlichen Ruin und dem Verlust der Flot- 
te, von einer Million Staatsbürgern und 320.000 km?. Des Weiteren verwandelten 
der Kieler Frieden und der Wiener Kongress das Imperium von einem eindeutig 
skandinavischen Staat in einen national uneindeutigen, da die Bevölkerung Hol- 
steins, Schleswigs und Lauenburgs rund 40 Prozent seiner Einwohner ausmachte 
(Letzteres hatte König Friedrich 1815 als Ausgleich für Norwegen erhalten). 
Umgekehrt erschwerte dies den ökonomisch weiter entwickelten Herzogtümern, 
irgendeine Form von dänischer Vorherrschaft zu akzeptieren. Der dänische Ge- 
samtstaat war zu einem ‚Lilliput‘ geworden, das für sein Überleben angewiesen 
war auf die Gnade der Großmächte und das Wiener System. 

Viele machten den Absolutismus verantwortlich für die Niederlage, und in 
der Hauptstadt war von Revolution die Rede. Die Hoffnung der dänischen Li- 
beralen war, dass der mutmaßliche Erbprinz Christian (VIH.) Friedrich, der 
sich als Statthalter in Norwegen der Union mit Schweden widersetzt hatte, eine 
Rebellion anführen und die Einführung einer liberalen Verfassung zulassen 
würde. Ohne Unterstützung der Großmächte scheiterte die Erhebung jedoch, 
und Christian Friedrich wurde ins Exil nach Hause geschickt. Der Liberalismus 
verschwand dennoch nicht. Auf dem Wiener Kongress wurde Friedrich VI. ge- 
zwungen, die Annexion Holsteins aufzuheben, und verpflichtet, dem Deutschen 
Bund beizutreten. Als Bundesmitglied musste der König die Schlussakte des 
Kongresses unterzeichnen, womit er seinen deutschen Herzogtümern eine Art 
Verfassung versprach. Es überrascht nicht, dass dies im gesamten Imperium 
eine konstitutionelle Bewegung anstieß. Ab 1816 verhandelte die Regierung 
mit dem holsteinischen Adel die Frage einer Verfassung, aber es wurden keine 
wesentlichen Fortschritte erzielt, bevor die Reaktion, markiert durch die Karls- 
bader Beschlüsse von 1819, einsetzte.” 

Trotz formeller Proteste der Ritterschaft vor dem Bundestag in Frankfurt 
konnte König Friedrich die Verfassungsfrage bis 1830 verschleppen. Als jedoch 
in Paris die Revolution ausbrach, zwangen Österreich und Preußen den dä- 
nischen Monarchen, Holstein eine Ständeverfassung zu geben, und dem Prinzip 
der Gleichheit innerhalb des Gesamtstaates entsprechend entschied der König, 
Stände auch in Schleswig, Jütland und auf den dänischen Inseln einzuführen 
(wobei für das Königreich zwei Ständeversammlungen geschaffen wurden - 


Omdannelse i 1816. Bidrag til Centraladministrationens Historie under Frederik VI, in: His- 
torisk Tidsskrift 1, H. 10, 1930, 191-209, hier 196 f. 
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der Versuch einer Politik des ‚divide et impera‘). Doch bevor überhaupt die 
Einrichtung der Stände bekannt gemacht werden konnte, veröffentlichte ein 
junger Beamter, Uwe Jens Lornsen, in Kiel ein Pamphlet, das eine liberale Ver- 
fassung für ein vereinigtes Schleswig-Holstein forderte. Insofern waren der Plan 
eines dänischen Gesamtstaates und Holsteins Mitgliedschaft im Deutschen Bund 
Haupttriebkräfte des Demokratisierungsprozesses in Dänemark. Doch zugleich 
untergrub die Bundesmitgliedschaft Holsteins die Souveränität des dänischen 
Imperiums, da sie dem Bund das Recht einräumte, in seine Angelegenheiten ein- 
zugreifen und für die Holsteiner eine politische Appellationsinstanz außerhalb 
des Gesamtstaates schuf. Diese Konstruktion war an sich nicht unbekannt, da ja 
Holstein vor 1806 Teil des Heiligen Römischen Reiches gewesen war, doch mit 
der Zunahme des Liberalismus, Radikalismus und Nationalismus gefährdete sie 
die Treue zur Dynastie, die den Staat zusammenhielt. 


Die nationalisierende Wirkung der Napoleonischen Kriege!" 


Große Niederlagen können die Wahrnehmung der Nation verändern.!! Der neue 
Status des Imperiums als eines ‚Lilliput‘ veränderte das kollektive Selbstverständ- 
nis der Dänen. Da der Weg zu politischen Reformen versperrt war, manifestierte 
sich der „Geist von 1814“ in einem kulturellen Nationalismus. Im Bestreben, 
das Überleben der Nation und ihre Unabhängigkeit zu sichern, mühten sich 
Künstler, Gelehrte und Forscher, der Nation neues Leben einzuhauchen, indem 
sie in vergangenen ‚Goldenen Zeitaltern nach ihrem ‚wahren‘ Wesen suchten. 
Diese kulturellen Reformer waren politisch konservativ und sehnten sich nach 
einer Dreieinigkeit von König, Kirche und Volk. Inspiriert durch die deutsche 
Romantik und Philosophie veränderten sie jedoch das Verständnis von Nation 
und Nationalität. Wie in Deutschland wurde auch in Dänemark die Sprache 
zentral für den dänischen Nationalismus. Bereits 1815 behauptete der bekannte 
dänische Philologe Christian Molbech, die Existenz der Nation sei abhängig 
von der Sprache und die Nation könne das Recht haben, sich selbst zu regieren. 
Damit hatte er die Lehre des Nationalismus auf den Punkt gebracht: das Recht 
der Nation auf einen eigenen Staat.'? 

Die ältere Generation der kulturellen Nationalisten zog jedoch nie die Kon- 
sequenz aus dieser Sichtweise, da ihr Konservatismus und ihre Treue zur Dynastie 
sie grundsätzlich an den Gesamtstaat banden. Den Anfang sollten Historiker, Ju- 
risten und Philologen an der Universität Kiel machen, die in den Jahren nach den 
Napoleonischen Kriegen dem Adel halfen, ein neues Bewusstsein einer sowohl 


10 Vgl. Glenthoj, 1864 (wie Anm. 9), 46-64. 
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regionalen als auch deutschen Identität in Schleswig-Holstein zu fördern. Nikolai 
Falck, ein Rechtsprofessor, stellte 1819 fest, sein Vaterland seien in erster Linie die 
Herzogtümer, in einem weiteren Sinne aber der gesamte dänische Staat.'? 


Der Gordische Knoten 


Das nationale Erwachen in Dänemark und den Herzogtümern hatte größere 
Folgen, als nach 1830 eine jüngere und liberale Generation die Idee einer durch 
Sprache, Kultur und Geschichte definierten Nation mit dem Konzept der Volks- 
souveränität (d.h. Macht in den Händen der Bildungseliten) verknüpfte. Eine 
Minderheit unter den Liberalen glaubte an die Möglichkeit eines konstitutionel- 
len Gesamtstaates, aber sie wurde verdrängt von Bewegungen, die Liberalismus 
mit nationalistischen und/oder regionalistischen Forderungen verbanden. In- 
folgedessen höhlte der Prozess der Demokratisierung das Imperium von innen 
aus. Die Schleswig-Holsteiner forderten, dass die beiden Herzogtümer einen nur 
durch Personalunion an Dänemark gebundenen Staat innerhalb des Deutschen 
Bundes bilden sollten, wohingegen die dänischen Nationalliberalen eine Ver- 
einigung von Königreich und Schleswig forderten, das mit Holstein nur durch 
Personalunion verbunden sein sollte. 

Das national gespaltene Schleswig wurde zum Gordischen Knoten. Das Her- 
zogtum war ein Lehen der dänischen Krone, war aber jahrhundertelang gemein- 
sam mit Holstein verwaltet worden. Zivilverwaltung, Wirtschaftsbürgertum und 
Aristokratie waren grundsätzlich sprachlich und kulturell deutsch, was sich in 
einer Ständeversammlung mit einem hohen Zensus widerspiegelte. Der Handel 
band die Mehrzahl der Städte an Holstein und den deutschen Raum. Die Haupt- 
ausnahmen waren Seehäfen wie Flensburg, die mit dem Königreich und den 
überseeischen Kolonien Handel trieben und sich auf die dänische Seite schlugen, 
als der nationale Konflikt eskalierte. Im Süden sprach die Bauernbevölkerung 
Niederdeutsch, im Westen Friesisch und im Norden einen dänischen Dialekt. 
Letzterer war auch in Mittelschleswig verbreitet gewesen, jedoch wechselten viele 
Bauern zum Deutschen, da es ein größeres Ansehen genoss. Die Bevölkerung sah 
sich im Allgemeinen als Schleswiger, aber als die Spannungen wuchsen, wurden 
die Menschen gezwungen, zwischen Dänisch und Deutsch zu wählen. 

Hochdeutsch war die Sprache aller Institutionen im Herzogtum, 1838 jedoch 
machte die Ständeversammlung eine Eingabe beim König, im dänischsprachigen 
Nordschleswig Dänisch einzuführen. Christian VIII. kam dem Wunsch 1840 
nach, aber in der Zwischenzeit hatte sich der Konflikt hochgeschaukelt. Die 
Schleswig-Holsteiner fürchteten eine neue ‚Dänisierung, wohingegen Liberale 
und die aufkeimende dänische Bewegung in Nordschleswig die Dominanz des 
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Deutschen in allen Lebensbereichen im Herzogtum als eine Unterdrückung der 
dänischen Sprache, Kultur und Nationalität auffassten. Für die Bauern in Nord- 
schleswig war Sprache in erster Linie eine praktische Frage, jedoch wurden sie 
bald eingeholt und beeinflusst vom kulturellen Nationalismus, der auf beiden 
Seiten zunahm. 

In der Rückschau erscheint die Teilung Schleswigs, wie sie nach dem Ersten 
Weltkrieg vorgenommen wurde, als logische Konsequenz, doch selbst heute 
noch zögert die internationale Gemeinschaft, multinationale Staaten zu teilen, 
wie sich an Bosnien-Herzegowina, dem Kosovo oder der Ukraine beobachten 
lässt. Mitte des 19. Jahrhunderts war die Situation noch schwieriger. Eine Auftei- 
lung war vor der Abschaffung des Absolutismus im Jahr 1848 unmöglich, da sie 
als erster Schritt hin zu einer Auflösung des Imperiums verstanden worden wäre, 
aber selbst nach der Einführung der konstitutionellen Monarchie war eine Tei- 
lung problematisch. Beide Bevölkerungsgruppen, Österreich sowie Dänemarks 
traditionelle Schutzmacht, Russland, waren gegen eine Aufteilung auf der Basis 
des Nationalitätsprinzips und der Volkssouveränität, da diese Ideen das Konzept 
autokratisch regierter, multinationaler Imperien bedrohten. Dementsprechend 
beriefen sich sowohl Schleswig-Holsteiner als auch Dänen auf historische Argu- 
mente, dynastische Ansprüche und alte Verträge, um ganz Schleswig für sich zu 
reklamieren. Im dänischen Fall sah man die Eider und die alten Befestigungs- 
anlagen des Danewerks (wörtlich „Werk der Dänen‘) als ewige Grenze zwischen 
der dänischen und der deutschen Nation. Infolgedessen betrachteten dänische 
Nationalisten „deutschgesinnte“ Schleswiger als Dänen, die, fehlgeleitet durch 
eine deutsche Adelselite und dynastische Interessen, ein ‚falsches Bewusstsein‘ 
entwickelt hatten. 


Das Schwellenprinzip 


Nach Eric Hobsbawm war für den Nationalliberalismus zwischen 1830 und 1870 
die Idee kennzeichnend, dass ein Staat eine bestimmte Größe haben musste, um 
von Dauer zu sein.!* Denen, die diese Schwelle nicht erreichten, fehlten entweder 
die militärischen Mittel, um ihr Territorium zu verteidigen, eine Nationalkultur, 
die fremde Einflüsse von außen abhielt, oder die Industrie, um unabhängig zu 
bleiben. Das Prinzip ist geprägt durch die Erfahrungen der Napoleonischen 
Kriege und lässt sich sowohl an der deutschen als auch der italienischen Einigung 
nachvollziehen, am Panslawismus sowie der Furcht der Schleswig-Holsteiner 
vor einer erneuten ‚Dänisierung,, wie auch ihrem Wunsch, Schleswig möge dem 
Deutschen Bund beitreten, und dem Verschmelzen von Regionalismus und 
deutschem Nationalismus in den Herzogtümern. 


14 Eric Hobsbawm, Nations and Nationalism since 1780, 2. Aufl. Cambridge 2002, 29-34. 


114 Rasmus Glenthoj 


Im eigentlichen Dänemark existierten drei Zukunftsszenarien des Staates, 
die alle durch das Schwellenprinzip grundiert waren. Das erste setzte auf den 
Gesamtstaat. Man fürchtete, die Loslösung von Holstein würde den verbleiben- 
den dänischen Staat zu klein und verwundbar machen. Die Nationalliberalen 
dagegen waren der Ansicht, dass Holstein aufgrund seiner Mitgliedschaft im 
Deutschen Bund die Souveränität des Staates in Frage stellte, und sie fürchteten, 
es würde entweder Schleswig oder ganz Dänemark in ein geeintes Deutschland 
hineinziehen. Ein Dänemark ohne Schleswig galt als zu klein, um zu über- 
leben, und würde gezwungen sich entweder einem geeinigten Deutschland 
oder, wünschenswerter, einem geeinigten Skandinavien anzuschließen. In den 
1830er und 1840er Jahren entstanden Verbindungen zwischen dem dänischen 
Nationalismus und der panskandinavischen Bewegung. Viele erblickten das Heil 
der Nation in einem föderalen skandinavischen Staat, da die dänische Nation als 
Zweig der gemeinsamen skandinavischen Nation angesehen wurde, und deshalb 
war dieser mit dem dänischen Nationalismus und Liberalismus vereinbar, an- 
ders als der Gesamtstaat, der Dänemark an Deutschland und den Absolutismus 
band. Mehr noch, man verband damit die Hoffnung, dass entweder ein geeintes 
Skandinavien oder eine skandinavische Allianz Schleswig für Dänemark ‚retten‘ 
könnte. 

Die Existenzangst unter den dänischen Nationalisten muss im Licht einiger 
der Varianten der ‚großdeutschen Lösung‘ betrachtet werden. Für deutsche Na- 
tionalisten wie die Brüder Grimm waren die Dänen oder zumindest die Bevöl- 
kerung Jütlands von deutschem ‚Blut. Konsequenterweise sollte ein geeintes 
Deutschland entweder die jütländische Halbinsel oder ganz Dänemark als einen 
‚Admiralstaat“ einschließen. Dieser deutsche Umarmungsversuch erfuhr eine 
leidenschaftliche dänische Erwiderung durch das ‚Eiderprogramm!' (das einen 
dänischen Nationalstaat unter Einschluss Schleswigs vorsah). Zusätzlich ver- 
stärkt wurde die Existenzangst unter den dänischen Nationalisten durch das Vor- 
dringen der deutschen Sprache in Mittelschleswig. Sie fürchteten nicht nur, ganz 
Schleswig zu verlieren, sondern auch, die Ausbreitung des Deutschen würde sich 
in Jütland fortsetzen und die verbleibenden Dänen vor die Wahl stellen, sich 
entweder Deutschland oder Schweden anzuschließen. 


Vorspiel des Bürgerkriegs 


Die von Lornsen 1830 aufgestellten Forderungen wurden lauter, als Libera- 
lismus, Regionalismus und Nationalismus sowohl in der Presse als auch in 
den Ständeversammlungen an Boden gewannen. Friedrich VI. hatte Letztere 
eingeführt in der Absicht, Absolutismus und Imperium zu erhalten; doch nach 
seinem Tod 1839 wurde klar, dass das Gegenteil erreicht worden war. Immer 
mehr Abgeordnete forderten eine liberale Verfassung, aber als die Versamm- 
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lungen sich uneinig zeigten über die Ausgestaltung des Staates, wendeten sie 
sich gegeneinander. 

Die Liberalen erwarteten, der neue König, Christian VIII., würde eine Ver- 
fassung einführen, da er eine Schlüsselrolle bei der Schaffung der norwegischen 
Verfassung 25 Jahre zuvor gespielt hatte, und waren geschockt angesichts der 
zögerlichen Haltung des Monarchen. Das Zaudern Christans VIII. ist mit einer 
konservativen Wende und dem Einfluss von Russland und Österreich erklärt 
worden. Das mag zutreffen, doch das unterschiedliche Vorgehen des Königs in 
Norwegen und Dänemark muss aus den verschiedenen politischen und natio- 
nalen Kontexten 1814 und 1839 verstanden werden. In Norwegen verschmolzen 
Liberalismus und Nationalismus zur Forderung eines norwegischen National- 
staats, wobei die Mehrheit der Eliten im Staat vereinigt wurde. Im dänischen 
Imperium untergruben Nationalismus und Liberalismus das Konglomerat des 
Staates und die dynastische Treue. Daher überrascht es nicht, dass der Monarch 
1839 einer anderen Strategie folgte. In Dänemark verfolgte er eine konservative 
Reformpolitik, wie sie in anderen Teilen Europas während des Vormärzes auch 
betrieben wurde, mit Veränderungen in der Verwaltung, der Armee und Ver- 
besserungen der Infrastruktur. Politisch versuchte er, das Ständesystem einer 
föderalen Struktur unterzuordnen, indem er eine Versammlung für das Impe- 
rium schuf, was von Beobachtern als erster Schritt hin zu einem Parlament und 
einer Verfassung für den Gesamtstaat gesehen wurde. Der Vorschlag fand die 
Zustimmung beider dänischen Stände, wurde jedoch zurückgewiesen von jenen 
in den Herzogtümern. Letztere sahen das föderale Prinzip als Bedrohung ihrer 
Unabhängigkeit, der Idee eines vereinigten Schleswig-Holsteins und ihrer Na- 
tionalität. In der Folge kam die Rede vom Bürgerkrieg auf. 

Die Unzulänglichkeiten des Kronprinzen Friedrich (VII.) erlaubten es ihm 
nicht, autokratisch zu regieren; so wurde die Notwendigkeit eines Übergangs 
zur konstitutionellen Monarchie während der Regentschaft Christians VIII. zu- 
nehmend deutlich. Doch auch in anderer Hinsicht stellte der Prinz ein Problem 
dar, da seine Unfähigkeit, einen Erben zu zeugen, die Thronfolge in Frage stellte. 
Im Königreich wurde die Notwendigkeit klar gesehen, nicht jedoch in Schleswig 
und Holstein, wo der Anführer der konservativen Opposition, der Herzog von 
Augustenburg, Ansprüche geltend machte. Um die Integrität des Imperiums 
zu sichern, gestand Christian VIII. in einem offenen Brief Zweifel hinsichtlich 
Teilen Holsteins zu, hielt aber an einer gemeinsamen Erbfolge für das Imperi- 
um fest. Dynastisch gesehen war sein Vorgehen folgerichtig und entsprach der 
öffentlichen Meinung in Dänemark, in den Herzogtümern aber stellten sich die 
Konservativen und die liberale Opposition vereint hinter die Ansprüche des 
Herzogs. Der Staat war im Begriff auseinanderzufallen, und nach (zu) langen 
Verhandlungen innerhalb der Regierung entschied der König Ende 1847 im Be- 
streben, das Imperium zu retten, eine konservative Verfassung für den Gesamt- 
staat durchzusetzen. Dazu sollte es jedoch nicht mehr kommen. Nach einem 
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grippalen Infekt wurde der König durch seinen Leibarzt zur Ader gelassen, mit 
dem Ergebnis einer Blutvergiftung. Der König starb am 28. Januar 1848 und 
überließ es seinem Sohn, eine Verfassung einzuführen. 


Revolution 


Die Regierung wollte einen föderalen, konservativen Staat schaffen, in dem zwar 
die Ständeversammlungen fortbestehen, aber ein allgemeines Parlament einge- 
führt werden sollte, mit legislativer Gewalt und dem Recht, Steuern zu erheben. 
Die eine Hälfte seiner Mitglieder sollte aus den Herzogtümern berufen werden, 
die andere aus dem Königreich. Eine Vereinigung Schleswigs und Holsteins 
wurde untersagt, jedoch wurden die administrativen Bande zwischen ihnen 
bestätigt. Dieser Kompromiss stellte keine der Nationalbewegungen zufrieden, 
und der fragile Status quo wurde erschüttert durch die Welle von Revolutionen, 
die im Februar und März 1848 über den Kontinent lief. 

Die Schleswig-Holsteiner forderten eine Vereinigung der Herzogtümer, eine 
eigene Verfassung und die Aufnahme Schleswigs in den Deutschen Bund, was ab 
März 1848 bedeutete, Teil eines geeinten Deutschlands zu werden. Die National- 
liberalen dagegen verlangten eine liberale Verfassung für Dänemark und Schles- 
wig ohne Holstein. Angesichts möglicher Aufstände sowohl in Kopenhagen als 
auch in den Herzogtümern schlug sich der König auf die Seite der dänischen Be- 
wegung, und eine Koalitionsregierung aus Liberalen und Konservativen wurde 
gebildet. Die Entlassung der alten Regierung genügte, um in den Herzogtümern 
eine Revolution auszulösen. Kurzum: Der Gesamtstaat des Frühjahrs 1848 ist ein 
Lehrbuchbeispiel dafür, wie Nationalismus und Liberalismus Absolutismus und 
Imperium aushöhlten und dadurch einen Bürgerkrieg verursachten. 


Die demokratisierende Wirkung des Krieges 


Der Fall des Absolutismus im Jahr 1848 und die Einführung der Verfassung von 
1849 werden gemeinhin als Übergang zur Demokratie in Dänemark gewertet.'° 
Ungeachtet dessen lehnt die Mehrheit der Forschung diese Interpretation heute 
ab.!° Stattdessen sieht sie Dänemark als Beispiel einer konstitutionellen Monar- 
chie, wie sie sich im post-napoleonischen Europa herausbildete.!” Die Minister 
waren dem Parlament verantwortlich, aber die Exekutive lag immer noch beim 


15 Undervisningsministeriet, Demokratikanon, Kopenhagen 2008, 52. 
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König, der das Kabinett berief. Dennoch markiert die liberale Verfassung von 
1849 eine Demokratisierung der Gesellschaft, und der Krieg hatte, wie in ande- 
ren Fällen auch - bspw. im revolutionären Frankreich in den 1790er Jahren und 
in Norwegen 1814 -, eine radikalisierende Wirkung. Wie andere europäische 
Liberale auch wollten die dänischen Liberalen eine Verfassung, die die Macht in 
die Hände der gebildeten Stände legte, aber angesichts von Revolutionen aller- 
orten auf dem Kontinent, sozialer Unzufriedenheit und des Ausbruchs des Bür- 
gerkriegs war die neue Regierung gezwungen, die allgemeine Wehrpflicht ein- 
zuführen und das ‚allgemeine‘ Wahlrecht für alle Männer über 30 mit eigenem 
Haushalt (18 Prozent der Bevölkerung). Als die Revolution überall der Reaktion 
wich, blieb Dänemark der Außenseiter, da die neue Verfassung den - wieder an 
die Macht gelangten - europäischen Konservativen viel zu ‚demokratisch‘ war. 

Dänemark ist ein Paradebeispiel sowohl dafür, wie ein plötzlicher Regime- 
wechsel und Demokratisierung zu einer längeren Periode der Instabilität" führen 
können, als auch für die Schwäche der konstitutionellen Monarchie des 19. Jahr- 
hunderts. Die Nationalliberalen benutzten das ‚Eiderprogramm;, um Macht zu 
gewinnen, doch kaum ins Amt gelangt, waren sie bereit, Schleswig zu teilen. 
Der Nationalismus aber, den sie befördert hatten, schlug zurück, als die öffent- 
liche Meinung sich vehement gegen diese Lösung wandte. Insofern verhinderte 
die Demokratisierung den Frieden. Dasselbe tat der König, indem er die Politik 
der Regierung stoppte, aus der Befürchtung heraus, nicht nur Holstein, sondern 
auch Teile Schleswigs für immer zu verlieren. Die nationalliberalen Minister 
reagierten darauf mit ihrem Rücktritt, und die Regierungsumbildung brachte 
ein konservativeres Kabinett hervor. Zusammengefasst verhinderten Presse, Volk 
und Friedrich VI. weitere dänische Versuche einer Aufteilung Schleswigs außer 
im Falle einer existenziellen Bedrohung. Demokratisierung, Nationalismus und 
Krieg gingen Hand in Hand. 


Ein Pyrrhussieg 


Der Bürgerkrieg war ausgebrochen unmittelbar bevor der Bund und Preußen in 
die Verwicklungen eintraten und damit die militärische Überlegenheit des Kö- 
nigreichs erschütterten. Jedoch hatten Russland und Großbritannien begründete 
Interessen in der Region. Infolgedessen wurde Preußen zunächst gezwungen, 
sich aus dem Krieg zurückzuziehen, und später dazu genötigt, die Rebellion in 
Holstein zu unterdrücken. Wenn der erste Schleswig-Holsteinische Krieg als dä- 
nischer ‚Sieg‘ gesehen werden kann, dann dank der Großmächte, die in Überein- 
stimmung mit dem Wiener System intervenierten, um die Stabilität sichern. Dies 
war nicht zuletzt führenden Politikern zu verdanken, doch die Presse propagierte 
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den Gedanken, dass der ‚Sieg‘ ein Ergebnis des ‚Geists von 1848° sei. Letzterer 
wurde verstanden als Wiedererwachen der gesamten dänischen Nation, die im 
einfachen dänischen Soldaten verkörpert war. 

Der ‚Geist von 1848° kann als ‚time-bubble of nationalism; d.h. eine Periode 
intensivierter nationaler Mobilisierung und Solidarität infolge einer großen Er- 
hebung gesehen werden.!? Neuere Forschungen zeigen, dass die Bauern nur in 
geringem Maße von dieser ‚time-bubble‘ betroffen waren, wogegen die Quellen 
den Schluss nahelegen, dass sich innerhalb der Elite im Frühjahr 1848 ein zuvor 
nicht gekanntes Bewusstsein nationaler Identität herausbildete.”? Dieses Na- 
tionalbewusstsein wurde durch Presse, Künste und wissenschaftliche Arbeiten 
gefördert und war verknüpft mit einer starken Ablehnung alles Deutschen. Trotz 
der Tatsache, dass kein Land die dänische Kultur stärker beeinflusst hatte als 
Deutschland, wurde ‚deutsch‘ zur Antithese von ‚dänisch‘. Ähnliche Stereotypen 
der Dänen wurden in den Herzogtümern konstruiert, sodass es nahezu unmög- 
lich wurde, den Gesamtstaat nach dem Bürgerkrieg wieder zusammenzuflicken. 

1848 hatte Großbritannien mit einer Teilungslösung zu schlichten versucht, 
da sich dies jedoch als unmöglich erwies, ging die Initiative an Russland über, 
das einen Frieden auf der Basis des Status quo ante diktierte und damit keine der 
Nationalbewegungen zufriedenstellte. In zwei in London unterzeichneten Pro- 
tokollen brachten die Großmächte und Schweden-Norwegen ihr Interesse an der 
Integrität des dänischen Staates zum Ausdruck und erkannten Prinz Christian 
von Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glücksburg als Erben des gesamten Imperi- 
ums an. Der dänische König erhielt Holstein von Preußen und Österreich zurück 
und sicherte im Gegenzug zu, Schleswig nicht enger an Dänemark zu binden 
als Holstein sowie Mitsprache der beiden Herzogtümer bei der Schaffung einer 
neuen Verfassung des Gesamtstaates. 

Im Einklang mit der postrevolutionären Politik in Europa versuchte die dä- 
nische Regierung die Uhr zurückzudrehen. Die Herzogtümer erhielten kon- 
servative Ständeverfassungen, was im Falle Schleswigs - auf österreichische 
Forderung hin - eine deutsche Mehrheit in der Versammlung garantierte, trotz 
einer leichten ‚dänischen /königstreuen Mehrheit im Herzogtum. Keine dieser 
Ständeversammlungen konnte eine liberale Regierungsform tolerieren oder ein 
System, das eine dänische Dominanz in Staatsangelegenheiten oder eine Zentral- 
regierung mit sich gebracht hätte, da man eine erneute ‚Dänisierung! fürchtete. 
Diese Furcht wurde verstärkt durch die Bestrebungen der Nationalkonservativen 
in der Regierung, die sich eben darum in Mittelschleswig bemühten. Das ‚Ei des 
Kolumbus‘ der konservativen Regierung war die De-facto-Wiedereinführung 
des Absolutismus per königlichem Dekret im Jahr 1852 und durch eine 1854 


1 Randall Collins, Time-Bubbles of Nationalism: Dynamics of Solidarity Ritual in Live Time, 
in: Nations and Nationalism 18, H. 3, 2012, 383-397. 
20 Søren Frost, Fedrelandskerlighed i soldaterbreve?, Kopenhagen 2008. 
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oktroyierte Verfassung. Ein Staatsparlament wurde eingerichtet, aber es hatte 
lediglich die Macht, die Minister des Königs zu beraten, die allein seiner Majestät 
verantwortlich waren. Die Herzogtümer wurden regiert, während die dänische 
Verfassung von 1849 nur in rein dänischen Angelegenheiten von Belang war. 


Die Quadratur des Kreises 


Die dänischen Liberalen weigerten sich jedoch, zum Absolutismus zurück- 
zukehren, und angesichts starker Opposition sowohl im Parlament als auch in 
der Öffentlichkeit entließ König Friedrich sein konservatives Kabinett und berief 
eine Regierung der nationalen Einheit, um einen konstitutionellen Gesamtstaat 
zu schaffen. Bereits zu diesem Zeitpunkt glich diese Aufgabe dem Versuch einer 
Quadratur des Kreises, aber die neue Regierung schien das Problem zu lösen. 
Das Parlament des Königreichs und das beratende Staatsparlament wurden so 
lange eingeschüchtert, bis sie eine Verfassung akzeptierten, die einen außer- 
gewöhnlich konservativen Zensus für das Staatsparlament aufwies, um so die 
Aristokratie in den Herzogtümern und die konservativen Mächte (d.h. Russland, 
Österreich und Preußen) zufriedenzustellen. Das Ergebnis wurde in Wien wie in 
Berlin mit Genugtuung aufgenommen. 

Nichtsdestotrotz waren alle Bemühungen vergeblich. Entsprechend der Be- 
völkerungsstatistik erhielten die Dänen eine Mehrheit der Sitze in der Staatsver- 
sammlung. Dies war inakzeptabel für die deutsche Elite in den Herzogtümern, 
wobei weitere dänische Zugeständnisse von den dänischen Liberalen und Radi- 
kalen gleichermaßen ausgeschlossen wurden, da sie fürchteten, die Konservati- 
ven im Imperium würden eine Allianz bilden mit dem Ziel, den Absolutismus 
wieder einzuführen. Infolgedessen war ein Konflikt unausweichlich, da die Re- 
gierung die neue Verfassung ohne Zustimmung der Versammlungen eingeführt 
und dabei ihre Zusagen gegenüber Österreich nicht eingehalten hatte. Die Op- 
position in Holstein appellierte an die deutschen Staaten und verursachte damit 
unlösbare diplomatische Verwicklungen zwischen Dänemark und dem Bund, 
Österreich und Preußen. 

Die deutschen Staaten forderten eine neue Verfassung, die für die Ständever- 
sammlung in Holstein annehmbar war. Dies bedeutete entweder die Schaffung 
eines föderalen Staates, in dem sämtliche Gesetze von den Versammlungen so- 
wohl in Dänemark als auch in Schleswig, Holstein und Lauenburg verabschiedet 
wurden, oder die Schaffung eines Staatsparlaments mit einem durch Volkswahl 
bestimmten Unterhaus und einem Oberhaus mit gleich vielen Senatoren aus 
Dänemark und jedem der drei Herzogtümer. Aus dänischer Sicht stellten beide 
Vorschläge einen Angriff auf die dänische Souveränität dar, da sie es der deut- 
schen Minderheit erlaubt hätten, die gesamte Gesetzgebung und den Haushalt zu 
blockieren. Darüber hinaus räumte der erste Vorschlag dem Miniaturherzogtum 
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Lauenburg denselben Einfluss wie dem Königreich ein, während der zweite eben 
dies für den Senat vorsah. Eine Lösung mit dem Ergebnis eines föderalen und 
liberalen Staates wurde unmöglich, da es kein Vertrauen zwischen den beiden 
Nationen des Königreichs gab. Dies kam auch in der grundsätzlichen Weigerung 
der Ständeversammlung in Holstein zum Ausdruck, irgendwelche neuen Staats- 
gesetze anzuerkennen oder zu ratifizieren. 


Politik des äußersten Risikos 


Aufgrund der Unmöglichkeit eines konstitutionellen Gesamtstaates blieben der 
Regierung - nun dominiert durch Nationalliberale - drei Optionen: die Wieder- 
einführung des Absolutismus, die Teilung Schleswigs oder ein Bruch der nach 
dem ersten Schleswig-Holsteinischen Krieg getroffenen Vereinbarungen. Die 
Konservativen favorisierten die erste, Preußen und einige deutsche Staaten die 
zweite und die dänische Regierung die dritte Option. Die Nationalliberalen 
sahen die autokratische Herrschaft als eine überwundene Stufe im Prozess der 
Zivilisation, während öffentliche Meinung und König eine Teilung in Friedens- 
zeiten nicht zuließen. In Regierungskreisen jedoch schloss man diese Option im 
Falle eines Krieges nicht aus. 

Über die Politik des Außenministers und Konseilspräsidenten Carl Christian 
Hall ist in den letzten 150 Jahren viel diskutiert worden, aber es wird allgemein 
angenommen, dass sie darin bestand, Holstein so viel Freiheit wie möglich zu 
geben und den Forderungen des Bundes ein Stück weit nachzukommen. Im 
Ergebnis wurde die Verfassung des Gesamtstaats für Holstein und Lauenburg zu- 
rückgenommen, sie blieb jedoch für Dänemark und Schleswig in Kraft. Auf diese 
Weise schieden die beiden deutschen Herzogtümer indirekt aus dem dänischen 
Imperium aus. Des Weiteren lehnte Hall eine deutsche und internationale Ein- 
mischung in Schleswig ab, versuchte eine Allianz mit Schweden-Norwegen aus- 
zuhandeln und appellierte wiederholt für eine internationale Vermittlung. Die 
Strategie ging 1861 beinahe auf, als Großbritannien und Schweden-Norwegen 
auf ein Ausscheiden von Holstein und Lauenburg drängten und damit letztlich 
das ‚Eiderprogramm umsetzten. Der Versuch schlug jedoch fehl, da Russland 
und Frankreich die Krise nicht als akut ansahen. Stattdessen wurde Dänemark 
eine internationale Konferenz in London versprochen für den Fall, dass direkte 
Verhandlungen mit Preußen und Österreich scheitern sollten. Dies geschah in 
dem Moment, als beide Parteien gegen die Friedensvereinbarungen verstießen, 
indem die deutschen Mächte die Vereinigung von Schleswig-Holstein forderten 
und Dänemark mehr Freiheit für Holstein in Aussicht stellte. 

Doch Hall bekam die Konferenz, die er angestrebt hatte, nicht, denn Groß- 
britannien vollzog einen Politikwechsel von einer De-facto-Unterstützung des 
‚Eiderprogramms’ hin zu einer föderalen Version des Gesamtstaates im Sinne 
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der Schleswig-Holsteiner. Der Schwenk Großbritanniens brachte beinahe die 
Nationalliberalen zu Fall, da die Radikalen eine neue Regierung verlangten, die 
Schleswig annektieren und die demokratischere Verfassung von 1849 einführen 
sollte, während die Konservativen den Absolutismus wiedereinführen wollten, 
um einen Krieg zu vermeiden und das Imperium zu retten. Angesichts einer 
Presse, der öffentlichen Meinung und eines Parlaments, die auf einen nationalis- 
tischen Kurs drängten, entschied sich Hall für eine Politik des äußersten Risikos. 

Um ihre Position zu stärken, appellierte die Regierung unter Berufung auf den 
Skandinavismus an Schweden-Norwegen. Als sich der Konflikt mit den deut- 
schen Staaten ab der Mitte der 1850er Jahre zuspitzte, hatte die Pan-Bewegung 
an Boden gewonnen, und mehrere Minister waren 1863 bereit, einer föderativen 
Union unter Führung Karls XV. von Schweden-Norwegen beizutreten - und 
dabei den voraussichtlichen Ihronfolger zu opfern: den konservativen Prinzen 
Christian, der Dänemark an den Gesamtstaat band. König Karl war nur allzu be- 
reit, die Rolle eines skandinavischen Viktor Emanuel zu übernehmen, während 
die aristokratische schwedische Regierung sich weniger enthusiastisch zeigte. Im 
Frühjahr 1863 gab die schwedische Regierung Dänemark diplomatische Rücken- 
deckung, indem sie in London und Paris lobbyierte. Als Gegenleistung forderte 
Schweden das Ausscheiden Holsteins. Hall willigte ein. Im März wurden die 
holsteinischen und lauenburgischen Teile der Armee von der Dänemarks und 
Schleswigs getrennt und kurz darauf eine liberale Reform der Gesamtstaatsver- 
fassung von 1855 in Gang gesetzt. 

Die Dänen sahen einen günstigen Zeitpunkt für einen diplomatischen Coup 
gekommen, da Preußen international isoliert zu sein schien infolge des pol- 
nischen Aufstandes, gelähmt durch den Verfassungskonflikt und am Rande eines 
Krieges mit Österreich um die Zukunft des Bundes. Diese Sicht wurde unter- 
stützt durch Signale aus Berlin, dahingehend, dass Preußen das ‚Eiderprogramm 
akzeptieren könnte. Im Sommer 1863 wurden die Dänen in ihrer Entschlos- 
senheit bestärkt durch eine Allianz mit Schweden-Norwegen, die von vielen als 
erster Schritt hin zu einer nordischen Union gesehen wurde. Die Allianz war vor 
allem von König Karl, ohne Wissen der schwedischen Regierung, geschlossen 
worden, aber trotz großer Bedenken fand sie die Zustimmung sowohl der schwe- 
dischen als auch der norwegischen Regierung. Doch kam es nicht mehr zu einer 
Ratifizierung des Vertrages vor dem Kriegsausbruch im November 1863.?! 

Die traditionelle dänische Geschichtsschreibung geht davon aus, dass diese 
bestärkenden Faktoren zusammen mit dem Druck einer nationalistischen öffent- 
lichen Meinung die Regierung blind machten für das Risiko eines Krieges. Dafür 
wurde die Politik der Regierung 150 Jahre lang gescholten. Diese Interpretation 
ist jedoch beeinflusst von den Kriegsereignissen selbst und übersieht diejenigen 
Quellen, die zeigen, dass sich die Regierung des Risikos bewusst war. Aber anders 
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als spätere, pazifistisch geneigte Historiker fassten die zeitgenössischen Politiker 
Krieg im Sinne von Carl von Clausewitz (d.h. als Mittel der Politik) auf. Im Un- 
terschied zur nationalistisch berauschten Öffentlichkeit jedoch glaubten die Spit- 
zenpolitiker nicht an einen Sieg. Im Falle eines Krieges war ihr Ziel entweder eine 
Intervention oder Vermittlung durch die neutralen Mächte im Sinne des Wiener 
Systems, das Dänemark im ersten Schleswig-Holsteinischen Krieg gerettet hatte. 
Des Weiteren konnte ein Krieg klare Verhältnisse schaffen, die diplomatischen 
Zwänge aufheben und Lösungen anbahnen, die in Friedenszeiten unmöglich 
waren (d.h. eine Teilung Schleswigs). Kurz, politisch mochte ein Krieg die Ant- 
wort und nicht das Problem sein, da er entweder zur Verwirklichung eines dä- 
nischen Nationalstaates oder einem vereinten Skandinavien führen, die dänische 
Souveränität sichern und eine liberale Verfassung schaffen konnte.” 


In der Zwickmühle 


Am Freitag, dem 13. November 1863, verabschiedete das Parlament die Reform 
der Verfassung von 1855 und unterstrich damit die Tatsache, dass die Bande 
zwischen Dänemark und Schleswig enger geworden waren als jene zwischen 
letzterem und Holstein.” Bismarck ergriff die Gelegenheit, die preußische Ver- 
fassungskrise und den Konflikt mit Österreich zu überwinden, indem er die Auf- 
merksamkeit auf Dänemark lenkte. Offenbar eine diplomatische Falle stellend, 
berief sich der preußische Ministerpräsident auf seine früheren Stellungnahmen 
und forderte die Rücknahme der neuen Verfassung. Die Lage verschlechterte 
sich weiter für die dänische Regierung, als Friedrich VII. am 15. November 
unerwartet starb, was den neuen Herzog von Augustenburg veranlasste, An- 
spruch auf den Thron in den Herzogtümern zu erheben. Obgleich dies eine 
Verletzung des Londoner Protokolls darstellte, gewannen die Forderungen 
des Herzogs schnell die Unterstützung der deutschen Öffentlichkeit und aller 
deutschen Staaten, allerdings mit Ausnahme Preußens und Österreichs. Dies 
ließ die schwedische Regierung von der immer noch nicht ratifizierten Militär- 
allianz Abstand nehmen. Der neue König Christian IX. versuchte vergeblich, 
sowohl eine konservative Regierung einzusetzen als auch die neue Verfassung zu 
blockieren, aber angesichts einer sich abzeichnenden Revolution in Kopenhagen 
gab er nach. Doch als im weiteren Verlauf die neutralen Mächte die Forderung 
einer Rücknahme der Verfassung unterstützten und der König ihr nachgeben 
wollte, um den Gesamtstaat zu erhalten, kam es zu einer Regierungskrise. Hall 
dagegen blieb bei seiner Risikopolitik. Er war bereit, die Verfassung aufzuheben, 
jedoch nur, wenn im Gegenzug eine internationale Konferenz zustande kam, die 


22 Glenthoj, 1864 (wie Anm. 9), 502-519. 
23 Fälschlicherweise wird häufig behauptet, Schleswig sei von Dänemark annektiert worden. 
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über die Zukunft des dänischen Imperiums entschied. Es gelang, London wil- 
ligte Ende Dezember ein, doch Halls Kabinett war wenige Tage zuvor entlassen 
worden. 


Krieg 


Die neue dänische Regierung unter Ditlev Gothard Monrad war bereit, sich ge- 
gen die öffentliche Meinung zu stellen und die Verfassung im Gegenzug für eine 
Konferenz aufzuheben, jedoch nur auf verfassungsgemäße Weise. Im Bestreben, 
dies zu verhindern, brachte Bismarck Preußen und Österreich dazu, Dänemark 
ein Ultimatum zu stellen, das die Aufhebung binnen 48 Stunden forderte, womit 
Monrad nur die Wahl zwischen Krieg und einem Staatsstreich blieb. Aus Angst 
vor einer nationalistischen /skandinavistischen Revolution in der Hauptstadt 
entschied sich Monrad für ersteres. Die Kampfhandlungen begannen am 1. Feb- 
ruar 1864, als Preußen und Österreich die Eider überschritten und in Schleswig 
eindrangen.”* Fünf Tage später zog sich die dänische Armee vom Danewerk 
zurück auf die Düppeler Schanzen in Nordschleswig und in die Festung Frede- 
ricia in Jütland. Der Rückzug war strategisch, aber er führte zu einem Aufruhr 
in Kopenhagen, wo man ihn als Verrat auffasste. Unruhen brachen aus, und 
skandinavistische Kreise planten eine Revolution, um Christian IX. durch Karl 
XV. zu ersetzen. Monrad gelang es erfolgreich, die Wogen in der Hauptstadt zu 
glätten, aber im weiteren Verlauf sah er sich gezwungen, den kommandierenden 
General zu entlassen. Dies wiederum belastete das Verhältnis zwischen Politik 
und Militär, das nun davor zurückschreckte, unabhängig zu handeln. 

Der preußische Einmarsch in Dänemark zog beinahe eine militärische In- 
tervention Großbritanniens und Frankreichs nach sich, doch am Ende einigten 
sie sich auf eine Konferenz in London, an der die beteiligten Parteien teilnehmen 
sollten sowie die neutralen Großmächte und Schweden-Norwegen. Preußen 
und Österreich willigten sogleich ein, während Dänemark in der Hoffnung auf 
ein militärisches Eingreifen Schweden-Norwegens, Italiens, Großbritanniens 
oder Frankreichs zögerlich blieb. Schweden-Norwegen war gewillt, in den Krieg 
einzutreten, wenn Großbritannien oder Frankreich es ebenso gewesen wären, 
Italien wollte Österreich angreifen, wenn sich irgendeine der anderen Mächte be- 
teiligt hätte, und Großbritannien war bereit, wenn Frankreich es gewesen wäre. 
Frankreich schwankte und traute der britischen Zusage nicht; nichtsdestotrotz 
tat Napoleon III. sein Bestes, um Schweden-Norwegen zu einem Kriegseintritt 
zu überreden und so Skandinavien zu vereinen. König Karl war mehr als geneigt, 
aber sein Versuch, eine Kriegsregierung zu bilden, scheiterte wie auch seine 
Bemühungen, eine nordische Union auf diplomatischem Wege zu erreichen. 


24 Deutsche Truppen hatten im Dezember Holstein ohne Gegenwehr besetzt. 
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Doch all dies führte dazu, dass die dänische Regierung nur unter großem Druck 
der Konferenz zustimmte, wobei Dänemark erst nach dem Fall von Düppel im 
April einen Waffenstillstand akzeptierte. 


Die Londoner Konferenz 


Auf der Konferenz schlugen die britischen Vermittler eine Teilung Schleswigs 
entlang der Schlei südlich des Danewerks vor, da diese Linie sowohl eine ‚natür- 
liche‘ als auch eine militärstrategische Grenze markierte (allerdings eine erheb- 
liche deutschsprachige Minderheit in Dänemark belassen hätte). Dies entsprach 
exakt Monrads Plänen, nicht aber denen Christians IX. So erfolgte Dänemarks 
Antwort zögerlich und beinhaltete die Forderung nach Gebieten am südlichen 
Flussufer, um Louisenlund, wo der König aufgewachsen war, für diesen zu si- 
chern. Während die Exekutive in Dänemark zutiefst gespalten war zwischen 
verschiedenen nationalistischen Plänen und der Idee eines Imperiums, verfolgte 
Preußen eine klare Politik, indem es sich auf das Nationalitätsprinzip berief, um 
so die Unterstützung Frankreichs zu erhalten. Offiziell forderten die deutschen 
Staaten eine Grenze bei Apenrade, während Preußen inofliziell bereit war, eine 
Grenze nördlich von Flensburg zu akzeptieren (die heutige Grenze). 

Der deutsche Widerstand und die französische Zurückhaltung ließen die 
Briten auf ihren eigenen Vorschlag einer Teilung auf der Basis einer Volks- 
abstimmung in Mittelschleswig zurückkommen. Die dänische Verhandlungs- 
delegation tendierte zu einer Grenze südlich von Flensburg”, aber durch eine 
erneute Regierungskrise in Kopenhagen waren ihr die Hände gebunden. Der 
König versuchte, ein konservatives Kabinett zu bilden, um so das Problem dy- 
nastisch in Form einer Personalunion zwischen Dänemark und einem vereinten 
Schleswig-Holstein zu lösen, aber wiederum ließen die Konservativen ängstlich 
die Zügel fallen. Monrad war an diesem Punkt geneigt, die Konferenz an der 
Frage der Abstimmung scheitern zu lassen. Seine Haltung war beeinflusst durch 
den letzten Krieg, einen drei Jahre andauernden Wechsel von Kampfhandlun- 
gen, Waffenstillständen und Verhandlungen. Unter dem Druck der öffentlichen 
Meinung war es schwierig für die Regierung, das nationale Symbol Danewerk 
und den nationalen Wettstreit um Mittelschleswig nach nur vier Monaten Krieg 
aufzugeben. Monrad fürchtete eine deutsche ‚Salamitaktik‘, und dass Dänemark 
entsprechend dem Schwellenprinzip mit Nordschleswig allein nicht überleben 
könnte. Auf diese Weise trugen Ausrichtung auf die Dynastie, Nationalismus 
und Demokratisierung zur Uneindeutigkeit der dänischen Diplomatie bei, die 
in einem Desaster endete. 


3 Flensburg war die größte und reichste Stadt in Schleswig und besaß eine pro-dänische/ 
königstreue Mehrheit. 
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Monrad dachte, ein ergebnisloses Scheitern der Konferenz würde entweder zu 
einem Kriegseintritt Großbritanniens führen oder zum Sturz der Whig-Regie- 
rung, auf die ein pro-dänisches Kabinett folgen würde. Darüber hinaus glaubte 
er an die Möglichkeit direkter Verhandlungen in Berlin unter französischer 
Schirmherrschaft, wobei Dänemark Preußen erlauben würde, Holstein, Lau- 
enburg und Schleswig südlich der Schlei zu annektieren, wenn es im Gegenzug 
Dänemark den Rest annektieren und einer skandinavischen Union beitreten 
ließe. Monrads Risikopolitik stieß auf Widerstand. Hall und zwei weitere frühere 
Minister taten ihr Bestes, um den Konseilspräsidenten zu überzeugen, entweder 
ein Schlichtungsangebot oder den inoffiziellen preußischen Vorschlag anzuneh- 
men. Bedrängt von seinen früheren Kollegen ließ sich Monrad verunsichern und 
gab dem Druck nach.* 

In der entscheidenden Kabinettssitzung am 20. Juni 1864 legte die Regierung 
sämtliche verschiedenen Pläne dem König vor, ohne jedoch einen zu empfeh- 
len. Einige Historiker sind der Ansicht, dies sei verfassungswidrig gewesen. Sie 
treffen damit insofern nicht den Punkt, als sie spätere Vorstellungen von einer 
parlamentarischen Demokratie auf die konstitutionelle Monarchie der Mitte des 
19. Jahrhunderts zurückprojizieren, um sie einem an den Whigs orientierten 
Narrativ der dänischen Geschichte einzufügen. Dennoch mag die Handlungs- 
weise der Regierung als höchst unverantwortlich eingestuft werden, da sie die 
Entscheidung dem König überließ, dessen Politik durch dynastische Interessen 
bestimmt war und der die diplomatische Lage nicht erfasste. Ein Brief seines 
Schwiegersohns, des britischen Kronprinzen, ließ ihn glauben, dass das Im- 
perium, wenn er auf der Schlei-Grenze bestünde, ohne weiteren Krieg gerettet 
werden könne. Christian IX. dachte - irrigerweise -, dass diese beiden Ziele mit- 
einander vereinbar seien, obgleich ihm seine Minister zum wiederholten Male 
mitgeteilt hatten, dass dies nicht der Fall sei. 

Die Entscheidung des Königs muss als am Interesse des Hauses Glücksburg 
und nicht an dem der Nation ausgerichtetes Handeln gesehen werden. Wie vor- 
hergesagt, waren das Scheitern der Konferenz und die Fortführung des Krieges 
die Folge, doch anders als Monrad gehofft hatte, überstand die britische Re- 
gierung ein Misstrauensvotum. Ein Abstimmungsergebnis, das beeinflusst war 
durch die dänische Niederlage auf der Insel Alsen. Angesichts der Niederlage 
stand die Fähigkeit der Marine, die dänischen Inseln zu verteidigen, in Frage, 
und die Öffentlichkeit in Kopenhagen reagierte panisch. Monrad wurde abgelöst, 
eine neue konservative Regierung versuchte, eine nördliche Teilung Schleswigs 
zur erreichen, während der Monarch auf eigene Faust sowohl Preußen als auch 
Österreich als Gegenleistung für eine Personalunion zwischen dem Königreich 
und den Herzogtümern anbot, Dänemark würde dem Deutschen Bund beitre- 


26 Monrad war aller Wahrscheinlichkeit nach manisch-depressiv, und sein Geisteszustand 
mag seine Politik 1864 beeinflusst haben. 
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ten. Letzteres unterstrich den fatalen Widerspruch zwischen dem dynastischen 
und dem nationalen Prinzip im Imperium. Jedoch lehnten Großbritannien und 
Frankreich nach dem Scheitern von London und der Schlacht um Alsen eine 
weitere Beteiligung ab und zwangen Dänemark damit, Holstein, Lauenburg und 
ganz Schleswig abzutreten.?” 


Der Streit um die Verfassung 


Der politische Kampf um die Deutungshoheit über die Niederlage hatte bereits 
begonnen, bevor die Waffen schwiegen. Zwei Erklärungen wurden vorgebracht: 
eine interne konservative Version und eine externe nationalliberale Version. 
Letztere behauptete, Dänemark sei Opfer einer deutschen Aggression und des 
Verrats der neutralen Mächte und seiner skandinavischen Brüder. Der einzige 
Fehler auf Seiten Dänemarks sei bei den konservativen Unterstützern des Ge- 
samtstaates zu finden, beim König und bei der Armee, die nicht denselben ‚Geist‘ 
wie 1848 an den Tag gelegt hätten. Die interne Erklärung dagegen machte allein 
die Nationalliberalen, die nationalistische Presse und die öffentliche Meinung 
verantwortlich. Alle Versuche einer nuancierteren Beurteilung der Niederlage 
von 1864 endeten bald in gegenseitigen Schuldzuweisungen. 

In der Nachkriegszeit gelangte eine jüngere Generation aristokratischer 
und stärker national orientierter Politiker mit Unterstützung der Venstre (die 
agrarisch-demokratische Partei) an die Macht. Dieses Bündnis führte 1866 zu 
einer konservativen Revision der Verfassung, die den Bauern de facto die Mehr- 
heit im Unterhaus und den konservativen Großgrundbesitzern die Mehrheit 
im Oberhaus sicherte und die liberalen Stadtbewohner als Verlierer dastehen 
ließ. Jedoch zerbrach dieses Bündnis 1870, als offensichtlich wurde, dass die 
dänischen Junker nicht gewillt waren, die Exekutive mit den Bauern zu teilen. 
Dies führte zu einem 30 Jahre andauernden Streit um die Verfassung, der sich 
um die Frage des Parlamentarismus drehte. Die Linke behauptete, die Verfassung 
von 1866 stelle einen konservativen Rückschritt dar, der mit ‚demokratischen‘ 
Prinzipien und dem Parlamentarismus, der angeblich mit der Verfassung von 
1849 eingeführt worden war, gebrochen habe. Die Konservativen auf der anderen 
Seite verteidigten die konstitutionelle Monarchie, wie sie in allen Verfassungen 
zwischen 1849 und 1866 zum Ausdruck gekommen sei, besonders die Rechte 
des Oberhauses und das Recht des Königs, seine eigene Regierung zu berufen. 
Kurz, wie anderswo in Europa befanden sich auch die Dänen in einer politischen 
Auseinandersetzung darüber, inwieweit Dänemark eine parlamentarische De- 
mokratie sein sollte oder nicht.” 


27 Nordschleswig wurde nach einer Volksabstimmung 1920 Dänemark angegliedert. 
28 Nevers, Slagord (wie Anm. 16). 
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Wie in Deutschland und Frankreich wurden die noch verbliebenen Liberalen 
aufgerieben zwischen links und rechts.?? Der Liberalismus des 19. Jahrhunderts 
war eine Ideologie des Ausgleichs zwischen Monarchie und Demokratie, wo- 
nach die Macht in den Händen der Besten und Klügsten (d.h. der Liberalen) 
liegen sollte, da die Nationalliberalen die Herrschaft des Pöbels oder einen von 
ungebildeten Bauern gelenkten Staat fürchteten. Infolgedessen schlugen sich 
die meisten Liberalen auf die Seite ihres alten Feindes, der Konservativen. Doch 
in den Jahrzehnten nach 1864 brach eine jüngere Generation von städtischen 
Intellektuellen mit den Liberalen und bildete ihren eigenen ‚radikalen‘ Flügel 
innerhalb der Venstre, die zu dieser Zeit die intellektuellen Netzwerke eroberte. 
Wie der Sieg des Parlamentarismus im Jahr 1901 erhebliche Folgen hatte für 
Dänemark, so auch die Dominanz der Radikalen innerhalb der dänischen Ge- 
schichtsschreibung, da die Historiker zu den Hütern einer nationalen, demokra- 
tischen und pazifistischen Deutung der Vergangenheit wurden.” 


Der Streit um die Kultur 


Große Niederlagen können erhebliche Anstrengungen zum Wiederaufbau der 
Nation auslösen. Frankreich nach der Niederlage von 1870/71 ist ebenso ein Bei- 
spiel wie Dänemark nach den Niederlagen von 1814 und 1864. In letzterem Fall 
äußerte sich dies in den Bemühungen, die Moore Jütlands urbar zu machen und 
landwirtschaftlich zu nutzen sowie durch Eindeichungen dem Meer Land ab- 
zuringen, zusammengefasst unter der Parole „Was draußen verloren ging / muss 
drinnen gewonnen werden‘. Das Sprichwort schuf ein einträchtiges Bild der 
dänischen Nation, doch lag dies weit jenseits der Realität. Der nationale Kampf 
zwischen Dänen und Deutschen im Imperium hatte die politische und soziale 
Spaltung innerhalb des eigentlichen Dänemark überdeckt. Nachdem Dänemark 
aus dem Krieg ohne Deutsche innerhalb seiner Grenzen hervorgegangen und 
nicht in der Lage war, sich gegen ein nach 1870 vereintes Deutschland im Kampf 
zu behaupten, wandten sich die Dänen gegeneinander im Streit um die politische 
und kulturelle Definition der Nation. In diesem Konflikt spiegelten sich ähnliche 
Konflikte im übrigen Europa. Die Radikalen waren vor allem durch das republi- 
kanische Frankreich beeinflusst, während sich die Konservativen an Bismarcks 
Deutschland orientierten. 

Letztere propagierten ein Nationalbewusstsein, in dessen Mittelpunkt ‚König 
und Land, Nationalgeschichte, Elitenkultur und ein starkes Militär standen. Mit 
dem Ziel, Dänemark gegen eine deutsche Bedrohung zu schützen, verwandelte 


® Alan S. Kahan, Liberalism in Nineteenth-Century Europe, London 2003. 

30 Vgl. als englischsprachige Studie Rasmus Glenthoj, The History of a Defeat - 1864 and 
the Flagellant Tradition of Danish Historiography, in: Michael Bregnsbo /Kurt Villads Jensen 
(Hrsg.), Schleswig-Holstein - Contested Region(s) Through History, Odense (im Druck). 
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die konservative Regierung Kopenhagen in eine der am besten befestigten Städte 
der Welt. Die Mehrheit der Venstre befürwortete ebenfalls eine starke Verteidi- 
gung, aber wollte entweder eine schlagkräftige Marine oder ein ‚Volk in Waffen‘ 
nach Schweizer Vorbild. Ihr Verständnis der nationalen Identität gründete sich 
auf die Werte der bäuerlichen Gemeinschaft und eine romantische Interpretation 
der dänischen Geschichte, wie sie sich nach 1814 entwickelt hatte und nun an 
den Volkshochschulen gelehrt wurde. 

Der radikale Flügel der Venstre aber trat für eine ‚kulturelle Verteidigung‘ ein, 
da er jede Form militärischer Verteidigung für zwecklos hielt. Dänemark dürfe 
sich keine Hoffnung machen, einen Angriff abwehren zu können, und infolge- 
dessen sollten die Dänen von den Polen lernen, wie man als Nation ohne eigenen 
Staat überlebte. Weder der Rest der Venstre noch die Rechte widersprachen 
diesem Konzept. Beide sahen es jedoch nur als eine zweite Verteidigungslinie an 
und waren mit den Radikalen darüber uneins, was unter dänischer Kultur ver- 
standen werden sollte. Die Radikalen in den Städten betrachteten sich selbst als 
Internationalisten und ihr Schlüsselkonzept hieß ‚Realismus; in der Kultur wie in 
der Politik. Für sie bestand das Wesen des ‚Dänentums’ in einer demokratischen 
Kultur, politischem Konsens und sozialer Gerechtigkeit. Der agrarische Teil der 
Venstre war ebenfalls entschieden demokratisch, aber wie die Højre (wörtlich 
„die Rechte‘, die Verschmelzung von Konservativen und Nationalliberalen) war 
er geprägt durch die Romantik und den Idealismus des 19. Jahrhunderts. Der 
Hauptunterschied zwischen Letzteren bestand im Gegensatz von Egalitarismus 
und Elitarismus. 


Zusammenfassung und Schluss 


Sofern man nicht glaubt, dass der Absolutismus eine praktikable Lösung gewesen 
wäre oder die deutsche Einigung hätte verhindert werden können, war das dä- 
nische Imperium im 19. Jahrhundert infolge des Ansturms neuer Ideologien dem 
Untergang geweiht. Die einzige winzige Überlebenschance für das Imperium 
hätte darin bestanden, gleich zu Beginn des Jahrhunderts ein konstitutioneller 
und föderaler Gesamtstaat zu werden. Doch dass das Aufeinanderprallen von 
gegensätzlichen nationalistischen und liberalen Bewegungen mit dynastischen, 
aristokratischen und imperialen Bindungen einen Konflikt wegen des national 
uneindeutigen Herzogtums Schleswig nahezu unvermeidbar machte, bedeutet 
nicht, dass der Ausgang von vorneherein klar war. Eine Teilung Schleswigs war 
1848 oder 1864 möglich und eine skandinavische Union war nicht undenkbar. 
Die Napoleonischen Kriege verwandelten das dänische Imperium von einem 
mittelgroßen europäischen Staat in einen Kleinstaat, während Nationalismus 
und Liberalismus, die sich in der Folge entwickelten, das Imperium in den zwei 
Schleswig-Holsteinischen Kriegen aushöhlten und zerstörten. Der erste Krieg 
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hatte eine demokratisierende Wirkung, wohingegen der zweite einen demokra- 
tischen Rückschritt und einen Verfassungsstreit nach sich zog. So entstand der 
friedliche, demokratische und konsensorientierte dänische Nationalstaat, der 
einen Teil des Grundgerüsts der dänischen Geschichtsschreibung ausmacht, 
nicht vor Beginn des 20. Jahrhunderts. 

Wie eingangs festgestellt, spiegelt dieser Modernisierungsprozess zwar in vie- 
lerlei Hinsicht den anderer Teile Europas zwischen der Französischen Revolution 
und dem Ersten Weltkrieg, jedoch tut er dies nur begrenzt. Der dänische Na- 
tionalismus war durch das Schwellenprinzip und eine Existenzangst geprägt. So 
wurden dänische Nationalisten nicht nur zu Anhängern des Skandinavismus, 
sondern Dänen zerstörten aktiv ein Imperium, das vom Königreich Dänemark 
dominiert wurde. Dänische Nationalisten trieben ein Ausscheiden von Hol- 
stein und Lauenburg voran, um Schleswig und Dänemark aus einem geeinten 
Deutschland herauszuhalten. 

Im Unterschied zu anderen europäischen Fällen förderten die großen Nieder- 
lagen von 1814 und 1864 keinen revanchistischen dänischen Nationalismus. Es 
gab keinen echten Revanchismus nach 1814, und der Revanchismus nach 1864 
verlor sich mit der französischen Niederlage 1870. Angesichts der deutschen 
Einigung wurde es Dänemarks Hauptziel, zu überleben; für die Mehrheit der 
Dänen schloss die Hoffnung auf eine Grenzrevision allein das dänischsprachige 
Nordschleswig ein. So ergriff die dänische Regierung absichtlich nicht die ihr 
durch die alliierten Mächte sowohl nach dem Ersten als auch nach dem Zweiten 
Weltkrieg verschaffte Gelegenheit, mehr von Schleswig zurückzugewinnen, als 
national vertretbar erschien. 

Die Niederlage von 1864 hat das dänische Nationalbewusstsein geprägt und 
‚Größe‘ zu etwas ganz und gar ‚Undänischem’ gemacht. Während der ideologi- 
sche Streit zwischen Realismus und Idealismus des 19. Jahrhunderts sich noch 
immer im heutigen Dänemark findet, ist die (nationale) Demokratie Teil dessen 
geworden, was es heißt, dänisch zu sein. Die Dänen haben vergessen, dass das 
Konzept an sich in Dänemark noch bis 1945 umstritten war, wie sie auch ver- 
gessen haben, dass die Geschichte des dänischen Staates nicht die eines National- 
staates, sondern eher die eines Imperiums ist. Doch die Dinge ändern sich, und 
unter dänischen Historikern wird die alte Meistererzählung in Frage gestellt. 
Dementsprechend muss eine neue geschaffen werden, die das Imperium berück- 
sichtigt und seinen Niedergang sowie die Modernisierung des Staates im Lichte 
von Krieg, Nationalismus und Demokratisierung begreift. 


Sonderfall Irland? Revolution, Krieg und 
Nationsbildung im Westen des Westens 


Christoph Jahr 


Irland ist eine kleine, dünn besiedelte Insel hinter England.! Ungeachtet dieser 
aus kontinentaleuropäischer Sicht peripheren Lage, spielte es im Zeitalter der 
transatlantischen Revolutionen eine vergleichsweise bedeutende Rolle. Theobald 
Wolfe Tone (1763-1798) beispielsweise, einer der Gründerväter des irischen Na- 
tionalismus, war Protestant und dennoch ein energischer Verfechter der Katholi- 
kenemanzipation.? 1791 zählte er zu den Mitbegründern der „Society of United 
Irishmen‘, die eine unabhängige Irische Republik anstrebten. Zeitweilig im Exil 
in den noch jungen, von ihm allerdings durchaus kritisch gesehenen USA, über- 
zeugte er 1796 das Direktorium in Paris davon, die irischen Republikaner durch 
eine Militärintervention zu unterstützen. Diese scheiterte unter General Hoche 
allerdings ebenso wie der 1798 mit französischer Unterstützung inszenierte Auf- 
stand gegen die englische Herrschaft. 

Schon damals waren alle Komponenten vorhanden, um das rückständig er- 
scheinende Irland in das Zeitalter des modernen Nationalstaats zu katapultieren: 
die revolutionäre Epoche nach 1789, der Krieg in Gestalt der Auseinanderset- 
zungen des revolutionären und napoleonischen Frankreich mit dem Rest der 
Welt, und eine irische Nation als Wille und Vorstellung. Doch zur Gründung 
eines irischen Nationalstaates kam es damals noch nicht. Stattdessen wurde 
Irland durch den „Act of Union“ mit Wirkung zum 1. Januar 1801 staatsrecht- 
lich integraler Bestandteil des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Irland, verlor aber konsequenterweise zugleich alle Zeichen und Institutionen 
eigener Staatlichkeit, vor allem das Parlament in Dublin. 


! Wenige Schullektüren haben einen derartig bleibenden Eindruck hinterlassen wie die von 
George Mikes How to be an Alien, London 1947; dort stellte er in unübertrefflicher Klarheit 
fest: „When people say England, they sometimes mean Great Britain, sometimes the United 
Kingdom, sometimes the British Isles - but never England.“ 

2 Als Überblick hierzu: Robert F. Foster, Modern Ireland, 1600-1972, London 1988, 236-258; 
zu Tone: Marianne Elliott, Wolfe Tone, 2. Aufl. Liverpool 2012, sowie Sylvie Kleinman, Ini- 
tiating insurgencies abroad: French plans to „chouannise“ Britain and Ireland, 1793-1798, in: 
Small Wars & Insurgencies 25/4, 2014, 784-799; zur Verflechtungsgeschichte Irlands mit der 
Französischen Revolution vgl. Hugh Gough/David Dickson (Hrsg.), Ireland and the French 
Revolution, Blackrock 1990. 
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Als rund 125 Jahre später tatsächlich ein irischer Nationalstaat entstand, wa- 
ren wiederum alle drei Ingredienzien vorhanden, die von dem diesem Band 
zu Grunde liegenden modernisierungstheoretischen Deutungsmuster verlangt 
werden. Ein Krieg, der Erste Weltkrieg; ein damit einhergehendes Zeitalter revo- 
lutionärer Veränderungen in Europa, und ein ausgeprägter Nationalismus. Das 
Deutungsmuster des modernisierungstheoretischen Dreiklangs aus Revolution, 
Krieg und Nation(sbildung) auf Irland im Zeitraum 1916 bis 1922/23 anzuwen- 
den, scheint auf den ersten Blick also nicht nur naheliegend, sondern geradezu 
zwingend. Doch Robert F. Foster weist vehement darauf hin, dass der Fall Ir- 
land „notoriously evades parallels with superficially ‚similar‘ regions, Celtic or 
Continental“, und David G. Boyce hat schon vor drei Jahrzehnten bezweifelt, 
dass der irische Nationalismus durch modernisierungstheoretische Ansätze er- 
klärt werden kann.’ 

Wie fügt sich Irland, geographisch gewissermaßen der Westen des europäi- 
schen Teils des „Westens“ in das modernisierungstheoretische Narrativ ein? Zur 
Beantwortung dieser Frage möchte ich zunächst erörtern, von welcher Art von 
Revolution überhaupt zu reden ist, dann, was für eine Art von Krieg vorlag und 
schließlich, mit welchem Typ von Nation bzw. Nationsbildung und Nationalis- 
mus wir es zu tun haben. Diese Fragen können aufgrund ihrer Komplexität und 
Vielschichtigkeit allerdings nicht erschöpfend behandelt werden, sondern nur 
durch eine Komplexitätsreduktion, die manche Details und Differenzierungen 
zugunsten der Übersichtlichkeit übergehen muss. Auch die strenge analytische 
Trennung der drei Komponenten Revolution, Krieg und Nation dient diesem 
Zweck - um den Preis, dass die Verbindungslinien zwischen ihnen erst am Ende 
kurz erörtert werden können. 


Welche Revolution? 


Von Revolution war in Irland im 19. Jahrhundert viel die Rede, jedoch in unter- 
schiedlichen Kontexten und mit unterschiedlichen Stoßrichtungen. Die Eman- 
zipation der Katholiken in Irland (wie im gesamten Vereinigten Königreich) 
1829 kennzeichnete der anglikanische Erzbischof von Limerick als eine „Irish 
revolution“. Diese schien trotz vieler Krisen, allen voran der großen Hungersnot, 
als in den Jahren nach 1845 eine Millionen Iren verhungerten und eine wei- 
tere Millionen auswanderten, weitgehend erfolgreich gewesen zu sein. Als die 
„wahre irische Revolution‘, The True Irish Revolution, beschrieb nämlich 1877, 
annähernd fünf Jahrzehnte nach der Katholikenemanzipation, die Zeitschrift 


3 Foster, Ireland (wie Anm. 2), 569. 
* David George Boyce, Nationalism in Ireland, London 1982, 375-389. 
> Zit. n. Bruce Nelson, Irish Nationalists and the Making of the Irish Race, Princeton 2012, 58. 
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Catholic World die Tatsache, dass in Irland nur noch vereinzelte Echos des Auf- 
ruhrs zu vernehmen seien. Ansonsten sei das Land, der fortbestehenden eng- 
lischen Herrschaft ungeachtet, ruhig, friedlich und zufrieden. Die Revolution, 
die hinter dieser Fassade im Gange sei, so die Catholic World weiter, drücke sich 
in einem bemerkenswerten Aufschwung in den Bereichen Bildung, Sprache und 
Literatur aus. Seit der Renaissance, so das unbescheidene Fazit dieses Artikels, 
habe kein Land mehr einen derart beeindruckenden Beweis seiner geistigen 
Fruchtbarkeit erbracht. Die „gegenwärtige irische Revolution” bestehe also darin, 
dass es wieder eine irische Sprache und Kultur gebe, die zugleich „national und 
katholisch“ sei. 

Diesem ersten, geistig-kulturellen Begriff von „Revolution“ entsprach ein 
zweiter, unmittelbar politischer. Die beiden 1886 respektive 1893 gescheiterten 
Anläufe, die kulturelle Emanzipation der katholischen Bevölkerungsmehrheit in 
Irland in eine weitgehende Selbstverwaltung („Home Rule“) zu übersetzen, wa- 
ren eine der Determinanten der britischen Innenpolitik gewesen, da die liberale 
Regierung Gladstone auf die Stimmen der irisch-katholischen Unterhausabge- 
ordneten angewiesen war. Das Engagement der Liberalen für die „irische Sache“ 
war allerdings keineswegs nur der Machtarithmetik geschuldet, sondern zugleich 
Motor und Ergebnis einer durchgreifenden Demokratisierung der britischen 
Gesellschaft und Politik.” Danach verschwand das Thema für beinahe zwei Jahr- 
zehnte von der politischen Agenda, ehe die „irische Frage“ zum Bestandteil eines 
Verfassungskonfliktes zwischen Liberalen auf der einen sowie den verbündeten 
Unionisten und Konservativen auf der anderen Seite wurde. In der Unterhaus- 
wahl im Januar 1910 hatten die Liberalen ihre Mehrheit verloren und waren nun 
erneut auf die katholisch-irischen Stimmen angewiesen. Die Irish Parliamentary 
Party (IPP) nutzte die Gunst der Stunde und setzte das Thema „Home Rule“ wie- 
der auf die Agenda. Da die Liberalen zugleich danach trachteten, das Vetorecht 
des Oberhauses zu beseitigen, wurde die „irische Frage“ Teil einer Verfassungs- 
revolution. 1911 wurde das Vetorecht des Oberhauses de facto abgeschafft und 
dadurch ein zentrales Machtmittel der Adelsversammlung außer Kraft gesetzt. 

„Revolution“ in Irland bedeutete nun also, Motor und Profiteur der Durchset- 
zung der Massendemokratie zu sein. Die Emanzipation der irischen Katholiken 
war Teil einer umfassenden Gesellschafts- und Verfassungsmodernisierung des 
Vereinigten Königreichs. In diesem Sinne beschrieb der aus der katholischen 
Mittelschicht stammende, aber antiklerikal eingestellte Rechtsanwalt und Publi- 
zist Michael John Fitzgerald MacCarthy (1864-1928) 1912 die Irish Revolution, 
die er seit der Gründung der „Land League“ 1879 im Gange sah. Noch 1877 
erschienen ihm zumindest die wohlhabenderen Teile der Insel als „as peaceful as 


ê The True Irish Revolution, in: Catholic World 25, Nr. 148 July 1877, 551-556, Zitate 556. 

7 Das betont Eugenio F. Biagini, British Democracy and Irish Nationalism 1876-1906, Cam- 
bridge 2007; allgemein dazu vgl. David George Boyce, Ihe Irish Question and British Politics, 
1868-1996, 2. Aufl. Basingstoke 1996. 
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the ideal Arcadia“, weshalb den Menschen der Gedanke fern erscheine, „that we 
are on the eve ofa revolution which, without an armed rising, would overthrow 
the landlords, put all parliamentary representation and municipal government 
into the hands of the people, and bring a Dublin Parliament within bounds of 
possibility.“® 

Der eigentliche „revolutionäre Akt‘; jedenfalls im Sinne der republikanischen 
Geschichtsauffassung, war der Osteraufstand von 1916, der sich freilich mit 
den bisher vorgestellten Revolutionsbegriffen schwer in Einklang bringen lässt. 
Seine Protagonisten entstammten einer kleinen, militanten Gruppe, die sich, 
ohne zu diesem Zeitpunkt über eine breite gesellschaftliche und politische Basis 
zu verfügen, selbst ermächtigte, im Namen der irischen Nation zu handeln. Der 
Aufstand der Irish Republican Brotherhood (IRB), der Irish Volunteers sowie der 
sozialistisch angehauchten Irish Citizen Army James Connollys (1868-1916) war 
militärisch chancenlos, gilt aber als das Fanal zu jener tatsächlichen Revolution, 
an deren Ende 1922 die Gründung des Irish Free State stand. 1923 publizierte der 
irische Nationalist, Agitator, Landreformer und Parlamentsabgeordnete William 
O’Brien (1852-1928) die Schrift The Irish Revolution and How it Came About, in 
der er seinen Weg vom Befürworter der „Home Rule“-Bewegung zum radikalna- 
tionalistischen Advokaten der völligen Loslösung vom Vereinigten Königreich 
reflektierte. Aus den „depths of degradation“, so O’Briens Deutung, „the young 
men ofthe Sinn Fein cycle had raised the Irish cause to a pinnacle“? Seither wird 
der Begriff Revolution auf Irland in der Regel nur noch verengt angewandt, auf 
die Jahre ab 1910, als der dritte Anlauf für eine „Home-Rule“-Gesetzgebung die 
politische Agenda bestimmte; ihren eigentlichen Ausgangspunkt hatte die irische 
Revolution dieser Deutung gemäß im Osteraufstand 1916. Die Verwirrung, wie 
das, was da in dem Zeitraum 1910 bzw. 1916 bis 1922/23 ablief, zu bezeichnen 
sei, dauert im übrigen bis heute an. So ist in einem Werk von 2003 für den 
Zeitraum 1916 bis 1923 mal von „Irish Revolution‘, mal von „Years of revolt“, 
dann schließlich von „Ireland’s Evolution“ die Rede.!” 

Betrachtet man die irische Geschichte des 19. Jahrhunderts ohne teleologische 
Verengung, lassen sich zusammenfassend drei zeitgenössische Varianten der 
Begriffsbedeutung von Revolution identifizieren. Erstens bezeichnete man damit 
eine kulturelle nationale Wiedergeburt, die mit einem „großen Sprung nach 
vorne“ zu vergleichen ist, der Irland wieder auf Augenhöhe mit den anderen 
„zivilisierten“ Nationen Europas katapultierte; zum zweiten war damit gemeint, 
Teil einer Verfassungsrevolution zu sein, mit der sich das Vereinigte Königreich 


8 Michael John Fitzgerald MacCarthy, The Irish Revolution, Bd. 1: The Murdering Time, from 
the Land League to the First Home Rule Bill, Edinburgh/London 1912, Zitate 3 und 34; der 
angekündigte zweite Band ist, wohl aufgrund des Weltkriegs, nie erschienen. 

°? William O’Brien, The Irish Revolution and How it Came About, London 1923, 446. 

10 Francis Costello, The Irish Revolution and its Aftermath: 1916-1923. Years of Revolt, 
Dublin 2003. 
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an das heraufziehende Zeitalter der Massendemokratie anpasste; es hieß zum 
dritten, durch einen gewaltsamen Aufstand einer sich selbst ermächtigenden 
Avantgarde von Gewaltpolitikern, den Umsturz der bestehenden politischen 
Verhältnisse erzwingen zu wollen, wobei der Weg in den Bürgerkrieg vorgezeich- 
net war und die „Revolution“ praktisch völlig in der Machtfrage aufging. 


Welcher Krieg? 


In den verschiedenen Phasen des Umbruchs in Irland sind nacheinander, aber 
auch nebeneinander, verschiedene Typen des Kriegs identifizierbar. Da ist, ers- 
tens, der bewaffnete Aufstand gegen eine „Besatzungsmacht“, der „Befreiungs- 
kampf“. In der Proklamation der Irischen Republik am Ostermontag 1916 wurde 
das wie folgt zum Ausdruck gebracht: „In jeder Generation hat das irische Volk 
sein Recht auf nationale Freiheit und Souveränität bekräftigt; in den letzten drei- 
hundert Jahren hat es dies sechsmal mit Waffengewalt getan.“!! Diese Tradition 
angeblicher Kontinuität der gewaltsamen Erhebung ist, wie alle Traditionen des 
Nationalen, eine Erfindung. Tatsächlich ist die Geschichte der irischen Aufstände 
mindestens so sehr eine des Bruchs wie eine der Kontinuität. Zwischen dem 
IRB-Aufstand 1867 und dem Osteraufstand 1916 lag eine lange Phase des Ex- 
perimentierens mit verschiedenen Formen terroristisch-anarchistischer Gewalt, 
die sich von der offen militärischen Auseinandersetzung während des Osterauf- 
standes deutlich unterschied."? 

Erst in der Phase 1916 bis 1922/23 waren die Elemente terroristischer Gewalt, 
vor allem aber jene des Guerillakriegs, dominant. Das, was man heute „asym- 
metrische Kriegsführung“ nennt, praktizierten beide Seiten: die IRA (um nur die 
in diesem Zusammenhang wichtigste Gruppierung zu nennen) ebenso wie die 
britische Regierung in Gestalt der an die Freikorps in Mittel- und Osteuropa er- 
innernden „Auxiliaries“ und der „Black and Tans“? Diese Form von Gewalt war 
ab dem Januar 1919 ubiquitär, die Fronten unklar: Guerillakrieg, Bürgerkrieg 
und Fememord, „ethnische Säuberungen“ und Vertreibungen lagen so dicht bei- 
einander, dass sie kaum zu unterscheiden waren.'* Sogar als eine frühe Form des 


11 Zitiert nach der Übersetzung in: Peter Alter (Hrsg.), Nationalismus. Dokumente zur Ge- 
schichte und Gegenwart eines Phänomens, München 1994, 106. 

12 Vgl. Niall Whelehan, The Dynamiters: Irish Nationalism and Political Violence in the 
Wider World, 1867-1900, Cambridge 2012. 

13 Dazu zuletzt Julia Eichenberg, Soldiers to Civilians, Civilians to Soldiers. Poland and Ire- 
land after the First World War, in: Robert Gerwarth/John Horne (Hrsg.), War in Peace. Parami- 
litary Violence in Europe after the Great War, Oxford / New York 2012, 182-197. 

14 Vgl. dazu Peter Hart, The I.R. A. at War 1916-1923, Oxford 2003. Dass es sich im irischen 
Unabhängigkeitskrieg um ein Musterbeispiel asymmetrischer Kriegführung handelt, zeigt 
Michael D. Hill, Der irische Unabhängigkeitskrieg als Studie asymmetrischer Kriegsführung, 
Seminararbeit Universität Heidelberg Wintersemester 2009/2010 (unveröffentlicht). Das viel 
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Jahrzehnte später von Mao Tse Tung zum Programm erhobenen „Volkskriegs“ ist 
der Kampf der Republikaner gegen die britische Herrschaft gedeutet worden.!> 
Die ethnisch-nationale Frontstellung „Iren versus Engländer“ war allerdings 
keineswegs so eindeutig, wie sie heute bisweilen erscheint. Da ja zu diesem Zeit- 
punkt alle Iren formal (wenn auch keineswegs in der Praxis) gleichberechtigte 
Staatsbürger des Vereinigten Königreichs waren, kann man auch schon den 
meist als „Anglo-Irish War“ bezeichneten Sezessionskrieg als einen Bürgerkrieg 
bezeichnen, nicht erst den unmittelbar darauf folgenden „Irish Civil War“. 

Für Irland ist, zweitens, die latente Gewalttätigkeit und akute Gewaltausübung 
durch paramilitärische Verbände kennzeichnend.'° Im Januar 1913 wurde die 
protestantisch-unionistische „Ulster Volunteer Force“ gegründet, die aus 85 000 
Mitgliedern bestand. Im November desselben Jahres entstand das katholisch-na- 
tionalistische Gegenstück, die „Irish Volunteers“. Diese hatten zwar wesentlich 
mehr Mitglieder, rund 180 000, waren aber schlechter bewaffnet und ausgebil- 
det als ihr Pendant in Ulster. Beide Seiten vergrößerten ihr Waffenarsenal im 
Frühjahr 1914 durch illegale Lieferungen aus Deutschland. Es standen zwei 
Bürgerkriegsarmeen bereit, die beide eine doppelte Stoßrichtung hatten. Einer- 
seits waren sie gegen die jeweils andere paramilitärische Gruppierung gerichtet. 
Andererseits aber auch, was vor allem im Hinblick auf die Protestanten oft 
übersehen wird, gegen die britische Armee in Irland und die sie ergänzende 
Royal Irish Constabulary. Das wurde im Frühjahr 1914 durch den so genannten 
„Curragh-Incident“ deutlich, als eine Reihe hoher britischer Offiziere damit 
drohte, der Regierung in London die Gefolgschaft zu verweigern, falls sie ver- 
suchen würde, die Durchsetzung der Home-Rule in Ulster mit Waffengewalt zu 
erzwingen.” 

Drittens steht die „irische Revolution“ und Unabhängigkeit natürlich im Kon- 
text des Ersten Weltkriegs, also eines „klassischen“ zwischenstaatlichen Kon- 
flikts.!® Es ist beinahe sprichwörtlich, dass der Beginn des Ersten Weltkriegs 


diskutierte, darüber hinausgehende Konzept des „neuen Kriegs“ scheint dagegen nur begrenzt 
anwendbar; zu dessen Schwächen, v.a. seiner eurozentrischen und auf die Neuzeit begrenzten 
Perspektive vgl. Dieter Langewiesche, Wie neu sind die „Neuen Kriege“? Eine erfahrungs- 
geschichtliche Analyse, in: Georg Schild/ Anton Schindling/ Alkmar v. Alvensleben (Hrsg.), 
Kriegserfahrungen. Krieg und Gesellschaft in der Neuzeit. Neue Horizonte der Forschung, 
Paderborn 2009, 289-302. 

5 Vgl. hierzu William H. Kautt, The Anglo-Irish War, 1916-1921. A Peoples War, Westport, 
Conn. 1999. 

16 Vgl. im Folgenden David Fitzpatrick, Militarism in Ireland, in: Thomas Bartlett/ Keith 
Jeffery (Hrsg.), A Military History of Ireland, Cambridge 1996, 379-406; Francis Stewart Leland 
Lyons, The Developing Crisis, 1907-14, in: William E. Vaughan (Hrsg.), New History of Ireland, 
Bd. 6: Ireland under the Union, II, 1870-1921, Oxford 1996, 123-239. 

"Vgl. Ian F W. Beckett (Hrsg.), The army and the Curragh incident 1914, London 1986; 
Elizabeth A. Muenger, The British Military Dilemma in Ireland: Occupation Politics 1886-1914, 
Lawrence (Canada) /Dublin 1991, 164-204. 

18 Vgl. Keith Jeffery, Ireland and the Great War. For the Freedom of Small Nations, Cam- 
bridge 2000. 
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Irland zumindest den sofortigen Bürgerkrieg erspart hat - und zugleich das 
dramatische Ende der gemäßigten, auf Reform statt Revolution zielenden Home 
Rule-Bewegung just im Augenblick ihres scheinbaren Triumphes einläutete.' 
Nachdem das dritte Home Rule Bill am 25. Mai 1914 verabschiedet worden war, 
rüsteten Katholiken und Unionisten in Irland unverdrossen weiter zum Bürger- 
krieg. Doch ein Hauch von Burgfrieden lag ab August 1914 auch in Irland in der 
Luft. Alle Seiten versuchten freilich weiterhin, aus der britischen Zwangslage, 
insbesondere dem ständig wachsenden Rekrutierungsbedarf, Kapital für ihre 
divergierenden politischen Ziele zu schlagen.” Der Vollzug des Home-Rule- 
Gesetzes wurde einvernehmlich bis zum Kriegsende ausgesetzt. Die Zusage der 
IPP, dass sich die Katholiken Irlands ganz in den Dienst Großbritanniens stellen 
würden, entzweite die katholischen Iren. Die Abspaltung, die weiterhin „Irish 
Volunteers“ hieß - während die Gruppe um den loyal zur „britischen Sache“ 
stehenden John Redmond (1856-1918) sich jetzt „Irish National Volunteers“ 
nannte - kam allerdings vor dem Osteraufstand 1916 über den Status einer 
Splittergruppe nicht hinaus. Die radikalnationalistische Sinn Fein verstärkte ihre 
schon vor dem Krieg geführte Kampagne gegen den als Vaterlandsverrat ge- 
brandmarkten Dienst in der britischen Armee. 

Die Auseinandersetzung um den Versuch der britischen Regierung, im Früh- 
jahr 1918 die Wehrpflicht, von deren Einführung Irland 1916 noch ausdrück- 
lich ausgenommen war, auf die grüne Insel auszudehnen, war neben der harten 
Reaktion auf den Osteraufstand das entscheidende Medium, durch das die bis 
mindestens 1916 mehrheitlich favorisierte Home-Rule-Lösung auf das politische 
Abstellgleis geriet.”! Die Behauptung der radikalrepublikanischen Kräfte, dass 
der Weltkrieg Englands Krieg sei, mit dem die Iren nichts zu schaffen hätten, 
gewann darüber hinaus durch die alliierte Propaganda für das „Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker“ zunehmend an Plausibilität. 


Welcher Nationalismus? 


Generell ist zu beachten, dass in Irland eine kaum durchschaubare Mischung 
verschiedener Nationalismen vorliegt, als derer Träger rund fünfzig Vereine, 
Parteien, Geheimbünde und paramilitärische Verbände auftraten.” Verein- 
fachend kann man drei Hauptströmungen des irischen Nationalismus un- 


D Foster, Ireland (wie Anm. 2), 471-474. 

2 Vgl. David u. Josephine Howie, Irish Recruiting and the Home Rule Crisis of August- 
September 1914, in: Michael Dockrill/David French (Hrsg.), Strategy and Intelligence. British 
Policy During the First World War, London 1996, 1-22. 

2! Vgl. Thomas Hennessy, Dividing Ireland. World War I and Partition, London 1998, 202- 
227. 

2 Vgl. hierzu die Auflistung in Kautt, Anglo-Irish War (wie Anm. 15), 119-126. 
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terscheiden. Da ist, erstens, derjenige des sozial-konservativen katholischen 
Establishments, das die völlige staatsrechtliche, konfessionelle und kulturelle 
Emanzipation der Katholiken befürwortete. Die Konstitutionalisten, wie ich sie 
im folgenden nenne”, erblickten seit den Tagen Daniel O’Connells (1775-1847) 
in der Union mit Großbritannien die Unterwerfung unter britische beziehungs- 
weise englische Traditionen zum Schaden der irischen Nationalidentität. Die 
Autonomie sollte, dieses antienglischen Ressentiments ungeachtet, jedoch auf 
konstitutionellem Weg erlangt werden. Wie sie zu erreichen wäre, blieb freilich 
umstritten. Als Beispiel sei hier einer der führenden Politiker der Irish Parlia- 
mentary Party, der Anglikaner Charles Stewart Parnell (1846-1891), genannt: 
er wandelte sich zunächst vom Obstruktionspolitiker zum Agitator der Irish 
National Land League, der soziale Unzufriedenheit nationalistisch politisierte. 
Im Schlepptau der Liberalen Gladstones im Zuge des gescheiterten Home Rule 
Bill von 1886 vertrat er einen gemäßigten Kurs, bevor er nach 1890 wieder den 
Weg zurück zum militanten Oppositionellen gegen eine Kooperation mit den 
Liberalen fand. Nach 1891 spaltete sich seine IPP in Parnell-Anhänger um John 
Redmond (der seinerseits ein Gegner des Zweiten Home Rule Bill von 1893 
wurde) und anti-Parnelliten (um Justin McCarthy [1830-1912] und John Dillon 
[1851-1927]). Erst 1900 fand die Wiedervereinigung der beiden Flügel statt, um 
dem kombiniertem Druck der Unionisten und Republikaner standhalten zu 
können. Zumindest bis zum Vorabend des Ersten Weltkriegs war die „Home- 
Rule-Partei“ sowohl unter den Eliten, als auch in der katholischen Bevölkerung 
insgesamt klar dominant. 

Die IPP konzipierte die „Irishness“ nicht primär religiös oder kulturell (obwohl 
beide Elemente durchaus eine Rolle spielten), sondern als auf gemeinsamer Ge- 
schichte und Erfahrung basierend, die notwendig als different von der britischen 
Geschichte wahrgenommen wurde, da England als Quelle der Probleme Irlands 
galt. Daher hatte dieser Nationalismus unmittelbare politische Implikationen, 
weil er eigene irische Institutionen als Ausdruck spezifisch irischer Nationalität 
forderte, jedoch im Rahmen des Vereinigten Königreichs auf der Basis einer 
Gleichwertigkeit von Irland und Großbritannien. Dieser Nationalismus entwarf 
also nicht nur ein Konzept der irischen Nation, sondern auch ein neues Konzept 
des Vereinigten Königreiches im imperialen Kontext. 

Besonders in diesem Zusammenhang ist auch der Rassismus als konstitutives 
Element des Nationalismus von zentraler Bedeutung. Einerseits wurden die (ka- 
tholischen) Iren als inferiore Rasse imaginiert. Noch 1886 wies der Parteiführer 
der Konservativen, Lord Salisbury, die Forderung nach Home Rule mit Hilfe 
der Gleichsetzung von Iren und „Hottentotten“ zurück und die Unionistische 


23 Diese Darstellung folgt Katy Hayward, Irish Nationalism and European Integration. The 
Official Redefinition of the Island of Ireland, Manchester 2009, 64-91, die zwar manche Bin- 
nendifferenzierung übergeht, dafür aber Orientierung in den unübersichtlichen irischen Ver- 
hältnissen bietet. 
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Dublin Evening Mail attestierte vielen Iren „the moral and intellectual condition 
of Dahomey“.* Andererseits diente ein relativ offener, flexibler Begriff von Rasse 
dazu, die inneririschen Differenzen zu überbrücken und sich als Teil der „wei- 
Ben“ imperialen Herrschaftselite zu definieren. 

Zweitens gab es den zunehmend offener sezessionistischen und auch gewalt- 
bereiten protestantischen Ulster-Nationalismus, der ungeachtet des Antagonis- 
mus zwischen anglikanisch-englischer Herrschaft und presbyterianisch-schot- 
tischstämmiger Bevölkerung jeglichen Gedanken an Home Rule ablehnte, weil 
er darin eine schleichende Katholisierung („Home Rule is Rome Rule“) witterte. 
Die Unionisten betonten vor 1914 jedoch weniger ihre britische als ihre irische 
Identität, so etwa ein Redner auf einer Unionistischen Versammlung in Dublin 
1892: „We are the true united Irishmen“?’, womit er auf Wolf Tones „United 
Irishmen“ von 1791 anspielte. Hundert Jahre nach Tone waren auch für die Unio- 
nisten noch weniger Religion, Kultur oder Politik entscheidend, als vielmehr 
das Territorium. Lord Castletown (1849-1937) etwa sagte auf derselben Ver- 
sammlung 1892: die „Irische Rasse“ sei zusammengesetzt aus „Celt and Nor- 
man, Dane and Cromwellian“. Irishness war nur eine geographische Tatsache 
ohne tagesaktuelle Bedeutung. Das Eingebundensein in britische bzw. englische 
Traditionen und Strukturen wurde daher nicht als Widerspruch zum Irischsein 
gesehen. Im Gegenteil, erst die Lockerung der Bindung an Großbritannien würde 
Irland - zum Schaden beider Seiten - in einen Kolonialstatus absinken lassen, 
wie Castletown feststellte, denn die Iren seien jene, „to whom the Empire owes 
its prosperity and fame“.° 

Drittens ist der bis 1916 numerisch völlig periphere, radikal-republikanische, 
zwar meist katholisch grundierte, aber oft antiklerikal und auch sozialistisch an- 
gehauchten Nationalismus der IRB zu nennen, zu dem sich der ebenfalls zuneh- 
mend gewaltbereite Nationalismus der Sinn Fein gesellte. Die Nation galt ihnen 
als politische und kulturelle Einheit, die ihre Heimat in einem unabhängigen Na- 
tionalstaat zu finden habe. Die Nation wurde als Gesellschaft und Staat voraus- 
gehend verstanden. So schrieb der Dichter Séamas Ó hAodha (1886-1967) in der 
Zeitschrift Irish Volunteer im Oktober 1914: „God made Nationalities; men and 
women, mostly bad men and women, made Empires, not by improving God’s 
plan but by assailing it.“ Damit einher ging das Programm der Schaffung einer 
gälisch-irischen Kultur durch die Gaelic Athletic Association (1884), die Gaelic 
League (1893) oder die von Patrick Pearse (1879-1916) gegründete Saint Enda’s 
School (1908). Dieser Nationalismus, der nach 1916 dominierte, war hochgradig 
exklusiv und antibritisch; er vertrat eine Ideologie des Widerstands und des Mar- 
tyriums gegen jede Form der Fremdherrschaft. Douglas Hyde (1860-1949) war 


24 Zit. n. Nelson, Nationalists (wie Anm. 5), 125. 

® Zit. n. Hayward, Nationalism (wie Anm. 23), 65. 
2° Zit. n. Hayward, Nationalism (wie Anm. 23), 67. 
?7 Zit. n. Hayward, Nationalism (wie Anm. 23), 69. 


140 Christoph Jahr 


Protestant, Gründer der Gaelic League, Advokat der „gälischen Wiedergeburt 
Irlands“ und 1938 erster Präsident der Republik Irland. 1892 verkündete er in 
einer Rede „die Notwendigkeit der Entanglisierung Irlands“: 


[...] diese Nation, die einstmals, wie jeder zugibt, eine der am gründlichsten klassisch 
gebildeten und kultiviertesten Nationen Europas war, [ist] jetzt eine der am weitesten 
zurückgebliebenen [... Das irische Volk ...] hat aufgehört, irisch zu sein, ohne dadurch 
englisch zu werden. [...] Ich möchte Ihnen sagen, daß wir durch unsere Anglisierung in 
Bausch und Bogen leichtfertig den überzeugendsten Anspruch aufgegeben haben, von der 
Welt als Nation anerkannt zu werden.” 


Über die gewalttätige Radikalisierung des irischen Nationalismus im Weltkrieg 
zeigte er sich freilich entsetzt. Nach dem Osteraufstand schrieb er an einen 
Freund empört über die Aufständischen der IRB, dass sie das physische und 
intellektuelle vermischt haben: „Ihese people ‚queered the pitch on me, mixed 
the physical and the intellectual together, interpreted my teaching into terms of 
bullets and swords.“” 

Die Nationalismen der katholischen Konstitutionalisten und der Republikaner 
besaßen viele Ähnlichkeiten. Beide erblickten in Irland die „most cruelly and 
sorely oppressed of all the world’s nations“? und stellten das vermeintliche ei- 
gene Martyrium als eine einzigartige Leidensgeschichte dar. Intellektuelle und 
kulturelle Eliten spielten eine große Rolle, lange Zeit insbesondere auch südiri- 
sche Protestanten. Der Nationalismus wurde durch eine breite Agitation mittels 
Zeitungen, Pamphleten, Massenversammlungen, aber auch Dichtung und Li- 
teratur unters Volk gebracht. Diese Agitation widerspiegelte die Modernisie- 
rung der irischen Gesellschaft, den relativen Bildungs- und Wohlstandsaufstieg 
sowie neue (Massen)Kommunikationsformen. Die wachsende Unzufriedenheit 
mit dem Status quo beförderte die Suche nach einer neuen Nationalität und 
sozialen Ordnung. Die irische Nation wurde als scharf getrennt von der Eng- 
lischen wahrgenommen, als „uniquely Irish, and in every fundamental aspect 
distinct from and alien to English patriotism“*!, wie es Samuel George Hobson 
(1870-1940), Sozialist, langjähriges Mitglied der Fabian Society und der ILP, 
1912 formulierte. Die Existenz einer Irischen Nation wurde vorausgesetzt und 
diese als Hort der europäischen Zivilisation definiert. In dem 1926 erschienenen 
Buch von N. C. West, The truth about Ireland, hieß es über die dunkle Zeit der 
Völkerwanderung und des frühen Mittelalters: „Learning, which had been exiled 


28 Diese Rede ist auszugsweise abgedruckt in: Peter Alter (Hrsg.), Nationalismus. Dokumente 
zur Geschichte und Gegenwart eines Phänomens, München 1994, 103-105, Zitate 103 f. 
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1976, 171. 
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from Europe by the din and tumult of war and the invading hosts of illiterate bar- 
barians, found a safe asylum in the peaceful valleys of Erin.“ 

Geschichte und Kultur waren die Pfeiler dieser imaginierten irischen Identität 
sowohl bei den Konstitutionalisten, als auch bei den Republikanern. Erstere 
akzeptierten allerdings stärker die positiven Folgen der Besiedlung durch die 
verschiedenen Völkerschaften. Der bereits zitierte George Hobson etwa vertrat 
die Auffassung: „Gael still persists in the Irish character; so also the Celt; Norman 
ancestry and Norman types are not uncommon [...]; Anglicisation has played 
no inconsiderable part. In the sum-total a type (endlessly varied) is produced, 
and we know him as the Irishman.“ Die Herausbildung kultureller Definitionen 
irischer Nationalität, insbesondere der Katholizismus und die gälische Sprache, 
war zwar bei den Republikanern besonders ausgeprägt, aber auch die IPP ver- 
folgte seit 1875 eine Politik der Nationalisierung von Sprache und Kultur, so dass 
um 1900 alle symbolischen Elemente irischer Nationalität vorhanden waren. 

Diese gemeinsame Basis des republikanischen und des konstitutionellen Na- 
tionalismus erodierte im Zuge der Radikalisierung der irischen Politik seit 1900 
und besonders seit 1914. In vier Bereichen lassen sich markante Unterschiede 
zwischen diesen beiden Nationalismen feststellen. Erstens unterschied sich die 
Idealvorstellung eines Nationalstaates. Die republikanischen Nationalisten ver- 
langten die Dominanz der essentialistisch verstandenen Nation über den Staat, 
„the complete political, the complete economical and the complete moral and in- 
tellectual independence of Ireland“, wie es der Home-Rule-Befürworter Robert 
Mitchell Henry (1873-1950) 1920 in kritischer Distanz zu Sinn Fein formulierte. 
Sie fühlten sich inspiriert von der Amerikanischen und Französischen Revolu- 
tion und wollten gerade deswegen die „Säuberung“ von allem Britischem, vor 
allem Englischem. Die Konstitutionalisten waren dagegen flexibler, denn sie 
konnten sich die wieder erstarkte irische Kultur auch in einem britisch dominier- 
ten Staatswesen vorstellen. „[T]he tendency of the world at present is all towards 
great empires and away from little states“, schrieb etwa der liberale Journalist 
Harold Spender in seiner Schrift Home Rule 1912, wobei ihm die Entwicklung 
der folgenden Jahrzehnte allerdings unrecht gab. 

Der zweite Unterschied lag in den Methoden der Realisierung des jeweils 
favorisierten Nationalstaats-Modells. Der durch den Osteraufstand 1916 unter- 
nommene Versuch, dem „kulturellen“ Nationalismus durch eine militärische 
Aktion zum politischen Durchbruch zu verhelfen und zugleich die irische Frage 
auf die internationale Ebene zu heben, war nicht weniger als die Antithese zu der 
Home-Rule-Politik der Konstitutionalisten. 


32 Zit. n. Hayward, Nationalism (wie Anm. 23), 71. 
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34 Zit. n, Hayward, Nationalism (wie Anm. 23), 73. 
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Drittens ist auf die Bedeutung des internationalen Kontextes für dieses Mo- 
dell hinzuweisen. Die Republikaner sahen die Nation als Basis einer spezifisch 
irischen, also gerade nicht universalistischen Zivilisation. Die Konstitutionalisten 
dagegen verstanden die Nation als Werkzeug des universellen Menschheits- 
fortschritts und versuchten, Nation und Empire zu versöhnen; damit waren sie 
Teil einer das ganze Empire, insbesondere die „weißen“ Kolonien, umfassenden 
Debatte. Die antikolonialen Aufstände in der Mitte des 19. Jahrhunderts, vor 
allem in Indien, dienten nicht weniger als der Kampf der Buren gegen die bri- 
tische Vorherrschaft in Südafrika um die Jahrhundertwende als Vorbild und 
Ansporn des irischen Nationalismus. Die Haltung der irischen Nationalisten 
gegenüber dem Empire war dabei freilich hochgradig ambivalent; gerade das 
Beispiel der „weißen Kolonien“ und ihres privilegierten Status als Dominions 
schien zu beweisen, dass weitgehende Autonomie und gleichzeitige Teilhabe an 
der zutiefst rassistisch geprägten Ausbeutungsgemeinschaft des Empire einander 
nicht auszuschließen brauchten. Ausdrückliche Anti-Imperialisten waren nur 
die wenigsten irischen Nationalisten.”” 

Viertens schließlich sind die Reaktionen auf die europäische Krise von 1914 
zu nennen, denn der Weltkrieg hob die Gegensätze zwischen den irischen Grup- 
pierungen hervor. Die Konstitutionalisten sahen den Krieg als „Ireland’s war, 
and that Ireland for the first time in the passage of long centuries sends out her 
sons fully accredited to fight for the sake of Ireland and for Ireland’s cause“*®, 
wie es in einem 1915 erschienenen Battle Song for the Irish pathetisch hieß. Der 
Weltkrieg sei ein Krieg für das Selbstbestimmungsrecht der kleinen Nationen, 
vor allem Belgiens, aber auch Irlands. Für die Unionisten dagegen hatte sich 
die irische Frage durch den Weltkrieg erübrigt, denn er bot die Gelegenheit zu 
beweisen, dass nur sie bedingungslos zu Krone und Empire stünden.” Für die 
Republikaner wiederum war er die Chance, Irland aus Englands Windschatten zu 
lösen und in einen europäischen Kontext zu stellen. Sinn Fein-Gründer Arthur 
Griffith (1872-1922) verkündete, Irland sei aufgrund des Kriegs „no longer an 
island lying behind England but was again, politically, as well as geographically, 
part of Europe.““? Griffith und andere stellten sich in die Tradition Wolf Tones, 
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denn sie betrachteten sich ebenso als Europäer wie als Nationalisten, ja als Na- 
tionalisten, um Europäer sein zu können. 

Die Folgen des Weltkriegs für Irland können hier nur kurz skizziert werden.*! 
Der Anspruch Sinn Féins, die in den Unterhauswahlen im Dezember 1918 fast 
alle Wahlbezirke Irlands erobert hatte, Irland als eigenständigen Teilnehmer an 
der Friedenskonferenz von Versailles anzuerkennen, wurde von den Siegermäch- 
ten zurückgewiesen. Dennoch war die weltpolitische Lage günstig für die Na- 
tionalisten, denn angesichts des vielfach proklamierten Selbstbestimmungsrechts 
der Völker und des Endes der mittel- und osteuropäischen Vielvölkerreiche 
schien die Home Rule als „irische Lösung“ im imperialen Kontext keine trag- 
fähige Perspektive mehr zu sein. Sinn Fein unter Eamon de Valera (1882-1975) 
schwenkte endgültig auf den bis dahin nur von den Radikalnationalisten vertrete- 
nen Kurs „volle Unabhängigkeit“: Mit der Ausrufung des ersten Dail Eirann, des 
Parlaments der Irischen Republik, begann im Januar 1919 der „Anglo-Irische“ 
Sezessionskrieg, begleitet vom Aufbau einer alternativen (republikanischen) 
Staatlichkeit in Südirland.*” Mit dem Anglo-Irischen Vertrag vom Dezember 
1921 erhielt Irland einen Dominion-Status. Dies führte zur Spaltung Sinn Feins 
und vom Juni 1922 bis Mai 1923 zum von beiden Seiten grausam geführten 
irischen Bürgerkrieg, in dem die Befürworter des Free State-Vertrags obsiegten. 
In den Zwanziger Jahren konnte sich der Free State relativ schnell stabilisieren, 
indem er viele der alten administrativen Strukturen der Briten übernahm. Zu- 
gleich erlangte die katholische Kirche jene überragende, die Pluralisierung und 
weitere Modernisierung der irischen Gesellschaft lang hemmende Dominanz, 
die die Kirchenskeptiker in allen politischen Lagern immer befürchtet hatten. 

Der Anglo-Irische Krieg und der irische Bürgerkrieg festigten auch die Spal- 
tung zwischen Nationalisten und Unionisten; der Konflikt territorialisierte sich 
gewissermaßen endgültig durch die Schaffung eines eigenen Regionalparlaments 
für Ulster im Juni 1921. Die Free-State-Verfassung vom Dezember 1922 war 
eine widersprüchliche Mischung aus republikanischen Anteilen einerseits, in 
denen der irische Staat den Neugründungen Mittel- und Osteuropas ähnelte, 
und britisch-konstitutionell-monarchischen Elementen andererseits. Insofern 
lebte in ihr ein Teil des Erbes der Konstitutionalisten fort, nur eben mit repu- 
blikanischem Etikett. Der Irisch / Gaelisch-idealistische Nationalismus verlor in 
der Folgezeit viel von seiner Attraktivität und geriet für Jahrzehnte wieder in jene 


4 Vgl. Jürgen Elvert, Der Bruch. Irlands Weg in die Zweistaatlichkeit (1916-1921), in: Ders. 
(Hrsg.), Nordirland in Geschichte und Gegenwart / Northern Ireland - Past and Present, Stutt- 
gart 1994, 128-149; vgl. z.B. auch Keith Jeffery, Ireland and the Great War, Cambridge 2000, der 
stärker auf die mentalen Kriegsfolgen eingeht. 

2 Vgl. Gretchen M. MacMillan, State, society and authority in Ireland. The foundations of 
the modern state, Dublin 1993, 150-161; Arthur Mitchell, Alternative Government: ‚Exit Bri- 
tannia® - The Formation of the Irish National State, 1918-21, in: Joost Augusteijn (Hrsg.), The 
Irish Revolution 1913-1923, Manchester 2002, 70-86. 
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Minderheitenposition, in der er im 19. Jahrhundert verharrt hatte. Die Periode 
bis 1932 kann einerseits als Zeit der Konsolidierung im Zeichen der Realpolitik 
gedeutet werden. Nicht ohne Spott konstatierte etwa Stephen Gwynn (1864- 
1950), der sich im Mai 1923 im Observer gegen Sinn Feins Kulturidealismus 
und Provinzialismus wandte: „We do need in Ireland to get a civilised State, and 
we can only do that by adopting the patterns which are established in Europe, 
to which we belong. It is a great deal more important to be civilized than to be 
Gaelic.“ Aus der Perspektive der Vertragsgegner war dies aber andererseits eine 
Epoche des „Verrats“ an den republikanischen und egalitären Idealen - kon- 
sequenterweise könnte man diese Zeit daher als eine der „Gegenrevolution“** 
kennzeichnen. Erst in den 1930er Jahren unter de Valéra kam es zur „Voll- 
endung“ der Unabhängigkeit und Republikanisierung mit der neuen Verfassung 
von 1937 und dem Austritt aus dem Commonwealth 1949. 

Es ist eine die irische Geschichte bis heute prägende Tatsache, dass Staats- 
und Nationsbildung nach 1922/1923 auseinanderfielen. Während die Vertrags- 
befürworter nach dem Sieg im Bürgerkrieg unter William Thomas Cosgrave 
(1880-1965) den neuen Staat aufbauten und dabei sozial wie politisch auf die tra- 
ditionellen Strukturen und Eliten sowie das enge Bündnis mit der katholischen 
Kirche setzten, dominierten die Vertragsgegner und Verlierer des Bürgerkriegs 
die Definition der nationalen Mythen. Dadurch erschien der sich bildende 
irische Nationalstaat in dreierlei Hinsicht unvollendet. Territorial, weil sechs 
der neun Grafschaften Ulsters fehlten; politisch, weil die völlige Loslösung von 
der britischen Krone vor allem auf symbolischer Ebene nicht gelungen war; und 
gesellschaftlich, weil die alten Eliten - katholischer Mittelstand, der Klerus und 
die (allerdings zunehmend an Bedeutung verlierende) Protestant Ascendancy - 
weiterhin das Land dominierten. Die Lücke zwischen der Essenz, der Nation, 
und der Substanz, dem Staat, bestand in Irland nach der Regierungsübernahme 
durch de Valera weiter, weil auch er das Ziel einer sozialen Revolution aufgab 
und stattdessen ganz auf die nationale Karte setzte. Es ist daher nicht erstaun- 
lich, dass auch die Erinnerung an den Bürgerkrieg bis heute eine desintegrative 


8 Zit n. Hayward, Nationalism (wie Anm. 23), 81. 

* John M. Regan, The Irish Counter Revolution 1921-1936. Treatyite Politics and Settlement 
in Independent Ireland, Dublin 1999. 

“ Bill Kissane, Victory in Defeat? National Identity after Civil War in Finland and Ireland, in: 
John A. Hall/Sinisa Malesevic (Hrsg.), Nationalism and War, Cambridge 2013, 321-340, Zitat 
332: „Fianna Fáil played the green, not red card on their way back to power.“ Die Bedeutung 
Cosgraves für die schnelle Stabilisierung Irlands nach dem Bürgerkrieg betont Ciara Meehan, 
The Cosgrave Party. A history of Cumann na nGaedheal, 1923-33, Dublin 2010. Die Kosten 
der mit einer klerikal geprägten Verfassung und einer traditionell orientierten Gesellschaft 
erkauften Stabilität betont Heinrich A. Winkler, Geschichte des Westens. Die Zeit der Weltkriege 
1914-1945, München 2011, 418: „Gegenüber dem übrigen Nordwesteuropa wirkten beide Teile 
Irlands in der Zwischenkriegszeit wirtschaftlich, sozial und mental zurückgeblieben.“ 
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Wirkung entfaltet. Es wird daher interessant sein zu verfolgen, wie, beginnend 
mit dem Jahrestag des Osteraufstands von 1916, die Hundertjahrfeiern in beiden 
Teilen Irlands und in Großbritannien ausgestaltet werden. 


Fazit 


Der Dreiklang aus Revolution - Krieg - Nation war konstitutiv für den Weg Ir- 
lands in die Unabhängigkeit - jedoch auf eine sehr komplexe und widersprüch- 
liche Art. Er kann gehört werden als die Auseinandersetzung zwischen einem 
primär auf die Staatsbürgerschaft in einem multinationalen Empire gegründeten 
(Konstitutionalisten) und einem ethnozentrischen Modell (Republikaner); er 
kann ebenso gehört werden als eine Auseinandersetzung zwischen dem britisch- 
imperialen und dem kontinental-westeuropäisch-nationalstaatlichen Ordnungs- 
system. Doch in keinem dieser Bezugssysteme geht der „Fall Irland“ vollständig 
auf. Was sollte den Kern des „Irisch-Seins“ bilden? Der Ethno-Romantizismus 
einer prästabilierten Gemeinschaft, die sich über die gälische Sprache und Kul- 
tur definierte?“ Die Vorstellung, Teil einer gesamteuropäischen „Zivilisation“ 
zu sein? Sollten die jahrhundertealten Verflechtungen irischer und britischer 
Geschichte, Politik, Institutionen und Kultur auf eine Ebene der Gleichwertig- 
keit gehoben werden - oder sollte alles „Englische“ überwunden, ja sogar getilgt 
werden? Dass diese Fragen und die daraus erwachsenden Konflikte bis heute 
auch im internationalen Rahmen präsent sind, liegt natürlich vor allem am 
Nordirland-Problem. Wie in kaum einem anderen westeuropäischen Land zeigt 
das Zusammenwirken von Revolution, Krieg und Nation(alismus) bis heute sein 
desintegratives Potential mit aller Deutlichkeit. 

Nicht zuletzt deswegen mutet der Weg Irlands im um den Ersten Weltkrieg 
zentrierten zweiten Zeitalter der Revolutionen in gewisser Weise osteuropäisch 
an - ungeachtet der Tatsache, dass die Grüne Insel geographisch am westlichen 
Rand Europas liegt; darauf hat Peter Alter schon 1971 hingewiesen.*® Dadurch 
hat er die von Hans Kohn postulierte Dichotomie zwischen einem über viele 
Jahrhunderte gewachsenen Nationalismus im Westen und einem vermeintlich 
in deutlich höherem Maße durch Rückständigkeit, Emotionalität und auch Ge- 
walttätigkeit geprägten Nationalismus im Osten für das Beispiel Irland relativiert. 


#6 Vgl. Anne Dolan, Commemorating the Irish Civil War. History and Memory, 1923-2000, 
Cambridge 2003. 

#7 Zu den vielfältigen, nicht auf einen Nenner zu bringenden Abstufungen zwischen exklusiv- 
irischen und allgemein-humanistischen Lesarten des „Rasse-Diskurses“ vgl. Nelson, Nationalists 
(wie Anm. 5), zusammenfassend 242-257; Nelson hebt jene Aspekt des irischen Rassedis- 
kurses hervor, die zur Antisklavereibewegung im 19. Jahrhundert ebenso beitrugen wie zum 
Antikolonialismus des 20. Jahrhunderts. 

48 Peter Alter, Die irische Nationalbewegung zwischen Parlament und Revolution. Der kon- 
stitutionelle Nationalismus in Irland 1880-1918, München 1971, 11. 
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Dieser Spur ist die Forschung, wie Florian Keisinger unlängst festgestellt hat, 
bisher allerdings noch kaum gefolgt; auch hier kann dieses Desiderat nur erneut 
konstatiert werden.* In Irland liegt ein für Westeuropa zu dieser Zeit untypisch 
gewordener Sezessionsnationalismus vor, den es hier zuletzt 1830 mit Belgiens 
Trennung von den Vereinigten Niederlanden gab. Norwegens 1905 erfolgte Los- 
lösung von Schweden war deutlich weniger konfliktbeladen und gewalttätig als 
im Fall Irlands, fand aber ebenfalls an der europäischen Peripherie statt. Die star- 
ken ethnonationalistischen Elemente in Irland, das hohe Maß an irregulärer, teils 
terroristischer, teils guerillaartiger, teils paramilitärischer Gewalt, das bruchlose 
Ineinanderübergehen von zwischenstaatlichem Krieg, bewaffnetem Aufstand 
und Bürgerkrieg - all das erinnert ebenfalls an osteuropäische Nationalismen.” 
Untypisch für Westeuropa ist auch die Konstellation von imperialer Zentrale 
und quasi-kolonialer Peripherie, die dazu führt, dass die Loslösung Irlands vom 
Vereinigten Königreich zumindest auch als Akt der Dekolonisierung betrachtet 
werden kann. 

Doch in vieler Hinsicht folgt Irland durchaus dem „westlichen Pfad“. Ein 
Aspekt, der hier nur angedeutet werden kann und der die Geschichte Irlands 
sehr „westlich“ erscheinen lässt, ist die sich seit den Zeiten Wolfe Tones durch 
den irischen Nationalismus ziehende transatlantische Verflechtung. Die Massen- 
auswanderung in die USA und die dort entstandene Bewegung der Fenier zählen 
ebenso dazu wie die Unterstützung der Sinn Fein und der IRA durch die irische 
Diaspora in den USA.”! 

Die Nationalismen in Irland waren vielfach verknüpft mit demokratischen 
Bewegungen und verloren diese Bindung im Gegensatz zu vielen anderen Na- 
tionalismen nie völlig. Am offensichtlichsten ist das bei der Frage der recht- 
lichen, ökonomischen und gesellschaftlichen Emanzipation der katholischen 
Bevölkerungsmehrheit, aber auch der presbyterianischen Minderheit in Ulster. 
Die zeitweise endemische politische Gewalt und die ethnischen Vertreibungen 
blieben in ihrem Umfang begrenzt. Das gilt freilich nur, wenn man die ungleich 
gewalt- und opferreicheren Fälle in Mittel- und Osteuropa als Maßstab nimmt, 
denn der Sezessionskrieg forderte immerhin etwa 2 000 Todesopfer, der irische 
Bürgerkrieg rund 4 000. Gut 15 000 Protestanten verloren in unmittelbarer Folge 
gewaltsamer Vertreibungen ihre Heimat, etwa 15% aller Protestanten, die den 
„Free State“ nach seiner Gründung verließen.” Die Gewalteskalation wurde 
letztlich durch die Einsicht beider Seiten gestoppt, dass einerseits Großbritan- 


® Florian Keisinger, Unzivilisierte Kriege im zivilisierten Europa? Die Balkankriege und die 
öffentliche Meinung in Deutschland, England und Irland 1876-1913, Paderborn 2008, 141-182, 
bes. 141 f. 

50 Bill Kissane, The Politics of the Irish Civil War, Oxford 2007, 1. 

>! Zu „Ireland abroad“ vgl. Foster, Ireland (wie Anm. 2), 345-372, sowie Michael Doorley, 
Irish-American Diaspora Nationalism. The Friends of Irish Freedom, 1916-35, Dublin 2005. 

>2 Andy Bielenberg, Exodus: The Emigration of Southern Irish Protestants During the Irish 
War of Independence and the Civil War, in: Past and Present 218, 2013, 199-233, hier 229 f. 
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nien militärisch nicht zu besiegen war, andererseits aber die britische Dominanz 
über den Süden Irlands nur noch eine gesichtswahrende proforma-Herrschaft 
sein konnte, sollte das Land nicht in den Zustand des perpetuierten Ausnahme- 
zustands abgleiten.” 

Die politische Mehrheit, die 1922 per Vertrag den Sezessionskrieg beendete, 
vertrat ein vergleichsweise liberales Politik- und Gesellschaftsmodell und war 
insofern supranational orientiert, als die Zugehörigkeit Irlands zum Common- 
wealth nicht grundsätzlich in Frage gestellt wurde. Der Radikalismus der IRA 
hatte (und hat) dagegen starke undemokratische und isolationistische Elemente; 
es ist das bleibende Verdienst der Regierung unter de Valera nach 1932, an der 
Einhegungspolitik gegenüber der IRA festgehalten und die Demokratie nicht 
grundsätzlich infrage gestellt zu haben; der Isolationismus freilich dominierte 
die irische Außenpolitik, was an der Neutralitätspolitik im Zweiten Weltkrieg am 
deutlichsten wurde. Erst die EU-Mitgliedschaft des Landes löste dieses Dilemma 
des irischen Nationalismus.”* Im Gegensatz zu allen anderen nach 1918/19 neu 
gegründeten Staaten Europas blieb Irland eine Demokratie und bildet daher ein 
Beispiel dafür, wie die Krise der Demokratie in den 1920er und 1930er Jahren, 
die auch Irland voll erfasste, gemeistert werden konnte, ohne den Kernbestand 
einer westlich-demokratischen Verfassungsordnung aufzugeben. Das ist um 
so bemerkenswerter angesichts des autoritären Erbes, das Unabhängigkeit und 
Bürgerkrieg hinterlassen hatten und das seinen deutlichsten Ausdruck in dem 
Antagonismus zwischen IRA und der irischen Variante des Faschismus, der 
„Blue Shirt“-Bewegung, fand.” 

Insofern ähnelt die Geschichte Irlands derjenigen Großbritanniens im wei- 
teren Verlauf des 20. Jahrhunderts mehr, als es gemeinhin den Anschein hat, 
zumal die vielfältigen Verflechtungen zwischen beiden Nationen bis heute fort- 
bestehen, denn beide Länder waren „never fully united, never entirely separated, 
and above all, never agreeing on the details of either union or separation.“°° Ins- 
besondere die britische Tradition des Konstitutionalismus und des Systems der 
„checks and balances“ dürfte nicht unerheblich dazu beigetragen haben, dass die 
aggressiven und antidemokratischen Elemente des irischen Nationalismus trotz 
aller Gewalteruptionen letztlich immer wieder eingehegt werden konnten. Die 
Geschichte Irlands im Zeitalter von Revolution, Krieg und Nationalismus er- 
innert daher an die Westküste des Landes: gelegentlich ist sie von sanfter Heiter- 
keit, meist aber schroff, wild und zerklüftet - nur langweilig ist sie nie. 


> Hart, I.R. A. (wie Anm. 14), 241-258, betont die deeskalierenden Faktoren, deretwegen es 
zu keiner ethnischen Vertreibung im großen Stil kam. 

>4 Bill Kissane, The Politics of the Irish Civil War, Oxford 2007, 239 f. 

>> Bill Kissane, Eamon de Valera and the Survival of Democracy in Inter-war Ireland, in: 
Journal of Contemporary History 42, H. 2, 2007, 213-226 - der Demokratie treu blieb bekannt- 
lich auch die Tschechoslowakei, bis sie Hitlers Aggressionspolitik zum Opfer fiel. 

5° Mo Moulton, Ireland and the Irish in Interwar England, Cambridge / Mass. 2014, 1. 


Viel Krieg, keine Nation: 
Die Entstehung der modernen Türkei 


Stefan Plaggenborg 


Über die Entstehung der so genannten modernen Türkei ist unter den Fachleu- 
ten viel geforscht worden. Aber es liegen kaum Versuche vor, die Vorgänge im 
späten Osmanenreich und der frühen Republik in eine vergleichende, mit theo- 
retisch orientierten Konzepten verbundene Vergleichsperspektive zu stellen. Die 
türkische Geschichtsschreibung unternimmt derlei nicht, und in der deutschen 
Historiographie ist die Geschichte der Türkei kaum über den engeren Kreis der 
Experten hinaus in den Blick geraten, ausgenommen der Völkermord an den 
Armeniern 1915 sowie gelegentliche politisch induzierte Polemik über spätere 
Entwicklungen. Dabei gäbe es viele und gewichtige Gründe, den in einer ledig- 
lich formalen Hinsicht, nämlich territorial außereuropäischen Fall mit den his- 
torischen Verläufen in Europa in Beziehung zu setzen.! Die folgenden Zeilen ver- 
suchen dies - zugegebenermaßen etwas schematisch - anhand der Leitbegriffe 
dieses Sammelbandes. 

Über die Entstehung der „modernen“ Türkei kann man kaum schreiben, ohne 
sich mit dem zumindest in der Türkei noch immer dominierenden kemalisti- 
schen Narrativ der Geschichte auseinander zu setzen. Alle Beschreibungen der 
Geschichte, besonders der Anfangsjahre der Republik Türkei, der Entstehung 
der türkischen Nation und des Nationalstaats sehen sich nolens volens vor die 
Aufgabe gestellt, die Positionen des kemalistischen Narrativs zu kritisieren, um 
eine Geschichtsschreibung zu ermöglichen, die den glattgebürsteten und schön- 
gefärbten Beschreibungen und Begriffen die quellenmäßig fassbare historische 
Wirklichkeit entgegenhält. Zur Geschichte von Nation und türkischem National- 
staat gehörte auch eine lange Zeit diskurshegemoniale, staatlich alimentierte 
nationale Geschichtsschreibung, die sich über Jahrzehnte als Tempelwächter der 
türkischen nationalgeschichtlichen Heiligtümer verstand. 


! Siehe dazu ausführlich mein Buch Ordnung und Gewalt: Kemalismus - Faschismus - 
Sozialismus, München 2012, auf das ich mich in den folgenden Ausführungen immer wieder 
beziehen werde, ohne dies jedes Mal zu verzeichnen. 
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Aus der Perspektive der kemalistischen Geschichtsschreibung stellt die Ent- 
stehung der modernen Türkei eine großartige, bruchlose und über alle Kritik 
erhabene historische Entwicklung dar. Sie lässt sich folgendermaßen zusam- 
menfassen: Der nationale Befreiungskampf der Türken ist das große Thema der 
Geschichte der Türkei im späten 19. und beginnenden 20. Jahrhundert. Die tür- 
kischen Nationalisten im Osmanenreich erkannten die im multiethnischen und 
multikonfessionellen Reich nicht erfolgte Klärung der Stellung der Türken, den 
Separatismus der christlichen Reichsbevölkerung, der in Südosteuropa Erfolge 
feiern konnte, sowie den Imperialismus der europäischen Mächte. Zwar war das 
Osmanenreich keine Kolonie, aber es war wirtschaftlich von den europäischen 
Mächten abhängig und politisch in seinen Handlungsmöglichkeiten einge- 
schränkt, so dass der Begriff Halbkolonie zutreffend schien. Für die türkische 
Nationalbewegung stellte sich daher die Frage nach einem unabhängigen Staat 
zusammen mit der Frage nach der nationalen Identität der Türken. Das Narrativ 
vergröbernd ließe sich sagen, dass die nationalen Ideale, wie sie seit der Fran- 
zösischen Revolution in Europa existierten, vor allem aber die Separatismen 
der christlichen Teile der Reichsbevölkerung (v.a. Griechen, Serben, Bulgaren, 
Armenier) zu einer Besinnung auf die türkische Nation im Osmanenreich führ- 
ten, die durch eine antiimperialistische Haltung der türkischen Nationalisten 
verstärkt wurde.? 

Den Höhepunkt der nationalen Geschichte der Türken bildet die „Atatürk- 
Revolution“ In der kemalistischen Version liest sie sich folgendermaßen: Sie 
befreite die Nation aus der politischen, finanziellen, ökonomischen, militäri- 
schen und kulturellen Abhängigkeit; im propagandistisch verklärten „Unabhän- 
gigkeitskrieg“ oder „nationalen Befreiungskrieg“ 1919-1922 vollzog sich die 
Nationswerdung der Türken; der Krieg markierte den Beginn der modernen 
Nationalgeschichte der Türken; in der nationalen Revolution fand die türki- 
sche Nation zu sich selbst; unter dem großen nationalen Führer Mustafa Kemal 
(Atatürk) vollendete sie ihre Bestimmung, die sich in Modernisierung und einer 
mission civilisatrice für die nichttürkischen Minderheiten des Staates zum Aus- 
druck brachte, wobei Türken als den anderen Völkerschaften auf dem Boden 
der modernen Türkei überlegen galten; zu Anfang der 1930er Jahre wurde die 


? Überblick s. Halil Berktay (Hrsg.), Türkiye Tarihi, davon Ibrahim Metin Kunt, Bd. 3: Osman- 
lı Devleti 1600-1908, 11. Aufl. Istanbul 2011, und Sina Akşin, Bd. 4: Çağdaş Türkiye 1908-1980, 
11. Aufl. Istanbul 2011; Robert Mantran (Hrsg.), Histoire de ’Empire Ottoman, Paris 1989, 
459-682 (Beiträge von Paul Dumont und Francois Georgeon). 

3 Mit modernisierungstheoretischem Hintergrund dennoch informativ Suna Kili, The Ata- 
türk-Revolution. A Paradigm of Modernization, Istanbul 2003. Als Gesamtdarstellung für das 
20. Jahrhundert immer noch maßgeblich Erik J. Zürcher, Turkey. A Modern History, 2. Aufl. 
London / New York 1997. 
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Revolution mit der Bestimmung der „sechs Pfeile“ (Grundprinzipien) durch die 
kemalistische Cumhuriyet Halk Partisi (CHP, Republikanische Volkspartei) auch 
ideologisch vollendet: Republikanismus, Nationalismus, Volksnähe‘, Laizismus, 
Etatismus (d.h. staatliche Intervention und Steuerung der Wirtschaft und der 
gesellschaftlichen Entwicklungen), Reformismus.° Diese sechs Pfeile enthalten 
die Ideen des Kemalismus, die in der Praxis während der grundstürzenden 
Reformen in den 1920er und 30er Jahren zum Ausdruck kamen. Mit Ausnahme 
des Etatismus bilden sie das Grundgerüst der Türkei bis zum heutigen Tag.° 

In der Tat sind die Veränderungen in den 1920er und 30er Jahren als eine 
gewaltige Zäsur im gesellschaftlichen, politischen, religiösen und kulturellen 
Leben der Türkei zu verstehen. Nach Ablauf weniger Jahre war das Erbe des 
Osmanenreiches entweder abgeschüttelt, sofern es als nicht tauglich für die Zu- 
kunft erachtet wurde, oder in jenen Bereichen übernommen, wo es die Mo- 
dernisierungs- und Europäisierungsvorgänge bereits eingeleitet hatte, die von 
der kemalistischen Revolution nach 1922 in Siebenmeilenstiefeln weitergeführt 
wurden. Welchen scharfen Schnitt die Reformen, in knapp zehn Jahren in Gang 
gesetzt, für die Türkei bedeuteten, lässt sich daran erkennen, dass die Männer 
um Mustafa Kemal zunächst die Monarchie der über 600 Jahre regierenden 
Osmanen beendeten. Aber auch das in religiöser Hinsicht symbolisch wichtige 
Amt des Kalifen, bis auf die letzte Phase in Personalunion mit dem Sultanat 
vereint, wurde abgeschafft. Sultan und Kalif verließen das Land. Damit ging die 
politische Autorität gänzlich auf die „Große Nationalversammlung“ über, die in 
Ankara tagte und die vorgab, die Nation zu repräsentieren. Der Laizismus kam 
in der vollständigen Ausschaltung des Islams aus dem politischen Leben und in 
seiner Unterstellung unter staatliche Aufsicht zum Ausdruck. Derwischklöster, 
in denen sich die mystischen Ausformungen des Islams fanden, wurden von den 
rationalistischen und laizistischen Kemalisten geschlossen, das Schulwesen säku- 
larisiert und vom Staat in die Hände genommen, die Scharia durch europäisches 
Recht und europäische Prozessordnungen ersetzt, wobei man ergänzen muss, 
dass bereits zum Ende des Osmanenreiches der Geltungsbereich des islamischen 
Rechts sich weitgehend auf Fragen des Familienrechtes beschränkt hatte. Be- 


4 Der türkische Begriff halkçılık ist ebenso unpräzise ins Deutsche zu übersetzen wie das 
russische narodnicestvo, mit dem er inhaltlich verwandt ist: Populismus, Volkstum. 

> Im Türkischen inkılapgılık; der Begriff schwankt zwischen der Bedeutung des revolutionä- 
ren Wandels der Atatürk-Periode und dem steten Fortschritt durch immer neue Reformen. Die 
Kemalisten haben ihn zumeist in der letzten Variante verstanden. 

6 Aus einer Fülle von Literatur hier nur einige der populären Darstellungen: Doğan Avcıoglu, 
Milli Kurtulus Tarihi, 4 Bde., Istanbul 1974-1975; Sabahattin Selek, Anadolu Ihtilali, 2 Bde., 
Istanbul 1963; Salahi R. Sonyel, Atatürk. The Founder of Modern Turkey, Ankara 2010; Ders., 
Türk Kurtulus Savası ve Dıs Politika, Ankara 1995; außerdem bis heute alle Lehrbücher, die 
von unterschiedlichen Autoren herausgebracht wurden und die das Fach Türkiye Cumhuriyet 
İnkılap Tarihi ve Atatürkçülük (Revolutionsgeschichte der Türkei und Atatürk-Kunde) von der 
Grundschule bis zu den Universitäten bestimmen. 
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kleidungsvorschriften sollten die Türken europäischem Äußeren näherbringen. 
Eine der wichtigsten Neuerungen betraf die Einführung des lateinischen Alpha- 
bets, das die Bedeutung des europäischen Projekts der Kemalisten auch dadurch 
unterstreicht, dass es die Sprache des Korans zur Sprache allein der Religion de- 
gradierte. Zusammen mit der Entschleierung der Frau und der Kalenderreform 
(mit dem christlichen Sonntag als Ruhetag) ergab sich die Tagesordnung der 
Kemalisten - Europäisierung, Modernisierung und Nationalstaat. Die Bewohner 
der Republik, gleichgültig ob Türken oder nationale Minderheiten, fanden sich 
in einem Staat und einer Gesellschaft wieder, welche die kemalistische Elite ent- 
worfen hatte. 

Aus diesen Schritten lässt sich ablesen, welche Lehren die Kemalisten aus 
dem Untergang des Osmanenreiches gezogen hatten, um der Türkei ein besseres 
Schicksal in der Zukunft zu gewährleisten. Auch aus heutiger Rückschau sind 
sie als atemberaubend zu charakterisieren, weil sie ein im europäischen Ver- 
gleich auf allen Feldern gewaltig rückständiges Land in die europäische Moderne 
katapultieren sollten. Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, dass eine na- 
tional orientierte Historiographie und Politikwissenschaft die Grundlegung der 
modernen Türkei in dieser Phase erkannte. Ihre Interpretationen gipfeln in der 
erzkemalistischen Apotheose: „Der osmanisch-türkische Revolutionsprozess 
zeigt die klarste Logik unter den vier eurasischen Revolutionen. Er verlief relativ 
stetig und kontinuierlich und fand im Kemalismus der 20er Jahre ein ruhendes 
Ziel.“ Um 1925 sei dieses Ziel erreicht worden.” 

Allein, der Leser staunt, diese Würdigung noch im Jahre 2009 zu lesen, und er 
entdeckt im Autor einen unvermuteten Anhänger des kemalistischen Narrativs. 
Doch die kemalistische Version der türkischen Geschichte der Republikzeit ist, 
ebenso wie die zitierte Einschätzung, in allen Punkten unzutreffend. 

Das kemalistische Narrativ taucht die Geschichte in die güldenen Farben des 
Sieges, übersieht oder marginalisiert den Widerstand, seine Gründe und welche 
Schäden und Opfer der türkischen Gesellschaft, vor allem den nichttürkischen 
und nichtislamischen Minderheiten in der „modernen“ Türkei zugefügt wurden. 
Die Nationswerdung und der Nationalstaat hingegen erfuhren eine teleologische 
Überhöhung; unter Berufung auf europäische Ideen der Nation gerieten auch 
die Ambivalenzen aus dem Blick, die sich in Unabhängigkeit, Emanzipation 
und Bürgerrechten einerseits, in Ausgrenzungs- und Gewaltmechanismen an- 
dererseits zum Ausdruck brachten; die enorme historische Leistung Atatürks ist 
unbestreitbar, aber das Narrativ erhebt den „Vater“ der türkischen Nation zum 
unfehlbaren „großen Führer“; vom Krieg ist als „Unabhängigkeitskrieg“ (kurtu- 
lus savası) und „nationalem Befreiungskrieg“ (milli mücadele) die Rede, der - 
propagandistisch aufgeplustert - zur Geburtsstunde der Nation hochstilisiert 


7 Jürgen Osterhammel, Die Verwandlung der Welt. Eine Geschichte des 19. Jahrhunderts, 
München 2009, 815. 
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wurde. Unter diesen Umständen ist kaum noch zu bemängeln, dass Revolution 
und Nation, Begriffe, mit denen die Kemalisten wie auch die Historiographie 
dauernd arbeiteten, theoretisch nicht abgesichert sind. 

Dagegen stellen die folgenden Zeilen den Versuch dar, in knapper Form zen- 
trale Probleme der türkischen Nations- und Staatsbildung zu charakterisieren. 
Dass sie die soeben skizzierten Interpretationen in Frage stellen, dürfte schon 
klargeworden sein. 


Gab es eine türkische nationale Revolution? 


Wenn wir von einer Revolution im Zusammenhang der türkischen Nations- 
bildung sprechen, dann wäre es nicht statthaft, sich allein auf die Ereignisse nach 
dem Ersten Weltkrieg zu konzentrieren. Vielmehr rücken für gewöhnlich die 
Ereignisse des Jahres 1908 in den Blick, die unter dem Namen „jungtürkische 
Revolution” in die Geschichte eingegangen sind. Schematisch gesehen hätte da- 
mit auch die türkische Nationalbewegung ihre Revolution und wäre damit zu- 
mindest begrifflich mit europäischen Nationalbewegungen vergleichbar. Nur 
sollte man genauer hinschauen, um sich Klarheit über den Charakter dieser 
Revolution zu verschaffen. 

Sie war eine Angelegenheit der Peripherie. Sie fand im europäischen Reichs- 
teil statt, ging von Saloniki aus und spielte sich in Makedonien und Thrakien ab. 
In Anatolien blieb es ruhig. Es handelte sich um eine Meuterei von Offizieren 
der osmanischen Armee gegen den Sultan, der sich die Stadtbevölkerung in 
den genannten Gebieten anschloss. Ihr wichtigstes Ziel bestand in der Wieder- 
einsetzung der Verfassung von 1876, die seinerzeit nach nur wenigen Monaten 
von Sultan Abdülhamid II., der 1908 immer noch regierte und mit seinem auto- 
ritären Herrschaftsstil die Entstehung der Opposition auf seine Weise gefördert 
hatte, außer Kraft gesetzt worden war. Mit anderen Worten: Die „Revolution“ 
war der Staatsstreich einiger europäisierter Offiziere, die machtvoll ins Zen- 
trum Istanbul ausstrahlte und Anzeichen einer konstitutionellen re-volutio 
trug. Militärische Elitenkreise, Abgänger der von den Reformsultanen zuvor 
geschaffenen Militärakademie, stellten ihre Kader. Weder entstand sie aus einer 
Massenbewegung noch ging eine solche aus ihr hervor; sie blieb weitgehend 
ohne soziales Programm. Ein Austausch der Eliten fand nicht statt, auch nicht 
des Regimes, ja nicht einmal des verhassten Monarchen. Erst als Abdülhamid so 
unvorsichtig war, den coup d’etat rückgängig machen zu wollen, verlor er seinen 
Ihron (1909). In der Hauptstadt Istanbul fiel kein Schuss. Was den nationalen 
Charakter der „Revolution“ anging, so konnte aufgrund des zu diesem Zeit- 
punkt noch toleranten nationalen Programms der Jungtürken die Befreiung von 
Restriktionen gefeiert werden. So geschah etwas, was in den Folgejahren nicht 
mehr zu beobachten sein sollte: Die Menschen tanzten auf den Straßen, jedoch 
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keineswegs nur Türken, sondern Armenier, Griechen, Juden und andere mit den 
Türken zusammen, und zwar fröhlich! 

Außerdem hatte sie ihre Wurzeln in der Reformperiode des 19. Jahrhunderts 
(tanzimat), einer von den Sultanen und der hohen Bürokratie angestoßenen Mo- 
dernisierung des Reiches besonders im militärischen, Rechts-, Verwaltungs- und 
Bildungsbereich. Die aus der militärischen und bürokratischen Elite des Reiches 
stammenden Jungtürken, um einige Intellektuelle verstärkt, waren ebenso sehr 
ein Produkt der Reformen „von oben” wie ihre Einsicht in den unübersehbaren 
Niedergang des Reiches und seiner Ohnmacht gegenüber der Einmischung in 
fast alle inneren Belange durch die europäischen Mächte. 

Gelegentlich ist die jungtürkische Revolution als die türkische Ausgabe des 
Dekabristenaufstandes in St. Petersburg 1825 bezeichnet worden. Dieser Ver- 
gleich übersieht aber zwei wesentliche Unterschiede: Sie fand in der Provinz statt, 
und - wichtiger - sie war erfolgreich. Was aber die Interpretation als nationale 
Revolution angeht, so ist dies eine nachträgliche Etikettierung. Das muss den 
Stellenwert der Vorgänge keineswegs schmälern, aber von einer nationalen Re- 
volution der Türken zu sprechen, geht ziemlich weit an der historischen Realität 
vorbei. Wenn es aber mit der Revolution schon nicht zum Besten steht, wie dann 
mit der Nation? 


Späte und unvollendete Nationsbildung 


Für das Osmanenreich bedeutete das Zeitalter der Nationalismen eine tiefe und 
entscheidende Zäsur. Bis in das 19. Jahrhundert hinein spielte die nationale oder 
ethnische Zugehörigkeit keine Rolle, entscheidend vielmehr war der Glaube. 
Als dann die nationalen Bewegungen besonders unter der christlichen Reichs- 
bevölkerung den Verbleib im Reich immer mehr ablehnten, stand auch nicht 
der türkische Nationalismus als Antwort auf dem Programm, sondern die Frage, 
wie das Reich trotz der von den europäischen Mächten bestärkten Nationalis- 
men zu erhalten war. Zunächst lautete die Antwort Osmanismus, d.h. ein auf 
Dynastie und Reich bezogener Patriotismus für alle Bewohner sollte Bestand 
und Einheit des Staates garantieren. Dieser Weg kam in der Verfassung von 1876 
mit Gleichstellungsrechten für alle Bewohner des Reiches, auch in religiöser 
Hinsicht (wenngleich der Islam als Staatsreligion festgelegt wurde), zum Höhe- 
punkt. Jedoch führte er nicht zu dem gewünschten Ergebnis, weil besonders die 
Christen im Reich ihr nationales Heil im eigenen Staat sahen. Blieb der suprana- 
tionale Osmanismus ohne durchschlagende Wirkung, so richtete sich der Blick 
notgedrungen auf die muslimische Bevölkerung, die mit dem Islamismus zu- 
sammengebunden werden sollte. Darin versteckte sich ein politischer Rückzug, 
denn auf diese Weise wurden die christlichen Separatisten als für das Reich 
verloren angesehen. Doch auch die Hoffnung, die Muslime unter dem Dach des 
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Islamismus zusammenhalten zu können, trog, denn in den arabischen Reichs- 
teilen zeigten sich ebenfalls separatistische Bestrebungen. Als der Sultan und 
Kalif im Ersten Weltkrieg zum Dschihad gegen die Feinde aufrief, verlor sich 
dieser Appell in den ölreichen arabischen Wüsten, wo Araber mit den Eng- 
ländern gemeinsame Sache gegen das Osmanenreich machten. 

In diesem Ensemble aufbrechender nationaler Bewegungen und Ideologien 
entstand vergleichsweise sehr spät eine türkische nationale Bewegung.’ Sie war 
gewissermaßen ein Abfallprodukt der bereits machtvoll bestehenden Nationa- 
lismen, als sich herausstellte, dass für die Türken seltsamerweise kein Platz in 
der Geschichte vorgesehen war. Für die Entstehung einer türkischen nationa- 
len Bewegung sind besonders drei Faktoren anzuführen. Erstens: Ideologisch 
wurde sie besonders von turksprachigen muslimischen Tataren entworfen, die 
im Zarenreich wegen ihrer politischen Tätigkeit verfolgt wurden und ins Osma- 
nenreich emigrieren mussten. Diese Vordenker türkischer, zuweilen auch pan- 
turkistischer Nationalität? sahen das Problem, dass der Status der namengeben- 
den Bevölkerung im Reich keineswegs geklärt war. Mehr noch: Im Gegensatz 
zu den Muslimen war den Christen und Juden im 19. Jahrhundert vom Sultan 
gestattet worden, ihre seit langem bestehende kulturelle Autonomie in öffent- 
lichen Körperschaften mit konfessioneller Selbstverwaltung zu formalisieren 
(millet-System), die sich zu Keimzellen der nationalen Bestrebungen wandelten. 
Umso deutlicher begann sich die Frage abzuzeichnen, wie es sich mit der tür- 
kischen Bevölkerung verhalte. Zweitens: Diese Frage erhielt ihre Verschärfung 
dadurch, dass das Osmanenreich über Jahrzehnte eine enorme Einwanderung 
muslimischer Flüchtlinge und Übersiedler aus Nachbarstaaten verzeichnete. 
Der demographische Faktor erhöhte das Gewicht der Muslime und Türken im 
Reich in einer Zeit, in der viele Christen sich zu separieren hofften. Diese in 
der europäischen Geschichtswissenschaft gern übersehenen Migrationswellen 
hingen zumeist mit Kriegen und mit der Vertreibungspolitik der christlichen 
Staaten zusammen, so dass sowohl aus dem von Russland eroberten Kaukasus- 
gebiet als auch aus den sich national gebenden neuen Staaten in Südosteuropa 
Millionen Menschen ins Osmanenreich flüchteten und dort eine neue Existenz 
aufbauen mussten.!® Flüchtlingsströme, Übersiedlungen und völkerrechtlich le- 
galisierte Vertreibungen eingeschlossen ergeben, dass 1923 etwa ein Viertel der 
Bevölkerung der Republik Türkei im Verlauf der vorangegangenen ca. 50 Jahre 
eingewandert war. Die neuen Bewohner sprachen Türkisch und beteten zu Allah; 


8 David Kushner, The Rise of Turkish Nationalism 1876-1908, London 1977; Feroz Ahmad, 
Ittihatsılıktan Kemalizme, Istanbul 1985; Sina Akşin, Jön Türkler ve Ittihat ve Terakki, Istanbul 
1987. 

? Jacob M. Landau, Pan-Turkism. From Irredentism to Cooperation, 2. Aufl. London 1995. 

10 Berna Pekesen, Vertreibung und Abwanderung der Muslime vom Balkan, in: Europäische 
Geschichte Online, http://www.ieg-ego.eu/de/threads/europa-unterwegs/ethnische-zwangsmi 
gration/berna-pekesen-vertreibung-der-muslime-vom-balkan (25.08.2011). 
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sie galten den türkischen Nationalisten daher als Türken, obwohl sie kulturell eng 
mit ihren Herkunftsgebieten verbunden und kulturelle Fremdlinge in der Türkei 
waren. Drittens: Die Forschung ist sich einig darüber, dass die Balkankriege 
1912/13 einem ethnischen Verständnis von Türken und der Radikalisierung 
des Nationalismus massiv Vorschub geleistet haben. Nur wenige Jahre nach den 
fröhlichen Tänzen auf den Straßen Istanbuls vertieften sich die nationalistischen 
Gräben immer mehr, ein Prozess, den die jungtürkische Regierung nach Kräften 
verstärkte. Viertens: Der Erste Weltkrieg brachte die ethnische Reinigungspolitik 
der Regierung mit dem Völkermord an den Armeniern zum Höhepunkt. Den 
nationalistischen Nachfolgern des 1918 besiegten Osmanenreiches stand im An- 
blick des Untergangs aller bisherigen Staatskonzepte die Errichtung eines neuen 
Staates auf der Grundlage der türkischen Nation vor Augen. 

Zahlenmäßig drückten sich die katastrophalen Verbrechen an der Bevölke- 
rung des Osmanenreiches gleich welchen Glaubens und welcher nationalen 
Zugehörigkeit während der Jahre 1914-1923 folgendermaßen aus: Gemäß der 
Volkszählung von 1927 lebten 14,6 Millionen Menschen in der Türkei, davon 
waren die Kurden mit 1,2 Millionen die größte Minderheit, gefolgt von 134 000 
Arabern, 120 000 Griechen (das sind diejenigen Griechen, die von dem Bevöl- 
kerungsaustausch, im Vertrag von Lausanne 1923 ausgehandelt, in der Türkei 
verbleiben durften, d.h. die Griechen im Raum Istanbul), 82 000 Juden (zumeist 
Sepharden), 77 500 Armenier sowie weitere kleinere Minderheiten. Verglichen 
mit der nationalen Bevölkerungszusammensetzung des späten Osmanenreichs 
war die 1923 gegründete Republik Türkei in der Tat weitaus homogener gewor- 
den. Die meisten Bewohner der Türkei waren laut Zensus Türken. Lassen wir 
die Problematik der Zuschreibungen und Selbstauskünfte anlässlich der Zählung 
hier beiseite, so ergibt sich doch die Frage: Existierte auf der Basis dieser Zahlen- 
verhältnisse eine türkische Nation, als 1923 die Republik ausgerufen wurde? Das 
ist selbstverständlich eine Frage, die von den Zahlen nicht beantwortet werden 
kann. 

Den Nationalisten um Mustafa Kemal in Ankara ging es anfangs um die De- 
legitimierung des Sultans, seiner Regierung, des multikulturellen Schmelztiegels 
Istanbul und das Überleben der von ihnen als existent postulierten türkischen 
Nation nach der Niederlage 1918. Bereits vor 1914 war der antiimperialistische 
Aspekt im türkischen Nationalismus vorhanden, während des Ersten Weltkrieges 
aber verstärkte er sich und erhielt durch den Frieden von Sèvres neue Nahrung. 
Die Sieger drückten die Türkei lediglich auf das Ausmaß eines Schrumpfstaats in 
Zentralanatolien zusammen, während sich England, Frankreich und das eben- 
falls imperialistische Italien und die Griechen mit ihren Hoffnungen auf einen 
nach Anatolien ausgedehnten Großstaat große Stücke aus dem Leichnam des 
„kranken Mannes am Bosporus“ herausrissen. 

Die nationalistische Regierung in Ankara, zunächst eine Rebellenregierung 
gegen den Sultan, handelte im Namen der türkischen Nation, die sie zu repräsen- 
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tieren vorgab. Deswegen war eines der ersten Gremien, welches die Nationalis- 
ten in Opposition zur Sultansregierung schufen, das „Repräsentationskomitee‘, 
das den nationalen Willen zu verkörpern vorgab, der jedoch bald in die besser 
legitimierte Nationalversammlung überging. Hier, so die Nationalisten, war der 
nationale Wille seitdem zuhause, von dem Mustafa Kemal behauptete, er könne 
„nur aus Anatolien entspringen“.!'! Die Nation war unstrittig die Handlungs- 
grundlage der Regierung in Ankara, aber man wird nicht behaupten können, 
sie sei dort wirklich repräsentiert gewesen. In der Nationalversammlung saßen 
zumeist Personen, die aus der militärischen und bürokratischen Elite des Os- 
manenreiches stammten und die sich auf die Seite der Nationalisten geschlagen 
hatten. Die Nation war weder sozial organisiert (was in Anbetracht eines weit- 
gehend fehlenden türkischen oder muslimischen Bürgertums nicht verwundert) 
noch politisch organisiert. Bei der Nationalversammlung handelte es sich um 
eine „verkürzte“ Repräsentation der Nation. Die Delegierten waren handverlesen 
nach den Kriterien der politischen Loyalität und Zugehörigkeit zum Kreis um 
Mustafa Kemal. Diese Nation war ein Phantom: 70% der Delegierten konnten 
ein Hochschuldiplom vorweisen, nur 17% sprachen keine Fremdsprache.!? Eine 
solche Zusammensetzung in der agrarischen und zu einem großen Teil analpha- 
betischen Türkei entspräche soziologisch nicht einmal einer heutigen demokra- 
tischen Gesellschaft des Westens. Die türkische Nation bestand demnach weder 
aus Hirten und Bauern noch aus Handwerkern, Soldaten der unteren Ränge, 
Analphabeten und Frauen. 

Die türkische Nation existierte zum Zeitpunkt der Gründung der Republik 
Türkei nicht, sie war nicht einmal annähernd in der Nationalversammlung re- 
präsentiert. Mustafa Kemal schuf zuerst den türkischen Staat, der der Nations- 
bildung der Türken voranging. Insofern ist der Ehrentitel Atatürk (Vater der 
Türken) zwar richtig, weil die Nation erst geschaffen werden musste, aber ebenso 
richtig ist es, von Mustafa Kemal als dem devlet baba, dem Vater des (türkischen) 
Staates zu sprechen. Seit 1919 lautete das unausgesprochene Motto der späteren 
Kemalisten „Für die Nation!“, aber angesichts der Zusammensetzung der Natio- 
nalversammlung und des nicht erkennbaren Willens, sie auf die genannten, nicht 
repräsentierten Bevölkerungsgruppen auszudehnen, muss man es ergänzen: 
„Für die Nation, aber ohne sie!“ Die türkische Nation war das politische Projekt 
der herrschenden Elite, die Legitimationsgrundlage ihres Handelns, während 
eben diese Elite für eine eigentümliche Absence der Nation in der Politik sorgte. 

War die Nation weder vorhanden noch repräsentiert und dennoch der Refe- 
renzrahmen allen politischen Handelns, so musste sie symbolisch substituiert 
werden. Darin waren die Kemalisten in der Tat kreativ. Sie schufen mehrere 
Institutionen dieser Art: 1) Die „Große Nationalversammlung‘, die seit 1920 in 


1 Gasi Mustafa Kemal Pascha, Die neue Türkei, Bd. 1, Leipzig 1928, 55. 
12 Frederick W. Frey, The Turkish Political Elite, Cambridge, Mass. 1965, 167-198. 
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Ankara tagte, gehörte in Anbetracht der genannten Gründe als allererstes dazu. 
2) Die nationale Führerschaft Mustafa Kemals ersetzte die Nation mit einer 
atemberaubenden Chuzpe. Der „große Führer“ sagte von sich, 


dass es mir oblag, schrittweise unseren ganzen sozialen Organismus zu einer Entwicklung 
zu bringen entsprechend der großen Entwicklungsfähigkeit, die ich in der Seele und in der 
Zukunft der Nation wahrnahm und die ich selbst als ein nationales Geheimnis in meinem 
Bewusstsein trug.” 


Atatürk wuchs zu einem nationalen Symbol par excellence heran. 3) Die Rheto- 
rik der Nation färbte die gesamte politische Sprache und die Begründungen für 
politisches Handeln. 4) Das anatolische und national eindeutige, aber unschein- 
bare Städtchen Ankara trat als Hauptstadt an die Stelle der national und kulturell 
inhomogenen Metropole Istanbul, denn - wie schon gesagt - der nationale 
Wille entsprang in Anatolien. 5) Die Republik entwickelte ästhetische Konzepte 
einer nationalen Architektur, die den internationalistischen Avantgarde-Stil der 
ersten Jahre nach Gründung des Staates ablösten.!* Zwar existierte noch keine 
türkische Nation, aber man wusste immerhin, was ihren Stil ausmachte. 6) Der 
Unabhängigkeitskrieg 1919-1922 wurde zu einem Gründungssymbol der Nati- 
on: in Blut erstanden, im Kampf gehärtet, im Sieg vereint. 7) Den Nationalisten 
um Mustafa Kemal gelang es, den von den meisten Soldaten und dem Großteil 
der Bevölkerung als religiös geführten Krieg gegen die christlichen Eindringlinge 
zum säkularen nationalen Befreiungskrieg umzuwerten. Der Islam als Motiv für 
den Widerstand fiel in der Propaganda der kemalistischen Republik vollständig 
unter den Tisch. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen ist gefolgert worden: „Eine natio- 
nalstaatliche Identität oder ein Selbstverständnis als Türken lassen sich zu diesem 
Zeitpunkt [1923], außer bei der Führungsschicht, noch nicht ausmachen.“ Zu- 
nächst dachten die Männer um Mustafa Kemal nicht einmal an eine türkische 
Nation, sondern an die islamische Gemeinschaft, wenngleich tagesaktuelle ver- 
bale Zugeständnisse mitgespielt haben mögen. Der türkische Nationalismus, so 
Mustafa Kemal anfangs, trage auch Züge eines religiösen Nationalismus.'® 

Bald darauf aber war die religiös definierte Einheit Geschichte und die türki- 
sche Nation trat an die vorderste Stelle. Allein, selbst wenn es gelang, sie unter 
den Bedingungen der Republik zu formen, so taten die Kemalisten doch alles, sie 
zu spalten. Die Abschaffung des Sultanats hat Risse in die beschworene Nation 
getrieben, die Abschaffung des Kalifats aber und das unhöfliche Hinauskom- 
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plimentieren des Amtsinhabers haben einen Keil hineingeschlagen. Viele Mus- 
lime selbst unter den Nationalisten konnten diesen Schritt nicht mit vollziehen, 
geschweige denn große Teile der Bevölkerung. Außerdem zerstörte er die Ge- 
meinschaft mit den Muslimen jenseits der Grenzen der Türkei, aber das gehörte 
zum Kalkül der laizistischen Kemalisten, die sich keinen islamischen „Papst“ mit 
großer religiöser Autorität im Lande halten wollten und der zum Störenfried der 
anvisierten politischen Entmachtung des Islams hätte werden können.!” 

Die Herstellung der Nation führte schließlich zu einer teilweise gewalt- 
samen Assimilationspolitik des Regimes und zu Ausschließungsmechanismen 
nationaler Minderheiten. Die Türkisierung aller Bereiche stand auf dem Pro- 
gramm; sie betraf die Sprache und das kulturelle Leben, die Politik ohnehin, aber 
auch - zu ihrem Nachteil - die Wirtschaft; so machte sie z. B. vor der Entlassung 
qualifizierter Nichttürken zugunsten unqualifizierter Türken in einigen Unter- 
nehmen sowie vor der Entlassung nichttürkischer Beamter nicht halt. Die Min- 
derheiten sahen sich dem Türkisierungsdruck immer stärker ausgesetzt, den die 
kemalistische Regierung unter Ausnahmerecht (1925-1929) und diktatorischen 
Bedingungen durchsetzte. Selbst die Jahrhunderte lang im Osmanenreich aus- 
kömmlich lebenden und loyalen Juden sollten sich türkisieren. Erstmals in der 
türkischen Geschichte kam es dank des überhitzten türkischen Nationalismus zu 
einem Pogrom an der jüdischen Bevölkerung. !? 

Die gesamte Politik der Kemalisten bis zu ihrem Abtreten von der politischen 
Macht durch Wahlen im Jahre 1950 war bestrebt, die Nation zu bilden. Dass 
sie damit erfolgreich waren, lässt sich trotz Widerstand und Opposition nicht 
bestreiten. Für junge Männer und besonders junge Frauen, die säkulare Bildung 
erlangten und vom Land ins urbane Milieu übersiedelten, Karrieren machten, 
von denen sie zuvor nie hätten träumen können, traten überzeugt ins kema- 
listische nationale Lager ein, sicherlich überzeugter als die ländliche, religiöse 
und in traditionellen Bindungen stärker verbliebene Bevölkerung. Diese blieb 
dem Kemalismus wegen seines Laizismus und seiner kulturellen Europäisierung 
fremd gegenüber, nicht aber den Verführungen des Denkens und Handelns in 
nationalen Begriffen. Gerade hier lässt sich das Ergebnis in einem Paradoxon zu- 
sammenfassen: Als reformerische und modernisierende Kemalisten scheiterten 
sie 1950, als türkische Nationalisten waren sie erfolgreich. Nationalismus ohne 
Kemalisten - einige Jahre zuvor waren beide Begriffe noch Synonyme gewesen 
und die frühen Kemalisten hätten sich nicht vorstellen können, dass sich die 
Nation in einer Wahl, die einem Plebiszit über die kemalistische Politik gleich- 
kam, von den Kemalisten trennen könnte. Die Kemalisten hatten hinsichtlich 
der Nationsbildung also einiges erreicht. Mit dem Nationalismus setzte sich auch 


17 Niyazi Berkes, The Development of Secularism in Turkey, Montreal 1964, 458. 
18 Mete Tunçay, Türkiye Cumhuriyetinde Tek Parti yönetimi’nin kurulması (1923-1931), 
3. Aufl. Istanbul 1992; Pekesen, Nationalismus (wie Anm. 15). 
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die dauernde Diskriminierung der Minderheiten auch durch andere türkische 
Parteien und Regierungen fort. 


Krieg als Urerlebnis 


Am Anfang war der Krieg. So erzählt es die kemalistische Geschichtsversion. 
Aber Krieg hieß in diesem Fall weitaus mehr als die Kemalisten mit dem Un- 
abhängigkeitskrieg meinten. Das Osmanenreich stand von 1912, dem Beginn 
des ersten Balkankrieges, bis 1922, dem Ende des „Unabhängigkeitskrieges‘, 
dessen Charakter uns hier beschäftigen wird, im Krieg; den Regionalkrieg in 
Libyen gegen Italien 1911 kann man hier beiseite lassen, weil er v.a. mit den 
militärischen Kräften der dortigen Stämme geführt worden ist. Über die Folgen 
der beiden Balkankriege 1912/13 für die Radikalisierung des türkischen Na- 
tionalismus ist schon kurz berichtet worden. Welche Folgen der Erste Weltkrieg 
für das Osmanenreich zeitigte, darf als bekannt vorausgesetzt werden. Den „Un- 
abhängigkeitskrieg“ 1919-1922 aber muss man sich genauer ansehen. 

Der Begriff des „Unabhängigkeitskrieges“ oder „nationalen Befreiungskamp- 
fes“ suggeriert die binäre Vorstellung von der vereinten Nation im Kampf gegen 
einen Feind. Das ist ein kemalistischer Mythos, der seine Dienste im Zusammen- 
hang des Aufbaus der Nation nach diesem Krieg ja erst leisten sollte. In der 
Wirklichkeit sahen die Dinge viel komplizierter aus. Die beiden Begriffe sind 
vollständig irreführend. Vielmehr haben wir es mit einem Bürgerkrieg zu tun, 
der sich nicht - wie bei Bürgerkriegen zumeist der Fall - en forme abspielte, 
zahlreiche größere und kleinere Parteien kannte, die Unterscheidung in militä- 
rische und zivile Räume sowie Kombattanten und Zivilisten verschwinden ließ, 
unübersichtliche Kampfesverläufe, wechselnde Koalitionen und ideologisierte 
Kampfesparolen kannte und mit dem totalen Sieg einer der Parteien endete, 
was den vollständigen sowohl militärischen als auch politischen Untergang der 
anderen bedeutete. Die Nationsbildung der Türken ging in der Tat mit einem 
äußerst brutal und blutig geführten Krieg einher, dessen ethnische Dimensionen 
unübersehbar sind, aber es bleibt eine offene Frage, ob die kriegerischen Ereig- 
nisse dazu beigetragen haben, die Nation zu bilden, oder ob es nicht eher so war, 
dass die „Nation“ im Bürgerkrieg zerrissen und in verschiedene regionale und 
soziale Einzelteile zerlegt, mit Hilfe des Mythos als einem kommunikativen - 
und propagandistischen - Ereignis erst geschaffen wurde. Nicht der Krieg schuf 
die Nation, sondern der Sinn, den ihm die Kemalisten während er stattfand und 
nachdem er beendet war, unterlegten. Die folgenden Zeilen plädieren dafür, 
den Krieg selbst nicht als das national kittende Ereignis zu betrachten, sondern 
den Akt der Umwertung und Sinnstiftung durch die Kemalisten, die in späteren 
Jahren damit das Urerlebnis der Nationswerdung feierlich in Erinnerung rufen 
konnten, zahlreiche Formen der Heldenverehrung hervorbrachten und den als 
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Sieg der türkischen Nation umgedeuteten Kriegsverlauf als Legitimationsgrund- 
lage ihres politischen Handelns nutzen konnten. 

Selbst die Verwendung des Krieges im Singular ist in Anbetracht der Ver- 
hältnisse nicht statthaft. Den Krieg gab es nicht, sondern viele ineinander ver- 
schachtelte, die für sich allein abliefen, aber im Zusammenhang mit den anderen 
kaum diese Dynamik hätten entfalten können und zusammen die unterschiedli- 
chen Ebenen des Bürgerkrieges ergaben. Diese verschiedenen Kriege seien hier 
skizziert. 

Erstens: Der Bürgerkrieg wurde von der massenhaften Desertion der Soldaten 
aus der regulären Armee des Osmanenreiches seit der vernichtenden Nieder- 
lage bei Sarıkamıs Anfang 1915 angefeuert. Dazu muss man wissen, dass die 
kämpfende Truppe des Reiches ausschließlich aus Muslimen bestand; Chris- 
ten mussten in Arbeitsbataillonen Zwangsdienst leisten. Die folglich durchweg 
muslimischen Deserteure nahmen zahlreiche, auch schwere Waffen mit und 
bildeten Banden, die infolge der erodierenden Staatsmacht ganze Landstriche 
unter ihre Kontrolle brachten.!? In Anatolien, so ein Zeuge im Mai 1919, sei die 
Lage „anarchistisch“ und es sei nicht festzustellen, wer über welche militärische 
Kräfte und Machtmittel verfüge; Freischärler würden überall herrschen und die 
Behörden seien dagegen machtlos.” 

Zweitens: Griechische Truppen besetzten Anfang 1919 Izmir. Bald darauf be- 
gannen sie ihren Vormarsch nach Anatolien. Sie betrieben ethnische Säuberung 
in einem Gebiet, in dem Griechen 14% der Bevölkerung stellten. Diese Griechen, 
Bürger des Osmanenreiches, trugen griechische Namen, waren griechisch-or- 
thodoxen Glaubens, sprachen Griechisch und zumeist auch Türkisch, und viele 
von ihnen schrieben das Türkische in griechischen Buchstaben (besonders die 
im Vergleich zu den westanatolischen Griechen stärker türkisierten Karamanlı 
(türk.) bzw. Karamanlides (griech.) genannten Griechen Zentralanatoliens). Ca. 
1,2 Millionen Muslime flohen vor den anrückenden Truppen nach Osten.?! 
Der griechische König Konstantin hatte seine Soldaten mit Parolen kultureller 
Überlegenheit zu einem Kampf angeheizt??, dessen Folgen der zeitgenössische 
Beobachter und Historiker Arnold Toynbee als „war of extermination“ charakte- 
risierte.” Der im grausamen Bürgerkrieg in Russland 1918-1921 keineswegs ver- 
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zärtelte sowjetische General Michail Frunze schrieb in seinen Aufzeichnungen 
während seiner Reise nach Anatolien 1921: „Die Griechen vernichten systema- 
tisch die ganze türkische Bevölkerung in den Vilayets (Bezirken - S.P.) Smyrna 
(Izmir - S.P.) und Bursa.“ Wie die Griechen, so handelten auch andere. Er 
notierte eine Beobachtung, welche die Lage drastisch erläuterte: „Ausnahmslos 
alle Völker, die in der heutigen Türkei siedeln, wenden die gleiche Methode der 
Lösung der nationalen Fragen an; sie ist außerordentlich einfach: Sie läuft auf 
die allgemeine Vernichtung des Gegners hinaus.“?° Nur für die Juden gilt dieses 
Wort nicht. Sie haben sich nicht an derlei Gräueln beteiligt, wurden aber von 
den Griechen gleich mitgesäubert, indem letztere die Hälfte von ihnen entweder 
ermordeten oder vertrieben.” Den Kampf gegen die Griechen nahmen zunächst 
die Freischärlerverbände auf. Erst nach einer gewissen Verzögerung gelang es 
Mustafa Kemal und seinen Männern, eine eigene, „nationale Streitkräfte“ (kuva-i 
milliye) genannte Truppe aufzustellen (aus der die Soldaten ebenso desertierten 
wie zuvor aus der Sultansarmee). Der Niederlage der griechischen Truppen, in 
Izmir, dem Ausgangspunkt der Invasion, besiegelt, folgte die Ermordung und 
Vertreibung der armenischen und griechischen Bevölkerung der Stadt durch 
die türkischen Truppen. 

Drittens: In den letzten Monaten des Jahres 1920 führten die nationalen Trup- 
pen in Ostanatolien den Krieg gegen Armenien. Ihnen schlossen sich Freischär- 
ler an, weil die Kräfte der armenischen Nationalbewegung Muslime vertrieben 
und Pogrome gegen sie organisiert hatten.” Dieser Krieg ging vergleichsweise 
rasch mit einem Sieg der türkischen Truppen zu Ende. 

Viertens: Im Gebiet der Pontusgriechen an der Südküste des Schwarzen Mee- 
res etwa zwischen Sinop und der Grenze zu Georgien kam es zu einem Kampf 
auf Leben und Tod zwischen den dortigen Griechen, die - angespornt durch 
den zunächst erfolgreichen Vormarsch der griechischen Truppen in Westana- 
tolien - einen separaten Staat anstrebten und der Nationalregierung in Ankara, 
besonders aber zwischen den Pontusgriechen und den ebenfalls dort siedelnden 
muslimischen Lasen, deren zahlenmäßig starke Freischärlerverbände dem An- 
sinnen der Pontusgriechen im Verein mit den kuva-i milliye Ankaras ein blutiges 
Ende bereiteten, nachdem sich die Pontusgriechen Mühe gegeben hatten, es ih- 
ren Landsleuten in Westanatolien gleichzutun. Die Kemalisten deportierten die 
verbliebenen Pontusgriechen mitten im Winter 1920/21 schließlich ins Innere 
Anatoliens unter Bedingungen, die zu einem Massensterben führten.’ 
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Fünftens: Der Sultan schickte im April 1920 seine eigenen Truppen gegen 
die Rebellen in Ankara ins Feld, d.h. der Bürgerkrieg war nun inoffiziell er- 
klärt. Diese „Kalifatsarmee“ genannten Verbände waren von den Alliierten aus- 
gerüstet worden, englische Berater begleiteten sie. Aber sie waren zu schwach, 
um militärisch gegen die nationalen Streitkräfte und die mit ihnen verbundenen 
Freischärler bestehen zu können. 

Sechstens: Nicht zufällig standen muslimische Tscherkessen in den Reihen 
der Kalifatsarmee, deren Anführer ebenfalls ein Tscherkesse war. Sie rebellierten 
gegen die Nationalisten um Mustafa Kemal, von deren nationalem Programm sie 
nicht viel erwarteten. Diese Tscherkessen, ihrerseits Flüchtlinge aus den nord- 
kaukasischen russischen Reichsgebieten, siedelten am Südrand des Marma- 
rameeres und konnten somit leicht gemeinsame Sache mit den vorrückenden 
Griechen machen. Das taten sie Ende 1921, als ihre Vertreter im griechisch 
besetzten Izmir die Tscherkessen als Nation „unter den Schutz der zivilisierten 
griechischen Regierung“ stellten. Aus Ankara gesehen bedeutete das Verrat und 
Separatismus. Nach dem Krieg büßten die Tscherkessen ihr Handeln mit der 
Deportation ganzer Dörfer.” 

Siebtens: Auswärtige Interventen leisteten ihren zweifelhaften Beitrag zu den 
kriegerischen Ereignissen. Die Engländer besetzten und kontrollierten Thrakien, 
Istanbul und die Meerengen, die Italiener das Gebiet um Antalya, die Franzosen 
Kilikien, wobei die Frage hier offen bleiben muss, ob dort unter ihrer Protektion 
ein Armenierstaat eingerichtet werden sollte, und die Armenier beanspruchten 
die Gebiete um Kars und Ardahan. Ethnisch motivierte Gräueltaten spielten sich 
besonders zwischen Türken und Armeniern ab”, für die Frunzes Wort von der 
gegenseitigen Vernichtung ebenfalls zutraf, auch auf Seiten der Armenier. Das 
Handeln der armenischen Soldaten im Gebiet um Kars bezeichnete ein britischer 
Verbindungsoffizier als „horrors“ und er schlug seinen Vorgesetzten vor, „im 
Interesse der Menschlichkeit sollte den Armeniern kein unabhängiges Kom- 
mando über die muslimische Bevölkerung überlassen werden, da ihre Truppen 
undiszipliniert und unkontrolliert agieren und ständig Gräuel begehen.“ 

Achtens: Während des Bürgerkrieges lassen sich zahlreiche Aufstände vor- 
wiegend in Zentralanatolien beobachten, die sich jedoch kaum auf einen Nenner 
bringen lassen und aus lokalen und regionalen Anlässen entstanden. Sie hatten 
weder einen gemeinsamen Gegner, wenngleich sie häufig gegen die Ankara- 
Regierung gerichtet waren, noch hingen sie miteinander ursächlich zusammen. 
Zusätzlich widersetzten sich muslimische irreguläre Truppen der Eingliederung 
in die kuva-i milliye. Mustafa Kemal sprach von „Terror“, um den Kampf von 
Muslimen gegen Muslime zu kennzeichnen.” 
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Die Aufzählung ist keineswegs vollständig, doch sie mag an dieser Stelle aus- 
reichen, die Begründung für die Ablehnung des Begriffs „Unabhängigkeits- 
krieg“ oder „nationaler Befreiungskampf“ zu liefern. Muslime kämpften gegen 
Muslime, Muslime gegen Christen und umgekehrt, muslimische Lasen gegen 
Griechen, muslimische Tscherkessen gegen muslimische Türken, türkische Na- 
tionalisten gegen osmanische Loyalisten, Republikaner gegen Monarchisten, 
Nationalisten und Muslime gegen ausländische Interventen. Die Vermischung 
religiöser, ethnischer und krimineller Sphären in diesen Kriegen lässt sich nur 
der Systematik halber vornehmen. 


Noch einmal: Wo war die türkische Nation? 


Die Frage nach der Nation und Nationswerdung wurde zuvor schon erörtert. 
Vor dem Hintergrund der hier skizzierten kriegerischen Freignisse soll sie aber 
abschließend noch einmal aufgegriffen werden. Dabei spielt eine Rolle, dass 
Krieg und Nationsbildung gemeinhin in einem engen Zusammenhang gesehen 
werden. Wie aber ist die Frage für die Türkei zu beantworten? Dazu greife ich 
einige bereits geäußerte Gedanken noch einmal auf. 

Die späte, nicht verspätete, Nationsbildung der Türken war von „Vätern“ theo- 
retisch formuliert worden, die mehrheitlich von „außen“ kamen. Yusuf Akçura 
kam aus Kazar an der Wolga, Ahmet Ağaoğlu aus dem russischen Kaukasus, 
Ziya Gökalp hatte kurdische Wurzeln, Tekin Alp, einer der Vordenker des Ke- 
malismus, hieß zuvor Moise Cohen und selbst Atatürk kam aus Saloniki und 
nicht aus dem von ihm als nationales Kerngebiet betrachteten Anatolien. Das 
bedeutet aber nicht, dass nicht auch Türken der türkischen Nationalbewegung 
angehört hätten. Dieser Umstand macht aber auf ein Merkmal aufmerksam, das 
für die hier nicht vorgenommene vergleichende Perspektive interessant wäre.” 
Und schon gar nicht klärt sich dadurch die Frage, wo die Nation 1923 stand und 
ob sie überhaupt existierte. 

Noch schwieriger war nach Gründung der Republik die Frage zu beantworten, 
wer ein Türke sein sollte bzw. wie er zu bestimmen sei. Der Islam als Kennzeichen 
fiel aus, da er von Kemalisten des politischen Feldes verwiesen wurde. Anderer- 
seits ließ sich auch vom überzeugtesten Laizisten nicht leugnen, dass die Türken 
Muslime waren, was den nationalitätenpolitischen Nachteil hatte, die Differenz 
zu Muslimen anderer Nationen einzuebnen. Den Islam aus der Definition des 


3 Es gehört jedoch zu den Eigenheiten osteuropäischer Nationalismen, dass ihre Initial- 
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tanz offenkundig zu einer Vorbedingung des Erkennens nationaler Eigenschaften wurde. Gute 
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Viel Krieg, keine Nation: Die Entstehung der modernen Türkei 165 


Türken zu streichen, war wiederum unmöglich, denn sonst wäre ein türkisch- 
sprechender Christ zum Türken geworden. Außerdem ließ sich nicht übersehen, 
wie religiös die Landbevölkerung war, immerhin der überwiegende Teil der 
Bewohner. Sie verstand sich eher durch den Glauben definiert als dass sie ein 
türkisches Bewusstsein gehabt hätte. Für die Nationalisten entstand dadurch ein 
unauflösliches Dilemma: Sie definierten die Türken auch durch den Islam, den 
sie aber als strenge Laizisten ablehnten. Aus dieser Lage gab es kein Entrinnen.”? 

Die Sprache taugte ebenfalls nicht als Kriterium für Nation. Auf dem Boden 
der Republik waren mehrere Sprachen zu hören, das Türkische vorwiegend, 
aber auch die kurdischen Dialekte, das Armenische der armenischen Restbevöl- 
kerung, das Griechische, Arabische und das Judeo-Espagnolische der sephar- 
dischen Juden sowie weitere Minderheitensprachen, darunter auch das dem 
Georgischen verwandte Lasisch. Nicht vergessen sollte man, dass viele der mus- 
limischen Einwanderer und Flüchtlinge kein Türkisch konnten, sondern die 
Sprache ihrer Herkunftsländer sprachen. 

Die Kemalisten standen nach der Staatsgründung vor dem schwierigen Pro- 
blem, auf welchem Wege sie die Nation schaffen sollten. Die historische, kul- 
turelle, sprachliche und religiöse Inhomogenität bot ungünstige Bedingungen, 
wenngleich die demographischen Verhältnisse innerhalb der rund zehn Jahre vor 
der Gründung der Republik eindeutig in Richtung einer Homogenisierung der 
Bevölkerung zeigten. Das Problem ließ sich durch Anerkennung der Pluralität 
lösen oder - wie in den meisten Fällen multinationaler Staaten nach 1918 - na- 
tional rigoristisch. Zu Anfang der 1920er Jahre schwankte die Regierung tatsäch- 
lich zwischen diesen Möglichkeiten, bis sie sich aus hier nicht näher zu erörtern- 
den Gründen dazu entschloss, zu einer Politik der Türkisierung überzugehen. 
Seit Mitte der 1920er Jahre lässt sich das systematisch betriebene nation-building 
beobachten. Dazu gehörten Bildungsanstrengungen mit nationalem Programm, 
die politischen Inszenierungen und Rituale, die grundstürzenden kemalistischen 
Reformen, ins Absurde gesteigerte Überhöhungen des Türkischen in Sprache, 
Geschichte und Kultur und auch immer mehr Zwangsmaßnahmen, die sich 
gegen die offenkundigen Nichttürken, d.h. Christen und Juden sowie musli- 
mische Nichttürken, richteten. Der Druck zur Assimilation ins diffus bleibende 
Türkische wurde immer stärker. Er äußerte sich in kampagnenartig vorgetrage- 
nen Losungen, etwa im ebenso hochmütigen wie unpräzisen „Ne mutlu Türküm 
diyene!“ (Wie glücklich sagen zu können, ich bin ein Türke). Fremde Sprachen 
sollten auf türkischen Boden nicht mehr gesprochen werden, also suchte die 
Regierung die sprachliche Homogenisierung als Teil der Türkisierungspolitik zu 
verwirklichen. Die „Vatandaş Türkçe Konuş!“ (Bürger, sprich Türkisch!)-Kam- 
pagnen legten davon Zeugnis ab. Die Exklusion der nichtmuslimischen und 
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nicht turkophonen Bevölkerung nahm repressive Züge an. Die Folgen für die 
loyalen jüdischen Gemeinden wurden schon erwähnt. Rassistische Untertöne 
flossen in die Auseinandersetzungen mit ein; manche türkische Nationalisten 
verstiegen sich zu der Behauptung, die Türken seien Arier.”° 

Gewalt gegen Minderheiten verschwand nicht aus dem politischen Handeln 
der Kemalisten. Wie zur Herstellung der kemalistisch dominierten Nation das 
Verbot politischer Opposition gehörte, so auch der Mord nicht nur an kom- 
munistischen Gegnern, sondern auch an nationalen Minderheiten. Die 1925 aus 
nationalen und religiösen Gründen aufständischen Kurden wurden gnadenlos 
niedergeschlagen, alle weiteren Aufstände in Kurdengebieten, 18 insgesamt, da- 
nach ebenfalls. Dabei schreckte die Führung auch vor Massenmord nicht zu- 
rück. So wurden die 1937/38 rebellierenden alevitischen kurdischen Stämme im 
Gebiet Dersim (heute Tunceli) mit allen militärischen Mitteln bekämpft. Ob das 
die beste Methode war, ihre „Absorbierung in das Türkentum” zu beschleunigen, 
wie der für das Gebiet zuständige Generalinspekteur zuvor noch geschrieben 
hatte,°° bleibt das Geheimnis der Kemalisten. Während der Niederschlagung 
wurden fast 14 000 Kurden getötet.”’ Das war Krieg im Innern des Landes gegen 
eine Minderheit. Ob er der Festigung der türkischen Nation gedient hat, ist nicht 
erforscht. Behauptet haben das nicht einmal die Kemalisten. 


Zurück zu Krieg - Revolution - Nation? 


Die eingangs gestellten Fragen scheinen geklärt. Überlassen wir das kemalistische 
Narrativ endgültig der Geschichte. Es ist unzutreffend hinsichtlich der histori- 
schen Prozesse, der verwendeten Begriffe, und es überschätzt die vermeintliche 
Tatsache, dass die Entwicklungen eine türkische Nation hervorgebracht haben. 
Ganz besonders nicht kam die Revolution Mitte der zwanziger Jahre zur Ruhe, 
wie das Zitat meinte. Vielmehr ließe sich diskutieren, ob sie nicht erst zu diesem 
Zeitpunkt anfing. Insofern ist die Dekonstruktion der Leitbegriffe dieses Bandes 
im türkischen Fall geradezu Historikerpflicht. 

Aber die Geschichte des nation-building spielt sich nie allein auf der empirisch 
fassbaren, sondern auch auf derjenigen der Erzählungen und Kommunikation 
über sie ab. Der türkische Fall zeigt erneut: besonders und hauptsächlich hier. 
Denn fraglich ist nicht das namenlose historische Geschehen, sondern der Sinn, 


35 Pekesen, Nationalismus (wie Anm. 15). 

36 Pekesen, Nationalismus (wie Anm. 15), 247f. 

37 Martin van Bruinessen, Genocide in Kurdistan? The Suppression of the Dersim Rebelli- 
on in Turkey (1937-1938) and the Chemical War against the Iraqi Kurds (1988), in: George 
J. Andreopoulos (Hrsg.), Genocide. Conceptual and Historical Dimensions, Philadelphia 1994, 
141-170; die jüngsten, ofliziell bestätigten Opferzahlen in der Zeitung Radikal, http://www.ra 
dikal.com.tr/Radikal.aspx?aType=RadikalDetayV3&ArticlelD=1070404&Date=30.11.2011&Ca 
tegorylD=78 (01.12.2011). 
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den Akteure ihm unterlegen. Deswegen war es hier notwendig, sich zunächst 
an die Deutungen der dominierenden türkischen Historiographie zu erinnern, 
bevor es an die kritische Prüfung der Tatbestände ging. Nicht übersehen lässt 
sich jedoch, dass sich in der Dekonstruktion eine eigentümliche Ambivalenz 
verbirgt. In den Deutungen, Sinnstiftungen und Begriffen des kemalistischen 
Narrativs kommt die Europäisierung der kemalistischen Elite, ihres Denkens 
und ihrer politischen Projekte zum Ausdruck. Sie übernahm die europäischen 
Verlaufsmuster und Begriffe und schien dadurch Jahrzehnte lang das europäi- 
sche „Modell“ zu bestärken. Der Sinn des kemalistischen Narrativs lag ja darin, 
die Türkei historisch mit Europa zu verbandeln, indem sie dieselben national- 
geschichtlichen und modernisierungsgeschichtlichen Prozesse durchlief, wenn- 
gleich nicht synchron. Das Narrativ selbst ist Europäisierung. Der geschichts- 
gestaltende Wille der Kemalisten setzte eine aus Europa kopierte Entwicklung in 
Gang. Dass sie in Asien stattfand, hat zu Irritationen geführt. Diesen scheinbaren 
Widerspruch bemerkte bereits John Dewey, der sich 1924 für kurze Zeit in der 
Türkei aufhielt: „It is paradoxical that it should be necessary for a nation to go 
into Asia in order to make sure that it is to be Europeanized.“*® 

So ist es. Die Dekonstruktion macht aus dem türkischen Beispiel, nur weil sich 
in Anatolien abspielend, noch keine Andersartigkeit. Selbst wenn wir wissen, 
dass Revolution, Nation und Unabhängigkeitskrieg konstruierte, ja imaginierte 
Vorgänge etikettierten, so folgt als nächstes das Problem, mit welchen alternati- 
ven Konzepten und Begriffen wir die hier skizzierten historische Ereignisketten, 
symbolischen Ordnungen und narrativen Vermittlungen kennzeichnen sollen. 
Aus welchem Gefängnis aber befreien wir uns, wenn wir scheinbar überholte 
Begriffe verwerfen, und welche Freiheit gewinnen wir dadurch? Für die Türkei 
wird man sagen dürfen: Im Kreis der europäischen Nationalismen bestens auf- 
gehoben, und zwar in allen seinen Facetten von der Gewährung von Bürger- 
rechten und parlamentarischer Repräsentation bis hin zum Massenmord. Wo 
ist der Unterschied? 


38 Ernest Wolf-Gazo, John Dewey in Turkey: An Educational Mission, in: Journal of American 
Studies of Turkey 3, 1996, 15-42, hier 20. 
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Nationalstaat, Krieg und Minderheitenschutz in 
Südosteuropa am Ende des langen 19. Jahrhunderts 


Mathias Beer 


Einführung oder: Orte als Chiffren 


„Im Namen des Allmächtigen Gottes“ - diese Beistandsversicherung leitet die 
Präambel des Vertrags ein, den Deutschland, Österreich-Ungarn, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Russland und die Türkei am 13. Juli 1878 in Berlin auf- 
setzten. Die Vertragsparteien wurden dabei „vom Wunsche geleitet, in einem 
der europäischen Ordnung entsprechenden Sinne [...] die Fragen zu regeln, 
welche im Orient durch die Ereignisse der letzten Jahre und durch den Krieg 
entstanden“ waren.! 

Am 10. August 1913 unterzeichneten die Vertreter fünf südosteuropäischer 
Staaten, Rumänien, Griechenland, Montenegro, Serbien und Bulgarien, in Bu- 
karest einen Vertrag mit dem Ziel, wie es in der Präambel der Urkunde heißt, 
„établir la paix entre leurs peuples si longtemps éprouvés ontresolu de conclure 
un Traité définitif de paix.“? 

Die alliierten und assoziierten Hauptmächte, die Vereinigten Staaten von 
Amerika, das Vereinigte Königreich, Frankreich, Italien und Japan, sowie die 
mit ihnen assoziierten Mächte, Belgien, Bolivien, Brasilien, China, Cuba, Ecua- 
dor, Griechenland, Guatemala, Haiti, Hedschas, Honduras, Liberia, Nicaragua, 
Panama, Peru, Polen, Portugal, Rumänien, der serbisch-kroatisch-slowenische 
Staat, Siam, Tschecho-Slowakien und Uruguay, auf der einen Seite und Deutsch- 
land auf der anderen Seite unterschrieben am 28. Juli 1919 in der Nähe von Paris 
den Versailler Vertrag. Gemäß der Präambel des Vertrags verbanden sie damit 
den Wunsch, „an die Stelle des Krieges, in den sie nacheinander unmittelbar oder 
mittelbar verwickelt worden sind [...], einen festen, gerechten und dauerhaften 
Frieden treten zu lassen.“ 


1 Imanuel Geiss (Hrsg.), Der Berliner Kongreß 1878. Protokolle und Materialien, Boppard 
am Rhein 1978, 369. 

? Jahrbuch des Völkerrechts 2, Abt. I, 1914, 180-184, Zitat 180. 

> http://www.versailler-vertrag.de/vv-i.htm (12.08.2014). 


170 Mathias Beer 


Die drei Verträge decken, bezieht man deren Vorgeschichte und Folgen mit 
ein, weit mehr als die gut vier Jahrzehnte ab, die zwischen dem ersten und letzten 
Friedensschluss liegen. Bei allen Unterschieden, wie schon allein die beteilig- 
ten Staaten, deren Zahl und die Orte, an denen die Abkommen unterzeichnet 
wurden, erkennen lassen, weisen die Verträge auch eine Reihe gemeinsamer 
Merkmale auf, die nicht nur der spezifischen Art der Dokumente geschuldet 
sind. Lediglich die für die Argumentation des Beitrags wichtigsten sollen heraus- 
gegriffen werden. 

Alle drei Verträge schlossen für die europäische Geschichte folgenreiche 
Kriege ab: Der Berliner Vertrag beendete den russisch-osmanischen Krieg von 
1877/78, der Vertrag von Bukarest den zweiten Balkankrieg im Jahr 1913 und 
der Versailler Vertrag den Ersten Weltkrieg von 1914 bis 1918. Alle drei Ver- 
träge hatten, wenn auch nicht ausschließlich, mit Südosteuropa eine bestimmte 
Region des Kontinents im Blick. Diese erfuhr durch die drei Friedensschlüsse 
wesentliche Veränderungen. Zugleich enthielten die Friedensschlüsse den Keim 
zu einer Revision des mit den Verträgen erreichten Friedensstandes. Und alle 
drei Verträge zielten darauf ab, einen Kriegszustand zu beenden, um an die 
Stelle der durch diese Kriege verursachten Unordnung eine neue Ordnung zu 
errichten, die einen endgültigen und dauerhaften Frieden herbeiführen sollte.“ 

Darüber hinaus thematisieren alle drei Verträge Minderheitenfragen, was al- 
lerdings erst eine eingehendere Analyse der Friedensschlüsse offenbart. Legt man 
diesen chladenischen Sehepunkt einer Betrachtung der drei Verträge zugrunde, 
so erweisen sich Berlin, Bukarest und Paris als Chiffren im langen 19. Jahr- 
hundert für die Suche nach einer Antwort auf die sich mit der Entstehung der 
modernen Nationalstaaten in Europa stellende grundsätzliche Frage: Wie kann 
das Verhältnis von Mehrheit und Minderheit(en) im Nationalstaat so gestaltet 
werden, dass die gleichberechtigte Teilhabe aller Staatsangehörigen als Staats- 
bürger° sichergestellt wird? 

Die drei Verträge haben für die Staaten Südosteuropas auf die Frage des 
Minderheitenschutzes zeit- und kontextspezifische Antworten gegeben. Mit- 
einander in Beziehung gesetzt, lassen die Verträge eine Entwicklung erkennen, 
deren Tragweite weit über den originären südosteuropäischen Ausgangspunkt 
hinausgeht. Deshalb bedeutet die Beziehung zwischen Krieg, Nationalstaat und 
Minderheitenschutz in Südosteuropa am Ende des langen 19. Jahrhunderts aus- 
zuloten, immer auch den europäischen Bemühungen um einen völkerrechtlich 


* Winfried Baumgart, Vom europäischen Konzert zum Völkerbund. Friedenschlüsse und 
Friedenssicherung von Wien bis Versailles, 2. Aufl. Darmstadt 1987. 

> Zur Unterscheidung zwischen Staatsangehöriger und Staatsbürger vgl. Thomas H. Marshall, 
Bürgerrechte und soziale Klassen. Zur Soziologie des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt am Main / 
New York 1992; Dieter Gosewinkel, Staatsbürgerschaft und Staatsangehörigkeit, in: Geschichte 
und Gesellschaft 21, 1995, 533-556; Christoph Conrad/ Jürgen Kocka (Hrsg.), Staatsbürgerschaft 
in Europa. Historische Erfahrungen und aktuelle Debatten, Hamburg 2001. 
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abgesicherten Minderheitenschutz grundsätzlich nachzuspüren. Diese zielten 
darauf, so die These dieses Beitrags, die „dunkle Seite der Nationalstaaten“® 
soweit einzuhegen, dass die staatsbürgerliche Teilhabe aller Staatsangehörigen 
ohne Unterschied des Glaubens, der Sprache oder der Ethnie an den Grund- 
werten, die dem modernen Nationalstaat zugrunde liegen, in möglichst weitem 
Umfang gewährleistet wird. Verfolgt man also mit Blick auf Südosteuropa die 
Voraussetzungen und die Etappen der Entwicklung des Minderheitenschutzes’, 
so fragt man grundsätzlich nach dem Handeln der Politik, um das Versprechen 
von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit des Nationalstaats einzulösen. 


Berlin oder: Vom großen Prinzip der Rechts- 
und Glaubensfreiheit nicht abweichen 


Vom 13. Juni bis zum 13. Juli 1878 tagte in der Reichshauptstadt, im gerade 
neu bezogenen Reichskanzlerpalais in der Wilhelmstraße, angeregt durch die 
österreich-ungarische Regierung und auf Einladung von Reichskanzler Otto 
von Bismarck ein Kongress, der in die Geschichte als der Berliner Kongress ein- 
ging. Neben der federführenden deutschen Delegation saßen, wie im Gemälde 
von Anton von Werner von 1881 festgehalten, mit England, Frankreich, Öster- 
reich-Ungarn, Italien, Russland und dem Osmanischen Reich nur Vertreter der 
europäischen Großmächte am Verhandlungstisch. Der Kongress wollte einen 
Schlussstrich unter die sich in der Orientkrise (1875-1878) zuspitzende orienta- 
lische Frage? setzen - Was wird aus dem seit dem Ende des 18. Jahrhunderts 
niedergehenden und daher als „kranker Mann am Bosporus“ bezeichneten 
Osmanischen Reich? Die Brisanz der Frage ergab sich aus den sich überkreu- 
zenden Interessen der europäischen Großmächte, allen voran Russlands, Öster- 
reich-Ungarns sowie Englands und Frankreichs, und der aufstrebenden Na- 
tionalbewegungen in der Region.!" Deren als Folge von Aufständen und von 


ê Philipp Ther, Die dunkle Seite der Nationalstaaten. „Ethnische Säuberungen“ im modernen 
Europa, Göttingen 2011. 

7 Sarah Pritchard, Der völkerrechtliche Minderheitenschutz. Historische und neuere Ent- 
wicklungen, Berlin 2001. 

8 Vgl. dazu Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1); Ralph Melville/ Hans-Jürgen Schrö- 
der (Hrsg.), Der Berliner Kongress von 1878. Die Politik der Großmächte und die Probleme der 
Modernisierung in Südosteuropa in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, Wiesbaden 1982. 

? Vgl. dazu und zum Folgenden Mark Mazower, The Balkans. From the end of Byzantium to 
the present day, London 2001; Edgar Hösch, Geschichte der Balkanländer. Von der Frühzeit bis 
zur Gegenwart, 4., aktual. und erw. Aufl. München 2002, bes. 113-192. Vgl. auch Fikret Adanir, 
Bevölkerungsverschiebungen, Siedlungspolitik und ethnisch-kulturelle Homogenisierung. Nati- 
onsbildung auf dem Balkan und in Kleinasien, 1878-1923, in: Sylvia Hahn u.a. (Hrsg.), Auswei- 
sung, Abschiebung, Vertreibung in Europa 16.-20. Jahrhundert, Innsbruck u. a. 2006, 172-192. 

10 Eine gute Übersicht in tabellarischer Form der nationalrevolutionären Phasen, Kriege und 
Autonomiestufen in den Staatsbildungsprozessen auf dem Balkan im langen 19. Jahrhundert 
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Kriegen zwischen Russland und dem Osmanischen Reich erreichte Etappen hin 
zu unabhängigen Nationalstaaten in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert sind 
mit der Autonomie Serbiens (1817), der von den Großmächten garantierten 
Souveränität Griechenlands (1831), der Vereinigung der Fürstentümer Moldau 
und Walachei zu Rumänien unter der Suzeränität des Osmanischen Reiches 
(1859/61) und dem zwischen Lehensabhängigkeit und Unabhängigkeit vom 
Osmanischen Reich changierenden Status von Montenegro umrissen. 

Diese einzelnen Etappen des bei weitem noch nicht abgeschlossenen Staaten- 
bildungsprozesses in Südosteuropa im langen 19. Jahrhundert waren in hohem 
Maße mit Gewalt verbunden, die, ein weiteres Kennzeichen, eine sonst in Europa 
nicht bekannte entgrenzte Gewalt über die staatlichen Heere hinaus charakte- 
risiert.'! Zunächst vornehmlich religiös, sprachlich und dann sich zunehmend 
auf ein Volk und damit sich ethnisch definierende Gruppen waren zugleich 
Täter und Opfer in diesen Aufstände, Kriege und Bürgerkriege umfassenden 
Auseinandersetzungen. Sie haben mittlerweile in der Forschung vor allem unter 
dem Begriff der „ethnischen Säuberungen“ gerade bezogen auf Südosteuropa 
große Aufmerksamkeit gefunden. „Nationale Befreiung durch Vertreibungen“ 
überschreibt Michael Schwartz in einer neuen grundlegenden Studie die Zeit 
zwischen 1804 und 1878 in Südosteuropa und stuft den „Balkan als Lernort für 
ethnische ‚Säuberungen“ ein.'? 

Mit den Aufständen in der Herzegowina seit 1875, in Bosnien, Thrakien und 
Rumelien 1876 sowie dem Eingreifen Serbiens und Montenegros gegen das Os- 
manische Reich, das die gewaltsame Auflehnung erfolgreich abwehrte und damit 
Russland den erwünschten Anlass zum Kriegseintritt bot, steuerte die Orienta- 
lische Krise im dritten russisch-osmanischen Krieg seit 1812 ihrem Höhepunkt 
zu. In dessen von Migrationen, Massakern, Flucht und Vertreibungen begleiteten 
Verlauf"? brach zwischen April 1877 und Ende Januar 1878 die osmanische Herr- 
schaft in Südosteuropa fast vollständig zusammen. Verbündet mit Montenegro, 


bietet Konrad Clewig, Staatensystem und innerstaatliches Agieren im multiethnischen Raum. 
Südosteuropa im langen 19. Jahrhundert, in: Ders. / Oliver Jens Schmitt (Hrsg.), Geschichte Süd- 
osteuropas. Vom frühen Mittelalter bis zur Gegenwart, Regensburg 2011, 432-553, hier 447 f. 
Vgl. auch Christo Choliolcev/ Karlheinz Mack/ Arnold Suppan (Hrsg.), Nationalrevolutionäre 
Bewegungen in Südosteuropa im 19. Jahrhundert, München 1992. 

11 Wolfgang Höpken, Gewalt auf dem Balkan. Erklärungsversuche zwischen „Struktur“ und 
„Kultur“; in: Ders./ Michael Rieckenberg (Hrsg.), Politische und ethnische Gewalt in Südost- 
europa und Lateinamerika, Köln u.a. 2001, 53-96; Ders., Bevölkerungsverschiebungen in Süd- 
osteuropa seit der Nationalstaatswerdung (19./20. Jahrhundert), in: Comparativ 6, H. 1, 1996, 
25-40; Clewig, Staatensystem (wie Anm. 10), 454. 

12 Michael Schwartz, Ethnische „Säuberungen“ in der Moderne. Globale Wechselwirkungen 
nationalistischer und rassistischer Gewaltpolitik im 19. und 20. Jahrhundert, München 2013, 
235-261, Zitate 235 und 238. Der Band enthält auch eine gute Übersicht zum aktuellen Stand 
der Forschung zu ethnischen Säuberungen. 

13 Schwartz, Ethnische „Säuberungen“ (wie Anm. 12), 238-244. Vgl. auch Ivan Ninić (Hrsg.), 
Migrations in Balkan History, Belgrade 1989. 
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Serbien und Rumänien standen die russischen Truppen in kurzer Zeit unmittel- 
bar vor Konstantinopel. Es wird geschätzt, dass dabei bis zu 300.000 Muslime 
getötet wurden und eine noch viel größere Gruppe heimatlos wurde.'* Nach 
dem Krieg hatte sich die Bevölkerung Konstantinopels verdoppelt, eine Folge der 
Aufnahme von einer halben Million Flüchtlinge durch das Osmanische Reich. 

Aus einer Position der Stärke heraus diktierte Russland dem Osmanischen 
Reich den am 3. März 1878 unterzeichneten Frieden von San Stefano.!° We- 
niger der erhebliche Gebietszuwachs, der darin für Montenegro, Serbien und 
Rumänien festgeschrieben wurde, als ein sich abzeichnendes großes, von Russ- 
land abhängiges Bulgarien sowie die Kontrolle der Meerengen durch Russland 
brachten Großbritannien und Österreich-Ungarn auf den Plan. Sie sahen mit 
einer Vorherrschaft des Zarenreiches auf dem Balkan das Mächtegleichgewicht 
in Südosteuropa grundlegend gestört sowie eigene Interessen beeinträchtigt und 
zwangen daher Russland mit einer unverhohlenen Kriegsdrohung zu einer in- 
ternationalen Überprüfung des geschlossenen Vertrags. Eine wichtige Weichen- 
stellung dafür bildete eine von England in die Wege geleitete Abmachung mit 
Russland, die am 30. Mai 1878 in London unterschrieben worden war. 

Auf dem Berliner Kongress mutierte San Stefano zu einem Vorfriedensver- 
trag, dessen Beschlüsse Punkt für Punkt überprüft und in wesentlichen Teilen 
korrigiert wurden.'° Lediglich die wichtigsten und auf Südosteuropa bezogenen 
gilt es festzuhalten: Aufteilung des territorial verkleinerten Bulgarien mit dem 
Balkangebirge als Grenze in zwei Staatsgebilde, das Fürstentum Bulgarien unter 
der Oberhoheit des Sultans und die administrativ autonome Provinz Ost-Rume- 
lien unter der unmittelbaren politischen und militärischen Autorität des Osma- 
nischen Reiches; die als Okkupation verhüllte „Annexion zur linken Hand“ von 
Bosnien und Herzegowina durch Österreich-Ungarn; Rückgabe Makedoniens an 
das Osmanische Reich; Unabhängigkeit Montenegros, Rumäniens und Serbiens 
unter Auflagen und von Grenzveränderungen’ begleitet; Gebietserweiterung 
Griechenlands in Thessalien und im Epirus sowie Garantie der freien Donau- 
schifffahrt. 

In dem hier diskutierten Zusammenhang gilt es, diean Bedingungen geknüpf- 
te Anerkennung der Unabhängigkeit von Montenegro, Serbien und Rumänien 
genauer zu betrachten. Nach kontroversen Diskussionen über die Zulassung 
Rumäniens wurden dessen Vertreter zur Sitzung am 1. Juli 1878 geladen, um 
dabei lediglich zu den Bestimmungen des Vertrags von San Stefano gehört zu 
werden. Nach der Verabschiedung der rumänischen Delegation besprachen die 


14 Jürgen Osterhammel, Die Verwandlung der Welt. Eine Geschichte des 19. Jahrhunderts, 
München 2009, 217. 

15 Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), 15-21. 

16 Der Text des Vertrags in Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), 367-407. 

1 Vgl. z.B. für die Dobrudscha Constantin Iordachi, Citizenship, Nation und State-Building. 
Ihe Integration of Northern Dobrogea into Romania, 1878-1913, Pittsburgh 2002. 
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Kongressteilnehmer die Frage der Unabhängigkeit Rumäniens.'? Einleitend er- 
innerte Reichkanzler Bismarck daran, dass der Pariser Kongress von 1856, mit 
dem der Krim-Krieg beendet worden war, der Vereinigung der rumänischen 
Fürstentümer nicht zugestimmt habe. Da sich aber die Walachei und die Moldau 
mittlerweile zu einem Staat zusammengeschlossen und mehrere Mächte diesen 
durch mit ihm abgeschlossene Handelsverträge bestätigt hätten, sei eine neue 
Situation entstanden. Allerdings habe nur Europa das Recht, die Unabhängigkeit 
Rumäniens zu bestätigen. Er warf daher die Frage auf, ob und, mit Verweis auf 
die Serbien gemachten Auflagen, unter welchen Bedingungen dies erfolgen solle. 

Der französische Außenminister William Henry Waddington, der als erster 
das Wort ergriff, bestand darauf, „vom großen Prinzip der Rechtsgleichheit und 
der Glaubensfreiheit nicht abzuweichen.“ Rumänien könne nicht für die ei- 
genen Staatsbürger das ablehnen, was rumänischen Staatsbürgern in der Türkei 
gewährt wurde. „Wenn Rumänien in die große europäische Völkergemeinschaft 
eintreten wolle, müsse es zweifellos auch die Lasten, ja Nachteile einer Stellung 
auf sich nehmen, deren Vorteile es in Anspruch nehmen wolle.“!? Dieser Argu- 
mentation schlossen sich alle Kongressteilnehmer an, in dem sie wie im Falle 
Serbiens insbesondere mit Bezug auf die Juden „der Religionsfreiheit größtes Ge- 
wicht“ beimaßen. Nachdem auch ein russisches Junktim, das die Anerkennung 
der Unabhängigkeit Rumäniens mit der Klärung offener Grenzfragen verband, 
zu seinen Gunsten geklärt worden war, verkündete der Vorsitzende die ein- 
stimmige Anerkennung der Unabhängigkeit Rumäniens (Artikel 43), allerdings 
ausdrücklich nur unter zwei Bedingungen: Der Abtretung des südlichen Teils 
von Bessarabien an Russland (Artikel 45) und, ganz zentral, der Gewährung von 
Glaubensfreiheit, wie sie im Artikel 44 des Berliner Vertrags festgehalten wurde: 


In Rumänien darf der Unterschied des religiösen Glaubens und der Bekenntnisse Nie- 
mand gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund der Ausschließung oder der Un- 
fähigkeit bezüglich des Genusses der bürgerlichen und politischen Rechte, der Zulassung 
zu öffentlichen Diensten, Aemtern und Ehren oder der Ausübung der verschiedenen 
Berufs- und Gewerbezweige, an welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und öffentliche Ausübung aller Kulte werden allen Angehörigen des Rumä- 
nischen Staats sowie Ausländern zugesichert, und es darf weder der hierarchischen Orga- 
nisation der verschiedenen Religionsgemeinschaften noch den Beziehungen derselben zu 
ihren geistlichen Oberen ein Hindernis entgegen gestellt werden.” 


Die Protokolle des Berliner Kongresses geben nur begrenzt darüber Auskunft, 
weshalb die Religionsfreiheit und das Diskriminierungsverbot als unabdingbare 
Voraussetzungen für die Anerkennung Rumäniens als souveräner Staat Eingang 
in Artikel 44 gefunden haben. Der Artikel ist, wie die Forschung herausgearbeitet 


18 Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), 269-282, Protokoll Nr. 10 der Sitzung vom 
1.07.1878. 

19 Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), 274f. Hier auch das folgende Zitat. 

20 Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), 399. 
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hat?!, im Zusammenhang mit den Folgen einer beträchtlichen jüdischen Zuwan- 
derung insbesondere in die Moldau seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert zu 
sehen. Als unbequeme wirtschaftliche Konkurrenten abgestempelt, wurde den 
Juden in den Vereinigten Fürstentümern der Walachei und Moldau die staats- 
bürgerliche Gleichstellung versagt, so dass sie als Staatenlose praktisch rechtlos 
waren. Darauf machten Lobbyverbände in den USA aufmerksam, Erkenntnisse, 
die dank amerikanischer diplomatischer Fürsprache britische Unterstützung und 
so Eingang in die Verhandlungen des Berliner Kongresses fanden. Hier wurde 
dann der Einzelfall am Grundsatz der Rechtsgleichheit und der Glaubensfreiheit 
gemessen und erhielt damit einen herausgehobenen Stellenwert. Darin liegt die 
über den konkreten Fall hinausgehende Bedeutung der Bestimmung, zu der 
nicht nur Rumänien verpflichtet wurde. Die Bestimmungen des Artikels 44 des 
Berliner Vertrags fanden in der gleichen Formulierung Eingang in alle der im 
Berliner Vertrag genannten Staaten Südosteuropas - Bulgarien (Artikel 5), Mon- 
tenegro (Artikel 27), Serbien (Artikel 35), Rumänien (Artikel 44) und Türkei 
(Artikel 62), wobei sie aber nur für Serbien und Rumänien eine Bedingung für 
die Anerkennung der Unabhängigkeit dieser beiden Staaten darstellten. 

Das in diesen Artikeln des Berliner Vertrags festgelegte Gleichheitsgebot be- 
zog sich ausschließlich auf den Bereich der Religion. Es hatte insofern schon 
Vorgänger, als sich Griechenland im Londoner Protokoll von 1830 verpflichtet 
hatte, die nichtorthodoxe Bevölkerung gleich zu behandeln.?? Darauf wurde aber 
beim Berliner Kongress nicht Bezug genommen. Unterschiede des religiösen 
Glaubens und des Bekenntnisses durften nach dem Wortlaut des Berliner Ver- 
trags kein Grund für eine Benachteiligung bei der Wahrnehmung und Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte ein. Dieses Gleichheitsgebot bildete nach Lesart der 
Protokolle des Kongresses nicht weniger als das Eintrittstor der darauf ver- 
pflichteten Staaten in die große europäische Völkergemeinschaft. In der Lesart 
der drei Staaten handelte es sich dagegen um einen Eingriff in die nationale Sou- 
veränität, weshalb, wie nicht nur der rumänische Fall zeigt, die Bestimmungen 
nur zögerlich und unvollkommen in nationales Recht umgesetzt wurden. Als 
Deutschland, Frankreich und Großbritannien im Februar 1880 die Unabhängig- 
keit Rumäniens anerkannten, gaben sie ihre Unzufriedenheit mit der individu- 
ellen rumänischen Einbürgerungspraxis nur in einer Note zum Protokoll. Von 
einer conditio sine qua non für die internationale Anerkennung der staatlichen 


2! Vgl. dazu Dietmar Müller, Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft in Südosteuropa. 
Der Staatsbürger in den „nationalen Codes“ Rumäniens, Bulgariens und Serbiens, in: Osteuropa 
52, H. 6, 2002, 752-773; Clewig, Staatensystem (wie Anm. 10), insbes. 484 f.; Holm Sundhaussen, 
Unerwünschte Staatsbürger. Grundzüge des Staatsbürgerschaftsrechts in den Balkanländern 
und Rumänien, in: Conrad /Kocka (Hrsg.), Staatsbürgerschaft (wie Anm. 6), 193-215; Carole 
Fink, Defending the Rights of Others. The Great Powers, the Jews and International Minority 
Protection, Cambridge 2004. 

22 Herbert Kraus, Das Recht der Minderheiten. Zur Einführung in das Verständnis des mo- 
dernen Minoritätenrechts, Berlin 1927, 48. 
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Unabhängigkeit waren Religionsfreiheit und Diskriminierungsverbot zu einer 
Unmutsäußerung geschrumpft. 

Zweifellos standen vor allem individuelle religiöse Minderheitenrechte im 
Mittelpunkt, wenn im Berliner Vertrag der Schutz von Minderheiten thema- 
tisiert wurde. Dem historischen Kontext entsprechend überwog bezogen auf 
Minderheitenschutz das religiöse Moment im Vertrag. Dennoch wurden in einer 
weicheren Form auch Minderheitenrechte von ethnischen Gruppen zumindest 
angeschnitten, wie die sich auf die Türkei (Artikel 61) und Bulgarien (Artikel 4 
und 5) beziehenden Artikel erkennen lassen: 


An denjenigen Orten, wo Bulgaren mit türkischen, rumänischen, griechischen und ande- 
ren Bevölkerungen gemischt sind, soll den Rechten und Interessen dieser Bevölkerungen 
bezüglich der Wahlen und der Ausarbeitung des organischen Reglements Rechnung ge- 
tragen werden.” 


Der Berliner Kongress wird in der Forschung als eine Etappe der Krisenbewäl- 
tigung in Südosteuropa im 19. Jahrhundert eingestuft”, die immer das Aus- 
tarieren der Mächteverhältnisse der Großmächte untereinander und das Ringen 
der Völker der Region um einen eigenen Nationalstaat oder dessen territoriale 
Erweiterung verband. Auf diese Einschätzung, wenn auch beschränkt auf einen 
Aspekt, trifft man auch bereits bei Zeitgenossen. Der Generalsekretär des Kon- 
gresses, von Radowitz, bilanzierte in einem Brief die Ergebnisse des Berliner 
Kongresses mit den Worten: 


Fünf Jahre mindestens, glaube ich, wird die jetzt geschaffene Lage vorhalten können [...]. 
Jetzt aber haben wir Europa vom Krieg bewahrt und den Weg gezeigt, auf den man auch 
in Zukunft ohne Kampf sich einigen könnte. Das ist der Gewinn des Kongresses: Zum 
ersten Male hat ein solches europäisches Werk einem großen Kriege vorbeugen können. 
Die anderen Kongresse kamen erst zustande, nachdem sich die Mächte schwer geschädigt 
hatten, oder es sind die europäischen Kämpfe aus ihnen hervorgegangen.” 


Die Einschätzung ist aus mehreren Gründen bemerkenswert. Für einen wich- 
tigen Teilnehmer am Kongress, und nicht nur für ihn, zählte offensichtlich 
ausschließlich die von den großen Mächten getragene große Politik, die Ver- 
hinderung eines befürchteten großen Krieges. Den Kongress betrachtete er als 
Instrument präventiver Friedenspolitik der europäischen Großmächte. Die Welle 
der Nationalstaatsgründungen in Südosteuropa und die damit verbundenen 
Minderheitenfragen spielten dagegen damals angesichts ihres scheinbar geringen 


23 Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), 377. 

24 Hösch, Geschichte der Balkanländer (wie Anm. 9), 113. 

3 Joseph Maria von Radowitz, Aufzeichnungen und Erinnerungen aus dem Leben des Bot- 
schafters Joseph Maria von Radowitz, hrsg. von Hajo Holborn, Stuttgart 1925, 58; zitiert nach 
Imanuel Geiss, Der Berliner Kongreß. Eine historische Retrospektive, in: Melville/Schröder 
(Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 8), 31-49, Zitat 49. 
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Stellenwertes eine so untergeordnete Rolle, dass sie in der Bilanz nicht erwähnt 
wurden. 

Doch maß von Radowitz dem Berliner Vertrag mit Blick auf die Interessen 
der Großmächte und hier insbesondere Österreich-Ungarns vor dem Hinter- 
grund eines schwächelnden Osmanischen Reiches nur eine begrenzte, schwer 
einzuschätzende Halbwertzeit zu. Diese sollte auch von der Nationalstaats- und 
Minderheitenfrage in Südosteuropa wesentlich beeinflusst werden. Insofern ist 
der Feststellung zuzustimmen, wonach der Berliner Kongress als ein Bindeglied 
zwischen dem Wiener Kongress von 1814/15 und dem Versailler Kongress von 
1919 gedeutet wird”, allerdings ohne dass man dabei in erster Linie die Ent- 
wicklung des Minderheitenschutzes im Blick gehabt hätte, der mit dem Berliner 
Kongress zweifellos ein neues Stadium erreichte.” 


Bukarest oder: Who can best dispossess 
and „denationalize“ his neighbor? 


Die Dauer des auf den Beschlüssen des Berliner Kongress fußenden Friedens 
zwischen den europäischen Großmächten sollte weit über die Prognose von 
Radowitz’ hinausgehen. Doch die Abwesenheit eines „großen Krieges“ in Europa 
am Ende des 19. Jahrhunderts darf den Blick nicht für die in dieser Zeit stattfin- 
denden kleinen europäischen Kriege verstellen. Gerade in Südosteuropa verban- 
den sie Großmachtinteressen sowie nationale Eigenstaatlichkeitsbestrebungen 
mit einer hohen Gewaltdynamik und erreichten zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
in den beiden Balkankriegen®® einen neuen Höhepunkt. 

Aufgrund eines komplizierten Systems bilateraler Verträge kam 1912 ein 
Bündnissystem zustande, dem Montenegro, Serbien, Bulgarien und Griechen- 
land angehörten. Im Rahmen des so genannten Balkanbundes”? zielten die darin 
zusammengeschlossenen Staaten jeweils darauf ab, jene Gebiete der Balkanhalb- 
insel, die sich nach den Ergebnissen des Berliner Kongresses noch unter osma- 
nischer Herrschaft befanden, zu „befreien“, und sich davon möglichst großen Ge- 
biete zu sichern. Eigenen, nationalstaatlich ausgeflaggten Interessen verpflichtet, 
blieben daher die Ziele der Kriegskoalition eher vage und enthielten damit den 
Keim für den späteren Streit der Koalitionäre untereinander. 

Der erste Balkankrieg wurde mit der Kriegserklärung Montenegros an das Os- 
manische Reich am 8. Oktober 1912 eröffnet. Diese setzte im Laufe des Monats 


26 Geiss (Hrsg.), Berliner Kongreß (wie Anm. 1), XI. 

?7 Zu der Einschätzung der Minderheitenrechte auf dem Berliner Kongress vgl. Clewig, Staa- 
tensystem (wie Anm. 10), 480-485. 

28 Richard C. Hall, Balkan Wars 1912-1913. Prelude to the First World War, London 2000. 

® Vgl. dazu Katrin Boeckh, Von den Balkankriegen zum Ersten Weltkrieg. Kleinstaaten- 
politik und ethnische Selbstbestimmung auf dem Balkan, München 1996, bes. 23-31. 
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die einzelnen Stufen des Bündnissystems in Gang, das bis Mai 1913 der osma- 
nischen Präsenz in Europa weitgehend ein Ende bereitete. Unter der Devise „Der 
Balkan den Balkanvölkern“ ging es keinesfalls darum, alle Völker an den schnell 
errungenen Gebietsgewinnen teilhaben zu lassen, sondern allein die Interessen 
der im Balkanbund zusammengeschlossenen Nationalstaaten zu befriedigen. 
Das Kosovo mutierte zu Altserbien und Makedonien zu Südserbien, um nur zwei 
Beispiel zu nennen. Insofern war der Balkanbund nur der Mantel, unter dem die 
einzelnen Staaten hofften, ihre weitreichenden Ziele durchzusetzen, die sie in 
einem bis in graue Vorzeiten projizierten Territorium der eigenen Nation sahen. 

Diese blutigen, unter dem Banner mythisch befrachteter Nationalstaatsvor- 
stellungen geführten Kriege schlugen sich in den Ergebnissen des ersten Balkan- 
krieges nieder, der mit dem am 30. Mai 1913 in London unterzeichneten Vertrag 
zwischen Griechenland, Serbien, Bulgarien und Montenegro einerseits und der 
Türkei andererseits abgeschlossen wurde. Dem Vertrag entsprechend hatte die 
Türkei u.a. alle Gebiete westlich einer Linie zwischen Enos und Midia abzutreten 
und auf alle Souveränitätsrechte auf Kreta zu verzichten. Die Großmächte sollten 
die Zugehörigkeit der türkischen Ägäis-Inseln und der Chalkidike-Halbinsel 
klären. Albanien wurde als Staat neu geschaffen und den europäischen Groß- 
mächten das Recht eingeräumt, dessen Grenzen und seine staatliche Gestaltung 
festzulegen. Die Frage der Staatsangehörigkeit, die sich angesichts der einge- 
tretenen territorialen Veränderungen für zigtausende Menschen stellte, sollte 
wie weitere Angelegenheiten Inhalt einer eigenen Konvention sein. Ungeklärt 
blieb, wie die territorialen Verluste des Osmanischen Reiches auf die Staaten des 
Balkanbundes aufzuteilen waren. Das Unvermögen Serbiens, Griechenlands und 
Bulgariens sich darüber zu einigen, löste den zweiten Balkankrieg aus, der die 
Kriegsverluste und -kosten in allen Staaten in die Höhe schießen ließ.?° 

War der erste Balkankrieg in hohem Maße eine muslimisch-christliche Aus- 
einandersetzung, so war der zweite Balkankrieg ein Krieg zwischen sich christ- 
lich definierenden Nationalstaaten, unter deren territorialem Anspruch die 
muslimische Bevölkerung nicht weniger zu leiden hatte.°! Mit dem am 29./30. 
Juni eingeleiteten Überfall bulgarischer Truppen auf Serbien entstand im zweiten 
Balkankrieg eine neue Frontlinie, an der Bulgarien seinen früheren Verbündeten 
Serbien, Griechenland, Montenegro und schließlich auch Rumänien gegenüber 
stand. Die Türkei nutzte mit Verweis auf bulgarische „horreurs [...] avec une 
barbarie et un vandalisme indescriptibles“’* die Gunst der Stunde, um zu ver- 
suchen, die in London eingegangenen Verpflichtungen wenn nicht zu revidieren, 


3 Vgl. Boeckh, Balkankriege (wie Anm. 29), 70-73 die tabellarische Aufstellung der Kriegs- 
verluste und Kosten. 

31 Justin McCarthy, Death and Exile. The Ethnic Cleansing of Ottoman Muslims 1821-1922, 
Princeton /New York 1995; Alexandre Tumarkine, Les Migrations des Populations Musulmanes 
Balkanique en Antalie (1876-1913), Istanbul 1995. 

32 Jahrbuch des Völkerrechts 2, Abt. I, 1914, 180-184, Zitat 189. 
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so dann doch zu mildern. In einem kurzen und blutigen, von Massakern, Flucht 
und Ausweisungen begleiteten Krieg unterlag das eingekreiste Bulgarien der mi- 
litärischen Übermacht seiner Gegner. 

Schon am 30. Juli 1913 traten auf Vorschlag des rumänischen Ministerprä- 
sidenten Titu Maiorescu die Vertreter der fünf kriegsführenden Parteien im 
Bukarester Außenministerium zusammen, um über eine Friedensregelung zu 
beraten. Zu der unter Ausschluss der Türkei stattfindenden Konferenz, deren 
Vorsitz das Gastgeberland übernahm, waren auch Vertreter der Großmächte 
eingeladen, die allerdings, anders als bei der Berliner Konferenz, nicht feder- 
führend waren. Insofern ist die Bukarester Friedenskonferenz als ein Akt der 
Emanzipation der neuen südosteuropäischen Nationalstaaten gegenüber den 
Großmächten zu deuten. Auf der Berliner Konferenz hatte man Vertreter einiger 
südosteuropäischer Staaten lediglich gehört und, wie das Protokoll vermerkt, an- 
schließend die Stühle am Verhandlungstisch wieder zurechtgerückt. Jetzt saßen 
die südosteuropäischen Staaten nicht nur am Tisch, sondern sie hatten auch das 
Sagen, zumal ausschließlich Angelegenheiten Gegenstand der Verhandlungen 
in Bukarest waren, die die fünf am zweiten Balkankrieg beteiligten Staaten be- 
trafen. Die erzielten Ergebnisse fanden ihren Niederschlag in dem am 10. August 
unterzeichneten Vertrag von Bukarest, der von den Vertragsparteien bis zum 
Monatsende ratifiziert wurde. 

Der Vertrag ist im Wesentlichen ein Grenzregelungsvertrag, der mit neuen 
Grenzziehungen das festlegte, worauf sich die kriegsführenden Parteien am Ende 
des ersten Balkankrieges nicht hatten einigen können, nun allerdings unter ganz 
anderen Voraussetzungen.’ Bulgarien musste die Siddobrudscha an Rumänien 
abtreten und bestehende Festungen innerhalb von zwei Jahren schleifen (Ar- 
tikel 2) sowie zugunsten Serbiens (Artikel 3) und Griechenlands (Artikel 5) auf 
weite Teile Makedoniens verzichten. Den genauen Verlauf der Grenzen, der den 
religiösen, sprachlichen und ethnischen Verhältnisse vor Ort nicht Rechnung 
trug, sollte im Rahmen eines Schiedsspruchverfahrens eine gemischte Kommis- 
sion festlegen. Demobilisierung, Räumung des bulgarischen Gebiets und Kriegs- 
gefangenenaustausch waren Gegenstand weiterer Bestimmungen. 

Fragen des Minderheitenschutzes, die angesichts der weitgehenden territo- 
rialen Veränderungen und der beträchtlichen Bevölkerungsverschiebungen in 
Form von Flucht, Ausweisungen und Vertreibungen und Massakern während 
und als Folge des Krieges nahe gelegen hätten®*, waren kein Gegenstand des Ver- 


33 Der Vertragstext bei Kraus, Das Recht der Minderheiten (wie Anm. 22), 180-184. 

34 Dimitrije Djordjević, Migrations during the 1912-1913 Balkan Wars and World War 
one, in: Ninić (Hrsg.), Migrations (wie Anm. 13), 115-129; Wolfgang Höpken, Flucht vor dem 
Kreuz? Muslimische Emigration aus Südosteuropa nach dem Ende der osmanischen Herr- 
schaft (19./20. Jahrhundert), in: Comparativ 6, 1996, H. 1, 1-24; Cathie Carmichael, Ethnic 
Cleansing in the Balkans. Nationalism and the Destruction of Tradition, London/New York 
2002; Schwartz, Ethnische „Säuberungen“ (wie Anm. 12), 298-308. 
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trags. Nicht Rechts- und Glaubensfreiheit waren die Grundsätze, von denen sich 
die in Bukarest versammelten Vertreter südosteuropäischer Staaten leiten ließen, 
sondern ein auf die Titularnation zugeschnittenes, nationalisiertes Staatsbürger- 
schaftsverständnis. 

In einer Note hatte zwar die amerikanische diplomatische Vertretung, und nur 
sie, ihrer Erwartung Ausdruck gegeben, 


qu'il regarderait avec satisfaction si un provision accordant pleine liberté civile et religieuse 
aux habitants de tout territoire qui pourrait être assujetti à la souverainité de quicoque des 
cinq Puissance ou qui pourrait être transféré de la jurisdiction de !une des Puissance à celle 
d’une autre, pourrait être introduite dans toute convention conclue à Bucarest.” 


Doch der Vorschlag wurde sowohl vom rumänischen Vorsitzenden der Kon- 
ferenz als auch vom griechischen Vertreter, Ministerpräsident Eléphterios Veni- 
zélos, und der bulgarischen Delegation mit dem Verweis auf die nationalen 
Verfassungen zurückgewiesen, in denen solche Rechte bereits verankert seien. 
Bürgerliche Rechte und Glaubensfreiheit wurden so zur inneren Angelegenheit 
der Nationalstaaten erklärt und dadurch dem Einfluss von außen, der auf der 
Berliner Konferenz für die Aufnahme solcher Bestimmungen gesorgt hatte, 
entzogen. 

Dass Verfassungstext und Verfassungswirklichkeit weit auseinanderklafften, 
also völlige bürgerliche und religiöse Freiheit im Alltag keineswegs selbstver- 
ständlich waren, hatten nicht zuletzt die beiden Balkankriege deutlich vor Augen 
geführt. Die breite Berichterstattung auch in der westeuropäischen Presse, die 
angesichts der Erfolge der südosteuropäischen Staaten zunächst von einer „Bal- 
kaneuphorie“ gekennzeichnet war, beurteilte die Kriegsführung und insbesonde- 
re die schwerwiegenden Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung in der Folgezeit 
kritisch.’ Deren Ausmaß führte die von der Carnegie-Stiftung im Juli 1913 
eingesetzte internationale Kommission mit ihrem Bericht über die Ursachen 
und den Verlauf der Balkankriege in Sprache und Bildern deutlich vor Augen. 
Im Kapitel „Krieg und die Nationalitäten“ sind Ausrottung und Vernichtung, 
Emigration und Assimilation die Leitbegriffe. Auch deshalb kam der Bericht zu 
den beiden Balkankriegen zu einem insgesamt und gerade auch bezogen auf die 
Einschätzung des Verhältnisses von Nationalstaat, Krieg und Minderheiten zu 
einem äußerst ernüchternden Fazit: 


Never was a lesson clearer and more brutal. United, the peoples of the Balkan peninsula, 
oppressed for so long, worked miracles that a mighty but divided Europe could not even 
conceive. [...] Disunited, they were forced to come to a standstill and to exhaust them- 
selves further in their effort to begin again, an effort indefinitely prolonged. For, far from 
being a solution, the second war was only the beginning of other wars, or rather ofa con- 


3 Vgl. die Akten der Konferenz, in: Jahrbuch des Völkerrechts 2, Abt. 1, 1914, Zitat 162. 
36 Florian Keisinger, Unzivilisierte Kriege im zivilisierten Europa? Die Balkankriege und die 
öffentliche Meinung in Deutschland, England und Irland 1876-1913, Paderborn 2008. 
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tinuous war, the worst of all, a war of religion, of reprisals, of race, of war of one people 
against another, of man against man and brother against brother. It has become a competi- 
tion, as to who can best dispossess and ‚denationalize‘ his neighbor.”” 


Mit den territorialen und bevölkerungspolitischen Veränderungen in den beiden 
Balkankriegen, bei denen sich die einzelnen Staaten auf angeblich angestammte 
historische Heimstätten ihrer Nation beriefen, wurde die religiöse, sprachliche 
und ethnische Vielfalt der Region unter nationalstaatlichem Vorzeichen „na- 
tionalisiert“. Unter diesen Umständen stellte sich die Frage des Verhältnisses 
von Titularnation und Minderheiten besonders akut. Sie wurde, dem ethnozen- 
tristisch ausgerichteten Nationalstaatsgedanken verpflichtet, in der angestrebten 
Nationalisierung, d.h. Homogenisierung der Minderheiten, ihrer Ausweisung 
oder physischen Vernichtung gesehen, um so einen ethnisch gereinigten Na- 
tionalstaat herzustellen. Wohl gerade deshalb stellte sich die Frage des Minder- 
heitenschutzes für die südosteuropäischen Staaten auf der Bukarester Konferenz 
nicht, als sie erstmals weitgehend selbständig ihr Verhältnis zueinander klären 
konnten, ohne damit für eine stabile Friedensordnung in der Region sorgen 
zu können. In Bukarest wurde dem Wettlauf der südosteuropäischen Staaten 
um eine nur auf Kosten der Nachbarn zu erreichende nationale Wiedergeburt 
nicht Einhalt geboten. Die Balkankriege gingen nahtlos in die Urkatastrophe des 
20. Jahrhunderts über. 


Paris oder: Guaranties d’une manière effective contre 
tout risque de traitement injuste ou d’oppression 


Auf der Konferenz, die vom 18. Januar 1919 bis zum 21. Januar 1920 in Versailles 
stattfand, überführten die alliierten und assoziierten Großmächte den am 11. 
November 1918 in Compiegne zwischen Frankreich und Großbritannien einer- 
seits und dem Deutschen Reich andererseits unterzeichneten Waffenstillstand in 
eine allgemeine Friedensregelung, mit der der Erste Weltkrieg beendet wurde. 
Kernstück des Vertragswerks war der nach einer ultimativen Aufforderung der 
Entente-Mächte von der deutschen Delegation am 28. Juni 1919 unterzeichnete 
Friedensvertrag von Versailles. 

In einem Brief vom 24. Juni 1919, nur vier Tage vor der Vertragsunterzeich- 
nung, erläuterte der französische Ministerpräsident Georges Clemenceau in 
seiner Funktion als Vorsitzender der Pariser Friedenskonferenz dem Präsiden- 
ten des polnischen Ministerrats und zugleich Minister für Auswärtige Ange- 
legenheiten Ignacy Jan Paderewski, weshalb es die alliierten und assoziierten 
Grofßmächte als unabdingbar ansahen, dass Polen einen Minderheitenschutz- 


37 Carnegie Endowment for International Peace, Report of the International Commission to 
inquire into the causes and conduct of the Balkan Wars, Washington, D.C. 1914, 15 f. 
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vertrag unterschrieb. Dessen Stellenwert für die alliierten Mächte unterstrich 
Clemenceau mit dem Verweis auf ein Junktim: Ohne die Unterzeichnung des 
Minderheitenschutzvertrags keine internationale Anerkennung der Souveränität 
und Unabhängigkeit des neuen polnischen Staates einschließlich der ihm auf 
Kosten des Deutschen Reiches zugeschlagenen Gebiete. Für den Standpunkt 
der Alliierten - eine offene, nur diplomatisch verbrämte Drohung - führte der 
französische Ministerpräsident historische Argumente an, er verwies zudem 
auf die eingetretenen territorialen Veränderungen und hob schließlich das neue 
System internationaler Beziehungen als Ergebnis des Ersten Weltkriegs hervor. 

Der mit Artikel 93 des Friedensvertrags mit dem Deutschen Reich überein- 
stimmende unterschriftsreife Minderheitenschutzvertrag”®, so Clemenceaus 
historisch-völkerrechtliche Argumentation, stelle mit Blick auf die europäische 
Geschichte keineswegs ein Novum dar, im Gegenteil: 


Cest une procedure depuis longtemps établie en droit public européen que lorsqu’un 
Etat est créé, ou même lorsqu’un Etat déja existant reçoit des accroissements territoriaux 
considérables, sa reconnaissance collective et formelle des grandes puissances doit être 
accompagnée de lassurance que cet Etat sengagera, sous forme dune convention interna- 
tionale, à observer certains principes de gouvernement.?? 


Diese Grundsätze, für die es eine Reihe weiterer Präzedenzfälle gebe, hätten 
ihre deutlichste internationale Anerkennung beim Berliner Kongress von 1878 
erhalten, als die europäischen Großmächte die Unabhängigkeit Serbiens, Monte- 
negros und Rumäniens nur unter der Voraussetzung anerkannt hätten, dass diese 
Staaten allen Bewohnern ihrer Staates religiöse Freiheiten gewährten. Um keinen 
Zweifel aufkommen zu lassen, werden im Brief die Passagen des entsprechenden 
Protokolls des Berliner Kongresses zitiert. Von solchen bewährten (Rechts)Tra- 
ditionen, heißt es weiter, wollten die Alliierten keinesfalls abrücken, vielmehr 
sähen sie darin eine ausgesprochene Verpflichtung, „d’assurer dans la forme la 
plus durable et la plus solennelle les garanties de certains droits essentiels qui 
donneront aux habitants une protection nécessaire, que soient les changements 
qui puissent se produire.“ 

Unterschiedliche international sanktionierte Schutzbestimmungen, darunter 
konfessionelle Schutzbestimmungen für das Königreich der Niederlande von 
1814/15 und jene vom Berliner Kongress verabschiedeten, habe es mit Blick auf 
das 19. Jahrhundert schon gegeben, führte Clemenceau weiter aus, und leitete 
damit zum zweiten Argument über, mit dem die alliierten Mächte den Min- 


38 In Artikel 93 erklärte sich Polen bereit, „daß die alliierten und assoziierten Hauptmächte 
in einem mit ihm zu schließenden Vertrag die Bestimmungen aufnehmen, die sie zum Schutz 
der Interessen der nationalen, sprachlichen und religiösen Minderheiten in Polen für notwendig 
erachten.“ Vgl. http://www.versailler-vertrag.de/vv-i.htm (12.08.2014). 

3 Kraus, Das Recht der Minderheiten (wie Anm. 22), 43-50, Zitat 44, hier auch die folgenden 
Zitate. Vgl. auch Harold William Vazeille Temerley (Hrsg.), A History of Peace Conference of 
Paris, Bd. 5: Economic reconstruction and Protection of Minorities, London 1921, 432-437. 
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derheitenschutzvertrag begründeten. Doch die als Ergebnis des Krieges neue 
politische Landkarte Europas erfordere auch neue einschlägige Bestimmungen. 
Durch die territorialen Veränderungen seien Polen sowie vielen anderen Staaten 
Gebiete zugesprochen worden, in denen große Gruppen von Menschen anderer 
Sprache und Nationalität als die jeweilige Titularnation lebten. 


On croit que ces populations saccoutumeront plus facilement à leur nouvelle situation si, 
des le début, elle savent quelles sont assures d’être protégées et garanties dune manière 
effective contre tout risque de traitement injuste ou d’oppression. 


Solche vertraglich abgesicherten Schutzregelungen, die allen Einwohnern jene 
Grundrechte zusicherten, wie sie jeder zivilisierte Staat garantiere, würden, so die 
Hoffnung von Clemenceau, dazu beitragen, die betroffenen Menschen mit ihrer 
neuen Lage, sich in einem anderen Staat wiederzufinden, zu versöhnen. Zudem 
könnten, so die ausgesprochene Erwartung, die damit verbundenen interna- 
tionalen Garantien bewirken, dass Forderungen von Minderheiten nicht immer 
wieder vorgebracht werden. 

Mit den internationalen Garantien ist das dritte Argument angesprochen, mit 
welchem die Notwendigkeit, ja Unausweichlichkeit des zu unterzeichnenden 
Vertrages begründet wurde. Dieser Minderheitenschutzvertrag, so Clemenceau 
an Paderewski, unterscheide sich tatsächlich von früheren Verträgen zu ver- 
gleichbaren Angelegenheiten. Das sei aber gewollt, denn der neue Vertrag sei 
eine notwendige Folge des Krieges und „fait essentiellement partie du nouveau 
régime des relations internationales qui se trouvent instituées actuellement par 
établissement de la Société des nations.“ Anders als in der Vergangenheit, im 
alten System, in dem die Großmächte über die Erfüllung von Verträgen gewacht 
hätten und damit eine politisch motivierte Einmischung in die inneren Angele- 
genheiten eines Staates möglich gewesen wäre, würde im neuen System die Zu- 
ständigkeit der Überwachung des Minderheitenschutzvertrags beim Völkerbund 
liegen. Dieser werde auch zuständig sein, wenn es zu Auseinandersetzungen im 
Zusammenhang mit dem Minderheitenschutzvertrag käme, womit sichergestellt 
sei, dass mögliche Verfahren aus dem politischen Bereich in jenen der Judikative 
überführt würden und damit in der Verantwortung eines Gerichtshofs liege. 
Damit werde unparteiischen Entscheidungen ebenso vorgebeugt wie der Ein- 
mischung der Großmächte in die inneren Angelegenheiten Polens. 

Mit dem Vertrag, den Polen mit den Hauptalliierten sowie den assoziierten 
Mächten zur gleichen Zeit zu unterzeichnen habe, zu dem der Friedensvertrag 
mit dem Deutschland unterschrieben werde, heißt es abschließend im Schreiben, 
werde Polen sich feierlich vor der Welt zu den Grundsätzen der Gleichheit, 
Freiheit und Toleranz bekennen. 


“0 Erwin Viefhaus, Die Minderheitenfrage und die Entstehung der Minderheitenschutzver- 
träge auf der Pariser Friedenskonferenz 1919. Eine Studie zur Geschichte des Nationalitäten- 
problems im 19. und 20. Jahrhundert, Würzburg 1960. 
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Polen, der bevölkerungsreichste der neu entstandenen bzw. deutlich vergrö- 
Berten Staaten nach dem Ersten Weltkrieg, unterzeichnete nur vier Tage später, 
am 28. Juni 1919, den Minderheitenschutzvertrag, sicher auch, weil es dazu 
keine Alternative gab.*! Dass der Vertrag am gleichen Tag wie der Friedens- 
vertrag mit Deutschland unterschrieben wurde, dessen erster Teil zudem die 
bereits am 28. April verabschiedete Völkerbundsatzung enthält, unterstreicht 
neben dem Schreiben Clemenceaus den Stellenwert, der von den alliierten und 
assoziierten Großmächten dem Minderheitenschutzvertrag beigemessen wurde. 
Das umso mehr, als der Minderheitenschutz zwar nicht, wie angestrebt, Teil 
der Völkerbundsatzung wurde, aber eng an ihn angebunden wurde und damit 
ein wesentliches Element des mit den Pariser Verträgen abgestrebten neuen 
Systems der internationalen Beziehungen darstellte.“ Die ostmitteleuropäischen 
Nationalstaaten verpflichteten sich, 


a accorder, à tous les habitants pleine et entière protection de leur vie et de leur liberté 
sans distinction de naissance, de nationalite, de langage, de race ou de religion. Tous les 
habitants [...] auront droit au libre exercice, tant public que privé, de tout foi, religion ou 
croyance |[...].* 


Gerade weil die Unterschrift des Vertrags für Polen alternativlos war, kommt den 
Argumenten, die die alliierten Mächte vorbrachten, ein umso höherer Stellen- 
wert zu. Sie wurden zwar erstmals am Beispiel Polens konkretisiert, die darüber 
hinaus angestrebte Allgemeingültigkeit zeigt sich an der Modellfunktion des 
polnischen Minderheitenschutzvertrags. Weitere vergleichbare Verträge wurden 
mit der Tschechoslowakei (10. September 1919), dem Königreich der Serben, 
Kroaten und Slowenen (10. September 1919), Rumänien (09. Dezember 1919) 
und Griechenland (10. August 1920) abgeschlossen, Spezialregelungen zu Min- 
derheitenfragen fanden Eingang in die Friedensverträge mit Österreich, Bulga- 
rien, Ungarn und der Türkei sowie in besondere Kapitel innerhalb von bilatera- 
len Verträgen und schlugen sich in Erklärungen Albaniens, Estlands, Finnlands, 
Lettlands und Litauens vor dem Völkerbundrat nieder.“ Trotz der universalen 
Zielrichtung des Minderheitenschutzes lässt die Aufzählung eine deutlich abge- 
stufte Praxis erkennen. Minderheitenschutzverträge hatten im Wesentlichen nur 


4l Carol Fink, The Minorities Question at the Paris Peace Conference. The Polish Minority 
Treaty, June 28, 1919, in: Manfred F. Boemke/Gerald D. Feldman/Elisabeth Glaser (Hrsg.), 
Ihe Treaty of Versailles. A Reassessment after 75 Years, Cambridge Univ. Press 1998, 249-274. 

#2 Peter Hilpold, Minderheitenschutz im Völkerbundsystem, in: Christoph Pan / Beate Sibylle 
Pfeil (Hrsg.), Zur Entstehung des modernen Minderheitenschutzes in Europa, Wien / New York 
2006, 156-189. 

43 Kraus, Das Recht der Minderheiten (wie Anm. 22), 54. Diese Passage aus Artikel 2 des 
Vertrags mit Polen findet sich in allen anderen Minderheitenschutzverträgen. 

“Vgl. dazu Dietrich A. Loeber, Die Minderheitenschutzverträge - Entstehung, Inhalt 
und Wirkung, in: Hans Lemberg (Hrsg.), Ostmitteleuropa zwischen den beiden Weltkriegen 
(1918-1939). Stärke und Schwächen der neuen Staaten, nationale Minderheiten, Marburg 1997, 
189-200, bes. 200. 
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eine Reihe ostmitteleuropäischer Staaten zu unterschreiben, allen voran die als 
Ergebnis des Ersten Weltkriegs neu entstanden oder solche, die ihr Territorium 
deutlich vergrößert hatten. Innerhalb des auf Ostmitteleuropa liegenden geo- 
graphischen Fokus ist darüber hinaus bei den getroffenen Regelungen insgesamt 
ein Mittelost- und Südosteuropa-Schwerpunkt unübersehbar. 

Gleichsam drei konzentrischen Kreisen, die die Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft verbanden, zielten die drei Argumente des Schreibens des Vor- 
sitzenden der Pariser Friedenskonferenz darauf zu erklären, weshalb es von 
den Siegermächten nach dem Ersten Weltkrieg als notwendig erachtet wurde, 
das Verhältnis von Nationalstaat und Minderheiten und insbesondere bezogen 
auf Ostmittel- und Südosteuropa auf eine neue völkerrechtliche und national- 
staatliche Grundlage zu stellen. Den Ausschlag dafür gaben ein Krieg von bis 
dahin unvorstellbarem Ausmaß und seine Folgen - ein Weltkrieg. Das alte eu- 
ropäische System, das bis 1914 auf fünf Großmächten beruht hatte, existierte 
nach dem Ersten Weltkrieg nicht mehr. Eine nichteuropäische Großmacht, die 
USA, hatte im Grunde den Krieg entschieden; zwei europäische Großmächte, 
Österreich-Ungarn und das Osmanische Reich, waren untergegangen; Russland 
war auch aufgrund der Oktoberrevolution als Ganzes gelähmt; das um zehn Pro- 
zent territorial verkleinerte Deutschland war in Paris kein Verhandlungspartner, 
sondern hatte den Versailler Vertrag anzunehmen und unter den Siegermächten 
war Italien durch den Krieg außerordentlich geschwächt. Einem auf dem Kon- 
tinent dominierenden Frankreich stand zunächst keine kontinentale Großmacht 
mehr gegenüber. 

Die Siegermächte veränderten mit den Pariser Vorortverträgen die politische 
Landkarte Europas von Grund auf. Einem Bündel von Faktoren folgend“, da- 
runter auch dem „Selbstbestimmungsrecht der Völker“, entstand als Ergebnis der 
Friedensverhandlungen aus der Konkursmasse der Großreiche eine Reihe von 
mittleren und kleineren Staaten wieder oder sie wurde neu geschaffen: 20.000 
Kilometer Staatsgrenzen wurden in Europa neu fixiert.*° Ein großer Teil der Be- 
völkerung gerade Ostmitteleuropas fand sich als Ergebnis des Ersten Weltkriegs, 
ohne dass er seinen Heimatort verlassen hätte, in einem neuen Staat wieder. Für 
zig Millionen Menschen änderten die vorgenommenen Grenzziehungen die 
Staatszugehörigkeit. 


Versailles hatte sechzig Millionen Menschen eigene Staaten gegeben, dafür aber weitere 
fünfundzwanzig Millionen zu Minderheiten gemacht. Darunter befanden sich nicht nur 
Zigeuner, Ukrainer und Makedonier, sondern auch ehemals herrschende Volksgruppen 


8 Jost Dülffer, Selbstbestimmung, Wirtschaftsinteressen und Großmachtpolitik. Grund- 
prinzipien für die Friedensregelung nach dem Ersten Weltkrieg, in: Mathias Beer (Hrsg.), Auf 
dem Weg zum ethnisch reinen Nationalstaat? Europa in Geschichte und Gegenwart, 2. aktual. 
Auflage Tübingen 2007, 41-67. 

46 Christian Baechler/ Carole Fink (Hrsg.), The Establishment of European Frontiers after the 
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wie etwa Deutsche, Ungarn und Muslime. Besonders die Letztgenannten betrachteten 
sich als zivilisierter als die bäuerlichen Emporkömmlinge, die jetzt das Sagen hatten, und 
tat sich schwer damit, in der neuen Nationalkultur aufzugehen, sich zu assimilieren, wie 
es die liberale politisch Theorie vorsah. [...]; die ethnischen Beziehungen in den neuen 
Demokratien waren von Abgrenzung und Feindseligkeit bestimmt.“ 


Die neuen Grenzziehungen verringerten die Zahl der Minderheiten insgesamt 
betrachtet erheblich. Doch blieben auch jetzt aufgrund der ethnischen Gemen- 
gelage und weil die Alliierten den Interessen der mit ihnen verbündeten Staaten 
folgten, jene Staaten die Ausnahme, in denen eine Ethnie mehr als 90 Prozent 
der Bewohner stellte. Zahlreicher waren die Staaten, in denen gleich mehre- 
re Nationalitäten eine beträchtliche Minderheit bildeten.“ In der Forschung 
wurde daher schon bald von einem „belt of minority states“ gesprochen“, also 
von Nationalitäten- und nicht Nationalstaaten. Ein wichtiger Teil dieses Gürtels 
von Minderheitenstaaten lag, wie der Blick auf die ethnische Karte Europas als 
Ergebnis der Pariser Vorortverträge zeigt, in Südosteuropa. Der multiethnische 
Teppich Südosteuropa wurde, mit Karl Kaser gesprochen, noch mehr zu einem 
Leopardenfell”, womit bildlich das hohe Konfliktpotential unterstrichen wird, 
das die ethnische Vielfalt der Region und in den einzelnen Staaten und der von 
seinem Anspruch her ethnisch reine Nationalstaat seit dem 19. Jahrhundert er- 
zeugfte. 

In Paris standen die alliierten und assoziierten Großmächte vor der Auf- 
gabe, und zwar in dieser Reihenfolge, den Interessen der Siegermächte, den als 
legitim angesehenen Wunsch aller großen Völker, in einem eignen Nationalstaat 
zu leben bzw. diesen dem Verständnis der Staatsnation folgend abzurunden 
und den als berechtigt eingestuften Belangen der kaum überschaubaren Zahl 
von Minderheiten - „minorités de langue, de race et de religion“ - gerecht 
zu werden. Eine Großmachtinteressen, Nationalstaaten, neue Grenzziehungen 
und den Minderheitenschutz vereinigende Friedensordnung ließ sich nicht mit 
dem bestehenden, das 19. Jahrhundert bestimmende System der internationalen 
Beziehungen erreichen. Es bedurfte eines neuen Systems in Gestalt des Völker- 
bundes und einer Verpflichtung der Nationalstaaten, von der sich die Alliierten 
ausnahmen, auf die im Grunde selbstverständliche, aber in der Praxis gerade 
bezogen auf andere Gruppen als die Titularnation nur selten gewährte Frei- 
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit in Form des Minderheitenschutzes. Dessen 
Überwachung wurde dem Völkerbund zugewiesen. Beim Minderheitenschutz 


47 Mark Mazower, Der dunkle Kontinent. Europa im 20. Jahrhundert, Berlin 2000, 70. 

48 Vgl. dazu die Zahlen bei Wolfgang Kessler, Die gescheiterte Integration. Die Minderheiten- 
frage in Ostmitteleuropa 1919-1939, in: Lemberg (Hrsg.), Ostmitteleuropa zwischen den beiden 
Weltkriegen (wie Anm. 44), 161-188, bes. 170 f. 

# Jacob Robinson u.a., Were the Minority Treaties a Failure?, New York 1943. 

>0 Karl Kaser, Südosteuropäische Geschichte und Geschichtswissenschaft. 2., völlig neu be- 
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handelte es sich, wie Clemenceau deutlich hervorhob, um einen wesentlichen 
Teil des neuen Systems internationaler Beziehungen, der prinzipiell helfen sollte, 
jedweder Gefahr, ungerechter Behandlung und Unterdrückung von Minderhei- 
ten durch den Nationalstaat, der das grundlegende Prinzip für die politische und 
territoriale Neuordnung Ostmitteleuropas nach 1919 darstellte, vorzubeugen. 

Die Minderheitenschutzregelungen, wie sie in Paris im Grundsatz festgelegt 
wurden, können daher als ein „Korrektiv [...] des den Staatenneubildungen von 
1919 zugrunde gelegten Nationalstaatsprinzips“°' und zugleich als ein grund- 
sätzliches Misstrauen gegenüber dem modernen Nationalstaat angesehen wer- 
den, allen Staatsangehörigen auch die ihnen zustehenden Staatsbürgerrechte zu 
gewähren. Dieses grundsätzliche Misstrauen galt insbesondere den neuen Natio- 
nalstaaten in Ostmitteleuropa, denen die Siegermächte ohne Überwachung nicht 
zutrauten, für Gleichheit, Freiheit und Toleranz aller ihren Staatsangehörigen 
ohne Unterschied der Religion, der Sprache und Ethnie zu sorgen. 


Fazit oder: Minderheitenschutz als Versuch der 
Einhegung der dunklen Seite der Nationalstaaten 


Die neuzeitliche Vorstellung von Nation, der „imagined community‘, wie der 
geprägte bildhafte Begriff lautet”, und damit verbunden jene vom Nationalstaat 
waren von Anfang an doppeldeutig. Der Nationalismus wurde zum „Inbegriff 
der Erwartungen und Hoffnungen ganzer Generationen, die im Nationalstaat 
die Vollendung ihres Persönlichkeitsideals sahen, und er wurde der Schrecken 
ganzer Völker, die durch nationalistischen Fanatismus ihre Freiheit oder ihre 
Heimat verloren.“ 

Die Erwartungen und Hoffnungen erfüllte der Nationalstaat mit seinem dop- 
pelten Versprechen von Partizipation und Integration. Partizipation bedeutete 
Fürstenherrschaft und ständische Ungleichheit durch Teilhabe und Mitwirkung 
an einem Staatswesen zu ersetzen, dessen auf Gewaltenteilung und -kontrolle 
fußende Verfassung die Grund- sowie Menschenrechte und freie wirtschaftliche 
Entfaltungsmöglichkeiten garantierte - Freiheit und Gleichheit. Integration ver- 
sprach dem Individuum Teil eines Ganzen, friedlich zusammenlebender Nati- 
onsgenossen zu sein - Brüderlichkeit. 


>1 Kessler, Die gescheiterte Integration (wie Anm. 48), 163. 

>2 Benedict Anderson, Imagined Communities. Reflections on the Origin and Spread of Na- 
tionalism, London 1983; u. dt. Titel: Die Erfindung der Nation. Zur Karriere eines erfolgreichen 
Konzepts, 2. Aufl. Frankfurt am Main 1993. Vgl. dazu die kritischen Anmerkungen von Dieter 
Langewiesche, Was heißt „Erfindung der Nation“?, in: Beer (Hrsg.), Auf dem Weg (wie Anm. 45), 
19-40. 

> Theodor Schieder, Das Problem des Nationalismus in Osteuropa, in: Ders., Nationalismus 
und Nationalstaat. Studien zum nationalen Problem im modernen Europa, hrsg. von Otto 
Dann/ Hans-Ulrich Wehler, Göttingen 1991, 347-359, Zitat 347. 
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Zum Schrecken wurde der Nationalstaat, weil diesen neben der Partizipa- 
tionsverheißung stets auch eine aggressive Gewaltbereitschaft charakterisiert: 
„Ein spezifisches Gemisch von Partizipation und Aggression kennzeichnet die 
Berufung auf die Nation als Letztwert gesellschaftlicher Legitimität zu allen 
Zeiten.“”* Mit weit in die Vergangenheit zurückreichenden Mythen, die man zu 
angeblich abgesicherten „historischen Argumenten“ funktionalisierte, wurde 
der Anspruch und die „historische Rechtmäßigkeit“ des Einklangs zwischen 
einem bestimmten Territorium und einem Volk immer wieder zu untermauern 
versucht. Eine postulierte Abstammungsgemeinschaft, gemeinsame Herkunfts- 
mythen und Erinnerungen dienten dazu, ein Bewusstsein zu verfestigen, eine 
Nation zu sein, die anders ist als die anderen, und einen „historisch“ begründeten 
Anspruch auf ein selbst definiertes Staatsterritorium zu haben. Der Prozess der 
Nationalstaatsbildung war deshalb von Anfang an gewalt- und blutdurchtränkt. 
Von Beginn an waren es „die Abgrenzung gegen den Nachbarn, die Feindschaft 
und der Kampf, wodurch die europäischen Nachbarn zu sich selbst fanden.“ 
Die Kriege, zunächst gegen das Osmanische Reich und dann untereinander, 
welche die Verträge von Berlin 1878, Bukarest 1913 und Paris 1919 beendeten, 
markieren nur einige wichtige Stationen dieses Prozesses. 

Die Selbstfindung und Selbstdefinition durch Abgrenzung war aber nicht 
allein nach außen gerichtet. Zum Janusgesicht des Nationalstaats gehört auch die 
nach innen gerichtete Ausgrenzung jener, die aus der Sicht des den Nationalstaat 
tragenden Staatsvolks als nicht dazugehörig, als fremd galten. Das „bewegliche 
Epitheton ‚national“ wirkte, „wie ein Lackmuspapier“, das es der Titularnation 
ermöglichte, die Mitglieder der Nation einem „aus- oder eingrenzenden Ge- 
sinnungstest“ zu unterziehen.” 

Der Fragmentierung Südosteuropas unter der Flagge des Nationalstaates 
stand die ethnische, sprachliche und religiöse Vielfalt der Region entgegen. Erst 
der Nationalismus und das Nationalstaatsversprechen führten dazu, dass diese 
Vielfalt politisiert und im Zeichen des Nationalstaats instrumentalisiert wurde. 
Doch ein abgerundetes Gehäuse für ein Staatsvolk war nicht zu erreichen, nicht 
mit Grenzverschiebungen, die man immer wieder durch Krieg zu erreichen ver- 
suchte. Und ein religiös, sprachlich und ethnisch einheitliches Staatsvolk war 
auch nicht erreichbar, nicht durch Erwerb neuer Territorien, die die Vielfalt 
der Bevölkerung noch vergrößerte, und auch nicht durch die Purifizierung der 
Nation - durch Unterdrückung, Assimilation, Ausweisung, Vertreibung und 


54 Dieter Langewiesche, Nationalismus im 19. und 20. Jahrhundert: zwischen Partizipation 
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Ausrottung von Minderheiten, für die die Aufstände, Kriege und Bürgerkriege 
in Südosteuropa am Ende des langen 19. Jahrhunderts in besonderem Maße 
stehen.” Gerade solche unter dem „nationalen Reinigungspostulat“ in allen 
Staaten Südosteuropas ergriffenen Maßnahmen scheinen Lösungen zum Min- 
derheitenschutz geradezu erzwungen zu haben, die allerdings von außen kamen. 

Von sich aus haben die Nationalstaaten Südosteuropas vermutlich gerade an- 
gesichts der Staatsbildungsprozesse, in denen sie sich befanden, keine Antworten 
darauf gefunden, wie sie allen Staatsangehörigen ohne Unterschied sprachlicher, 
religiöser oder ethnischer Zugehörigkeit die Teilhabe an den Grundsätzen der 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit sichern konnten, um so ein weitgehend 
friedliches Zusammenleben von Mehrheit und Minderheit als Staatsbürger zu 
gewährleisten. Solche Lösungen mussten den Staaten aufgezwungen werden, 
zunächst von den Großmächten. Ansätze dazu wurden im Rahmen der Berliner 
Konferenz erprobt, als die Anerkennung der staatlichen Souveränität von drei 
Staaten Südosteuropas an die Bedingung geknüpft wurde, dass kein Bürger auf- 
grund seines religiösen Glaubens und Bekenntnisses vom Genuss der bürger- 
lichen und politischen Rechte ausgeschlossen werden durfte. Darin sahen die 
Grofßmächte, wie sich der französische Außenminister Waddington äußerte, 
zwar eine Last, ja einen Nachteil, diesen galt es aber mit Blick auf die damit ver- 
bundene Aufnahme dieser Staaten in die europäische Völkergemeinschaft in 
Kauf zu nehmen. 

Wie die rumänische Delegation in Berlin formal zutreffend argumentierte, 
handelte es sich um einen Eingriff in die inneren Angelegenheiten eines Staates. 
Dieser wurde aber von den Staaten, denen das religiöse Diskriminierungsverbot 
auferlegt wurde, selbst veranlasst, weil sie, dem Ideal eines homogenen Na- 
tionalstaats verpflichtet, gegen die dem modernen Verfassungsstaat selbstver- 
ständliche Gleichheit aller Staatsbürger verstoßen hatten. Darüber hinaus, so 
ist das Junktim von Souveränität und Rechts- sowie Religionsfreiheit zu deuten, 
hatten die Großmächte in Berlin gute Gründe anzunehmen, dass diese Staaten 
auch künftig, nach ihrer internationalen Anerkennung das Gleichheitsgebot von 
sich aus nicht für alle Staatsangehörigen sicherstellen würden, zumal für die Zeit 
nach der staatlichen Anerkennung keine Überprüfungs- und Sanktionsmecha- 
nismen vorgesehen waren. 

Bestätigt wurde diese Annahme durch den Bukarester Vertrag von 1913, in 
dem sich die unterzeichnenden südosteuropäischen Staaten keineswegs „vom 
großen Prinzip der Rechtsgleichheit und der Glaubensfreiheit“, welches in Ber- 
lin bestimmend gewesen war, leiten ließen. Im Gegenteil, unter sich und ohne 
äußeren Druck tagend, fanden sich die fünf Vertragsparteien nicht dazu bereit, 


>7 Holm Sundhaussen, Die Ethnisierung von Staat, Nation und Gerechtigkeit. Zu den An- 
fängen nationaler „Homogenisierung“ im Balkanraum, in: Beer (Hrsg.), Auf dem Weg (wie 
Anm. 45), 69-90. 
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eine Anregung zur Aufnahme von Bestimmungen zu voller bürgerlicher und 
religiöser Freiheit gerade für die Bewohner neu erworbener Gebiete oder umge- 
siedelter Personen aufzugreifen. Sie begegneten dem Vorschlag trotz der Kennt- 
nis der massiven und fortwährenden Verstöße gegen diese Grundsätze in den 
beiden Balkankriegen mit dem Hinweis auf ihre Verfassungen, in denen diese 
Grundsätze verankert seien. Daher finden sich im Vertrag von Bukarest auch 
keine Bestimmungen, die sich gegen die Diskriminierung von Minderheiten 
richtet, was für die Einschätzung spricht, wonach die von den Großmächten 
aufgezwungene Ordnung zu gravierenden Konsequenzen für religiöse und na- 
tionale Minderheiten führten.” Insofern blieb Bukarest hinter den Ergebnissen 
des Berliner Kongresses zurück und stellt in der Entwicklung des Minderheiten- 
schutzes einen Rückschritt dar. 

In Paris wurde mit Blick auf die neuen Grenzen in Europa und die massive 
Diskriminierung von Minderheiten, deren Ausweisung, Vertreibung, Umsied- 
lung und Töten im langen 19. Jahrhundert und auch im letzten großen Krieg an 
die Überlegungen des Berliner Kongresses angeknüpft. Der Schutz der „mino- 
rites de langue, de race et de religion“ wurde von den alliierten und assoziierten 
Großmächten und jetzt auch darüber hinaus als ein Grundrecht eingestuft, das 
es unter allen Umständen zu schützen galt. Es fand seinen Niederschlag in den 
Minderheitenschutzverträgen, die, wie im Berliner Vertrag, bei einer Reihe von 
Staaten Südosteuropas eine Voraussetzung für die staatliche Anerkennung waren. 
Darüber hinaus wurde mit dem international verankerten Minderheitenschutz- 
verfahren des Völkerbundes ein genuin neues Instrumentarium geschaffen, das 
es erlauben sollte, die Umsetzung der Minderheitenschutzverträge zu überprüfen 
und so den Minderheiten angemessene Garantien gegen jede Gefahr ungerechter 
Behandlung oder Unterdrückung durch den betreffenden Staat zu geben. 

Führt man sich die Etappen bei der Herausbildung des Minderheitenschutzes 
vor Augen”, für die die Chiffren Berlin, Bukarest und Paris stehen, so lässt sich 
als Folge von Kriegen und Bürgerkriegen in dem knappen halben Jahrhundert 
ein schrittweiser, aber unübersehbarer Wandel feststellen, der vier Bereiche 
betrifft. Zielten die Überlegungen, wie Minderheiten gegen die Mehrheit der 
Titularnation zu schützen seien, zunächst allein auf religiöse Gruppen, so um- 
fasste der Schutz schließlich religiöse, ethnische und nationale Minderheiten. 
Handelte es sich anfangs um sehr allgemein gehaltene Bestimmungen, so wurden 
diese in der Folgezeit in ausgereiften Verträgen festgelegt. Wurden die Schutz- 
bestimmungen zunächst durch die Großmächte erzwungen und überwacht, 
lag die Überprüfung der von den einzelnen Staaten eingegangenen Garantien 
zugunsten ihrer Minderheiten letztendlich beim Völkerbund, wodurch eine 


>8 Osterhammel, Die Verwandlung der Welt (wie Anm. 14), 261. 

> Eric D. Weitz, From the Vienna to the Paris System. International Politics and the Entan- 
gled Histories of Human Rights, Forced Deportations and Civilizing Missions, in: American 
Historical Review 113, 2008, 1313-1343. 
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supranational einklagbare juristische Verankerung des Minderheitenschutzes 
erfolgte. Waren die ersten Schritte, Minderheiten vor Mehrheiten zu schützen, 
regional in Südosteuropa verortet, erlangte der Minderheitenschutz schließlich 
universelle Geltung. 

Folgt man diesen Überlegungen, dann erweist sich Südosteuropa nicht allein 
als „Lernort für ethnische Säuberungen‘, als „klassisches Labor für ethnische 
Säuberungen“‘®, sondern auch als Lernort für die Entwicklung des Minderhei- 
tenschutzes. Beide Lernorte sind Ausdruck der sich in Kriegen und Bürger- 
kriegen äußernden aggressiven Gewaltbereitschaft des modernen Nationalstaats, 
der unter den besonderen geographischen, religiösen, nationalen und gesell- 
schaftlichen Voraussetzungen Südosteuropas eine eigene Ausprägung erfuhr.°! 
Diese Seite des Nationalstaats, das wurde im Rahmen der Staatsbildungspro- 
zesse in Südosteuropa erkannt, galt es einzuhegen, wenn der Nationalstaat seine 
Partizipations- und Integrationsversprechen für alle Staatsangehörigen einlösen 
sollte. Das Ergebnis waren Diskriminierungsverbote gegenüber bestimmten 
Minderheiten, die südosteuropäischen Staaten auferlegt und die im langen 
19. Jahrhundert schrittweise zu einem international verankerten allgemeinen 
Minderheitenschutzsystem ausgebaut wurden.‘ 

Dieses Minderheitenschutzsystem war, wie mit Blick auf die Zeit des Zweiten 
Weltkriegs und seiner Folgen zu Recht hervorgehoben wurde®°, trotz aller Un- 
zulänglichkeiten, die es zweifellos aufwies, besser als vieles, was nach dem Min- 
derheitenschutz des Völkerbundes folgte. Die Gleichzeitigkeit von ethnischen 
Säuberungen und Humanisierung in Form der Verrechtlichung des Minderhei- 
tenschutzes stellen kein Paradoxon dar‘*, sondern der Minderheitenschutz ist 
mit eine Antwort auf ethnische Säuberungen und kann insofern als Schutz des 
Nationalstaats vor sich selbst gedeutet werden. Der besondere Stellenwert dieses 
Versuchs ist im Lichte der Nationalstaatsbildungsprozesse im langen 19. Jahr- 
hundert zu sehen und wird auch durch seine negative Einschätzung nach dem 
Zweiten Weltkrieg sowie durch die Abkehr vom Minderheitenschutz zugunsten 
individueller Menschenrechte‘ nach 1945 nicht geschmälert. 


60 Schwartz, Ethnische „Säuberungen“ (wie Anm. 12), 632. 

61 Dieter Gosewinkel, Staatsangehörigkeit in Deutschland und Frankreich im 19. und 20. Jahr- 
hundert, in: Conrad / Kocka (Hrsg.), Staatsbürgerschaft in Europa (wie Anm. 5), 48-62. 

62 Martin Scheuermann, Minderheitenschutz contra Konfliktverhütung? Die Minderheiten- 
politik des Völkerbundes in den zwanziger Jahren, Marburg 2000. 

& Hans Lemberg, Kulturautonomie, Minderheitenrechte, Assimilation. Nationalstaaten und 
Minderheiten zwischen den beiden Weltkriegen in Ostmitteleuropa, in: Beer (Hrsg.), Auf dem 
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6 Schwartz, Ethnische „Säuberungen“ (wie Anm. 12), 639. 

& Mark Mazower, The Strange Triumph of Human Rights, 1933-1950, in: Historical Journal 
47, H. 2, 2004, 379-398; Ders., No Enchanted Palace. Ihe End of Empire and the Ideological 
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Die Ursprünge, die Entwicklung und insbesondere den erreichten Stand des 
Minderheitenschutzes am Ende des langen 19. Jahrhunderts gilt es gerade auch 
mit Blick auf die Zeit danach immer wieder in Erinnerung zu rufen. Dadurch 
wird deutlich, dass der Siegeszug der ethnischen Säuberungen seit dem Ersten 
Weltkrieg und bis in die Gegenwart nicht die einzige Antwort auf die Frage nach 
dem Verhältnis von Mehrheit und Minderheit im Nationalstaat darstellt. 


Die Revolution von 1905 und der Wandel 
der Nationsbilder im Russischen Reich 


Malte Rolf 


Schon Zeitgenossen betitelten die Revolution von 1905 als „Aufstand der Völ- 
ker“ und als versuchten „Ausbruch aus dem zaristischen Völkergefängnis“. Auch 
die Forschung der letzten Jahre hat das Bild bestärkt: Die erste Revolution im 
Russischen Reich wurde ganz wesentlich von nicht-russischen Akteuren an den 
Peripherien des Imperiums getragen; sich national verstehende Parteien aller Art 
griffen in das Geschehen ein, in einigen Regionen - vor allem in polnischen und 
baltischen Provinzen - gelang ihnen in der Revolution der Schritt zu Massenbe- 
wegungen. In diesen Grenzprovinzen brach 1905 zwischenzeitlich die staatliche 
Ordnung fast vollständig zusammen, und hier waren die Auseinandersetzungen 
aufgrund der multiethnischen und -konfessionellen Gemengelagen zudem be- 
sonders gewalttätig.! 

Auch wenn man die nach-revolutionäre Periode in den Blick nimmt, so be- 
steht kein Zweifel, dass 1905 die Nationalisierung des Imperiums erheblich vo- 
rantrieb. Nach 1906 legalisierte Parteien mit nationaler Agenda dominierten die 
neue politische Öffentlichkeit, und ihre zahlreichen Presseorgane, Verbände und 
Vereine trugen dazu bei, Menschen zu mobilisieren und zu politisieren. Und sie 
forcierten zugleich die nationale Versäulung der Gesellschaft: Vom Bildungsver- 
ein bis zur Jugendorganisation - überall wurde nun nach „nationalen Lagern“ 
rekrutiert.” 


! Vgl. zur Revolution von 1905 allg. Abraham Ascher, The Revolution of 1905. A Short His- 
tory, Stanford 2004. Zur Revolution an der Peripherie des Imperiums siehe u.a. Werner Benecke, 
Die Revolution des Jahres 1905 in der Geschichte Polens, in: Martin Aust/ Ludwig Steindorff 
(Hrsg.), Russland 1905. Perspektiven auf die erste Russische Revolution, Frankfurt am Main 
2007, 9-22; Robert E. Blobaum, Rewoljucja. Russian Poland, 1904-1907, Ithaca 1995; Marian 
Kamil Dziewanowski, The Polish Revolutionary Movement and Russia, 1904-1907, in: Hugh 
McLean/Martin E. Malia/ George Fischer (Hrsg.), Russian Thought and Politics, Cambridge 
1957, 375-394; Stanisław Kalabinski, Czwarte powstanie czy pierwsza rewolucja. Lata 1905- 
1907 na ziemiach polskich, Warschau 1976; Gert von Pistohlkors, Die Ostseeprovinzen unter 
russischer Herrschaft (1710/95-1914), in: Gert von Pistohlkors (Hrsg.), Deutsche Geschichte 
im Osten Europas. Baltische Länder, Berlin 1994, 266-450, bes. 416-435. 

? Vgl. dazu u. a. Jörg Gebhard, Lublin. Eine polnische Stadt im Hinterhof der Moderne (1815- 
1914), Köln 2006, 203-224; Frangois Guesnet, „Die beiden Bekenntnisse leben weit entfernt 
voneinander, sie kennen und schätzen sich gegenseitig nicht.“ Das Verhältnis von Juden und 
Deutschen im Spiegel ihrer Organisationen im Lodz des 19. Jahrhunderts, in: Jürgen Hensel 
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Dieser durch die Revolution von 1905 initiierte Nationalisierungsschub führte 
ähnlich wie in der Habsburger Monarchie zu einer partiellen Selbstblockade 
des politischen Systems. Die nationalisierten Konflikte beherrschten nun auch 
in Russland lokale Gremien von Meinungsbildung ebenso wie diejenigen des 
imperialen Machtzentrums. So kämpften beispielsweise rivalisierende nationale 
Fraktionen in den städtischen Magistraten von Kiew, Tiflis oder Riga um He- 
gemonie, und es organisierten sich Parlamentsabgeordnete der Staatsduma in 
„nationalen Klubs“ und drängten darauf, die Partikularinteressen einer Ethnie 
durchzusetzen. Gleichzeitig propagierte die Petersburger Regierung unter Petr 
Stolypin einen großrussischen Nationalismus und trieb umstrittene Projekte 
voran, die in den nationalisierten Öffentlichkeiten der Grenzregionen wiederum 
weitere Proteste und Widerstand hervorriefen. In den vielschichtigen multi- 
nationalen Gemengelagen des Russischen Reichs und angesichts der zahlreichen 
konkurrierenden Ansprüche auf Bevölkerungsgruppen und Territorien legten 
die erstarkten Nationalismen zudem eine ausgesprochene Aggressivität an den 
Tag. Die Hegemoniebestrebungen einer Nation gingen auf Kosten anderer; of- 
fene Forderungen nach Diskriminierungen der jeweiligen „Minderheiten“ im 
beanspruchten Gebiet waren die Regel. Das Nationale war mit 1905 endgültig 
politisch geworden und politische Partizipation hatte sich nationalisiert. Natio- 
nale Kategorien überlagerten nun zumindest in den Randgebieten alle anderen 
sozialen oder konfessionellen Konflikte.” 


(Hrsg.), Polen, Deutsche, Juden in Lodz 1820-1939. Eine schwierige Nachbarschaft, Wiesbaden 
1999, 139-170. 
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Die Revolution von 1905 stieß also eine Entwicklung an, die den Zusammen- 
halt des Imperiums gefährdete. Es war zwar erst die Implusion des zarischen 
Machtzentrums in der Februarrevolution von 1917, die zum endgültigen Zerfall 
des Vielvölkerreichs führte. Insofern besteht für den ostmitteleuropäischen Ge- 
schichtsraum keine Frage, dass der Erste Weltkrieg der eigentliche „Geburts- 
helfer“ der Nationalstaaten war, da seine Belastungen die Mobilisierungsfähig- 
keit der Monarchien überforderten. Aber die Perspektive auf Sezession und die 
Visionen eigenständiger Staatlichkeit jenseits des Imperiums wurden für viele 
nationalbewegte Akteure im Russischen Reich überhaupt erst in der Revolution 
von 1905 denkbar. Der „Völkerfrühling“ von 1905 markiert hier zweifellos einen 
klaren Bruch.° 

Dass die Revolution als Katalysator der Nationalisierung des Imperiums wirk- 
te, ist also unstrittig. Dagegen hat sich die Forschung bisher weitaus weniger 
intensiv damit befasst, wie tiefgreifend sich die Vorstellungen von dem, was eine 
Nation konstituiert, im Zuge der Revolution wandelten; wie sich mit und seit 
1905 die Nationsbilder im Russischen Reich grundsätzlich veränderten. Genau 
diese Frage steht aber im Mittelpunkt des folgenden Beitrags. Es ist zu diskutie- 
ren, wie sich mit den Ereignissen von 1905 die Grenzziehungen nationaler Zu- 
gehörigkeit verschoben, mit welchen neuen Kriterien nun bestimmt wurde, wer 
zur nationalen Gemeinschaft gehörte und wer nicht deren Teil sein durfte. Und 
es ist ebenso nach den Gründen für eine solche Bedeutungstransformation von 
Nationsvorstellungen zu fragen, wie zugleich deren gravierende Folgewirkungen 
für das imperiale Staatsgefüge zu skizzieren sind. 

Der vorliegende Aufsatz wählt dabei die westlichen Provinzen des Russischen 
Reichs als Fallbeispiel und richtet damit den Blick auf jene Gebiete, die Peters- 
burg mit der Zerschlagung der polnisch-litauischen Adelsrepublik im späten 
18. Jahrhundert sowie mit den Beschlüssen des Wiener Kongresses in das Impe- 
rium inkorporiert hatte.” Es werden die sich wandelnden Nationsbilder von Mei- 
nungsführern der polnischen Nationalbewegung ebenso wie einer lokalen russi- 
schen Öffentlichkeit herausgearbeitet. Zugleich ist danach zu fragen, inwieweit 


vernment (The Zemstvos), Sate Duma Elections, The Tsarist Government, and the State Council 
before and during World War I, Niwot 1998, 198-227; Peter Waldron, Stolypin and Finland, in: 
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die Vorstellungen von nationaler Zugehörigkeit auch bei den Repräsentanten der 
imperialen Staatsmacht in Bewegung gerieten. In der Interaktion der konkur- 
rierenden Konzepte von „Volk“ und „Nation“ wird damit deutlich, wie stark die 
Revolution von 1905 in dieser Konfliktgemeinschaft der imperialen Peripherie 
zu einer grundlegenden semantischen Neuausrichtung der Begriffe beitrug. Ab- 
schließend ist aber auch zu klären, wie sich die Begrifflichkeit zeitgenössischer 
Akteure in eine wissenschaftliche Analyse übersetzen lässt, die die traditionelle 
Defizitgeschichte zum osteuropäischen Geschichtsraum überwindet. Der vor- 
liegende Aufsatz wird daher im Fazit das Potential eines begriffsgeschichtlichen 
Ansatzes beleuchten. 


1. Die Primordialisierung der Nation: Revolution und 
Abstammungsdiskurse im ausgehenden Zarenreich 


Das Jahr 1905 bedeutete auch für den Wandel der Nationsbilder eine markante 
Zäsur: Die Vorstellungen von „dem Nationalen“ nach der Revolution unter- 
schieden sich merklich von denjenigen, die zuvor dominant gewesen waren. 
Denn die Ereignisse von 1905 trugen wesentlich zu einer Primordialisierung 
von Nationskonzepten bei. Die Merkmale, anhand derer man eine Nation iden- 
tifizierte, wurden nun immer mehr zu unveränderlichen Eigenschaften. Und die 
Zugehörigkeit zu einer Nation als Abstammungs- und Schicksalsgemeinschaft 
nahm eine zeitlose Qualität an, die weder anzunehmen noch abzulegen war. 
Sei es als exklusives Privileg, wenn es um die eigene Gruppe ging, sei es als aus- 
grenzendes Stigma, wenn man der anderen zugewiesen wurde - der Ein- oder 
Austritt aus dieser Gemeinschaft war nicht mehr vorgesehen. Mit 1905 drängte 
sich das Bestreben in den Vordergrund, endgültige und klare Grenzen zwischen 
den Nationen zu ziehen, alte Durchlässigkeiten der Trennlinien zu unterbinden 
und eine Nationalisierung als rigiden Inklusions- und Exklusionsmechanismus 
durchzusetzen. 

Die entscheidenden Kriterien zur Bestimmung von Zugehörigkeit sowie Dif- 
ferenz blieben dabei kultureller Natur. Ein biologisierender Rassediskurs ver- 
mochte sich im Russischen Reich nie durchzusetzen. Es waren vor allem die 
traditionellen Indikatoren von Sprache, Religion und Brauchtum oder Alltags- 
praktiken, die zur Identifizierung nationaler Eigenart herangezogen wurden. Die 
Selbstzuschreibungen der Menschen spielten dennoch keine Rolle. Es bestand 


€ Zu Ansätzen von Rassediskursen in Russland siehe: Marina Mogilner, Russian Physical 
Anthropology of the Nineteenth-Early Twentieth Centuries. Imperial Race, Colonial Other, 
Degenerate Types, and the Russian Racial Body, in: Ilya Gerasimov/Jan Kusber/ Alexander 
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ein breiter Konsens zwischen politischen Meinungsführern, Statistikern und 
Kartografen, dass die nationale Zuweisung vor allem bei bäuerlichen Unter- 
schichten von außen erfolgen müsse, also zu objektivieren sei. Die Nation als 
tägliches Plebiszit war hier nicht vorgesehen.” 

Eine solche Ethnisierung der Nationsvorstellung im Russischen Reich war 
keinesfalls neu. Sie fußte auf einer breiten Herder-Rezeption ganz unterschiedli- 
cher Akteursgruppen und lässt sich lange ins 19. Jahrhundert zurückverfolgen.° 
Selbst im polnischen Fall, bei dem eine alte Tradition eines politischen Nations- 
begriffs bestand, ist eine solche Verschiebung in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts zu beobachten. Der in den 1880er Jahren einflussreiche Warschauer 
Positivismus entwickelte so beispielsweise positiv konnotierte Bilder vom „Volk“, 
das in deutlicher Abgrenzung zur überlieferten Vorstellung der Adelsnation als 
der eigentliche Träger des Nationalen verstanden und mystifiziert wurde. Die 
vom Positivismus beschworene „organische Arbeit“ an den „Grundlagen der 
Nation“ pflegte einen ausgesprochenen Kult um das „Volkswesen“ als originäre 


7 In der reichsweiten Volkszählung von 1897 lehnte die Mehrheit der beteiligten Bevölke- 
rungswissenschaftler eine explizite Frage nach der nationalen Selbstzuschreibung entschieden 
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und Konfession kompilierten. Vgl. Juliette Cadiot, Searching for Nationality. Statistics and Na- 
tional Categories at the End of the Russian Empire (1897-1917), in: Russian Review 64, H. 3, 
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Imperial Russian Politics, 1861-1917, in: David L. Hoffmann / Yanni Kotsonis (Hrsg.), Russian 
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Jonas Basanavičius (1857-1927) und sein Beitrag zur europäischen Folkloristik, in: Norbert 
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grebe, „Wenn es Polen nicht gäbe, dann müsste es erfunden werden“. Die Entwicklung des 
polnischen Nationalbewusstseins im europäischen Kontext von 1830 bis in die 1880er Jahre, 
Wiesbaden 2003, v.a. 111f; Andrejs Plakans, The Latvians. A Short History, Stanford 1995, 
92-94. Zu parallelen Tendenzen der Ethnisierung von Nationsvorstellungen im Habsburger 
Reich vgl. grundsätzlich Benno Gammerl, Untertanen, Staatsbürger und Andere. Der Umgang 
mit ethnischer Heterogenität im Britischen Weltreich und im Habsburgerreich 1867-1918, 
Göttingen 2010, 246-326. 
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Form der Gemeinschaft, zu der eine Zugehörigkeit eben immer weniger politisch 
als vielmehr durch kulturelle Bestimmungskriterien festgelegt wurde.? 

Der Beginn einer fortschreitenden Ethnisierung des Nationsbegriffs datierte 
somit bereits ins 19. Jahrhundert. Das Jahr 1905 markierte hier aber dennoch 
eine scharfe Radikalisierung: denn seit der Revolution wurden diese weichen, 
da wandelbaren Eigenschaften in zunehmend harte, unveränderliche Merkmale 
umgedeutet. Nichts zeigt das deutlicher als der sich nun durchsetzende Dis- 
kurs über „Herkunft“ und „Abstammung“. Mit den revolutionären Wirren ent- 
wickelte sich eine leidenschaftliche Debatte um die Frage nach der „Herkunft“ 
des Einzelnen. Nur diese sollte noch über nationale Zuordnung entscheiden, 
spätere Wechsel von Alltagssprache, Konfession und Habitus waren hier nicht 
mehr vorgesehen. Man war etwas, aber man wurde es nicht. Es ist das allgemeine 
Schwinden von Wandelbarkeit, das das Sprechen über Nationalität seit 1905 
auszeichnete. Und da in den unübersichtlichen Gemengelagen des Vielvölker- 
reichs der Wechsel von Sprachgebrauch, Alltagspraktiken und - wenn auch sel- 
tener - der Religionsgemeinschaft ein verbreitetes Phänomen darstellte, gehörte 
zu dieser Obsession zugleich immer auch die Suche nach „falschen Freunden“. Es 
galt, diejenigen, die zu Unrecht und angeblich nur zur Maskierung die Merkmale 
einer Nation angenommen hatten, zu „enttarnen‘. In einem Herkunftsdenken 
waren solche Personen zweifelhaft, ihnen lastete das Stigma der Unzuverlässig- 
keit und des potentiellen Dolchstoßes an der nationalen Sache an.!° 

Der Siegeszug eines solchen Abstammungsdiskurses nach 1905 lässt sich an 
zahlreichen Beispielen belegen. Dominant wurde er vor allem in den West- 
gebieten des Russischen Reichs. Nationale Meinungsträger unterschiedlicher 
Provenienz hatten es hier mit oftmals unklaren Grenzziehungen zwischen den 


? Vgl. zum Warschauer Positivismus grundsätzlich Stanislaus A. Blejwas, Realism in Polish 
Politics. Warsaw Positivism and National Survival in Nineteenth Century Poland, New Haven 
1984, v.a. Kap. 4 und 5; Stanislaus A. Blejwas, Warsaw Positivism - Patriotism Misunderstood, 
in: The Polish Review 27, 1-2, 1982, 47-54. In diesem Kontext ist auch relevant, dass das kul- 
turelle Merkmal der Konfessionszugehörigkeit bei der Bestimmung dessen, was „das Polnische“ 
sei, an Bedeutung gewann und damit Polonität konfessionell zunehmend eingeengt wurde. Vgl. 
Ewa Jablonska-Deptula, Samoobronny model „Polaka-katolika“ i jego wplywy na stosunek do 
mniejszości narodowych, in: Jan Lewandowski (Hrsg.), Trudna tożsamość. Problemy narodo- 
wościowe i religijne w Europie Środkowo-Wschodniej w XIX i XX wieku. Materiały z międzyna- 
rodowej konferencji „Samoidentyfikacja narodowa i religijna a sprawa mniejszości narodowych 
i religijnych w Europie Środkowo-Wschodniej“, Lublin 1993, 62-67; Konrad Sadkowski, Catholic 
power and Catholicism as a component of modern Polish national identity, 1863-1918, Seattle 
2001; Zygmunt Zieliński, Mit „Polak-Katolik“, in: Wojciech Wrzesinski (Hrsg.), Polskie mity 
polityczne XIX i XX wieku, Wrocław 1994, 107-118. Zu den sich wandelnden Vorstellungen 
von „Volk“ im polnischen Kontext des ausgehenden 19. Jahrhunderts siehe auch Brian A. Porter, 
When Nationalism Began to Hate. Imagining Modern Politics in Nineteenth-Century Poland, 
Oxford 2000, 104-134. 

10 Vgl. Porter, Nationalism (wie Anm. 9), 227-232. Zum allgegenwärtigen Topos des Verrats 
siehe auch Magdalena Micińska, Zdrada córka nocy. Pojeście zdrady narodowej w świadomości 
Polaków w latach 1861-1914, Warschau 1998. 


Die Revolution von 1905 und der Wandel der Nationsbilder im Russischen Reich 199 


von ihnen identifizierten „nationalen Einheiten“ zu tun. Es bestanden Über- 
lappungen in den Bereichen von Sprache, Konfession oder Alltagskulturen, die 
die wünschenswerte klare Zuordnung erschwerten. Und es existierten zahl- 
reiche Siedlungsinseln von Bevölkerungsgruppen, auf die konkurrierende Na- 
tionalbewegungen im Wettstreit Anspruch erhoben. In dieser unübersichtlichen 
Gemengelage der Gegenwart verhieß eine mystisch-historische Zuordnung über 
Abstammung und Herkunft dagegen Eindeutigkeit.!! 

So war beispielsweise die litauische Nationalbewegung, deren Aktivisten sich 
1905 erstmals zu einer größeren Versammlung in Wilna trafen, nicht nur damit 
beschäftigt, sich über die territorialen Ausmaße eines imaginierten Litauens zu 
verständigen und Ansprüche auf die zukünftige Hauptstadt Vilnius zu erheben. 
Es ging ihnen ebenso um eine „Sammlung der litauischen Völker“ und da- 
mit um eine „Zusammenführung“ der verschiedenen „Volksstämme‘, die sich 
durch eine von außen zugewiesene „litauische Abstammung“ auszeichneten. 
Dabei erfolgte die von den Akteuren der Nationalbewegung erteilte Aufnahme 
in den Kreis der Nation weitgehend unabhängig von dem de facto bestehenden 
Grad einer kulturellen Polonisierung oder einer gegenwärtigen Zugehörigkeit 
zur orthodoxen oder protestantischen Glaubensgemeinschaft der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppen."? 

Weitaus stärker noch prägte das neue Herkunftsparadigma das Denken der 
polnischen Nationaldemokraten und damit die Agenda der stärksten politischen 
Kraft in den polnischen Provinzen des Russischen Reichs. Während der Revolu- 
tion von 1905 vollzogen die Nationaldemokraten unter der Führung von Roman 
Dmowski den Schritt zur Massenbewegung, die mit ihren zahlreichen Unter- 


11 Zu der ethnisch-konfessionellen Gemengelage im ostmitteleuropäischen Geschichtsraum 
sowie den Versuchen zahlreicher Akteure, hier „Eindeutigkeit“ zu schaffen, vgl. ganz grund- 
sätzlich Timothy Snyder, The Reconstruction of Nations. Poland, Ukraine, Lithuania, Belarus, 
1569-1999, New Haven 2003, 31-51; Steven J. Seegel, Mapping Europe’s Borderlands. Russian 
Cartography in the Age of Empire, Chicago 2012; Weeks, Nation and State (wie Anm. 5), v.a. 
Kap. 4 und 6. Siehe zum Ersten Weltkrieg auch Vejas Gabriel Liulevicius, Kriegsland im Osten. 
Eroberung, Kolonisierung und Militärherrschaft im Ersten Weltkrieg, Hamburg 2002, 148-155. 

12 Vgl. dazu Tomas Balkelis, The Making of Modern Lithuania, London 2009, v.a. 50-68 
und 85-103; Mathias Niendorf, Zwischen historischer und ethnischer Nation. Die litauische 
Nationalbewegung und die Rolle der Sprache, in: Konrad Maier (Hrsg.), Nation und Sprache in 
Nordosteuropa im 19. Jahrhundert, Wiesbaden 2012, 294-312, v.a. 303-306; Egidijus Motieka, 
Ihe Great Assembly of Vilnius, 1905, in: Lithuanian Historical Studies 1, 1996, 84-96; Vytautas 
Petronis, Constructing Lithuania. Ethnic Mapping in Tsarist Russia, ca. 1800-1914, Stockholm 
2007, v.a. 222-269; Darius Staliunas, Wilno czy Kowno? Problem centrum narodowego Litwi- 
nów na poczatku XX wieku, in: Bernard Linek/ Kai Struve (Hrsg.), Nacjonalizm a tozsamosc 
narodowa w Europie Srodkowo-Wschodniej w XIX i XX w./Nationalismus und nationale 
Identität in Ostmitteleuropa im 19. und 20. Jahrhundert, Opole/ Marburg 2000, 259-267; Darius 
Staliunas, Tadeusz Wröblewski a idea kulturalnej autonomii personalnej na Litwie na poczatku 
XX w, in: Jan Jurkiewicz (Hrsg.), Krajowosc - tradycje zgody narodów w dobie nacjonalizmu. 
Materialy z miedzynarodowej konferencji naukowej w Instytucie Historii UAM w Poznaniu 
(11-12 maja 1998), Poznan 1999, 99-107. 
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gruppierungen die politische Öffentlichkeit im Königreich Polen dominierten 
und auch fast alle Duma- Abgeordnete dieser Region stellten. Noch während der 
revolutionären Wirren wandelte sich das nationaldemokratische Schreiben über 
das, was Polonität ausmache, in einen Abgrenzungs- und Abstammungsdiskurs. 
Es ging nun darum, die polnische Nation von allen vermeintlichen fremden und 
damit vor allem „jüdischen Einflüssen“ zu „reinigen“.!? 

Seit 1905 befassten sich Dmowski und andere Parteiideologen unablässig mit 
der „jüdischen Frage“. Sie identifizierten in den Juden die wesentliche Gefahr 
für das vermeintlich im unerbittlichen Überlebenskampf der Völker bedrohte 
Polentum. In ihren Schriften wurde polnisch-katholische „Herkunft“ zum ent- 
scheidenden Kriterium, um einen „echten“ Polen zu bestimmen. Dagegen er- 
schienen gerade jene Juden als besonders bedrohlich, die sich weitgehend an die 
polnische Leitkultur assimiliert hatten, die sich in Kleidung und Habitus nicht 
von ihren polnischen Nachbarn unterschieden, die Polnisch als Alltagssprache 
benutzten und von denen einige sogar zum Katholizismus oder Protestantismus 
konvertiert waren. Die nationaldemokratische Presse der Jahre 1905-14 wartete 
mit „Enttarnungen“ aller Art auf, in denen die jüdische Herkunft von Mitbürgern 
„aufgedeckt“ wurde. Allgegenwärtig sind vor allem in Warschau die „Entdeckun- 
gen‘, die auf die „jüdische Unterwanderung“ der polnischen Bürgergesellschaft 
und den wachsenden Einfluss der vermeintlichen jüdischen Machtkartelle ver- 
weisen.!? 

Diese antisemitischen Kampagnen der Nationaldemokraten wurden dabei von 
einem breiten antijüdischen Konsens auch im liberal-bürgerlichen Spektrum der 
polnischen Öffentlichkeit mitgetragen. Sie gipfelten in einem Boykott jüdischer 
Geschäfte im Jahr 1912, der sich gegen die alteingesessene, teilweise assimilierte 
jüdische Kaufmanns- und Händlerschicht in den polnischen Provinzen richtete. 
Jüdische Polonität durfte und konnte es im rigiden Abstammungsdenken der 
Nationaldemokraten nicht geben. Und sie eben waren es, die im Russischen 


3 Vgl. grundsätzlich zu den Nationaldemokraten sowie Dmowski Peter Brock, Polish 
Nationalism, in: Peter F. Sugar/Ivo John Lederer (Hrsg.), Nationalism in Eastern Europe, 
Seattle 1971, 310-372, bes. 342-343; Alvin Fountain, Roman Dmowski. Party, Tactics, Ideo- 
logy 1895-1907, New York 1980; Porter, Nationalism (wie Anm. 9); Pascal Trees, Wahlen im 
Weichselland. Die Nationaldemokraten in Russisch-Polen und die Dumawahlen 1905-1912, 
Stuttgart 2007, 50-87. 

14 Vgl. schon die Schrift Roman Dmowskis von 1903 Myśli nowoczesnego Polaka. Siehe 
Auszüge auch in Roman Dmowski, Thoughts of a Modern Pole, in: Peter F. Sugar (Hrsg.), 
Eastern European Nationalism in the Twentieth Century, Lanham 1995, 205-207. Vgl. dazu 
u.a. Robert E. Blobaum, Criminalizing the „Other“. Crime, Ethnicity, and Antisemitism in Early 
Twentieth-Century Poland, in: Robert E. Blobaum (Hrsg.), Antisemitism and Its Opponents in 
Modern Poland, Ithaca 2005, 81-102; Francois Guesnet, Polnische Juden im 19. Jahrhundert. 
Lebensbedingungen, Rechtsnormen und Organisation im Wandel, Köln 1998, 61-80; Theodore 
R. Weeks, Fanning the Flames. Jews in the Warsaw Press, 1905-1912, in: East European Jewish 
Affairs 28, 1998/99, 63-81. 


Die Revolution von 1905 und der Wandel der Nationsbilder im Russischen Reich 201 


Reich den zeitgenössischen Diskurs über die polnische Nation und ihre Wesens- 
züge dominierten.” 

Ein solches Herkunftsparadigma zur Feststellung von Zugehörigkeit wurde 
aber keinesfalls nur von den nicht-russischen Akteuren propagiert. In den un- 
übersichtlichen westlichen Grenzräumen erlebte die Kategorie „Abstammung“ 
auch in der imperialen Staatsadministration sowie der breiteren russischen Öf- 
fentlichkeit einen rasanten Aufstieg. Seit den revolutionären Tumulten von 1905 
galten in der Perspektive imperialer Beamter nur noch Untertanen „russischer 
Abstammung“ („russkoe proischo2denie“) als vertrauenswürdig. Dieses Bestim- 
mungsmerkmal wurde mit 1905 omnipräsent. Mit dieser Kategorie entschieden 
staatliche Amtsträger nun über die Wahlberechtigung in den privilegierten 
„russisch-nationalen“ Wahlkurien, sie wurde in amtlichen Statistiken erfasst 
und hatte im Folgenden Auswirkungen auf Beförderungsentscheidungen im Be- 
amtenapparat. Sogar bei den Debatten um die Stipendienvergabe für Studierende 
an der Kaiserlichen Universität in Warschau spielte das Abstammungsmerkmal 
seit 1905 eine bedeutsame Rolle.'° 

Das bedeutete in der imperialen Verwaltungstätigkeit eine klare Infragestel- 
lung der alten Praxis, allein anhand der jeweiligen amtlich-registrierten Konfes- 
sionszugehörigkeit Entscheidungen über Bevor- bzw. Benachteiligung zu treffen. 
In den langen Jahren nach dem polnischen Januaraufstand von 1863 war man 
als Katholik diskriminiert worden, nicht jedoch als „Pole“ oder „Litauer“. Wer 
immer bereit war, den Schritt der Konversion zur Orthodoxie (oder zum Pro- 
testantismus) zu gehen, entkam den zahlreichen benachteiligenden Gesetzen.!? 


15 Zum Boykott siehe ausführlicher Robert E. Blobaum, The Politics of Antisemitism in Fin- 
de-Siecle Warsaw, in: The Journal of Modern History 73, H. 2, 2001, 275-306; Heinz-Diet- 
rich Löwe, The Tsar and the Jews. Reform, Reaction, and Anti-Semitism in Imperial Russia, 
1772-1917, Chur 1993; Theodore R. Weeks, From Assimilation to Antisemitism. The „Jewish 
Question“ in Poland, 1850-1914, DeKalb 2006, 149-169. Zu den erst in der Zwischenkriegs- 
zeit entwickelten Vorstellungen einer expliziten „jüdischen Polonität“ vgl. Katrin Steffen, Jü- 
dische Polonität. Ethnizität und Identität im Spiegel der polnischsprachigen jüdischen Presse 
1918-1939, Göttingen 2004. 

16 Staatsarchiv der Russländischen Föderation, Moskau (Gosudarstvennyj Archiv Rossijskoj 
Federacii = GARF), f. 726, op. 1, d. 21, ll. 173-1860b [Personalunterlagen der Warschauer Gen- 
darmendivision, 1. November 1912]; Hauptarchiv der alten Akten, Warschau (Archiwum Glowne 
Akt Dawnych = AGAD), KGGW, sygn. 9012, kart. 27-28 [Schreiben des Stadtpräsidenten an 
den Kanzleidirektor des Warschauer Generalgouverneurs: Zusammenstellung der Wahlkreise 
sowie der Wählerlisten für die Wahl der Wahlmänner russischer Herkunft, 13. August 1907]; 
SokraScennye protokoly zasedanii Soveta Imperatorskogo Varsavskogo Universiteta za 1911 g. 
(Vtoroe polugodie), in: Varsavskie universitetskie izvestija, Nr. 2 (1913), 17-32. Zur Debatte um 
die Stipendienvergabe siehe auch Leonid E. Gorizontov, Paradoksy imperskoj politiki. Poljaki v 
Rossii i russkie v Poľše (XIX - načalo XX v.), Moskau 1999, 261 f. 

17 GARF f. 102, op. 254, d. 1, ll. 1-12 [Obozrenie mer Praviteľstva, prinjatych po Carstvu 
Pol’skomu posle 1863 goda, Bericht des Innenministeriums 1880]. Vgl. Sbornik administrativnych 
postanovlenij Carstva Pol’skogo. Vedomstvo vnutrennych i duchovnych del, Bd. 1, Warschau 
1866; Sbornik cirkuljarov voenno-policejskogo upravlenija v Carstve Poľskom 1863-1866 godov, 
Warschau 1867. Vgl. zu den antipolnischen Bestimmungen der Phase nach dem Januaraufstand 
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Eben dies änderte sich mit der Revolution von 1905, da mit der „russischen 
Herkunft“ ein neues mächtiges Instrument zur Identifizierung politischer Ver- 
lässlichkeit zur Verfügung stand. Wer über eine „russische Abstammung“ ver- 
fügte, war nun in den imperialen Staatsstrukturen mit einem erheblichen Ver- 
trauensvorschuss ausgestattet.!? 

Ein solches Zusammendenken von Russischsein und Reichsloyalität war in 
der breiteren russischen Öffentlichkeit noch viel deutlicher ausgeprägt. Dement- 
sprechend laut wurde hier seit 1905 die Kritik an der multiethnischen Komposi- 
tion der zarischen Staatsbürokratie. Im Königreich Polen liefen die Meinungs- 
träger der russischen Diaspora beispielsweise Sturm gegen den in der Revolution 
neu berufenen Generalgouverneur, Georgij Skalon, da dieser Baltendeutscher 
war. Zwar gewährte die Zensur nur einen engen Rahmen für offene Kritik an 
zarischen Amtsträgern, dafür standen aber die Medien Beschwerdebrief oder 
Denunziation bei übergeordneten Petersburger Instanzen zur Verfügung. In 
Zeiten, in denen mit dem Ministerpräsidenten Petr Stolypin ein eindeutiger Ver- 
fechter großrussischer Dominanz in den nicht-russischen Peripherien die Regie- 
rungsgeschäfte leitete, hatten Beschuldigungen, die einem Beamten Versagen im 
Kampf für die „russische Sache“ unterstellten, erhöhte Autorität. Entsprechend 
aktiv wurden diejenigen, die in einem baltendeutschen Generalgouverneur eine 
Gefährdung der russischen Interessen in den Westgebieten sahen. Zahlreiche Be- 
schwerden beschrieben nach 1905 den „Untergang der russischen Sache“ in den 
polnischen Gebieten, legten entweder implizit ein fehlendes Engagement Skalons 
in diesem „ihm national fremden Kampf“ nahe oder sprachen explizit von einem 
gefährlichen Wirken deutscher Seilschaften in dem auch militärstrategisch so 
wichtigen Grenzbereich.'? 


auch Zukasz Chimiak, Gubernatorzy rosyjscy w Krölestwie Polskim 1863-1915. Szkic do portretu 
zbiorowego, Wrocław 1999, 31-41; Malte Rolf, Russifizierung, Depolonisierung oder innerer 
Staatsaufbau? Konzepte imperialer Herrschaft im Königreich Polen (1863-1915), in: Zaur Gasi- 
mov (Hrsg.), Kampf um Wort und Schrift: Russifizierung in Osteuropa im 19.-20. Jahrhundert, 
Göttingen 2012, 51-88; Malte Rolf, „Approved by the Censor“: Tsarist Censorship and the Public 
Sphere in Imperial Russia and the Kingdom of Poland (1860-1914), in: Jan C. Behrends/ Thomas 
Lindenberger (Hrsg.), Underground Publishing and the Public Sphere. Transnational Perspecti- 
ves, Wien 2014, 31-74; Weeks, Nation and State (wie Anm. 5), v.a. 92-109. 

18 Dies kam unter anderem bei der Zusammenstellung der Wählerlisten einer gesonderten 
„russischen Wahlkurie“ in Warschau zum Ausdruck. AGAD, KGGW, sygn. 9012, kart. 10-12v 
[Brief Stolypin an den Warschauer Generalgouverneur Skalon, 17. Juli 1907]; kart. 101 [Chif- 
frierte Depesche Stolypins an Skalon, 13. September 1907]. Vgl. dazu auch Trees, Wahlen im 
Weichselland (wie Anm. 13), 315-317; Weeks, Nation and State (wie Anm. 5), 128. 

19 So wurde beispielsweise Skalon in einer Denunziation, die 1908 den Innenminister erreich- 
te, des Verrats an der „russischen Sache“ im Weichselland bezichtigt. Die sich als „Russen aus 
Warschau“ stilisierenden Autoren warfen Skalon ein Versagen dabei vor, den „russischen Na- 
men hochzuhalten“ und die „nationalen Interessen an der Weichsel“ angemessen zu schützen. 
Stattdessen sei das Königreich inzwischen „fest in den Händen der Feinde Russlands“. GARE, 
f. 215, op. 1, d. 156, Il. 25-27 [Auskunft zu anonymem Brief an den Innenminister, 26. Juli 
1908], hier 1. 25. Ganz ähnliche Anschuldigungen des „Verrats an der russischen Sache“ wurden 
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Dass Stolypin 1910 eine Senatorenrevision zur Überprüfung der Vorwürfe 
in das Weichselland entsandte, zeugt von der Argumentationskraft dieser Kri- 
tikführung.?° Mochte ein Generalgouverneur wie Skalon noch so russifiziert 
in seinen Umgangsformen sein, mochte der Besuch orthodoxer Gottesdienste 
selbstverständlich zum Kernbereich seiner Herrschaftsrepräsentation gehören 
und mochte sein Selbstbild vollkommen von Reichs- und Zarentreue geprägt 
sein - an ihm haftete dennoch das Stigma der Unzuverlässigkeit, da ihn die 
„Herkunft“ als Deutschen auswies. In einer Zeit, in der das Schlagwort von 
„Russland den Russen“ die russisch-nationalistische Presse dominierte, wirkte 
das nicht mehr zeitgemäß. Zu einem „wahren Russen“ - einem der Kampf- 
begriffe russischer Nationalisten der Zeit - konnte man auch nach Jahren des 
Dienstes in der zarischen Verwaltung nicht werden. Der Zutritt zur exklusiv 
gedachten russischen Abstammungsgemeinschaft war solchen imperialen Staats- 
dienern verwehrt. ?! 

Und zugleich wurde ihnen ihre Präsenz in der imperialen Bürokratie streitig 
gemacht. Denn die angestrebte Nationalisierung des Imperiums bedeutete für 
die russischen Meinungsführer immer auch, dass der Staatsapparat zu einer 
Institution werden sollte, in der die Russen das Sagen hatten. Diese mit und 
seit der Revolution von 1905 wachsende Kritik einer russisch-nationalistischen 
Öffentlichkeit an der multiethnischen Zusammensetzung der Reichsverwaltung 
ist zweifellos Ausdruck für die neue Dominanz von ethnisierten Nationsbildern, 
die von Vorstellungen der Unveränderlichkeit und vom Bestreben einer rigiden 
In- und Exklusion gekennzeichnet waren.” 


auch gegenüber dem deutschstämmigen Piotrköwer Gouverneur Konstantin Miller geäußert. 
AGAD, KGGW, sygn. 1893, kart. 1-89v [Schreiben des Piotrköwer Gouverneurs Miller an den 
Warschauer Generalgouverneur Certkov, 15. April 1903], hier 1. 680b. 

20 Siehe den entsprechenden Revisionsbericht Dmitrij B. Nejdgart, Vsepoddannej$ij otčet o 
proizvedennoj v 1910 godu po vysoZajsemy poveleniju Gofmejsterom Dvora Ego Imperatorskago 
Velicestva Senatorom Nejdgartom revizii pravitel’stvennych i obScestvennych ustanovlenij Pri- 
vislinskago kraja i Var$avskago voennago okruga, GraZdanskoe vedomstvo, St. Petersburg 1911. 

*! Davon zeugt u.a. der Initiativantrag russischer Nationalisten in der II. Duma, der die 
Abberufung Skalons anstrebte. Vgl. Prilozenija k stenograficeskim otcetam Gosudarstvennoj 
Dumy. III sozyv, ses. V, Bd. 3, St. Petersburg 1912, Nr. 374: Zakonodatel’'noe predloženie ob 
uprazdnenii dol’Znosti Var$avskogo General-Gubernatora (29. Februar 1912). Vgl. auch die 
Publikationen von in Warschau tätigen russischen Nationalisten wie Vladimir Istomin, Sovre- 
mennoe položenie „Poľskogo voprosa“ v Privislinskom krae, Moskau 1905; Vladimir Istomin, 
Nacionaľno-patriotičeskie školy, Moskau 1907; Vladimir Istomin, Programma nacionaľno- 
demokraticeskoj poľskoj partii i dejatelnosť poslednej v „russkom zachvate“, Moskau 1907; 
Vladimir Istomin, Svoi i čužie vragi pravoslavno-russkogo dela v gubernijach Privislinskogo 
kraja, Moskau 1907; Platon Kulakovskij, Poljaki i vopros ob avtonomii Poľ ši, St. Petersburg 1906; 
Platon Kulakovskij, Poľskij vopros v prošlom i nostajaščem. Biblioteka Okrain Rossii, Nr. 3, St. 
Petersburg 1907; Platon Kulakovskij, Russkii russkim. Čto značiť „poľskaja avtonomija“?, Bd. 1, 
St. Petersburg 1907; Aleksej Sidorov, Poľskaja avtonomij i slavjanckaja ideja, Kiew 1908; N. A. Ve- 
ckij, K voprosu o Varšavskom Universitete, Warschau 1906. 

22 So bei Aleksej A. Brusilov, Moi vospominanija, Minsk 2003, 52-53; aber auch im Revisions- 
bericht Dmitrij B. Nejdgart, Vsepoddannejšij otčet o proizvedennoj (wie Anm. 20), passim. 
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Die Tatsache, dass sich an der multinationalen Komposition der zarischen Ad- 
ministration in den Jahren 1905-14 allerdings nur wenig änderte, zeugt zugleich 
von den Grenzen eines solchen Diskurses. Die Hegemonie der Russen war in 
dem komplexen Gefüge des Vielvölkerreichs nicht einfach herzustellen, und die 
Engführung eines russländischen Imperiums auf eine russische Staatlichkeit war 
hier nicht ohne weiteres zu bewerkstelligen. Das Petersburger Zentrum benötigte 
dabei die zahlreichen nicht-russischen Vertreter in der imperialen Machtelite 
auch keinesfalls nur aus pragmatischen Gründen. In der Autokratie war die 
Loyalität des höheren Adels, der im Russischen Reich selber eine multinationale 
Veranstaltung darstellte, letztlich doch das höchste Gut.” 

Die demokratischen Implikationen eines noch so „wahrhaft“ russischen Na- 
tionalismus wurden in den obersten Petersburger Machtinstanzen dagegen mit 
Argwohn betrachtet. Denn eine nationalistische Öffentlichkeit beanspruchte 
doch immer eine Teilhabe an den Entscheidungsprozessen, die nach autokra- 
tischem Selbstverständnis alleine dem Zaren, seinen Ministern und Beamten 
zustanden.”* Ein einfacher Ivanov blieb ein Emporkömmling, mochte er noch 
so russisch-patriotische Töne anschlagen. Dagegen war ein georgischer Prinz 
wie beispielsweise der Warschauer Generalgouverneur Aleksandr Imeretinskij 
angesichts der übernationalen aristokratischen Standesloyalität wie auch in der 
Räson eines Ständestaates am Ende doch ein verlässlicherer Träger des ancien 
regime. Ähnlich wie in der Habsburger Monarchie mutierte damit auch im Rus- 
sischen Reich die multiethnische, adelige Elite der obersten Staatsbeamten zu 
einem der letzten Verteidiger der alten Ordnung, zu der traditionell ebenso die 
multiethnische Zusammensetzung der Reichsverwalter gehörte. Die radikale 
Nationalisierung des Imperiums stieß also in den zentralen Machtapparaten in 
Petersburg schnell auf Grenzen, selbst wenn einzelne Akteure wie Stolypin mit 
großrussischen Integrationsstrategien liebäugelten.?> 


Vgl. auch Leonid E. Gorizontov, Vybor nositelja „russkogo načala“ v poľskoj politike Rossijskoj 
imperii. 1831-1917, in: Viktor A. Chorev (Hrsg.), Poljaki i russkie v glazach drug druga, Moskau 
2000, 107-116, v.a. 110f. 

23 Die Volkszählung von 1897 ermittelte, dass nur 53% der Erbadeligen Russisch für ihre 
Muttersprache hielten. Jörg Baberowski, Auf der Suche nach Eindeutigkeit. Kolonialismus und 
zivilisatorische Mission im Zarenreich und der Sowjetunion, in: Jahrbücher für Geschichte Ost- 
europas 47, 3, 1999, 482-503, hier 488. Zur Multinationalität des Adels im Russischen Reich vgl. 
auch Geyer, Nation und Nationalismus in Rußland (wie Anm. 7), 103-104; Kappeler, Rußland 
als Vielvölkerreich (wie Anm. 4), 236-238. 

%4 Vgl. Raphael Utz, Rußlands unbrauchbare Vergangenheit. Nationalismus und Außenpoli- 
tik im Zarenreich, Wiesbaden, 2008, v. a. 252-253. Grundsätzlich zu den sich wandelnden Vor- 
stellungen vom Politischen im Russischen Reich siehe auch Walter Sperling, Vom Randbegriff 
zum Kampfbegriff. Semantiken des Politischen im ausgehenden Zarenreich (1850-1917), in: 
Willibald Steinmetz (Hrsg.), „Politik“. Situationen eines Wortgebrauchs im Europa der Neuzeit, 
Frankfurt am Main 2007, 248-288. 

23 Vgl. dazu ausführlicher Malte Rolf, Imperiale Herrschaft im städtischen Raum. Zarische 
Beamte und urbane Öffentlichkeit in Warschau (1870-1914), in: Bianka Pietrow-Ennker (Hrsg.), 
Russlands imperiale Macht. Integrationsstrategien und ihre Reichweite in transnationaler Per- 
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Aber ein solcher Befund stellt doch keinesfalls den allgemeinen Siegeszug der 
Denkkategorie „Abstammung“ nach 1905 in Abrede. Die Vorstellung, nationale 
Zugehörigkeit sei eine angestammte, auf ewig festgeschriebene Größe, setzt sich 
mit der Revolution zweifellos breitenwirksam durch. Damit stellt sich aber zu- 
gleich die Frage, warum die turbulenten Ereignisse von 1905 so erheblich zu 
dieser Verengung der Nationsbestimmung beitrugen. 

Die Revolution wirkte hier auf mehreren Ebenen bewusstseinsverändernd. 
Einerseits waren es zweifellos die Erlebnisse eruptiver interethnischer Gewalt, 
oft ausgelöst aus einer Überlagerung von sozialen und ethnischen Konflikten, 
die das nationalisierte Lagerdenken verstärkten und all jene Mechanismen be- 
förderten, mit denen sich ethnische In- und Exklusion vermeintlich eindeu- 
tig herstellen ließ. In die gleiche Richtung wirkte die plötzlich aufscheinende 
Möglichkeit einer Staatsverfassung jenseits des Imperiums. Denn während das 
ancien regime taumelte, hatte sich 1905 das Machtpotential einer nationalen 
Massenmobilisierung gezeigt und damit die Phantasien zur zukünftigen radi- 
kalen Neuordnung der politischen Verhältnisse zweifellos beflügelt. Nationale 
Meinungsführer wie Dmowski positionierten sich hier bereits für die Periode 
nach dem Ende der Vielvölkerreiche. Auch dieser gegenwärtig noch vage Aus- 
blick auf einen Nationalstaat beförderte die Festschreibung von nationalen 
Merkmalen. Denn es war klar, dass die eigenen nationalen Ambitionen gegen 
konkurrierende Nationalbewegungen durchgesetzt werden müssten und dass 
vermeintliche „Fremdvölker“, die auf den „eigenen“ Territorien siedelten, An- 
sprüche auf Teilhabe, Autonomie oder gar eigene Staatlichkeit erheben würden. 
Grenzgänger aller Art und Menschen „uneindeutiger Herkunft“ erschienen hier 
schnell als Vertreter einer „fünften Kolonne“ und damit als potentielle innere 
Bedrohung der nationalen Einheit. Sie gerieten unter den Pauschalverdacht der 
nationalen Illoyalität. Und überhaupt schienen die Erfahrungen von 1905 all 
jenen Recht zu geben, die immer schon vom unerbittlichen Kampf der Völker 
gesprochen hatten. Siegen würde hier scheinbar nur jene Nation, die in der Lage 
war, geschlossen und „gereinigt“ von allen Fremdeinflüssen aufzumarschieren. 
Das Kriterium der „Herkunft“ schien dabei am ehesten geeignet, diese „Reinheit 
der Nation“ sicherzustellen.” 


spektive, Köln 2012, 123-153, v.a. 144-145. Und zur Habsburger Monarchie siehe demnächst 
Marion Wullschleger, „Gut österreichische Gesinnung“: Imperiale Identitäten und Reichsbil- 
der der letzten österreichischen Statthalter in Triest (1904-1918), in: Tim Buchen / Malte Rolf 
(Hrsg.), Imperiale Biographien: Lebensläufe, Karrieremuster und Selbstbilder der Reichseliten 
in der Romanow- und der Habsburger Monarchie, Köln in Bearbeitung 2014. Zu Stolypin siehe 
Ascher, Stolypin (wie Anm. 3); Conroy, Stolypin (wie Anm. 3); Korros, Stolypin (wie Anm. 3). 

2 Zum Machtzuwachs der nationalen Bewegungen in den Peripherien des Russischen Reichs 
durch 1905 vgl. u.a. zu Polen Blobaum, Rewoljucja (wie Anm. 1), v.a. 188-233; Trees, Wahlen 
im Weichselland (wie Anm. 13), v.a. Kap. 4-10; oder zu den Ostseeprovinzen Hirschhausen, Die 
Grenzen der Gemeinsamkeit (wie Anm. 3), Kap. II; Pistohlkors, Ostseeprovinzen (wie Anm. 1), 
416-435; Plakans, The Latvians (wie Anm. 8), 104-107. 
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Nicht zuletzt erlaubten die plötzlichen, zuvor ungekannten Freiräume in der 
Revolutionsphase ganz neue Formen des politischen Diskurses. So wurden bei- 
spielsweise im polnischen Fall ältere Debatten über Gesundheit und Hygiene nun 
rasch politisiert und zugleich ethnisiert. Ein noch aus dem Positivismus stam- 
mendes allgemeines Fortschrittsdenken, das stark mit Ordnungs- und Reinheits- 
vorstellungen operiert hatte, wurde jetzt auf die Nation überhaupt übertragen. 
Dabei spielte bei Akteuren wie Dmowski auch die Rezeption zentraleuropäischer 
Strömungen von völkischen und integralen Nationalismen eine wichtige Rolle.?” 
All dies wurde im Zuge der revolutionären Turbulenzen von 1905 auf einmal 
auch öffentlich und unzensiert schreib- und publizierbar. Gerade dies verweist 
auf die langfristige und nachhaltige Wirkung der Revolution. Denn es waren 
die Zugeständnisse, die sich der Zar angesichts der staatlichen Ohnmacht im 
Oktobermanifest von 1905 hatte abringen lassen, die eine Entfaltung politischer 
Öffentlichkeit in einer zuvor undenkbaren Weise ermöglichten. Die folgenden 
Grundgesetze von 1906 schrieben die politischen Konzessionen der Autokratie 
fest und gewährten nicht nur die Staatsduma als Volksvertretung, sondern die 
Legalisierung von Parteien, Vereinen, Verbänden und politischen Presseorganen 
sowie weitgehende Versammlungs- und Meinungsfreiheit. All dies schuf die 
Grundlage für die offene und breitenwirksame Weiterentwicklung nationaler 
Vorstellungen.” 

In diesen neuen Foren von Öffentlichkeit wurde die Nationalisierung von po- 
litischen Debatten und von gesellschaftlicher Verfasstheit nach 1905 weitgehend 
ungehindert vorangetrieben. Hier konnte die Frage nach Herkunft als höchste 
Priorität der nationalen Selbstbestimmung massenmedial postuliert werden. 
Insofern gehören für eine Betrachtung der fortschreitenden Nationalisierung 
von Gesellschaft und Öffentlichkeit im Russischen Reich die Revolution von 


27 Vgl. Porter, Nationalism (wie Anm. 9), 157-188 sowie 227-232; auch Blobaum, Crimi- 
nalizing the „Other“ (wie Anm. 14). Zu zeitgenössischen Hygienediskursen in der polnischen 
Gesellschaft vgl. u.a. Adolf Suligowski, Kwestya Mieszkan, Warschau 1889; Adolf Suligowski, 
Kwestje miejskie, in: Ders., Pisma, Bd. 2, Warschau 1916. Siehe auch Ute Caumanns, Miets- 
kasernen und „Gläserne Häuser“. Soziales Wohnen in Warschau zwischen Philanthropie und 
Genossenschaft 1900-1939, in: Alena Janatková/ Hanna Kozinska-Witt (Hrsg.), Wohnen in 
der Großstadt 1900-1939. Wohnsituation und Modernisierung im europäischen Vergleich, 
Stuttgart 2006, 205-224, v.a. 205-208; Ute Caumanns, Modernisierung unter den Bedingungen 
der Teilung. Überlegungen zur Frage strukturellen und kulturellen Wandels in Warschau am 
Beispiel öffentlicher Gesundheit, in: Carsten Goehrke/ Bianka Pietrow-Ennker (Hrsg.), Städte 
im östlichen Europa. Zur Problematik von Modernisierung und Raum vom Spätmittelalter bis 
zum 20. Jahrhundert, Zürich 2006, 365-391, v.a. 374-380. 

28 Vgl. dazu ausführlicher Malte Rolf, Revolution, Repression und Reform. 1905 im König- 
reich Polen, in: Lilia Antipow / Matthias Stadelmann (Hrsg.), Schlüsseljahre. Zentrale Konstel- 
lationen der mittel- und osteuropäischen Geschichte. Festschrift für Helmut Altrichter zum 65. 
Geburtstag, Stuttgart 2011, 219-232; und Malte Rolf, A Continuum of Crisis? The Kingdom of 
Poland in the Shadow of Revolution (1905-15), in: Felicitas Fischer v. Weikersthal u.a. (Hrsg.), 
Ihe Russian Revolution of 1905 in Transcultural Perspective. Identities, Peripheries, and the 
Flow of Ideas, Bloomington 2013, 159-174. 
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1905 und die folgende Vorkriegsdekade zusammen. Was an neuem Denken und 
an primordialen Nationsbildern in den revolutionären Freignissen angestoßen 
worden war, wurde im öffentlichen Sprechen und Schreiben darüber im Folge- 
jahrzehnt nachjustiert und verfestigt. 

Damit war zumindest in den Westgebieten des Russischen Reichs schon zu Be- 
ginn des Weltkriegs das mentale Rüstzeug entwickelt, mit dem sich die jeweiligen 
nationalen Eliten nach dem Zusammenbruch der Vielvölkermonarchien an den 
Aufbau von Nationalstaaten machten. Die Vorstellung einer ethnisch-kulturell 
zu bestimmenden Nationszugehörigkeit als unveränderliche Eigenschaft prägte 
dann auch nach 1917/18 die politischen Diskurse Ostmitteleuropas. Noch die 
Debatten und Politiken, die die so genannten „Minderheiten-Fragen” der Zwi- 
schenkriegszeit anleiteten, wurden ganz wesentlich von einem auf Abstammung 
fixierten Denken bestimmt. Die in der Revolution von 1905 geformten Nations- 
bilder erwiesen sich somit als ausgesprochen langlebig und überaus wirkungs- 
mächtig.” 


2. Nationsvorstellungen im Wandel: Begriffsgeschichtliche 
Perspektiven auf zeitgenössische Horizonte - ein Fazit 


Im ausgehenden Russischen Reich bestand ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen den revolutionären Ereignissen von 1905 und einer inhaltlichen Neu- 
ausrichtung der Vorstellungen von „dem Nationalen“ oder „der Nation“. Die 
fundamentale Krise des Imperiums in der 1905er-Revolution war diesbezüg- 
lich sogar bestimmender als der folgende Weltkrieg und der Zusammenbruch 
der Romanow-Monarchie im Februar-März 1917. Zweifellos ermöglichten 
erst der Krieg und die durch ihn ausgelöste Februarrevolution jene National- 
staatsgründungen, die die politische Landkarte Ostmitteleuropas in den Jahren 


” Zu Nationsvorstellungen und „Minderheiten-Fragen“ im Ostmitteleuropa der Zwischen- 
kriegszeit siehe u.a. Wolfgang Kessler, Die gescheiterte Integration. Die Minderheitenfrage in 
Ostmitteleuropa 1919-1939, in: Hans Lemberg (Hrsg.), Ostmitteleuropa zwischen den beiden 
Weltkriegen (1918-1939). Stärke und Schwäche der neuen Staaten, nationale Minderheiten, 
Marburg 1997, 161-188; Hans Lemberg, Kulturautonomie, Minderheitenrechte, Assimilation. 
Nationalstaaten und Minderheiten zwischen den beiden Weltkriegen in Ostmitteleuropa, in: 
Mathias Beer (Hrsg.), Auf dem Weg zum ethnisch reinen Nationalstaat? Europa in Geschichte 
und Gesellschaft, Tübingen 2004, 91-118; Cornelia Schenke, Nationalstaat und nationale Frage. 
Polen und die Ukrainer 1921-1929, München 2004, v.a. 217-230; Karl Schlögel, Ethnic Clean- 
sing as an Invention of the Twentieth Century. An Account of Expulsions in Europe, in: Rainer 
Münz/ Rainer Ohliger (Hrsg.), Diasporas and Ethnic Migrants. Germany, Israel and Russia in 
Comparative Perspective, London 2003, 98-111; Philipp Ther, The Spell of the Homogeneous 
Nation-State. Structural Factors and Agents of Ethnic Cleansing, in: Rainer Münz/ Rainer Oh- 
liger (Hrsg.), Diasporas and Ethnic Migrants. Germany, Israel and Russia in Comparative 
Perspective, London 2003, 77-97; Jerzy Tomaszewski, Ojczyzna nie tylko Polaków. mniejszości 
narodowe w Polsce w latach 1918-1939, Warschau 1985. 
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1917-19 radikal umgestalteten. Und es waren auch erst die Bedingungen des 
Weltkriegs, die bei zahlreichen nicht-russischen Minderheiten des Imperiums 
die Idee des unabhängigen Nationalstaats für breitere Bevölkerungskreise zu 
einem plausiblen und attraktiven Zukunftsmodell machten.?? Aber die Postulate 
vom primordialen Charakter von nationalen Zugehörigkeitsmerkmalen waren 
bereits im Zuge der Revolution von 1905 formuliert und sind im Folgenden 
medial durchgesetzt worden. Die Semantiken eines ethnisierten Nationsbegriffs 
hatten somit schon im Laufe der revolutionären Turbulenzen jene Engführung 
erfahren, die auch die Debatten um nationale Identität und „Minderheiten“ im 
Ostmitteleuropa der Zwischenkriegszeit dominieren sollten. 

Dabei wird zugleich klar, wie wenig sich eine Geschichte der Nationswerdun- 
gen und Nationalstaatsgründungen in Ost- und Ostmitteleuropa als einfaches 
Emanzipations- und Fortschrittsnarrativ erzählen lässt. Der historische Prozess, 
in dem das, was als „das Nationale“ verstanden wurde, definiert und fortwährend 
umgedeutet wurde, war geprägt von zunehmenden Grenzziehungen und Ein- 
engungen. Der Nationsbegriff erfuhr hier im langen 19. Jahrhundert eben nicht 
nur eine Ethnisierung, sondern zugleich eine exkludierende Primordialisierung 
der Merkmalsbestimmung. Die Nation wurde in diesem Wandlungsprozess zu 
einer Gemeinschaftskonstruktion, die zwar intern ein Gleichheitsversprechen 
aufstellte, die aber die Abgrenzungen gegen all jene, die nicht als zugehörig be- 
trachtet wurden, undurchlässig machte und zunehmend aggressiv verteidigte. 

Dass es sich dabei um einen Prozess der umkämpften Um- und Neudeutung 
handelte, wird bei einem genaueren Blick auf die Semantiken der Zeitgenossen 
sichtbar. Erst der begriffsgeschichtliche Zugang zu den zeitgenössischen Kon- 
zepten und Kategorien erlaubt hier, nicht nur Bedeutungsverschiebungen zu 
identifizieren, sondern die zentralen Akteure im Deutungskampf und ihre kom- 
munikativen Strategien zur Durchsetzung von interpretativer Autorität zu be- 
stimmen. Dabei scheint zugleich auf, wie sehr die Semantiken des Nationalen in 


30 Vgl. zur Bedeutung von Weltkriegs-, Evakuierungs- bzw. Diasporaerfahrungen bei der 
Popularisierung von nationalen Selbstzuschreibungen Nick Baron/Peter Gatrell, Population 
Displacement, State-Building, and Social Identity in the Lands of the Former Russian Empire, 
1917-23, in: Kritika: Explorations in Russian and Eurasian History 4, H. 1, 2003, 51-100; 
Nick Baron/ Peter Gatrell, Introduction, in: Nick Baron/ Peter Gatrell (Hrsg.), Homelands: War, 
Population and Statehood in Eastern Europe and Russia, 1918-1924, London 2004, 1-9; Peter 
Gatrell, A Whole Empire Walking. Refugees in Russia during World War I, Bloomington 1999, 
141-170; ebenso Tomas Balkelis, In Search of a Native Realm. The Return of World War One 
Refugees to Lithuania, 1918-24, in: Nick Baron/Peter Gatrell (Hrsg.), Homelands: War, Po- 
pulation and Statehood in Eastern Europe and Russia, 1918-1924, London 2004, 74-97. Vgl. 
zur Wiedereröffnung der „polnischen Frage“ und zu den Debatten zur Unabhängigkeit Polens, 
die durch den Wettstreit der Kriegsparteien um die Loyalität der polnischen Bevölkerung be- 
flügelt wurden, u.a. Aleksandra Ju. Bachturina, Okrainy rossijskoj imperii. Gosudarstvennoe 
upravlenie i nacional'naja politika v gody pervoj mirovoj vojny (1914-1917 gg.), Moskau 2004; 
Jeffrey Aaron Mankoff, Russia and the Polish Question, 1907-1917. Nationality and Diplomacy, 
Yale 2006; Snyder, The Reconstruction of Nations (wie Anm. 11), 57-60. 


Die Revolution von 1905 und der Wandel der Nationsbilder im Russischen Reich 209 


einem komplexen Interaktionsgefüge geformt wurden. Zum einen trifft dies auf 
die begrifflichen und konzeptionellen Transferleistungen zu, in denen zentrale 
Schlagworte wie Nation, Emanzipation und Moderne oder auch Fortschritts-, 
Freiheits- und Gleichheitsversprechen auf einem globalen Meinungsmarkt zir- 
kulierten und die in anverwandelter Form auch die ost(mittel)europäischen 
Debatten prägten. Derartige Importe von Denkfiguren und Kampfbegriffen 
erfolgten als kreativer Akt der Anpassung von Kategorien an das, was die zeitge- 
nössischen Akteure als lokale Spezifik und Gegebenheit verstanden. Es existierte 
diesbezüglich in Ost- und Ostmitteleuropa ein ausgeprägter Diskurs über die 
vermeintlichen „Besonderheiten“ der eigenen kulturellen Ressourcen, dem auch 
die Sinnstifter nationaler Identität und die Protagonisten der Nationalbewegun- 
gen Rechnung tragen mussten. 

Zum anderen bestand bei der Artikulation von Nationskonzepten eine in- 
tensive Interaktion zwischen den unmittelbaren Streitparteien des öffentlichen 
Diskurses. Polnische, litauische und russische Identitätskonstruktionen wurden 
beispielsweise in einem Spannungsfeld von gegenseitiger Beeinflussung und 
Abgrenzung entworfen. In diesen Begegnungssituationen von Konfliktgemein- 
schaften verliefen Reinterpretationen von nationalen Bestimmungsmerkmalen 
nicht getrennt voneinander, sondern fanden in wechselseitigem Austausch statt.?! 
Gerade auch die sich seit 1905 abzeichnenden Tendenzen zur Abschließung 
nationaler Kollektivkonstruktionen gegenüber „Fremden“ erfuhren hier eine 
reziproke Radikalisierung. Damit verdeutlicht der Blick auf die zeitgenössischen 
Begriffsapparate und ihre Anwendungen, wie sehr in Konkurrenz stehende Ord- 
nungssysteme durch wechselseitige Transferwirkungen geprägt wurden. Und 
nicht zuletzt schärft er die Wahrnehmung für jene Differenzen und Hierarchien, 
die innerhalb sich national definierender Gemeinschaften verhandelt wurden. 
Denn auch hier wurde ein erbitterter Kampf darüber ausgetragen, wie „die Na- 
tion“ zu definieren sei. Konkurrierende Nationskonstruktionen offenbaren damit 
in Frage gestellte Rangordnungen von interpretativer Autorität, umkämpfte An- 
sprüche auf Deutungshoheit und sich wandelnde kommunikative Strategien zu 
deren Durchsetzung. 

In dieser zeitgenössischen Deutungskonkurrenz wird die interaktive Dimen- 
sion von Begriffsbildungen und -zuschreibungen ebenso sichtbar wie das Pro- 
zesshafte von Ordnungsvorstellungen und ihren Modifikationen. Letztlich bietet 
eine solche begriffsgeschichtliche Perspektive auch den größtmöglichen Schutz 
vor einer normativen Defizitgeschichte, die gerade für den ost(mittel)europäi- 


31 Ein eindringliches Beispiel aus dem hier behandelten Konfliktraum ist die fortschreitende 
Konfessionalisierung der Bestimmung einer polnischen nationalen Identität, die durch das 
konfessionelle Paradigma der imperialen Politik im Russischen Reich nach 1864 und ihre ent- 
sprechenden anti-katholischen Maßnahmen erheblich verstärkt wurde. Vgl. zur Konfessiona- 
lisierung Jablonska-Deptula, Samoobronny model „Polaka-katolika“ (wie Anm. 9); Sadkowski, 
Polish national identity (wie Anm. 9); Zielinski, „Polak-Katolik“ (wie Anm. 9). 
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schen Raum immer nur ein „rückständig‘, „zu spät“, „zu wenig“ oder „not yet“ 
konstatiert hat. Ein Interesse an den Wahrnehmungshorizonten der Zeit, das 
nicht von externen oder ex post-Maßstäben angeleitet ist, erlaubt vielmehr, auch 
bei der Genese von Nationsbildern die Eigenständigkeit unterschiedlicher Ent- 
wicklungspfade zu beschreiben. Es schärft zugleich den Blick für die Ergebnis- 
offenheit der historischen Situation und damit für jene fundamentale Zukunfts- 
unsicherheit, mit der sich auch die zeitgenössischen Akteure konfrontiert sahen. 


Gewalt als Machttechnik. 
Revolution und Staatswerdung an der 
asiatischen Peripherie der Sowjetunion 


Jörg Baberowski 


„Eine Nation ist also eine große Solidargemeinschaft“, schreibt Ernest Renan, getragen von 
dem Gefühl der Opfer, die man gebracht hat, und der Opfer, die man noch zu bringen ge- 
willt ist. Sie setzt eine Vergangenheit voraus, aber trotzdem faßt sie sich in der Gegenwart 
in einem greifbaren Faktum zusammen: der Übereinkunft, dem deutlich ausgesprochenen 
Wunsch, das gemeinsame Leben fortzusetzen. Das Dasein einer Nation ist - erlauben Sie 
mir dieses Bild - ein täglicher Plebiszit, wie das Dasein des einzelnen eine andauernde 
Behauptung des Lebens ist. 


Für Renan war die Nation ein Geschehen, eine gelebte Gemeinschaftsidee von 
Menschen, die zueinander gehören wollen. 


Der Mensch ist weder Sklave seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Religion noch des Laufs 
der Flüsse oder der Richtung der Gebirgsketten. Eine große Ansammlung von Menschen, 
gesunden Geistes und warmen Herzens, erschafft ein Moralbewußtsein, welches sich eine 
Nation nennt.! 


Alle Geschichten, die man sich in Europa über den Anfang von Nationalstaaten 
und Demokratien und das Ende der Alten Regime erzählt hat, berufen sich auf 
diesen einen Gedanken: dass nationale und revolutionäre Erhebungen Ereignisse 
sind, die zum Ausdruck bringen, was Menschen wollen. Solche Vorstellungen 
aber sind nichts als Romantik. Oder sollen wir wirklich glauben, Revolutionen 
und Nationen seien nur als Verwirklichung von Gemeinschaftsideen vorstellbar? 
Wie sollen wir verstehen, was vor drei Jahren in Ägypten geschah? Der Präsident 
wurde aus dem Amt gejagt, weil das Volk seine Alleinherrschaft nicht mehr län- 
ger ertragen wollte, am Ende aber siegte wieder einmal die Diktatur der Wenigen 
über den Willen der Vielen. Und welchen Reim soll man sich auf die Ukraine 
machen, ein Land, das zur Nation verdammt ist, ohne Nation sein zu können?? 
Im April 1917, wenige Wochen nach dem Ende der alten Ordnung, fuhr der 
Dichter Iwan Bunin mit dem Zug von Moskau nach Petrograd. Als er aus dem 


! Ernest Renan, Was ist eine Nation?, in: Michael Jeismann / Henning Ritter (Hrsg.), Grenz- 
fälle. Über neuen und alten Nationalismus, Leipzig 1993, 308-310. 

? Felix Schnell, Die erwartete Nation. Imperien, Bauern und Konjunkturen des Nationalen 
in der Ukraine (Zarenreich und Sowjetunion), in: Journal of Modern European History 11, 
2013, 375-396. 
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Zug stieg und den Newski-Prospekt betrat, mochte er nicht glauben, was er sah. 
Die Revolution hatte den Glanz von den Häusern und den Straßen genommen. 
Leblos und schmutzig seien die Straßen gewesen, erinnerte sich Bunin. „Der 
Newski war überflutet von einer grauen Menge - Soldateska mit umgehängten 
Uniformmänteln.“ Auf der Fahrbahn lag Abfall und tierischer Kot, die Kutsche, 
die den Dichter zum Hotel „Ewropeiskaja“ fuhr, musste Schlaglöchern auswei- 
chen. Einst ein Prachtboulevard, hatte sich der Newski-Prospekt in wenigen 
Wochen in eine schmutzige Dorfstraße verwandelt. „Das Volk ist jetzt wie Vieh 
ohne Hirten“, habe der Kutscher gesagt, „es macht alles dreckig und richtet sich 
selbst zugrunde.“ Was man dagegen denn tun könne, wollte der Dichter vom 
Kutscher wissen. „Machen kann man jetzt nichts“, antwortete er, „jetzt ist Feier- 
abend. Keine Regierung mehr.“ 

Als im Februar 1917 die Autokratie aus den Angeln gehoben wurde, beriefen 
sich Liberale wie Sozialisten auf den Willen des Volkes. In seinem Namen hatten 
sie die alte Ordnung gestürzt und die neue ins Leben gerufen. Nur war, was die 
Revolution verhieß, nichts als ein leeres Versprechen. Denn es gab weder Volk 
noch Nation, weder Staatsbürger noch Nationalstaat. Liberale wie Revolutio- 
näre besaßen nichts außer ihrem Willen, zu unterwerfen, was sich ihnen nicht 
fügte. Und deshalb war die Revolution auch nicht das Ende von Despotie und 
Unterdrückung. Sie war vielmehr Grund und Anlass, das Imperium und seine 
Diktatur wieder herzustellen. Viel Krieg, viel Gewalt, und eine Revolution, die 
eine Veranstaltung der Machthaber war, aber weder Nation noch Emanzipati- 
on - jedenfalls nicht an der Peripherie des sowjetischen Vielvölkerreiches. So 
könnte man die Geschichte der sowjetischen Staatswerdung beschreiben. Sie 
war ein gewalttätiger Kraftakt, in dem sich das Imperium wiederherstellte, eine 
Unterwerfungsmission, die sich gegen den Willen des Volkes vollzog. Millionen 
fielen diesem Verstaatlichungsfeldzug zum Opfer, nicht, weil die Bolschewiki 
entschieden hatten, dass sterben müsse, wer zur Unterwerfung nicht imstande 
war, sondern weil es ihnen an Möglichkeiten fehlte, Gehorsam auch ohne An- 
drohung und Anwendung von Gewalt zu erzwingen. 

Ihre Institutionen waren schwach, die Kommunikationswege lang und die 
Vermittler ihrer Herrschaft unzuverlässig. Mit Heinrich Popitz könnte man 
sagen, dass die Bolschewiki an den Rändern ihres Reiches nur „sporadische 
Macht“ ausübten, die auf Einzelfälle beschränkt blieb. Dauerhafte Unterwerfung 
entsteht erst, wenn der Mächtige auch im Schlaf seiner Macht gewiss sein kann. 
„Wie auch immer der Abhängige festgehalten wird, irgendeine Bindungskraft 
muß der Machthaber ausnutzen können, um über sporadische Macht hinaus- 
zukommen.“* Erst wenn es ihm gelingt, Herrschaftsfunktionen auf Vermittler 
zu übertragen, die in seinem Namen Kontrolle ausüben, kann von dauerhafter 


3 Iwan Bunin, Verfluchte Tage. Ein Revolutionstagebuch, Frankfurt am Main 2008, 99. 
* Heinrich Popitz, Phänomene der Macht, 2. Aufl. Tübingen 1992, 238. 
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Macht überhaupt die Rede sein. Der Mächtige erzwingt Gehorsam, obwohl er 
nicht mehr nur von Fall zu Fall drohen muss, und die Untertanen erhalten Ord- 
nungssicherheit. Elias Canetti hat diese Wahrheit in eine schöne Formulierung 
gebracht: „Wenn die Gewalt sich mehr Zeit läßt, wird sie zur Macht.“ 

Überall und zu jeder Zeit beruhte die Macht der Wenigen über die Vielen auf 
dieser Vereinbarung. Macht aber kann sich, wenn sie Herrschaft werden will, 
nicht nur auf die Androhung von Gewalt beschränken. Erst wenn sich Fügsam- 
keit nicht mehr nur mit Angst verbindet, sondern in Normen verfestigt und von 
jedermann internalisiert wird, kann von dauerhafter Macht die Rede sein. Der 
Herrscher kann mit „voraussehbaren Leistungen“ rechnen, und er muss nicht 
präsent sein, um zu erreichen, dass seine Anordnungen ausgeführt werden. 
„Aus einer Hier-und-Jetzt-Fügsamkeit ist eine Immer-wenn-dann-Fügsamkeit 
geworden. Aus einer Konformität von Fall zu Fall normiertes Verhalten.“° 

Wo Macht fest geworden ist, weiß jeder, was zu tun ist, weil das richtige Ver- 
halten nicht mehr erzwungen werden muss, sondern aus der Situation abgeleitet 
werden kann. Der Herrscher spart Zeit, weil die Untertanen ihr Verhalten selbst 
steuern und wissen, was von ihnen verlangt wird. Erst durch Routine gelingt 
es überhaupt, Machtaktionen zu koordinieren und Verhaltensweisen zu stan- 
dardisieren. Jetzt können die Vermittler der Herrschaft beliebig ausgetauscht 
werden, und dennoch geschieht, was der Mächtige will. Alle Machtbeziehungen 
folgen nun einem bekannten und für jedermann verständlichen Schema. Nicht 
auf Personen, sondern auf Regeln kommt es also an. 

Am Ende aber zahlt auch der Mächtige für die Formalisierung der Macht 
einen Preis: er kann, wie Popitz sagt, „nicht alle naselang etwas anderes wollen“ 
Macht, die auf nichts anderem als Willkür und Angst beruht, schafft keine 
Ordnungssicherheit, weder für die Untertanen, noch für die Vermittler, die sie 
durchsetzen sollen. Wer es sich leisten kann, ist gut beraten, auf despotische 
Willkür zu verzichten, wer es nicht kann, muss die Konsequenzen tragen, die 
sich aus dauerhafter Gewalterzeugung ergeben. Darin aber bestand das Dilemma 
der sowjetischen Machtpraxis: dass sie normiertes Verhalten nicht erzeugen 
konnte und deshalb auf sporadische Machtausübung, auf Willkür und Gewalt 
zurückgreifen musste, um ihre Ansprüche in Erinnerung zu halten. Der Stali- 
nismus war eine Despotie, die den Aufgaben, die sie sich gestellt hatte, nicht 
gewachsen war.’ 

Schon immer hatten Russlands Machthaber versucht, das Imperium den Zwe- 
cken des Zentralstaates zu unterwerfen, und stets waren sie an ihrer eigenen Hy- 


> Elias Canetti, Masse und Macht, München 1960, 333. 

6 Popitz, Phänomene der Macht (wie Anm. 4), 239. 

7 Popitz, Phänomene der Macht (wie Anm. 4), 239-242. 

8 Vgl. dazu Jörg Baberowski, Verbrannte Erde. Stalins Herrschaft der Gewalt, 3. Aufl. Mün- 
chen 2012; Botakoz Kassymbekova, Helpless Imperialists: European State Workers in Soviet 
Central Asia in the 1920s and 1930s, in: Central Asian Survey 30, 2011, 21-37. 
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bris gescheitert. Russlands Möglichkeiten waren begrenzt, die Ansprüche seiner 
Regierungen maßlos. In den Dörfern und an den Rändern des Imperiums brach- 
te sich der europäische Ordnungsentwurf des autokratischen Regimes kaum zu 
Bewusstsein, weil es ihm an einheimischen Vermittlern fehlte und weil es für 
die Bauerngesellschaften keine Anreize gab, sich ihm zu unterwerfen. Denn der 
autokratische Staat war zwar ein Räuber, der Steuern und Abgaben erzwang, für 
dauerhafte Ordnungssicherheit aber nicht sorgen konnte. Und dennoch hielten 
die Beamten des Zaren an der Einheit des Imperiums, an der Dominanz der 
russischen Amtssprache und dem Vorrang des Adels gegenüber den Bauern fest. 
So aber brachten sie sich an der Peripherie um jeden Kredit. Was hätten Juden 
und Muslime, Bauern und Nomaden von einem Staat erwarten können, der viel 
verlangte, aber wenig zu geben versprach, und dessen Herrschaftsansprüche 
auf Einbildung beruhten? Ohne Vermittler kam er über die Anwendung spora- 
discher Macht nicht hinaus, und in Situationen der Krise blieb ihm keine andere 
Wahl, als sich mit Waffengewalt gegen Widerstand und Renitenz durchzusetzen.? 

Als die Revolution triumphiert hatte, lag das Imperium in Trümmern. Im Jahr 
1914 hatte der große Krieg begonnen, und erst im Jahr 1924 war er endgültig zu 
Ende gegangen. Was in drei Jahrhunderten mühsam errichtet worden war, fiel 
in wenigen Jahren zusammen. Es schien, als hätte es den Staat des Zaren niemals 
gegeben. „Wo war der Zarismus?“, fragte sich der menschewistische Revolutionär 
Nikolai Suchanow im Februar 1917. „Es gab ihn nicht mehr. Im Nu fiel er in 
sich zusammen. In drei Jahrhunderten wurde er errichtet, und in drei Tagen 
verschwand er.“!° An der asiatischen Peripherie des Imperiums tobte die Gewalt 
zwischen Nomaden und Siedlern, Armeniern und Muslimen seit dem Beginn des 
Weltkrieges, und es gab keine Instanz, die den Frieden hätte erzwingen können.!! 
Revolution und Bürgerkrieg hatten verheerende Verwüstungen angerichtet, die 
russische Beamtenschicht aus dem Land getrieben, Ortschaften in Trümmern 
gelegt und Landstriche entvölkert, Muslime gegen Christen, Nomaden gegen 
Bauern und Clan gegen Clan aufgebracht. Hunderttausende waren gestorben, 
verhungert, an Seuchen und Epidemien zugrunde gegangen, Pogromen zum 
Opfer gefallen, hunderttausende zu Flüchtlingen geworden. In der kasachischen 
Steppe und im südlichen Kaukasus hinterließ der Bürgerkrieg verbrannte Erde 
und traumatisierte Menschen, die einander nicht mehr trauen konnten. 

Als der amerikanische Schriftsteller John Dos Passos im Sommer 1921 mit 
dem Zug in die Kaukasusregion reiste, begegnete er dem Tod auf Schritt und 


° Vgl. im Überblick Jörg Baberowski, Auf der Suche nach Eindeutigkeit: Kolonialismus und 
zivilisatorische Mission im Zarenreich und in der Sowjetunion, in: Jahrbücher für Geschichte 
Osteuropas 47, 1999, 482-504. 

10 Nikolaj Suchanov, Zapiski o revoljucii, Bd. 1, Moskva 1991, 126. 
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1916, Stuttgart 2010, 103-153; Daniel Brower, Turkestan and the Fate of the Russian Empire, 
New York 2003; Eric Lohr, Nationalizing the Russian Empire. The Campaign against Enemy 
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Tritt. Menschen, die andere Menschen mitleidlos töteten, Hungernde, die Tote 
ausgruben und verzehrten, Sterbende, die auf den Straßen lagen. Er konnte nicht 
vergessen, was er sah, als der Zug über die türkisch-sowjetische Grenze nach 
Armenien fuhr: 


Aber kaum begann der Zug, sich den Südhang hinunterzuwinden, war alles die reinste 
Wüstenei. Der letzte türkische Angriff war 1920 über das Land hinweggefegt. In den 
Dörfern war kein Haus unversehrt, die Ernte, ja selbst die Bahnhöfe waren systematisch 
zerstört und alles, was nicht niet- und nagelfest war, weggeschafft worden. Dschingis Khan 
und seine Horden hätten nicht gründlicher vorgehen können.” 


Wie hätte eine Strategie aussehen müssen, die der Wirklichkeit des Schreckens 
gerecht geworden wäre? Auch die neuen Herren besaßen wenig außer ihren Waf- 
fen und ihrer Fähigkeit, die streitenden Parteien gegeneinander auszuspielen. In 
Zentralasien und im Kaukasus beruhte ihre Macht auf den Bajonetten russischer 
Siedler und Soldaten, nicht aber auf dem Einverständnis einheimischer Bauern 
und Nomaden. In der zarischen Armee hatte es keine muslimischen Soldaten ge- 
geben, und so kam es, dass Armenier über Türken, Russen über Kasachen trium- 
phierten, weil sie, nicht aber ihre Gegner Waffen besaßen. Für die Unterlegenen 
war die Revolution eine Veranstaltung von Unterdrückern, die sie zu Untertanen 
zweiter Klasse degradierte. Als die Bolschewiki im Frühjahr 1918 die Macht in 
Baku ergriffen, richteten sie ein Blutbad unter dem Muslimen an, die in der Stadt 
lebten. Ihre Revolution war eine Erhebung von Russen und Armeniern, von 
der die Mehrheit der Bevölkerung ausgeschlossen war. Auch anderswo stützte 
sich die Revolution auf die Waffen russischer Soldaten. In Taschkent kamen die 
Bolschewiki schon im November 1917 an die Macht, aber sie weigerten sich, 
Einheimische an den Regierungsgeschäften zu beteiligen. Im Dezember 1917 
erklärten die Deputierten des lokalen Sowjetkongresses, dass ihrer Regierung 
kein Muslim angehören dürfe. Wer sich den neuen Herren widersetzte, bekam 
die Macht der Gewehrläufe zu spüren. Im Februar 1918 marschierten Soldaten, 
die unter dem Kommando der bolschewistischen Regierung standen, in die Stadt 
Kokand im Osten Usbekistans ein, um die Regierung der antibolschewistischen 
Republik Turkestan abzusetzen. Drei Tage habe die Stadt gebrannt, die Solda- 
teska habe geplündert, geraubt und getötet, bis vom Reichtum der Stadt nichts 
mehr übrig gewesen sei, erinnerte sich ein Zeitgenosse, der Zeuge der Gewalt 
geworden war.'* 


12 John Dos Passos, Orient-Express, München 2013 (erstmals 1927 erschienen), 60; Jörg Ba- 
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Nicht als Befreiung von Knechtschaft und Unterdrückung, sondern als Ge- 
waltexport kam die Revolution an die asiatische Peripherie. Zwar siegten die 
Bolschewiki, aber sie verdankten diesen Erfolg nur der Rücksichtslosigkeit ihrer 
Kommandeure und der Schwäche ihrer Gegner. Alle Parteien des Bürgerkrieges 
kämpften gegen, jedoch selten für etwas. Die Bolschewiki aber hatten eine Vision 
und eine Vorstellung davon, wie Macht sich gegen Widerspruch durchsetzen 
ließ. Ihre Bereitschaft, Gewalt überall und jederzeit bedenkenlos einzusetzen und 
die Gewalttätigkeit von Kriminellen und Abenteurern für ihre Zwecke auszunut- 
zen, halfihnen, einen Krieg zu gewinnen, aber sie war kein Garant für dauerhafte 
Machtbeziehungen.'!* Niemand wusste besser als Lenin selbst, dass Grausamkeit 
und Skrupellosigkeit nur darüber hinwegtäuschten, dass der revolutionäre Staat 
machtlos war. 

Als die Bolschewiki gesiegt hatten, standen sie vor dem gleichen Dilemma 
wie ihre Vorgänger in der zarischen Bürokratie. Wie sollte der Staat ins Dorf 
kommen, wie die Peripherie in das Imperium integriert werden, wenn es doch 
nur wenige Möglichkeiten gab, die Bevölkerung zu kontrollieren und zu un- 
terwerfen? Nach dem Ende des Bürgerkrieges war die Infrastruktur ruiniert: 
Bahnhöfe, Brücken, Eisenbahnknotenpunkte, und fast 2 000 km Schienen waren 
zerstört worden. Nur die Hälfte aller Lokomotiven und Waggons, die 1917 noch 
in Betrieb gewesen waren, überlebte das Jahr 1922. In den ländlichen Regionen 
hatten Bauernrebellen Postämter und Telegraphenmasten zerstört, um die Nach- 
richtenverbindungen zwischen Zentrum und Provinz zu unterbrechen. Im Jahr 
1922 benötigte die Übermittlung eines Telegramms von Moskau nach Zaritsyn, 
dem späteren Stalingrad, 15 Tage. Nachrichten verbreiteten sich im Medium des 
Gerüchts von Ort zu Ort, fliegende Händler übermittelten in den Dörfern, was 
siein den Städten gehört hatten, und es waren die Bauern, die darüber befanden, 
welche Neuigkeit sie hören wollten oder für wahr hielten. Die Bolschewiki kom- 
mandierten einen Propagandastaat, aber es eröffneten sich ihnen nur wenige 
Möglichkeiten, auch zu verbreiten, was sie mitteilen wollten. Es gab keinen 
Zweifel: Die Revolution hatte Russland den Bauern zurückgegeben.” 

An den Rändern des Imperiums bewegte sich der Staat auf dem Rücken von 
Pferden und Kamelen. Noch in den zwanziger Jahren waren viele Regionen im 
Kaukasus nur zu Fuß oder zu Pferde erreichbar, und sobald es Winter wurde, 
blieben die Bauern unter sich, weil Gebirgspässe und Trampelpfade unpas- 
sierbar wurden. Die Gebirgstäler im Osten der Republik Tadschikistan waren 


14 Vgl. dazu Felix Schnell, Räume des Schreckens. Gewalt und Gruppenmilitanz in der Ukrai- 
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selbst in der späten Stalin-Zeit für die Funktionäre des Staates unerreichbar. In 
manchen Regionen der Republik gab es auch 1930 noch keine Kommunisten, 
und nur selten kam es vor, dass sich Repräsentanten des sowjetischen Staates 
in die abgelegenen Gebirgstäler verirrten. Noch am Ende der zwanziger Jahre 
benötigte ein Brief bis zu 25 Tage, um von einer Region in eine andere zu ge- 
langen. In Duschanbe waren die Ministerien in Hütten untergebracht, vor denen 
sich Abfall und Schmutz auftürmten. Von einer machtvollen Repräsentation des 
Staates konnte also nicht einmal in der Hauptstadt der Republik die Rede sein. 
In Kasachstan, dessen Territorium die Fläche des Deutschen Reiches um das 
Sechsfache übertraf, gab es nur 28 Städte, und nur 19 waren überhaupt mit der 
Eisenbahn verbunden. In den meisten Ortschaften konnten weder Telegramme 
aufgegeben noch Briefe verschickt werden, weil es im ganzen Land nur 110 
Postämter gab. Noch am Ende der zwanziger Jahre mussten Nachrichten und 
Güter auf Kamelen transportiert werden, die sich in Karawanen durch die Steppe 
bewegten. 

Ohne Straßen, auf denen das Regime Truppen bewegen, Waren und Nachrich- 
ten befördern, ohne Postämter und Behörden, denen irgendjemand vertrauen 
konnte, blieb sein Anspruch auf Herrschaft leer. Nicht einmal die Unverletzlich- 
keit der Staatsgrenzen konnte das Regime wirklich garantieren. Im Jahr 1926 
verließen 300000 Menschen Tadschikistan und flohen über die Grenze nach 
China, fast die Hälfte der Bevölkerung. Niemand konnte sie daran hindern, weil 
es keine Soldaten gab, die die Grenzen bewachten. Man konnte die Republik aber 
nicht nur verlassen, man konnte auch unerkannt in sie einreisen. Für Kriminelle, 
Abenteurer und politisch Verfolgte war die Grenzregion ein Ort der Zuflucht, 
für die Bolschewiki war sie ein Ort unkontrollierbarer Renitenz. Für die Bauern 
blieb auch nach der Revolution alles beim Alten. Denn vom Staat und seinen 
Erwartungen erfuhren sie nur, wenn seine Repräsentanten in ihren Dörfern 
tatsächlich in Erscheinung traten. Was im Zentrum tatsächlich erdacht worden 
war, blieb im Verborgenen, denn die Bauern bekamen nur zu Gehör, was die 
Vermittler der Herrschaft ihnen mitteilen wollten.!® 

In der modernen Welt kommt das Wissen zum Menschen, durch Informatio- 
nen, die man auch erhält, wenn man isoliert ist. Denn es gibt Zeitungen, Radios 
und Strukturen, die Informationen bereithalten, die jedermann abrufen kann. In 
vormodernen, staatsfernen Räumen aber kommt das Wissen mit den Menschen, 
die einander begegnen; es kommt als Fragment oder als Gerücht, weil man nur 
das erfahren kann, was zufällig mitgeteilt wird oder weil die Adressaten manche 
Informationen überhaupt nicht brauchen. So war es in den meisten Regionen 
der Sowjetunion. 


16 Botakoz Kassymbekova, Despite Cultures. Soviet Rule and Law in Tajikistan in the 1920s 
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Für die Bauern war die Abwesenheit des Staates ein Segen, für die Machthaber 
im Zentrum eine Darstellung ihrer Ohnmacht. Die bolschewistischen Funk- 
tionäre wussten wenig über die lokalen Herrschaftsbeziehungen, über Clanstruk- 
turen und Gewohnheiten, nichts über die sozialen Hierarchien und religiösen 
Überzeugungen, und deshalb konnten sie sich auch keinen dauerhaften Platz 
in den lokalen Anwesenheitsgesellschaften erobern. Zwar galten Gesetze und 
Verfassungsgrundsätze, Rechte und Pflichten auch an der Peripherie, aber nir- 
gendwo konnte wirklich erzwungen werden, was die Behörden des Zentralstaates 
verordnet hatten. Schon immer wurden in Russland Gesetze und Verordnungen 
beliebig erlassen und verändert, weil der Gesetzgeber auf Tradition, Herkommen 
und den Willen des Volkes keine Rücksicht nahm. Nur ließen sich Gesetze, die 
sich aus weltfremden Vorstellungen herleiteten, aber keine Wurzeln schlugen, 
nicht durchsetzen. Deshalb hatten sie am Ende weder für die Machthaber noch 
für die Untertanen eine Bedeutung, denn wer braucht schon Gesetze, die kaum 
einer kennt und respektiert und deren Geltung nicht erzwungen werden kann? 
„Wo ist unser Geist der Gesetze, unser Gesellschaftsvertrag?“, fragte sich der 
Jurist Bogdan Kistjakowski. Die Form sei der Garant und die Schule der inneren 
Freiheit, in Russland aber werde das Recht verachtet, weil es von den Herr- 
schenden und ihren Gegnern, der Intelligenzija, als Instrument des politischen 
Kampfes missbraucht werde." 

In den Behörden der Sowjetunion herrschte nicht der Geist des bürokrati- 
schen Anstaltsstaates, sondern die Willkür der kleinen Despoten. Richter und 
Staatsanwälte waren Teil der lokalen Clangesellschaften, und sie taten, was in 
ihrer Umgebung von ihnen verlangt wurde und dort auch einen Sinn ergab. 
Weder verstanden sie den Sinn des sowjetischen Rechts, noch wären sie in der 
Lage gewesen, es durchzusetzen. Im Justizapparat Aserbaidschans dienten Rich- 
ter, beklagte sich der Volkskommissar für Justiz, Velibekov, vor dem Zentralko- 
mitee, die nicht einmal imstande seien, zu lesen und zu schreiben. Ihre Urteile 
hätten unter den führenden Kommunisten, die sie in die Hände bekommen 
hätten, Gelächter ausgelöst. In den meisten Regionen Zentralasiens und Aserbai- 
dschans blieb die Scharia schon deshalb in Kraft, weil es das einzige Recht war, 
das Richter wie Untertanen überhaupt kannten. Und so sprachen sie Recht auf 
eine Weise, die allen Interessen des sowjetischen Staates widersprach.'? Im Za- 
renreich war die Justiz in Steinhäusern und repräsentativen Gebäude zu Hause 
gewesen. Nunmehr residierte sie in Hütten, deren Armseligkeit zugleich eine 
Ausstrahlung ihrer Bedeutungslosigkeit war. In Nagornyj-Karabach gab es einen 


17 Bogdan Kistjakovskij, Zur Verteidigung des Rechts. Die Intelligencija und das Rechts- 
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Untersuchungsrichter, der in einer Hütte lebte und seine Schafe auf die Straße 
schicken musste, wenn er Zeugen zum Verhör geladen hatte, und in der Stadt 
Gandscha befand sich das Gericht in einem baufälligen Gebäude ohne Inventar. !? 
Die Justiz war machtlos, ihre Richter ungebildet und schwach, ihr Auftreten eine 
Repräsentation der Lächerlichkeit. 

Die eigentliche Macht aber gehörte den Funktionären der Geheimpolizei, der 
GPU. Denn sie trugen Waffen und konnten ihren Willen auch gegen Wider- 
spruch jederzeit durchsetzen. Von den Juristen des sowjetischen Staates hatten 
die Bauern nichts zu erwarten, denn sie waren zwar mit den Buchstaben des Ge- 
setzes, nicht aber mit der Macht der Gewehrläufe ausgestattet. In den Jahren 1925 
und 1926 verbreiteten die Revolutionstribunale der GPU auch in Tadschikistan 
Furcht und Schrecken. Sie reisten von Ort zu Ort, inszenierten Schauprozesse 
gegen Aufständische und Rebellen, verurteilten sie zum Tode und ließen sie so- 
fort exekutieren. Sie kümmerten sich weder um das sowjetische Recht noch um 
Akten und rechtsförmige Verfahren. Auf Vergeltung und Rache kam es an, und 
die Untertanen sollten spüren, dass der sowjetische Staat über die Mittel verfügte, 
sich mit Gewalt Respekt zu verschaffen. Aber die Tschekisten bekämpften nicht 
nur den organisierten Widerstand mit Terror. Sie raubten, folterten, plünderten 
und vergewaltigten, ohne dass irgendjemand sie daran hindern konnte, zu tun, 
wonach ihnen der Sinn stand. In Aserbaidschan standen die Polizeioffiziere 
im Dienst einflussreicher Familien, in deren Auftrag sie Herrschaftsaufgaben 
erledigten. Wann immer es ihnen gefiel, erpressten sie Schutzgeld, inhaftierten 
und misshandelten Bauern, die sich ihnen widersetzten.?® 

Und dennoch sprachen im Zentrum wie an der Peripherie alle Funktionäre 
von Verfassungsgrundsätzen, Gesetzen und nationalen Mythen. Aber diese Rede 
sollte nur verschleiern, dass sich hinter den Verheißungen nichts als nackte 
Gewalt verbarg. Schon die Zeitgenossen haben dieses manipulative Spiel durch- 
schaut. Deshalb sollten sich auch die Historiker von ihm nicht täuschen lassen. 
Für die Bolschewiki im Zentrum kam es nur darauf an, die geographischen und 
mentalen Distanzen zu überwinden, die sie von ihren Untertanen trennten. 
Sie brauchten Vermittler, denen sie vertrauen und denen sie Macht übertragen 
konnten. Zwar waren auch die neuen Herren Räuber, die nahmen, ohne zu 
geben. Aber sie wussten, dass folgenlos bleiben würde, was sie verlangten, wenn 
sie sich nicht dauerhaft im Leben ihrer Untertanen einrichteten. 

Überall, wo Staaten entstehen, setzt sich die Macht gegen den Willen derer 
durch, die gehorchen sollen. So war es auch in der Sowjetunion. An den Rändern 
des Vielvölkerimperiums vollzog sich nur, was vor Jahrhunderten im Westen 
Europas schon geschehen war. Der Zentralstaat versuchte, offene Räume in Orte 


1? RGASPI, Fond 17, opis 17, delo 12, 1. 265. 
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der Macht zu verwandeln und ihre Bevölkerung zu unterwerfen, um natürliche 
Ressourcen auszubeuten, Steuern zu erheben und Soldaten zu rekrutieren. Zu 
diesem Zweck mussten Menschen an Orte gebunden, Räume zu Territorien, 
Nomaden und Bauern zu Untertanen werden. Die Bevölkerung sollte lesbar und 
kontrollierbar werden. Ohne Wissen über Land und Leute aber hätten die Bol- 
schewiki nichts erreicht. Wie überall, wo Staaten Territorien unterwerfen, muss- 
ten Grenzen gezogen, Menschen gezählt, registriert und kategorisiert werden.?! 

Der bolschewistische Staat sollte nicht nur Gehorsam erzwingen, sondern 
in den Herzen und Köpfen der Untertanen als Kraft spürbar werden. Wie aber 
konnte seine Macht auch im letzten Winkel des Imperiums spürbar werden? 
Als russische Veranstaltung wäre das bolschewistische Projekt über die Grenzen 
der großen Städte nicht hinausgekommen. Nur als nationales Modell konnte 
der Sozialismus die Herzen und Köpfe der Untertanen erreichen, ganz gleich, 
welcher sozialen Schicht sie angehörten. Ohne Nationen und nationale Ver- 
mittler würde es keinen sowjetischen Staat, ohne Staat keinen Sozialismus geben. 
Nicht auf die Durchsetzung der Fremdherrschaft kam es also an, sondern darauf, 
dass der Staat zu einer Angelegenheit der Unterworfenen wurde. Von Anbeginn 
legten die Bolschewiki das Schicksal der Revolution in die Hände einheimischer 
Vermittler, denn nur sie konnten den Staat ins Dorf und die Nation in die Köpfe 
der lokalen Eliten bringen. National in der Form, aber sozialistisch im Inhalt 
sollte die Sowjetunion sein.?? 

Niemand wäre im Europa der Nationalstaaten auf die Idee gekommen, Re- 
gionen nach ethnischen Prinzipien zu ordnen. Denn der Nationalstaat bestand 
auf der Assimilation seiner Minderheiten, die Grenzen seiner Landschaften 
und Regionen folgten ökonomischen Prinzipien oder historisch gewachsenen 
Traditionen. In der Sowjetunion aber wurden selbst die multiethnischen Grenz- 
regionen neu vermessen und ihre innere Ausdehnung durch das Prinzip der 
Ethnizität legitimiert.” Und so wurde das Vielvölkerreich zu einem Imperium 
der Nationen: mit Grenzen, die Republiken voneinander trennten, Hauptstädten, 
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Nationalgeschichten und Schriftsprachen. Niemand sollte noch ohne Ort und 
Heimat sein, jeder Untertan sich zu einer Nation bekennen. Vor der Revolution 
waren Baku, Alma-Ata und Duschanbe noch Provinzstädte gewesen, die von 
russischen Beamten und Offizieren verwaltet wurden. Nun wurde in ihnen die 
Souveränität nationaler Republiken ausgestellt. Nicht mehr nur auf den Straßen, 
sondern auch in den Schulen und Parteikomitees konnte man jetzt die Sprache 
der Einheimischen hören. Aserbaidschaner, Kasachen und Tadschiken über- 
nahmen Leitungsfunktionen in der Partei- und Staatsverwaltung, schon 1925 
waren 37,5% aller Parteimitglieder in der Republik Kasachstan Einheimische. 

Unmittelbar nach dem Sieg der Revolution wurde das Land der russischen 
Siedler auch in Kasachstan an die Nomaden verteilt. Zwischen 1920 und 1922 
verließen fast eine halbe Million Bauern die kasachische Steppe. Siedler, die nicht 
freiwillig gingen, wurden von Einheiten der Roten Armee unter Androhung von 
Gewalt aus ihren Dörfern vertrieben, und wo Widerstand aufschien, machten 
die Tschekisten Gebrauch von ihren Waffen. Die Nomaden nahmen Rache, 
und sie töteten und vertrieben die Siedler, von denen sie fünf Jahre zuvor er- 
barmungslos verfolgt worden waren. Im Krieg gegen ihre Feinde konnten die 
Kasachen sich am Eigentum der Vertriebenen bereichern, ohne Strafen fürchten 
zu müssen. Auch die Bodenreform, mit der das Regime Loyalität erkaufen woll- 
te, begünstigte die Nomaden, selbst in den Städten mussten Europäer Kasachen 
ihre Arbeitsplätze überlassen, so wie es überall an der asiatischen Peripherie des 
Imperiums geschah. Solche Möglichkeiten der Bereicherung hatte es niemals 
zuvor gegeben, und ohne positive Diskriminierung und soziale Mobilität, ohne 
nationale Privilegierung hätten Nomaden und Muslime bleiben müssen, was sie 
waren.”* 

Anfangs ergaben sich aus der Nationalisierung des Imperiums für das Zen- 
trum mehr Vorteile als Nachteile. Denn die Partei sprach mit den Stimmen aller 
Völker der Sowjetunion; sie konnte sich in hundert Sprachen mitteilen, weil 
Vermittler übersetzten, worauf es das bolschewistische Projekt abgesehen hatte. 
Die Vermittler gaben bekannt, was in den Regionen geschah, und dafür belohnte 
sie das Zentrum mit Posten, Privilegien und Aufstiegschancen. Stalin selbst kam 
vom Rand des Imperiums, und dennoch war er in wenigen Jahren an die Spitze 
des sowjetischen Staates aufgestiegen. Ohne die Partei wäre er nichts geworden, 
ihr verdankte er Aufstieg und Einfluß, und deshalb konnte nur jemand wie er 
Einheit und Vielfalt des Imperiums in einer Person zur Synthese bringen.” Als 
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Mann der Peripherie aber wusste er auch um die Möglichkeiten und Grenzen 
der Macht. Denn Herrschaftsansprüche mussten nicht nur übersetzt, sie mussten 
auch durchgesetzt werden. Ohne Vermittler wäre er stumm geblieben. Daran gab 
es für niemanden einen Zweifel. 

Woher aber sollten Stalin und seine Gefolgsleute die Gewissheit nehmen, dass 
die Vermittler ihre Machtbefugnisse tatsächlich in den Dienst des Zentrums 
stellten? Konnte man Funktionären vertrauen, die zwar der Kommunistischen 
Partei angehörten, von den Zielen und Aufgaben des Regimes aber ebenso wenig 
wussten wie die Bauern, denen sie Befehle erteilen sollten? Schon in den ersten 
Jahren nach der Revolution trafen die Parteiführung und die Funktionäre in 
den Provinzen eine unausgesprochene Übereinkunft: Der Diktator in Moskau 
schützte die Vasallen vor Kritik und Widersachern und gab ihnen die Erlaubnis, 
Freunde und Verwandte mit Posten und Ämtern in der Partei zu versorgen, und 
die Vasallen versprachen ihm, bedingungslos zu gehorchen. Nur im Modus per- 
sonaler Herrschaft konnte die Staatswerdung an der Peripherie des Imperiums 
gelingen. Nicht bürokratische Routine, sondern Treue und Ehre strukturierten 
den Alltag der kleinen Despoten. Stalin konnte die Ehrbegriffe der traditionalen 
Gesellschaft für seine Machtzwecke ausnutzen, und er erfuhr, was ihm vorent- 
halten worden wäre, wenn er sich auf die Intervention von Fremden hätte ver- 
lassen müssen. 

Und dennoch musste der Diktator für die Indigenisierung der Herrschaft 
einen hohen Preis entrichten: Er begab sich in die Abhängigkeit von Vermitt- 
lern, die Informationen so dosierten, dass ihre Machtposition in der Provinz 
nicht in Gefahr geriet. Denn ihre Macht beruhte einzig und allein auf ihrem 
Informationsmonopol, das sie verloren hätten, wenn sie stets die Wahrheit gesagt 
hätten. Nur als Schweigende, die mehr wussten, als sie verrieten, waren sie auch 
Mächtige.?’ In der offiziellen Repräsentation gaben sich die lokalen Kommunis- 
ten als Sachwalter des Staatsinteresses aus. In Wahrheit aber verausgabten sie 
sich vor allem im Dienst an der eigenen Gefolgschaft. Ohne die Unterstützung 
von Freunden und Verwandten wären die Funktionäre auch für den Diktator 
ohne Nutzen gewesen. Solange die Absichten des Zentrums mit den Interessen 
der lokalen Eliten im Einklang waren, hatten weder Stalin noch seine Vasallen 
Grund zur Klage. Beide Seiten bekamen, wonach sie verlangten. Sobald aber die 
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Parteiführung den Status quo in Frage stellte, Herkommen und Tradition den 
Kampf ansagte, gerieten der Diktator und seine Vasallen in einen Konflikt. Die 
Vasallen versorgten das Zentrum mit falschen Informationen und verbargen vor 
dem Diktator, worauf ihre Machtbeziehungen beruhten, weil sie um jeden Preis 
vermeiden wollten, dass sich das Zentrum in die Angelegenheiten der Peripherie 
einmischte.”® 

Gegen solche Renitenz hatte die Parteiführung kein effizientes Gegenmittel 
zur Hand. Sie tat, was auch die Minister des Zaren in solchen Fällen getan hätten 
und entsandte Russen, Juden und andere Europäer nach Zentralasien und in 
den Kaukasus, damit sie erzwangen, was die Funktionäre in den Provinzen ver- 
weigerten. Solche Interventionen aber bewirkten nur, dass die Vasallen sich dem 
Zentrum verschlossen. Sie gaben vor, nichts zu wissen, und sie ließen die Emis- 
säre, die der Diktator entsandt hatte, im Ungewissen. Gewöhnlich sprachen die 
Gesandten weder die Sprachen noch beherrschten sie die Regeln, auf denen die 
lokalen Machtbeziehungen beruhten. Sobald sie begriffen hatten, dass sie nichts 
bewirken und nichts erfahren konnten, baten sie die Parteiführung, sie von ihren 
Aufgaben zu entbinden. Nicht einmal prominente Mitglieder des Führungs- 
zirkels konnten sich an der Peripherie gegen die lokalen Eliten wirklich durch- 
setzen. Sergei Kirow, der 1921 Parteichef in Aserbaidschan geworden war, verließ 
die Republik im Jahr 1926, weil Stalin begriffen hatte, dass sein Gefolgsmann 
dort nichts ausrichten konnte.” Vom Sozialismus und seinen Verheißungen 
war an der Peripherie des Imperiums wenig zu spüren. Welchen Nutzen brachte 
die Dezentralisierung der Macht der Parteiführung in Moskau, so fragten sich 
Stalin und seine Gefolgsleute? Hatte sich das Zentrum durch die Verlagerung von 
Entscheidungskompetenzen nicht um Einfluss und Kontrolle gebracht? Konnte 
man den einheimischen Vermittlern, die sich jeder Intervention des Zentrums 
widersetzten, überhaupt noch vertrauen? Zur Dezentralisierung der Macht gab 
es keine Alternative. Wie aber konnten Kontrolle und Indigenisierung miteinan- 
der in Übereinstimmung gebracht werden? 

In dieser Frage gab es in der Parteiführung keine Meinungsverschiedenhei- 
ten. Die Interessen des Zentrums mussten zu Interessen der Peripherie werden. 
Jeder Kommunist, ganz gleich, an welchem Ort er sich aufhielt und welche 
Sprache er sprach, sollte Mitglied einer Familie von Gleichgesinnten werden. 
Kommunisten sollten nicht nur mit einer Sprache sprechen, sie sollten auch die 
gleichen Wertvorstellungen miteinander teilen und Opfer für die gemeinsame 
Sache bringen. Kommunisten waren selbstlos; sie emanzipierten sich von den 
Zwängen der lokalen Gesellschaft und waren nur noch Anwälte des imperialen 
Projekts. Denn nur als Neue Menschen konnten sie Repräsentanten der neuen 
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Zeit sein. Niemand sollte mehr auf Befehle warten, sondern selbst erkennen, was 
getan werden musste. Schon Lenin hatte die Idee formuliert, die Sowjetunion 
solle sich in ein „preußisches Büro“ verwandeln, in dem Bauern und Arbeiter, 
wie Rädchen im Getriebe, nur noch Nützliches verrichteten, ohne dass es dazu 
einer Aufforderung bedurft hätte. „Unser nächstes Ziel ist es“, schrieb Lenin 
im Sommer 1917, „die gesamte Volkswirtschaft nach dem Vorbild der Post zu 
organisieren.“ Alle Bürger müsste sich in „entlohnte Angestellte des Staates ver- 
wandeln“ und verrichten, was die Diktatur ihnen auftrug.°’ Auf Abrichtung und 
Zurichtung kam es an. Nur eine Elite, die mit einer Stimme sprach und sich als 
Anwalt derselben Sache verstand, würde auch imstande sein, dem sowjetischen 
Staat an jedem Ort ein einheitliches Gesicht zu verleihen. 

Der stalinistische Funktionär kam aus der Kommunistischen Partei. In ihr 
sollten Menschen gestählt und umgeschmiedet werden, bis sie sich selbst nicht 
mehr wieder erkannten. Aber Bauern und Arbeiter traten der Partei nur bei, 
weil sie sich von einer Mitgliedschaft Privilegien und Posten versprachen. Denn 
Kommunisten durften Waffen tragen, sie durften nicht ohne Zustimmung über- 
geordneter Parteiorgane vor Gericht gestellt werden, sie durften Urlaub nehmen 
und ihn in staatlichen Sanatorien verbringen, und sie konnten Mangelware in 
speziellen Geschäften erwerben. Ohne die Wiederbelebung der alten Stände- 
ordnung wäre das sowjetische Staatsbildungsprojekt über seine Anfänge nicht 
hinausgekommen. An die Stelle des zarischen Dienstadels trat nun die kom- 
munistische Funktionärselite, die Privilegien in Anspruch nahm und dafür Leis- 
tungen im Auftrag des Staates erbrachte. 

Nur musste der bolschewistische Adel auf seine Aufgaben erst vorbereitet wer- 
den. Wer Kommunist wurde, betrat eine fremde Welt mit merkwürdig fremden 
Regeln und Gebräuchen, die es im zivilen Leben nicht gab und die den bäuerli- 
chen Aufsteigern unbekannt waren. „Der Neuling in der Partei“, schrieb Arthur 
Koestler über die bolschewistische Kultur, „fand sich in eine völlig fremde Welt 
gestürzt“. Alle Novizen mussten Auskunft über ihre Vergangenheit geben, ihre 
Lebensverhältnisse offenlegen und glaubhaft machen, dass sie es verdienten, 
Mitglied im Kreis der Auserwählten zu sein. Alle Kommunisten, ganz gleich, 
woher sie kamen, mussten dieses Initiationsritual über sich ergehen lassen. Es 
verschaffte ihnen Zutritt zu einem Orden von Auserwählten und gab ihnen das 
Gefühl der Exklusivität. 

Kommunisten kannten nur einen Gott, und sie beteten die gleichen Symbole 
an: Rote Fahnen, kanonische Texte, die jedermann kannte, aber kaum jemand 
verstand, Büsten und Gemälde des Revolutionsführers und seines treuen Schü- 
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lers Stalin. Sie pflegten einen proletarischen Habitus, verachteten Religion, bür- 
gerliche Attitüden und Konventionen und ordneten individuelle Interessen den 
Belangen des Kollektivs unter. Nur wer bereit war, der gemeinsamen Sache zur 
Not auch Freunde und Verwandte zu opfern, durfte sich Kommunist nennen. Im 
Orden der Auserwählten musste die Sprache der Revolution gesprochen werden, 
so wie Stalin, der Vater der Völker, sie sprach. An der Schlichtheit von Kleidung 
und Sprache, am Gestus der Bescheidenheit sollte man den bolschewistischen 
Funktionär erkennen. Zur Bescheidenheit gehörte die Unterwerfung des Ein- 
zelnen unter den Willen des Kollektivs. Wer Fehler beging, von der Generallinie 
der Partei abwich oder gegen die Regeln der Lebensführung verstoßen hatte, 
musste sich öffentlich inszenierter Kritik aussetzen. Vor allem aber erwartete der 
Orden von seinen Mitgliedern, dass sie Selbstkritik übten, wenn die Mächtigen 
sie dazu aufforderten. Schon am Ende der zwanziger Jahre war das fremde Ritual 
zu sozialen Normalität geworden. Und genau darauf kam es an, wenn aus Bauern 
und Arbeitern Kommunisten werden sollten.?? 

Schon die Zeitgenossen haben sich über die Obsession der Bolschewiki 
gewundert, unablässig Feste und Aufmärsche ins Werk zu setzen, Parteiver- 
sammlungen einzuberufen und Reden anzuhören, die scheinbar keinem anderen 
Zweck als der Selbstdarstellung des Regimes dienten. Man wird über den Sinn 
dieser Rituale aber überhaupt nichts erfahren, wenn man sie nur als Werk mar- 
xistischer Propaganda begreift. Sie dienten vor allem der Abrichtung, Zurichtung 
und Disziplinierung von Kommunisten, die über die Aufgaben des Staates, dem 
sie dienen sollten, nur wenig wussten. Wie zu sprechen und wie zu handeln 
sei, wer zu den Freunden und wer zu den Feinden gehörte - das erfuhren die 
Aufsteiger aus den Dörfern und abgelegenen Provinzen an den Festtagen des 
Sozialismus, wenn Reden gehalten und Parolen ausgegeben wurden, auf Partei- 
versammlungen und öffentlichen Aufführungen bolschewistischer Selbstkritik, 
wenn mitgeteilt wurde, auf welche Weise die Generallinie befolgt werden müsse 
und wie Abweichler zu bestrafen seien. Solche Performanz war in einer Umge- 
bung der Schrift- und Sprachlosigkeit von großer Bedeutung. Denn Feste und 
Kundgebungen machten die Herrschaft sichtbar und hörbar, und sie gaben den 
Herrschern die Möglichkeit, auch ohne technischen Aufwand Einheit und Zu- 
sammenhalt zu simulieren und mitzuteilen, wer in der Gunst des Diktators ge- 
stiegen, und wer gefallen war. Irgendwann gewöhnten sich die Untertanen daran, 
genau hinzuhören und hinzusehen, wenn sie den Aufführungen des Regimes 
beiwohnen mussten.” 

Versammlungen und Ansprachen schienen kein Ende zu nehmen, und alle 
Kommunisten, die an diesen Aufführungen teilnahmen, mussten reden, nicht, 
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um ihre Meinungen mitzuteilen und ihren Sachverstand unter Beweis zu stellen, 
sondern um sich als gelehrige Schüler des bolschewistischen Sprachunterrichts 
zu präsentieren. Wer falsch sprach, von den Vorgaben abwich, die für jedermann 
aufgestellt worden waren, wurde korrigiert und musste, wenn er nicht begriff, was 
von ihm erwartet wurde, öffentlich Selbstkritik üben. Im Sprechen entwickelte die 
Sprache ein Eigenleben, das Macht über die Sprechenden gewann. Wer sprach, 
schwamm im Strom der Sprache, ohne zu wissen, was gesprochen wurde.’* 

Rituale entlasten, weil man weiß, was erwartet wird, weil alle anderen es auch 
wissen und niemand auf Herausforderungen noch durch Improvisation oder 
Einführung neuer Motive reagieren muss. Soziales Wissen wird nicht nur durch 
Erfahrung, sondern auch durch Sozialisation, Erziehung und Tradition gewon- 
nen. Jede Erziehung hat das Ziel, Normen von einer Generation an die nächste 
weiterzugeben, und auf diese Weise kommt es zur Kontinuität sozialer Lebens- 
formen und Verhaltensmaßstäbe. „Rituelles Verhalten‘, schreibt Hans-Georg 
Soeffner, „ist durchgeformtes, vorhersagbares, in gewisser Weise kalkulierbares, 
Orientierungssicherheit gewährleistendes Verhalten.“ Stalin, der Hohepriester 
des Rituals, hatte diese Wahrheit immer schon gekannt. Nur wenn es gelänge, alle 
Kommunisten auf eine gemeinsame Sprache und einen gemeinsamen Habitus 
zu verpflichten, so dachten die Parteiführer in Moskau, werde man ihnen auch 
vertrauen können. 

„Die Kader sind entscheidend‘, hatte Stalin einmal gesagt und damit gemeint, 
es komme darauf an, Ämter und Funktionen loyalen und aufrichtigen Kom- 
munisten anzuvertrauen. Aber, so wird man hinzufügen müssen, nur solchen 
Kommunisten, die gelernt hatten, auf bolschewistische Weise zu sprechen und zu 
handeln. Aber zu keiner Zeit konnten sich Stalin und seine Gefolgsleute auf die 
bedingungslose Loyalität der Funktionäre verlassen. Denn woher wollte Stalin ei- 
gentlich wissen, dass diejenigen, die sich der Sprache des Regimes bedienten und 
aufsagten, was gesagt werden musste, auch die Wahrheit sagten? Man sollte den 
Worten nicht glauben, die in der sowjetischen Öffentlichkeit zur Beschreibung 
der Wirklichkeit gebraucht wurden. Überall, wo Nationalstaaten entstanden, 
haben die Eliten den Gebrauch einer gemeinsamen Sprache und eines gemein- 
samen kulturellen Codes durchgesetzt.” Eine gemeinsame kulturelle Sprache 
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begründet Solidarität und ermöglicht eine Kommunikation zwischen jenen, 
die herrschen und jenen, die beherrscht werden. So steht es auch um das Recht, 
das Teil der kulturellen Sprache werden muss, wenn es erfolgreich internalisiert 
werden soll. Auch in der Sowjetunion wurde der Gebrauch einer einheitlichen 
kulturellen Sprache durchgesetzt: durch Gewöhnung und Internalisierung. „Ob 
in Wladiwostok oder Woronesch, in Stalinsk oder Stalinabad, in Rossosch oder 
Pawlowsk“, so Malte Rolf, „- das kulturelle Regelwerk war überall ebenso das 
Gleiche wie die Medien, mit deren Hilfe es durchgesetzt werden sollte.“ Nur 
noch aufbolschewistische Weise, schreibt Stephen Kotkin, hätten Kommunisten 
und Untertanen am Ende noch miteinander sprechen können, und er sprach 
damit nur aus, was Michel Foucault zwei Jahrzehnte zuvor erklärt hatte: dass der 
moderne Staat Macht über die Körper und die Sprache der Menschen gewann. 
Die Sprache wird reguliert, und irgendwann reguliert sie sich von selbst. Und 
darin, schreibt Foucault, zeigten sich die Wirkungen der Macht.”® 

Aber war, was in der sowjetischen Öffentlichkeit im Gestus des Absoluten und 
Unvermeidlichen vorgetragen werden musste, auch identisch mit der Sprache, in 
die das Gesagte gekleidet wurde? Was immer auch gesagt wird: Wenn die verord- 
nete Sprache verbirgt, was man eigentlich denkt, wird sie leer und zum hohlen 
Ritual. Solange die Herrscher Menschen noch zwingen können, aufzusagen, was 
sie hören wollen, können sie ihrer Macht sicher sein. Aber sie wissen, dass sie 
sie erzwingen müssen, wenn sie überleben wollen. Sind die Waffen erst einmal 
stumpf geworden, ist es mit der Macht vorbei. 

In Wahrheit war die bolschewistische Sprache ein Instrument des Zwangs, ein 
Jargon, der keinem anderen Zweck als der Unterwerfung diente. Alle sprachen 
im Jargon des Bolschewismus, aber wer glaubte wirklich den Worten, die aus- 
gesprochen werden mussten, wer begriff, was sie wirklich bedeuteten? Nicht um 
Worte ging es, sondern um Wort-Signale. Denn es war der Sinn der bolsche- 
wistischen Sprache, dass sie verbarg, was die Sprechenden wirklich dachten. 
Die sowjetischen Sprache, schrieb Andrej Sinjawski, „fürchtete sich vor den 
‚wirklichen‘ Worten‘, vor Reden, die die Wahrheit aussprachen.?? Über die sow- 
jetische Wirklichkeit sollte gesprochen werden, als seien alle Versprechungen 
schon eingelöst worden. „Das Leben ist besser geworden, Genossen, das Leben 
ist fröhlicher geworden‘, hatte Stalin zu Beginn des Jahres 1935 verkündet, 
nachdem Millionen der Zwangskollektivierung und der großen Hungersnot 
zum Opfer gefallen waren. Aber über die Wirklichkeit konnte man nur noch auf 
verordnete Weise sprechen. Das Elend musste besungen, die Diktatur gepriesen 
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werden. „Heute wurden wir zum Marschieren auf die Straße gejagt, was mich 
einfach maßlos aufgebracht hat“, schrieb die Schülerin Nina Lugowskaja am 5. 
November 1932 in ihr Tagebuch, „Und noch mehr hat mich dieses Gefühl der 
Ohnmacht dabei gereizt.“ Man unterdrückt Wut und Empörung, nimmt die 
Erniedrigung hin, und schon ist man zum Objekt der Macht geworden, ohne 
es zu wollen. „Ich führte ein Doppelleben lähmender Heuchelei‘, erinnerte sich 
Alexander Jakowlew, der Vordenker der Perestrojka, an seine Vergangenheit als 
Funktionär im Zentralkomitee. Selbst Kommunisten aus dem Ausland, die es 
besser hätten wissen können, unterwarfen sich der Diktatur des Rituals. „Ich 
hatte Augen, die sehen konnten‘, erinnerte sich Arthur Koestler an einen Besuch 
in der Sowjetunion im Jahr 1932, „aber einen Verstand, der darauf trainiert war, 
das, was die Augen sahen, auf vorgeschriebene Weise zu interpretieren.“*! Der 
bolschewistische Jargon war nichts als leeres Gerede. Ihm konnten Kritiker nur 
ausweichen, wenn sie schwiegen oder flüsterten. In beiden Fällen aber blieb vor 
der Parteiführung verborgen, was die Funktionäre und ihre Untertanen in den 
Provinzen wirklich dachten und wollten. 

Rituelle Handlungen und standardisierte Sprechakte erzeugen Orientierungs- 
sicherheit, weil jeder weiß, was in bestimmten Situationen gesagt und getan 
werden muss. Der Mächtige ist sich seiner Macht sicher, solange von selbst ge- 
schieht, was er sonst erzwingen müsste, aber er weiß auch, dass Inszenierungen 
Wahrheiten verbergen. Wer gezwungen ist, aufzusagen, was der Mächtige hören 
will, muss lügen, weil die Wahrheit eine Abweichung von der Inszenierung wäre. 
Jeder weiß, dass lügt, wer über die Wirklichkeit so spricht, als sei sie gar nicht 
da. Der Diktator empfindet Genugtuung, weil er andere zwingen kann, zu lügen, 
aber er erfährt auch nicht mehr, was wirklich geschieht. Kann er überhaupt 
sicher sein, dass derjenige, der spricht, auch bei anderen Gelegenheiten wirk- 
lich meint, was er sagt? Im ganzen Land sprachen Kommunisten nur noch von 
Erfolgen, von Fortschritt und Wohlstand, obwohl doch jeder sehen und hören 
konnte, dass Menschen verhungerten. Überall mussten Saboteure und Spione 
entlarvt, Feinde gesucht werden, obwohl niemand an ihre Existenz glaubte. Der 
Diktator gerät in ein Dilemma, aus dem es keinen Ausweg gibt, denn seine Ab- 
richtungsmaschine kann von den Unterworfenen zum eigenen Schutz genutzt 
werden. Er erfährt nur noch, was er hören will. Stalin wusste, dass es so war, 
weil er selbst nicht glaubte, was er anderen als Glaubensbekenntnis aufzwang. 
Im Februar 1930 rief Stalin die Parteiführer der zentralasiatischen Republiken 
nach Moskau, um zu hören, wie die Kollektivierung der Landwirtschaft an der 
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Peripherie ins Werk gesetzt wurde. Ob es denn Widerstand gegeben habe, woll- 
te der Diktator von ihnen wissen. Der Vorsitzende des Zentralasienbüros der 
Partei, Isaak Selenski, der ihm antwortete, sprach über die Wirklichkeit so, wie 
über sie in der politischen Öffentlichkeit gesprochen werden musste. Niemand 
habe Widerstand geleistet, alle seien zufrieden mit den Anordnungen und 
Weisungen des Zentrums. Stalin wäre nicht Stalin gewesen, wenn er Selenskis 
Worten Glauben geschenkt hätte. Eine Welt ohne Gewalt konnte er sich nicht 
vorstellen. 


Stalin: Gab es keine Auseinandersetzungen zwischen den Bauern wegen der Durchfüh- 
rung der Kollektivierung? 


Selenski: Nein, was für Auseinandersetzungen? Irgendwo geraten sie in Streit miteinan- 
der - so etwas gibt es, aber Auseinandersetzungen mit politischem Charakter gab es nicht. 


Stalin: Aber vielleicht so: Sie versammeln sich, und die einen sagen, wir wollen nicht und 
die anderen sagen, wir wollen, und dann eine kleine Schießerei, gibt es das?“ 


Nicht an ihren Worten, sondern an ihren Taten sollt ihr sie messen! Diesem 
Grundsatz fühlte sich das Regime von Anbeginn verpflichtet. Stalin hatte keinen 
Zweifel, dass die Funktionäre in den Provinzen Erfolge nur mitteilten, damit 
ihre Machtbasis nicht in Gefahr geriet. Renitenz aber ließ sich nur durch solche 
Interventionen aus der Welt schaffen, gegen die sich die Vasallen nicht zur Wehr 
setzen konnten. Wenn sie schon nicht die Wahrheit sagten, konnte man ihnen 
wenigstens Angst machen und sie auf solche Weise disziplinieren und unterwer- 
fen. Stalin war irgendwann überhaupt nur noch damit befasst, Berichte zu lesen, 
die ihn aus den Provinzen erreichten, Entscheidungen über die Verwendung 
von Parteifunktionären zu treffen, sie zu überwachen, zu disziplinieren und ein- 
zuschüchtern.*? Wer versagte, verlor Amt und Freiheit, wer in vorauseilendem 
Gehorsam tat, was der Diktator erwartete, konnte es in der Parteihierarchie weit 
bringen. Als Stalin am Ende der zwanziger Jahre den Entschluss fasste, Macht auf 
die Erzeugung von Furcht und Schrecken zu gründen, ließ er den Funktionären 
keine Wahl. Sie mussten sich für oder gegen den Stil des Diktators entscheiden, 
aber sie konnten nicht länger verbergen, worauf es ihnen wirklich ankam. Die 
gewalttätigen kulturrevolutionären Kampagnen gegen Tradition und Herkom- 
men, die Hetzjagden auf Angehörige der alten Elite, Parteisäuberungen und 
Schauprozesse waren die letzten Akte in einem Spiel mit der Macht, das Kom- 
munisten wie Untertanen die eine Verhaltensregel einimpfen sollte: stets von 
selbst zu verrichten, was von ihnen erwartet wurde. Georgi Arbatow, der zu den 
engsten Gefährten Gorbatschows gehörte, erinnerte sich, die Kampagnen hätten 
nur dem Ziel gedient, „uns allen die eine Verhaltensregel einzuimpfen: Angst vor 
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den eigenen Gedanken zu haben“.** Man könnte auch sagen, dass in der Sowjet- 
union Staatsbildung und Abrichtung zwei Seiten der gleichen Medaille waren. 

Nun hätte sich das Zentrum mit der Indigenisierung der Herrschaft zufrieden 
geben können, weil sie die Verhältnisse doch immerhin stabilisiert hatte. Sie 
hätten die Willkürherrschaft der Vermittler legalisieren und ihren Anspruch 
auf die totale Macht aufgeben müssen. Aber solche Kompromisse hielten Stalin 
und seinesgleichen für Zeichen der Schwäche. Sie zogen es vor, die Realität zu 
ignorieren, um sich nicht eingestehen zu müssen, dass es in der Sowjetunion 
keine bürokratische Herrschaft der Allwissenden gab. Stattdessen glaubten sie 
an die Kraft der Krise, der Zerstörung und Gewalt, sie glaubten an die Macht 
der Despotie, und der Erfolg gab ihnen Recht. Denn schon in den Jahren des 
Bürgerkrieges hatten sie über Feinde triumphiert, die zu allem entschlossen 
waren. Immer, wenn es darauf ankam, sich gegen Widerstand durchzusetzen, 
lösten sie gewalttätige Kampagnen aus. War der Krieg erst einmal ausgebrochen, 
konnten Freunde von Feinden unterschieden, „Saboteure“ und „Spione“ entlarvt 
und die Gefolgschaft zu bedingungslosem Gehorsam gezwungen werden. Wer 
im Gewaltdienst versagte, beging Verrat, und kein Lippenbekenntnis half dem 
Verräter noch, der Bestrafung zu entgehen. Niemand verstand besser als Stalin, 
dass sein Regime auf Gewalt angewiesen blieb, wenn es die Revolution in jeden 
Winkel des Imperiums bringen wollte.” 

Als Arthur Koestler im Sommer 1932 für einige Tage nach Buchara fuhr, 
fiel ihm auf, dass Menschen nicht nur unter erbärmlichen Umständen lebten, 
sondern auch unentwegt belehrt wurden. Auf den Plätzen im Zentrum der Stadt 
hatten die Behörden Lautsprecher aufgestellt, aus denen Anweisungen zu hören 
waren. Schon am frühen Morgen rief eine Stimme: „Stehen Sie auf, stehen Sie 
auf, entleeren Sie Ihren Magen, turnen Sie, turnen Sie, zehn Minuten Physkultur, 
frühstücken Sie, frühstücken Sie, so, jetzt ist es Zeit, zur Arbeit zu gehen.“ Und 
am Abend wies die Stimme ihre Zuhörer an: „Es ist Zeit, schlafen zu gehen, erden 
Sie die Antenne, erden Sie die Antenne. Lüften Sie Ihr Zimmer, lüften Sie Ihr 
Zimmer. Gute Nacht.“ Wie aus einem Roman von Aldous Huxley hätten diese 
hypnotischen Sätze geklungen, erinnerte sich Koestler. In der Trostlosigkeit und 
Traurigkeit des sowjetischen Neandertals hätten sie seltsam fremd gewirkt.“ 

Ohne Zwang würden die Untertanen nicht tun, was man von ihnen verlangte. 
Deshalb gab sich das Regime mit Instruktionen nicht zufrieden. Es begann im 
Jahr 1927, als die Revolutionäre im Zentrum wie an der Peripherie den Ent- 
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schluss fassten, in den islamischen Regionen des Imperiums eine Kulturrevolu- 
tion zu inszenieren. In Aserbaidschan, in Usbekistan und Turkmenistan wurden 
die lokalen Parteikomitees angewiesen, Frauen zu entschleiern und sie dafür 
mit Posten in den Dorfsowjets zu belohnen. An manchen Orten organisierten 
Aktivisten, die aus den Städten ins Dorf geschickt wurden, Autodafes. Kleidungs- 
stücke und Kopftücher wurden ins Feuer geworfen, symbolische Urteile über 
Schmutz und Rückständigkeit ausgesprochen und Menschen stigmatisiert, die 
solche Rückständigkeit repräsentierten. Denn in Finsternis und Unterdrückung 
lebten Frauen nur, verkündeten die Revolutionäre, weil es Kulaken, Bejs und 
Mullahs gab, die sie daran hinderten, zu werden, was sie hätten sein können.” 
Gewöhnlich fanden die Kampagnen an den religiösen Feiertagen oder vor 
den „Wahlen“ statt, die nichts zur Wahl stellten, den Aktivisten aber die Mög- 
lichkeit gaben, Menschen vom Rand des Dorfes gegen die anderen Bauern zu 
mobilisieren und Feinde aus den Sowjets auszuschließen. Keine Entschleierung 
ohne Stigmatisierung, keine Stigmatisierung ohne Entschleierung. Aber das 
Regime nahm die islamischen Feiertage nicht nur zum Anlass, Brauch und Ge- 
wohnheit zu kriminalisieren. Es warb auch für die Feste der Gottlosen. Sobald 
die Aktivisten des Regimes aufmarschiert waren, kam es zu Auseinanderset- 
zungen zwischen ihnen und den Gläubigen. Manchmal konnte es geschehen, 
dass nach solchen Konflikten Verletzte oder Tote zu beklagen waren. Wer sich 
dem scheinbar Unvermeidlichen widersetzte, wurde zum Volksfeind erklärt und 
aus der Gemeinschaft der Abgerichteten ausgeschlossen, Mullahs verhaftet und 
vermeintliche Kulaken aus ihren Dörfern deportiert. In allen Regionen an der 
islamischen Peripherie des Imperiums kam es zu gewalttätigen Übergriffen auf 
Kommunisten, die in den Dörfern die neue Zeit besangen. Frauen, die den 
Schleier abgenommen hatten und Mitglieder des Bundes der Gottlosen wurden 
von aufgebrachten Bauern getötet.“® Es schien, als sei der Krieg tatsächlich aus- 
gebrochen, von dem die Bolschewiki im Zentrum unablässig sprachen. Er gab 
ihnen die Legitimation, nicht nur die Gefolgschaft um sich zu scharen, sondern 
die Kommunisten auf das letzte Gefecht gegen den inneren Feind einzustimmen. 
Schauprozesse, Hinrichtungen, Deportationen - mit diesen Mitteln versuchte 
das Regime, den Widerstand zu brechen, der sich seinem Projekt entgegenwarf. 
In allen islamischen Republiken machten die Nationalkommunisten den 
Kampf gegen Religion und Tradition zu ihrer eigenen Sache. Sie demonstrierten 
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Ergebenheit und Loyalität und bewiesen, dass Einkommen und Fortkommen 
ihnen mehr bedeuteten als der soziale Frieden. Wie aber sollten sich die Kom- 
munisten in den ländlichen Regionen verhalten, die mit der Exekution des Un- 
vermeidlichen beauftragt wurden? Als Vermittler der Herrschaft hatten sie zu 
vollstrecken, was Stalin und seine Vasallen von ihnen erwarteten, als Repräsen- 
tanten der lokalen Gesellschaft aber mussten sie sich schützend vor ihre Freunde 
und Verwandten stellen. Kein Kommunist konnte es sich leisten, Gewohnheiten 
und Traditionen zu untergraben. Denn ihnen allein verdankten sie ihren Einfluss 
in der lokalen Gesellschaft. Schon zu Beginn der Kampagne sahen sie, welches 
Unheil über sie und das Dorf kommen würde. „Wenn ich das Volk aufrufe, den 
Tschador abzunehmen‘, beklagte sich ein Dorfkommunist aus Aserbaidschan, 
„wird man mich beleidigen; wenn ich schweige, wird die Regierung unzufrieden 
sein. Soll das doch alles ohne mich geschehen!“*” Aus diesem Dilemma gab es 
für die Kulturrevolutionäre am Ende keinen gewaltfreien Ausweg. 

Über Macht kann man nicht verfügen. „Sie ist das, was der Mensch aus ihr 
macht.“ Denn sie ist nur dort präsent, wo wenigstens zwei Menschen miteinan- 
der auskommen müssen. Mächtig ist, wer nicht mehr auf sich hinweisen muss, 
weil alle wissen, was zu tun ist. Ohne die Fähigkeit aber, Menschen an einem 
Ort festzuhalten, könnte sich Macht nicht durchsetzen. Denn sobald Menschen 
auseinandergehen, ist es um sie geschehen. Wer aber Kontrolle ausüben will, 
muss die Befehlsempfänger zum Rapport verpflichten. Die Effizienz staatlicher 
Verwaltung setzt nicht nur eine sesshafte Bevölkerung voraus, die Abgaben und 
Dienste leistet, sie braucht auch einen Ort, an dem sie sich repräsentieren und 
verstetigen kann. Wer nicht einmal imstande ist, Menschen einen Ort zuzuwei- 
sen und sie zu zwingen, dort auch zu bleiben, wird über die Formulierung von 
Wünschen und Ansprüchen nicht hinauskommen. 

So empfanden es auch Stalin und seine Helfer. Nicht vom neuen, sondern vom 
kontrollierbaren Menschen träumten die Bolschewiki. Ihn aber schien es in vie- 
len Regionen an der asiatischen Peripherie nicht zu geben. Nur im Modus spora- 
discher Machtausübung brachten sich die Bolschewiki in Zentralasien und im 
Kaukasus zu Wort. Deshalb mussten Nomaden um jeden Preis in sesshafte Bau- 
ern verwandelt werden. Wie aber sollte sich diese Verwandlung vollziehen? Auf 
diese Frage gaben die Herrscher im Zentrum eine einfache Antwort. Man müsse 
Nomaden die Existenzgrundlage entziehen, damit sie aufhörten, Nomaden zu 
sein. Aus Viehzüchtern mussten Ackerbauern, aus Nomaden Dorfbewohner 
werden. In Aserbaidschan und in Usbekistan experimentierte das Regime mit 
dem Anbau von Baumwolle. Denn Bauern, die Baumwolle pflanzten, konnten 
sich gegen die Anmaßungen des Regimes nicht mehr zur Wehr setzen. Sie waren 
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nicht nur zur Sesshaftigkeit verdammt, sie verloren auch ihre Unabhängigkeit, 
weil sie für ihre Produkte keinen anderen Käufer als den Staat finden konnten. 
Aber selbst dort, wo der Anbau von Baumwolle oder Getreide überhaupt nicht in 
Frage kam, bestanden die Bolschewiki darauf, dass Viehzüchter sesshaft werden 
müssten, und sie ließen nichts unversucht, dieses Programm wider jede Vernunft 
und um jeden Preis zu verwirklichen.°! 

In der Sowjetrepublik Tadschikistan lebten die sesshaften Bauern in den Berg- 
regionen Ost-Bucharas, die Halbnomaden in den Tälern. Die einen waren Ta- 
dschiken, die anderen Usbeken. Tadschiken seien sesshaft und gehörten weder 
Clans noch Stämmen an, glaubten die Bolschewiki, und sie würden von den Us- 
beken unterdrückt. Deshalb seien sie natürliche Verbündete des Staates und sei- 
ner Aufgaben. Solche Leistungen aber seien von den Usbeken nicht zu erwarten, 
die im Verständnis der Revolutionäre nicht nur in vergangenen Jahrhunderten 
lebten, sondern eine militärische Gefahr für das Regime waren. An den Aufstän- 
den der Basmatschi-Rebellen zu Beginn der zwanziger Jahre seien vor allem Us- 
beken beteiligt gewesen, die den Bolschewismus und seinen Staat als Bedrohung 
empfänden. Die Lösung des Problems schien einfach zu sein: Man müsse die 
Tadschiken zu Verbündeten machen, und sofort werde sich der sowjetische Staat 
auch in Zentralasien gegen alle Widrigkeiten durchsetzen. Im Gebirge aber, wo 
die meisten Tadschiken lebten, war die Sesshaftigkeit für den bolschewistischen 
Staat von keinerlei Nutzen. Was sollte also geschehen? Man solle die sesshaften 
Bauern in die Täler und die Halbnomaden ins Gebirge umsiedeln, empfahlen die 
Revolutionäre. Sobald die Tadschiken umgesiedelt worden seien, werde der Staat 
keine Mühe mehr haben, Steuern und Abgaben einzutreiben und den Raum zu 
beherrschen, der bislang von Nomaden bewohnt worden sei. 

Zwar wurden schon im Jahr 1925 Tadschiken in die Täler umgesiedelt, aber 
erst im Jahr 1928 wurden Bauern in großem Stil verschickt. Mehr als 21000 
Haushalte sollten bis 1933 in die Täler gebracht werden. Die Umsiedlung der 
Tadschiken aber war eine ökonomische und menschliche Katastrophe, die am 
Ende mit Gewalt erzwungen werden musste, weil sich die Bauern weigerten, 
ihre Dörfer zu verlassen. In den Tälern, in denen die Siedler leben sollten, gab es 
keine Behausungen, kein Trinkwasser und keine Lebensmittel. Als die Kollekti- 
vierung begann, nahmen die Beschaffungsbrigaden den Bauern auch noch den 
kümmerlichen Rest ihrer Ernte. In den Tälern infizierten sich die Deportierten 
mit der Malaria, sie starben an Hunger und Seuchen; Zehntausende, die mit dem 
Leben davon gekommen waren, flohen nach Afghanistan oder schlossen sich 
bewaffneten Banden an. Das Regime erzeugte Hunger und Elend, provozierte 
Widerstand und Gewalt, aber es gewann keinen einzigen Verbündeten, und 
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dennoch hielt es an seiner Maxime fest, dass es ohne sesshafte Bauern, ohne be- 
festigte Orte keine Staatlichkeit geben könne.°? Als nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges Baumwollflächen auch im dünn besiedelten Süden Tadschikistans 
angelegt wurden, ließ das Regime Bauern aus dem Ferghanatal umsiedeln. Mehr 
als ein Viertel der Bevölkerung wurde entwurzelt und umgesiedelt, nur weil die 
Regierung entschieden hatte, es müssten leere Räume mit Menschen besiedelt 
werden.” 

In der kasachischen Steppe gab es außer den Ortschaften der russischen Sied- 
ler, die vor der Revolution in die Region gekommen waren, keine Stützpunkte der 
Macht. Aus taktischen Erwägungen hatte das Zentrum zu Beginn der zwanziger 
Jahre entschieden, die Siedler zu enteignen und Land an die Nomaden zu über- 
tragen. Solche Zugeständnisse entsprachen zwar dem Geist der Nationalisierung, 
aber sie verschafften der neuen Ordnung keinerlei Vorteile. Denn die Kasachen 
brauchten keinen Staat, der Steuern erhob und Vorschriften machte, ihnen sonst 
aber nichts anzubieten hatte. In ihrem Verständnis war die Steppe ein Ort ohne 
Grenzen, an dem Menschen und Tiere lebten, für die Bolschewiki aber war sie 
ein leerer Raum, der unterworfen, begrenzt und verstaatlicht werden musste.” 
Man könne sesshaften Bauern alles nehmen und brauche ihnen nichts zu geben, 
behauptete ein unbekannter sowjetischer Funktionär, der mit der Wirklichkeit 
in der Steppe konfrontiert wurde, aber mit den Nomaden sei das nicht möglich. 
„Sie ziehen einfach weg.“ Deshalb durften Nomaden nicht bleiben, was sie 
waren, daran gab es in der bolschewistischen Führung überhaupt keinen Zweifel. 
Wie aber konnten sie gezwungen werden, ihre Lebensweise aufzugeben und sich 
einem Staat zu unterwerfen, der nahm, aber wenig zu geben hatte? 

Nun waren aber alle Verfahren, den Staat in die Steppe zu bringen, kläglich 
gescheitert. Von den Bevollmächtigten, die im Auftrag des Regimes Steuern 
und Abgaben eintrieben, konnten Stalin und seine Helfer nichts erwarten. Sie 
repräsentierten in Wahrheit nur die Schwäche des Staates, dem sie dienten, 
weil sie aus dem Horizont der Unterworfenen wieder verschwanden, sobald sie 
ihre Aufgaben erledigt hatten. Die Indigenisierung hatte die Kommunistische 
Partei zu einem Ort der Kasachen und der lokalen Gesellschaft gemacht. Nur 
als anerkannte Mitglieder der ständischen Gesellschaft konnten Kommunisten 
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Einfluss und Macht erwerben. Die Statistiken wiesen Beeindruckendes aus, die 
Zahl der Parteimitglieder stieg, aber davon hatte die Zentralregierung keinen 
Gewinn, denn die Clanführer sahen sich als Fürsprecher ihrer Gefolgsleute, und 
sie achteten darauf, ihre Interessen gegen konkurrierende Clans durchzusetzen. 
Die Partei war kein Ort des Sozialismus, sondern eine Repräsentanz der lokalen 
Gesellschaft. Seit die Herrschaft in nationalem Gewand in Erscheinung trat, 
wurde sie auch an der Peripherie sichtbar und spürbar, aber sie hatte sich dort 
auf eine Weise durchgesetzt, die den Machtinteressen des Zentrums nicht ent- 
sprach.” 

Als die Parteiführung in den frühen zwanziger Jahren Steppenland an die 
Nomaden zurückgab, musste sie es Russen und Kosaken wegnehmen. Sie aber 
waren die Stützen der zarischen Staatsgewalt in der Steppe gewesen, und sie 
waren es auch, die mit ihren Waffen die Revolution gegen die Nomaden ver- 
teidigt hatten. Die Nationalisierung war als Strategie, die neue Ordnung in der 
kasachischen Steppe zu verwirklichen, gescheitert. So sahen es jedenfalls Stalin 
und seine Helfer. Schon am Ende der zwanziger Jahre gaben sie die Strategie 
der Indigenisierung und nationalen Privilegierung auf. Sie kehrten zum Prinzip 
der Intervention durch Gewalt zurück und erklärten dem „Nationalismus“ den 
Krieg. Im April 1928 erklärte Molotow, die Beherrschung Zentralasiens sei ohne 
die Anwesenheit von Europäern in der Region unmöglich. Wenig später schon 
gab die Regierung bekannt, dass es Siedlern aus dem europäischen Teil der Sow- 
jetunion nunmehr erlaubt sei, sich in der kasachischen Steppe niederzulassen.”” 

Die Kollektivierung der Landwirtschaft war nicht nur ein Versuch, das Dorf 
in die sozialistische Wirtschaftsordnung zu integrieren. Sie war ein Unterwer- 
fungsfeldzug, der vollbringen sollte, woran die Mediatisierung der Staatsgewalt 
gescheitert war. Niemals mehr sollten Bauern sich widersetzen, sondern ge- 
horchen, wenn die Staatsbehörden das letzte Wort gesprochen hatten. Stalin 
selbst hatte zu Beginn des Jahres 1928 erfahren müssen, was es hieß, Befehle 
zu erteilen, die im Niemandsland wie Schall und Rauch vergingen. Als er im 
Januar mit der Eisenbahn in Westsibirien eintraf, um die lokalen Kommunisten 
auf die große Abrechnung mit den Bauern einzustimmen, sah er, dass es nicht 
einmal Autos und Straßen gab, die ihn, den Führer des Weltproletariats, an den 
Ort des Geschehens bringen konnten. Im Bastkorb wurde der Führer von Dorf 
zu Dorf durch den Schnee gezogen. Er wird die Hütten der Bauern gesehen und 
den jämmerlichen Zustand der Infrastruktur bemerkt haben. Eine Weltmacht 
ohne Straßen, ohne Post und Telefon, ohne Industrie und ohne neue Menschen 
aber sollte die Sowjetunion nicht bleiben. Um jeden Preis müsse die Getreide- 
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ablieferung vorangetrieben werden, schärfte Stalin den sibirischen Funktionären 
ein, damit die Bauern sich den Forderungen der Staatsbehörden in Zukunft nicht 
mehr widersetzten. Zwar widersprachen Kollektivierung und Gewalt den Ord- 
nungs- und Sicherheitsinteressen der lokalen Kommunisten, aber sie gehorchten, 
weil Stalin sich mit Lippenbekenntnissen zum Sozialismus nicht mehr zufrieden 
geben mochte.” 

Als Möglichkeit blieb die Gewalt immer im Spiel. Gewalt ist eine Machtres- 
source, der sich nicht nur jedermann mit Leichtigkeit bedienen kann. Sie ist 
auch ein Mittel, dessen Einsatz von jedermann verstanden wird. Nichts ist für 
die Machthaber attraktiver, als Ungehorsam mit Gewalt zu begegnen. Denn es 
ist einfach und leicht, die Gewalt sprechen zu lassen, wenn Gegenwehr nicht 
mehr zu erwarten ist. Schon während des Bürgerkrieges hatten die Bolschewiki 
Furcht und Schrecken verbreitet, Getreide und Vieh geraubt. Und sie hatten mit 
dieser Strategie stets Erfolg gehabt.” Warum hätten sie auf Gewalt verzichten 
sollen, wenn sie doch die einzige Ressource war, die ihnen einen Machtgewinn 
versprach? 

Nichts anderes war die Kollektivierung der Landwirtschaft, die den Bauern 
nahm, was sie mit ihren eigenen Händen erwirtschaftet hatten. Das Regime 
war an Informationen überhaupt nicht interessiert, weil es keine Steuern erhob, 
sondern Tribute verlangte und Beute machte. Kulaken, die im Ruf standen, wohl- 
habend zu sein, mussten hohe Abgaben entrichten und Strafauflagen erfüllen, die 
sie wirtschaftlich ruinierten, aber auch die ärmeren Bauern sollten ihr Getreide 
ohne Verzug an die staatlichen Behörden abliefern. Niemanden interessierte 
es, dass Getreide unter freiem Himmel verfaulte, weil es an Lagerhäusern und 
Eisenbahnwaggons fehlte, dass Bauern ihr Vieh schlachteten und ihre Werk- 
zeuge zerstörten, um es vor der Verstaatlichung zu bewahren. Molotow selbst 
gestand vierzig Jahre später ein, Stalin und seine Helfer hätten gar nichts über 
die Möglichkeiten des Dorfes gewusst. „Wir sind alle aufs Dorf gefahren, um 
Getreide zu holen.“ Gebt uns, was ihr habt, hätten sie zu den Bauern gesagt. Aber 
die Bauern hätten ihnen nur geantwortet, dass sie nichts mehr besäßen. Dann 
habe man sie gezwungen, herzugeben, was sie versteckt gehalten hätten. „Dafür 
gab es damals natürlich gute Gründe, denn der Staat muß von etwas leben. Sonst 
geht er zugrunde, sonst kann man die Armee, die Schulen und die Baustellen 
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nicht unterhalten, das Allernotwendigste für den Staat. Wir haben alles (aus den 
Dörfern, J. B.) herausgepumpt.“® 

Despotie und Leibeigenschaft waren in das Dorf zurückgekehrt. Das Regime 
hatte sein Ziel erreicht: Bauern wurden zu Sklaven, die zur Zwangsarbeit re- 
krutiert und nach Belieben ausgeraubt und bestraft werden konnten. Mehr als 
zwei Millionen Bauern wurden verhaftet und als Zwangsarbeiter in Lager und 
Sondersiedlungen im hohen Norden der Sowjetunion verschleppt. Zehntau- 
sende verhungerten oder gingen an Entbehrungen und Krankheiten zugrunde, 
die Überlebenden mussten sich in der Sklaverei einrichten. In der Ukraine ver- 
hungerten in den Jahren 1932 und 1933 3,5 Millionen Bauern, weil nach dem 
Ende der Kollektivierung nichts mehr geblieben war, wovon die Dorfbewohner 
hätten leben können.“ 

Stalin nahm in Kauf, dass Bauern verhungerten und die Landwirtschaft in 
den Ruin getrieben wurde. Kein Preis hätte ihn davon abgehalten, Machtfragen 
endgültig zu entscheiden. Der Widerstand der Bauern sollte gebrochen und ihre 
wirtschaftliche Eigenständigkeit für immer zerstört werden. Deshalb wurden 
die Parteisekretäre an der asiatischen Peripherie, vor allem in Aserbaidschan 
und Usbekistan, angewiesen, auf freien Flächen Baumwollplantagen anzulegen. 
Auf diesen Plantagen konnten Bauern nur als staatliche Lohnempfänger über- 
leben, weil sie keine andere Wahl hatten, als ihre Ernte an den Staat zu verkaufen. 
Niemand sonst hätte ihnen die Baumwolle abgekauft, und für den Eigenver- 
brauch wäre sie nutzlos gewesen. Die Logik dieses Systems war einfach und 
genial: Bauern verloren ihre Selbständigkeit, sie wurden an den Ort gebunden 
und konnten sich dem Staat nicht länger widersetzen.s? 

Es war kein Zufall, dass mit dem Beginn der Kollektivierung auch das Projekt 
der Sesshaftmachung wieder ins Spiel kam. In Kasachstan gehörte es zum Kern 
des bolschewistischen Vorhabens, den Staat in die Steppe zu bringen. Für die 
Kosten dieses kolonialen Experiments sollten die Nomaden aufkommen, und 
die Parteiführer in Moskau hielten es für eine Selbstverständlichkeit, dass ihnen 
die lokalen Kommunisten dabei halfen, Krieg gegen die eigene Bevölkerung zu 
führen. Mit besonderem Eifer betrieb der Parteichef der Republik, Filipp Go- 
loschtschekin, was im Parteijargon der „Kleine Oktober“ genannt wurde. In der 
offiziellen Interpretation war der Kampf gegen das Nomadentum ein Kampf 
gegen Rückständigkeit und Finsternis, von dem sich die Kasachen befreien soll- 
ten. Goloschtschekin und seine Anhänger in der kasachischen Parteiführung 
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erklärten, dass es ohne Sesshaftigkeit keinen Sozialismus und keine neuen Men- 
schen geben könne. Die Kasachen hatten offenbar noch gar nicht begriffen, was 
getan werden musste, um aus alten neue Menschen zu machen. Es war deshalb 
die Aufgabe der Kommunisten, sie von ihrem Leiden an der Rückständigkeit zu 
erlösen. Das Gerede vom Anbruch der neuen Zeit aber verdeckte nur, worum 
es in Wahrheit ging: um Macht und Kontrolle. Denn das Territorium Kasachs- 
tans war für die Herrschaft nur dann von Wert, wenn sesshafte Bauern Land 
bearbeiteten und der Staat die Produkte ihrer Arbeit abschöpfen konnte. Mit der 
Zuwanderung von Bauern aus dem europäischen Teil der Sowjetunion ließ sich 
diese Aufgabe allein nicht bewältigen. Die Nomaden selbst mussten einsehen, 
dass ihre Lebensweise im Sozialismus keinen Platz haben konnte. 

Schon die Zeitgenossen haben sich über die scheinbar sinnlose Anweisung 
Stalins gewundert, dass auch Nomaden Getreide abliefern und Beschaffungsquo- 
ten erfüllen sollten. Dieses Verlangen aber konnten die Nomaden nur erfüllen, 
wenn sie ihr Vieh verkauften und für den Erlös Getreide erwarben. Ohne Vieh 
aber blieb ihnen nichts, wovon sie leben konnten, nicht nur ihre Lebensgrund- 
lagen zerfielen, auch um die Autorität der Ältesten war es bald geschehen, als es 
nichts mehr zu entscheiden gab. Wer sich dem Irrsinn widersetzte, wurde mit 
Strafsteuern belegt, verhaftet oder deportiert. Schon wenige Wochen nach dem 
Beginn der Kollektivierungskampagne hatte sich die kasachische Steppe in einen 
Gewaltraum verwandelt, in dem es nur noch um das nackte Überleben ging.® 

Die Kollektivierung war ein ökonomisches Desaster und eine menschliche 
Katastrophe. Denn die Brigaden nahmen den Nomaden alles, was sie besaßen, 
sie hetzten Marginalisierte gegen scheinbar Privilegierte auf, nicht, um Neues zu 
schaffen, sondern um Altes zu zerstören. Stalin und seine Anhänger erzeugten 
Krisen, weil sie sich von ihrer Bewältigung Machtvorteile versprachen. Je mehr 
Elend und Chaos, desto größer ihre Macht. Sie konnten den Ausnahmezustand 
bedenkenlos ins Werk setzen, weil sich ihnen nur sporadisch noch organisierter 
Widerstand entgegenwarf, und deshalb gingen sie ein geringes Risiko ein, als sie 
entschieden, Krieg gegen die eigene Bevölkerung zu führen. Die mitleidlose Ver- 
treibung von Nomaden aus ihren Siedlungen, die Beschlagnahmung von Vieh 
und die Zerstörung der Lebensgrundlagen brachten die Republik an den Rand 
des Abgrunds. Monat für Monat mussten Beschaffungsquoten erfüllt werden, 
für Getreide und für Fleisch, aber diese Quoten erfüllten keinen ökonomischen 
Zweck. Es gab weder eine Infrastruktur noch Lagerhäuser, um das Fleisch zu 
transportieren und aufzubewahren. Es verdarb unter freiem Himmel, und in den 
Kolchosen, in denen die Nomaden leben sollten, gab es nichts mehr zu essen. 
1929 hatten fast 35 Millionen Tiere in der Steppe gelebt, vier Jahre später war das 
Vieh aus der Steppe verschwunden. Ohne Vieh aber waren die Nomaden zur Be- 
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wegungslosigkeit verurteilt, sie hatten keine andere Wahl, als in den Kolchosen 
zu verhungern oder über die Grenzen ins Ausland zu flüchten. Nomaden wurden 
zu Bettlern und Flüchtlingen, die Steppe zu einem Ort des Todes.‘? 

Wie im Kaukasus brachen auch in Kasachstan Aufstände und Rebellionen 
aus. In Aserbaidschan hatten Bauern im Frühjahr 1930 sogar Städte erobert, 
Baumwollfelder angezündet und Kommunisten getötet. Das Regime gab keinen 
Pardon. Seine Schergen nahmen Geiseln und töteten sie, sobald neue Aufstände 
ausgebrochen waren, an manchen Orten kamen Artillerie, Flugzeuge und Gas- 
bomben der Roten Armee zum Einsatz. In der kasachischen Steppe lieferten 
sich die Nomaden blutige Gefechte mit der GPU, an manchen Orten verließen sie 
das Schlachtfeld sogar als Sieger und vertrieben die neuen Herren aus der Steppe, 
aber sie konnten diesen Krieg nicht für sich entscheiden, weil ihre Interessen auf 
den lokalen Raum beschränkt blieben, weil sie hungerten, und weil sie dem Ord- 
nungsentwurf der Bolschewiki keine eigene Strategie entgegensetzten. 

Die GPU-Brigaden kannten keine Gnade, und sie töteten, wer ihnen vor die 
Gewehrläufe kam. An manchen Orten wurden nicht nur Männer erschossen, 
sondern auch Frauen vergewaltigt. „Jeder war bereit alles, zu geben, was er 
hatte“, beklagte sich eine Kasachin im Januar 1929 bei der Staatsanwaltschaft der 
Republik, „um bloß nicht zum Objekt grober Schikanen und Misshandlungen zu 
werden.“ Beide Seiten nahmen diesen Krieg als letzten Akt einer unausweich- 
lichen und endgültigen Auseinandersetzung wahr, in der es eine Versöhnung 
nicht geben konnte. Hunderttausende flohen über die Grenze nach China oder 
setzten sich in die Nachbarregionen, nach Turkmenistan und Sibirien ab. Das 
Regime versuchte, die Grenzen zu schließen und Nomaden in ihre Heimat zu- 
rückzuschicken, aber es konnte im Angesicht des Chaos nicht verhindern, dass 
Menschen sich vor der Hungerkatastrophe in Sicherheit brachten. Mehr als 
eine Millionen Menschen waren 1933 auf der Flucht, und nichts und niemand 
hielt sie auf. „Die Hungersnot hatte einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung 
in Eisenbahnnomaden verwandelt, die Tausende von Kilometern reisten, dahin 
und dorthin gelockt von Gerüchten über bessere Lebensbedingungen‘, erinnerte 
sich Arthur Koestler, der sich zu dieser Zeit in der Sowjetunion aufhielt und 
sehen konnte, was mit den Bauern geschah.‘ Die Steppe war zu einem leeren 
Ort geworden, mit Menschen, die für niemanden mehr von irgendeinem Nutzen 
waren. Nur der Widerstand war für immer gebrochen worden. 
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Und dennoch war dieser Krieg nicht bloß eine Auseinandersetzung zwischen 
„Europäern“ und Kasachen, sondern ebenso sehr ein Konflikt zwischen Interes- 
sengruppen und Clans in der lokalen Gesellschaft. Im Krieg konnten offene 
Rechnungen beglichen und Konkurrenten um knappe Ressourcen aus dem Weg 
geräumt werden.‘ Der Krieg ist eine Gelegenheit für Glücksritter, Waffenverkäu- 
fer und Gewalttäter; für die Opfer ist der Krieg das Ende von allem. Wer hungert, 
verliert die Kraft zum Widerstand, ist nicht einmal mehr imstande, Waffen zu 
tragen und gegen die Feinde einzusetzen. „Das Fleisch an einem hungrigen 
Menschen‘, schrieb Warlam Schalamow in seinen „Geschichten aus Kolyma‘, 
„reicht nur für die Erbitterung - allem anderen gegenüber ist er gleichgültig.“ 
Schon Lenin hatte erkannt, dass der Hunger die Waffe der Mächtigen ist. Er 
bricht den Widerstand ohne den Einsatz von Waffen, weil der Hungernde alle 
Solidarität und Kameradschaft vergisst. Menschen, die nur noch für das nächste 
Stück Brot leben, verlieren das Interesse an der Welt, in der sie leben. Sie werden 
zu Körpern, die keine Gesellschaft mehr brauchen, um Körper zu sein. 

Stalin und seine Schergen nutzten den Körper der Hungernden als Waffe; 
sie erzeugten Chaos und Gewalt, um Freunde von Feinden, überflüssige von 
nützlichen Menschen zu scheiden. Im Widerstand konnte das Regime Pro- 
fiteure aus der lokalen Gesellschaft an sich binden, die die Gelegenheit nutzten, 
sich auf Kosten der Marginalisierten und Hungernden zu bereichern. Mehr als 
1,5 Millionen Menschen kamen zwischen 1931 und 1934 während der großen 
Hungersnot ums Leben, Hunderttausende wurden zu Flüchtlingen, Entwur- 
zelten und Vertriebenen, die sich nicht mehr zurechtfanden, Ausgestoßene und 
Entrechtete in einer mitleidlosen Welt.” 

Die Bolschewiki siegten, weil sie die Nomaden von ihren Nahrungsquellen 
abschnitten. Man könnte auch sagen, dass die Hungersnot die Geburtsstunde der 
neuen Ordnung war. Zwar hatten die Nomaden schon zu Beginn der Kollekti- 
vierung nur noch geringe Bewegungsmöglichkeiten, weil sie von der Nahrung 
und der Infrastruktur der Sesshaften abhängig geworden waren. Aber erst als 
sie ihr Vieh verloren, brach der Widerstand zusammen. Sie verhungerten. Im 
Kampf um knappe Ressourcen wurden Rücksichtnahme und Solidarität zu ei- 
nem Luxus, die sich kaum noch jemand leisten konnte, ohne selbst in Gefahr zu 
geraten. Immerhin kooperierten die Flüchtlinge noch miteinander, weil sie ein 
gemeinsames Ziel verfolgten, aber auch ihre Reihen wurden bald vom Hunger 
gelichtet. Wenn sich jeder selbst der Nächste ist, kann der Mächtige mit den 
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Opfern anstellen, was er will, und niemand wird ihn daran hindern können, 
seine Macht gegen die Schwachen auszuspielen.’! 

Das Massensterben in der Steppe gehört zu den deprimierendsten Geschich- 
ten, die man über die Wirklichkeit des Stalinismus erzählen kann: Leichen- 
berge, bettelnde und umherkriechende Menschen, Waisenkinder mit grotesk 
aufgeblähten Hungerbäuchen und Kannibalen allenthalben. „Für den Tod eines 
Pferdes wird man bestraft, beklagte sich ein Arzt, der in der Nähe von Kiew 
Zeuge des tausendfachen Sterbens wurde, „aber für den massenhaften Tod der 
Menschen wird keiner bestraft“? Im Stalinschen Orbit hatte ein Menschenleben 
nur dann einen Wert, wenn es ausgebeutet werden konnte. Und so reagierte 
das Regime mit zynischer Gleichgültigkeit auf diese Katastrophe. Stalin wusste, 
was in den Provinzen geschah, denn die lokalen Kommunisten schickten ihm 
Berichte über das Massensterben und die Gewaltexzesse. Aber Leid und Elend 
konnten das Herz des Despoten nicht erweichen. In keinem einzigen Fall ordnete 
er an, dem Wahnsinn ein Ende zu bereiten.” 

Nicht einmal die kasachischen Kommunisten empfanden Mitleid mit den 
Hungernden. Gewalt und Terror versprachen ihnen mehr Gewinn als Kritik 
und Renitenz, und so nutzten sie die Gelegenheit, ihren Anhängern und Ver- 
wandten Posten in der lokalen Partei- und Staatsverwaltung zu verschaffen, nur, 
um sie vor dem Schicksal des Verhungerns zu bewahren. Schon zu Beginn der 
dreißiger Jahre war die Kommunistische Partei zu einem Ort des Überlebens 
geworden; wer einen Mitgliedsausweis erhielt, hatte den Kampf gegen den Hun- 
ger gewonnen. Die Kasachen waren nicht nur Opfer in einem grausamen Spiel. 
Manche wurden zu Tätern, um nicht Opfer zu werden. Von einem Genozid am 
kasachischen Volk kann also keine Rede sein.” 

Als das Regime am Ende der zwanziger Jahre den Entschluss fasste, die Gewalt 
sprechen zu lassen, entledigte es sich auch gegenüber den Vasallen in den Pro- 
vinzen aller Hemmungen. Stalin und seine Helfer hatten begriffen, dass sie ihren 
Vermittlern an der Peripherie nicht trauen konnten, und sie griffen auf Gewalt 
zurück, um ihren Willen durchzusetzen. Gewalt nivelliert soziale und ständische 
Unterschiede, weil sie Angst erzeugt, und weil Angst in einer atomisierten Ge- 
sellschaft Gehorsam erzeugt. Vor allem aber ist Gewalt eine Mitteilung, die von 
jedermann verstanden wird, ganz gleich, in welcher Kultur oder Region jemand 
zu Hause ist. Gewalt kompensiert unzureichende Kommunikationswege und 
macht sich auch in Räumen bemerkbar, die von der Herrschaft nicht erreicht 
werden können, weil sie Spuren in den Seelen und Körpern von Menschen hin- 
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terlässt. Wenn nichts mehr hilft, ist Gewalt für den Machthaber gewöhnlich der 
letzte Ausweg. 

Nirgendwo in der Sowjetunion gelang es den Parteisekretären, auszuführen, 
was die Führung von ihnen verlangte, nämlich Beschaffungsquoten zu erfüllen, 
Getreide und Baumwolle in ausreichender Menge abzuliefern. Zwar meldeten 
sie Tag für Tag Siege an der Produktionsfront nach Moskau, fälschten Statistiken 
und Berichte. Aber Stalin hatte längst verstanden, dass die Funktionäre ihn über 
das Ausmaß ihres Versagens im Unklaren ließen. In Tadschikistan, in Usbeskis- 
tan, Kasachstan und Aserbaidschan beauftragte das Regime Staatsanwälte und 
Tschekisten damit, in die Provinzen zu fahren und Buch zu führen über das Ver- 
sagen der Funktionäre. Sie sollten „Spione und Saboteure“ nicht nur entlarven, 
sondern auch zur Verantwortung ziehen, aber sie sollten es auf eine Weise tun, 
die den Machtinteressen Stalins nicht länger widersprach. Deshalb führte der 
Kontrollwahn in den organisierten Massenmord, zur systematischen Zerstörung 
der Partei- und Staatsverwaltung.’® 

Wie aber konnte die Führung in Moskau wissen, ob Justiz und Geheimpolizei 
ihrer Pflicht zur Repression auch nachkamen? Durch Kontrolle, die auf Berichts- 
pflicht beruhte. Jede Verhaftung, jeder Vorwurf jedes Verhör und jeder Befehl 
mussten aufgeschrieben werden. Es reichte nicht aus, die Delinquenten einfach 
aus der Welt zu schaffen. Die Obsession der Bolschewiki, über jede Untat Buch 
zu führen, diente einzig und allein dem Zweck, einen illoyalen und ineffizienten 
Repressionsapparat zu kontrollieren und zu disziplinieren. Die Zahl der Ver- 
fahren, Verurteilungen und Freisprüche, die Dauer der Ermittlungen - das alles 
musste genau aufgeschrieben werden. Staatsanwälte und Richter sollten im Ein- 
klang mit den Vorgaben des Zentrums handeln, rasch, effizient und streng. Nicht 
auf die Durchsetzung des Rechts kam es an, sondern auf die exemplarische An- 
wendung abschreckender Gewalt. Die Produktion von Akten und Berichten war 
also kein Zeichen bürokratischer Herrschaft, sondern ein Instrument der Über- 
wachung im schwachen Staat. Die Schriftlichkeit aller Verfahren stabilisierte die 
Herrschaft, denn was aufgeschrieben wird, kann überprüft werden, es zwingt 
Personen an einen Ort, in ein Büro, und es gibt den Machthabern die Möglich- 
keit, alle Personen, die schreiben, als Verantwortliche zu identifizieren. Vor allem 
aber machen sie sich von den Vermittlern unabhängig, die im Kopf haben, was 
sie über die Untertanen wissen, es aber nicht mitteilen wollen. Nun können die 
Beamten beliebig ausgetauscht werden, weil sie nachlesen können, was man über 
die Region und ihre Menschen wissen muss.” Die Schriftlichkeit widerspricht 
dem Geheimnis, weil sie potentiell jeden Menschen zum Wissenden macht, 
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der lesen kann.” Zwar verschaffen sich die Herrschenden Informationsvorteile, 
indem sie darauf bestehen, dass nur sie allein lesen dürfen, was in den Akten 
geschrieben steht. Aber sie wissen auch, dass alles, was aufgeschrieben worden 
ist, auch gegen sie verwendet werden kann. Was immer die Schriftlichkeit der 
Verwaltungspraxis auch sein mag - sie ist der erste Schritt auf dem Weg der 
Staatswerdung. 

Im Jahr 1933, als die Kollektivierung beendet war, ließ Stalin die Parteifüh- 
rer in den Provinzen austauschen, manche fielen in Ungnade und wurden be- 
straft für Vergehen, die sie doch nur auf Anweisung des Diktators begangen 
hatten. Kein Funktionär konnte sich jetzt noch vor dem Zorn des Diktators in 
Sicherheit bringen. Man warf den Parteisekretären in Tadschikistan, Kasachstan 
und Aserbaidschan vor, Bauern erschossen und Frauen vergewaltigt, Verwandte 
begünstigt und sich bereichert zu haben. Man warf ihnen also vor, was immer 
schon Brauch gewesen war. Aber darauf kam es gar nicht an. Schauprozesse, 
Parteisäuberungen und öffentliche Bestrafungen verfolgten nur das Ziel, die 
Elite in Angst und Schrecken zu halten, Funktionäre gegeneinander auszuspielen 
und so abzurichten, dass sie freiwillig gehorchten. Unter diesen Umständen 
konnte das Recht nicht über die Gewalt obsiegen. Autorität erwarb sich in dieser 
Umgebung nur, wer über die Fähigkeit verfügte, seinen Willen mit Gewalt gegen 
Widerstreben durchzusetzen. Jedermann wusste, dass der Schauprozess kein 
Akt der Rechtsprechung und die Parteisäuberung kein Modell rechtsstaatlicher 
Konfliktlösung war. Nicht ideologische Modelle und Überzeugungen schrieben 
den Kommunisten vor, Gewalt anzuwenden, sondern die Erfahrung, dass Macht 
auf der Fähigkeit beruhte, Gehorsam durch Terror zu erzwingen. Und weil die 
Vollstrecker die Ämter der Verstoßenen übernahmen, gab es nur wenige Funk- 
tionäre, die solchen Terror für unzulässig hielten. Immer schon hatte sich Stalin 
gewalttätiger Verfahren der Loyalitätssicherung zu bedienen gewusst, und die 
Resultate bestärkten ihn in seinem Glauben, dass der Gewaltraum die beste aller 
Welten war.”® 

Im Jahr 1934 war nichts mehr wie zuvor, die Lebensgrundlagen der Nomaden 
zerstört, das Land verwüstet, Millionen verhungert. Alles Gerede von der Erzeu- 
gung neuer Menschen ist Unfug, weil die Sesshaftmachung der Nomaden nur der 
Durchsetzung von Herrschaft und der Ausbeutung ökonomischer Ressourcen 
diente. Stalin und seine Gefolgsleute waren zynische Pragmatiker der Macht, 
die auf Utopien und neue Menschen nicht viel gaben. Als sie erkannten, dass 
die Sesshaftmachung der Nomaden ihren Kontrollbedürfnissen widersprach, 
trennten sie sich umstandslos von diesem Konzept, so wie sie im Jahr 1929 ver- 
kündeten, dass die Entschleierung von Frauen eine kulturrevolutionäre Über- 
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treibung sei, die beendet werden müsse. Skrupellos nutzten sie die Hungersnot, 
um Widerstand zu brechen und die erschöpften und demoralisierten Nomaden 
zu unterwerfen. Der Hunger hatte erreicht, woran alle anderen Strategien ge- 
scheitert waren: Die Kasachen waren abhängig geworden, sie hatten ihre Lebens- 
weise aufgeben müssen und ihre ökonomischen Ressourcen verloren. Nach dem 
Ende der Kollektivierung, im September 1932, erklärte die Regierung, der Besitz 
von Vieh sei wieder erlaubt. Wenige Jahre später war die Hungersnot über- 
wunden, die Region befriedet. Nur konnten die Nomaden von der Viehzucht 
nicht mehr leben, und sie wurden für immer von den Getreidelieferungen aus 
dem europäischen Teil der Sowjetunion abhängig.” 

Was sollte mit den Nomaden geschehen, und wie sollten sie leben, nachdem 
die Kollektivierung und die große Hungersnot ihre Existenz vernichtet hatten? 
In der Parteiführung konnte man sich schnell darauf einigen, dass die Ausplün- 
derung der Nomaden aufhören musste, weil sie sich als defizitäres Geschäft 
erwiesen hatte. Und so gaben die Bolschewiki das Projekt der Sesshaftmachung 
auf. Stalin selbst erklärte im Jahr 1936, der nomadische Lebensstil sei mit dem 
Sozialismus vereinbar.® Es schien, als habe es eine Kampagne zur Sesshaftma- 
chung niemals gegeben und als sei der Diktator schon immer ein Freund der 
Nomaden gewesen. Niemand interessierte sich noch für die Zukunft der Kasa- 
chen. Sie durften bleiben, was sie waren, weil niemand sie noch für eine Gefahr 
hielt. Als der Widerstand der Nomaden gebrochen war, verlor die Staatsgewalt 
das Interesse an ihnen. 

Das sowjetische Projekt hinterließ verbrannte Erde, es destabilisierte die Insti- 
tutionen und untergrub das Vertrauen, das Menschen brauchen, um mit anderen 
in einer Gesellschaft leben zu können. Vor allem aber untergrub es die Na- 
tionalisierung der Herrschaft, auf die sich das sowjetische Projekt ursprünglich 
gegründet hatte. Aus Anwälten der Nation wurden Nationalisten und Spione, 
die Verrat an der gemeinsamen Sache begingen.®! Aus der Perspektive der Macht 
aber war die Strategie der Zerstörung erfolgreich, weil sie Renitenz und Un- 
gehorsam im Keim erstickte. Allein darauf kam es dem Diktator an, denn nach 
dem Ende des Großen Terrors wagte es kein Vasall mehr, ihm zu widersprechen. 

Kasachstan wurde zu einem leeren, wüsten Ort, er verwandelte sich in ei- 
nen Friedhof für Verbannte und Deportierte aus allen Regionen der Sowjet- 
union: Polen, Tataren, Deutsche, die ihre Heimat verlassen mussten, Priester 
und Kulaken, Lagerhäftlinge und Sondersiedler, die die Steppe in Bauernland 
verwandeln sollten. Das leere Land wurde neu vermessen, in Parzellen eingeteilt 
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und den Siedlern zugewiesen, die unfreiwillig in die Region gekommen waren. 
Kaum hatte das Regime die Steppe geleert, füllte es sie mit Menschen aus dem 
europäischen Teil der Sowjetunion. Zwangsarbeiter und Sondersiedler sollten 
das Land erschließen, es bebauen und besiedeln. Kein Verbannter konnte darauf 
hoffen, jemals in die Heimat zurückzukehren, und deshalb hatten Stigmatisierte 
und Aussätzige keine andere Wahl, als das Angebot des Regimes anzunehmen 
und auf fremdem Land zu werden, was sie in der Heimat nicht hatten sein 
dürfen. Man konnte ein Verfolgter und dennoch ein loyaler Erfüllungsgehilfe 
des stalinistischen Staates sein. Kaum jemand sah darin einen Widerspruch, der 
nicht auszuhalten gewesen wäre. Für das Regime ging ein Traum in Erfüllung. 
Es brachte die Steppe unter Kontrolle und verwandelte sie in einen Raum mit 
befestigten Ortschaften, Industriesiedlungen und landwirtschaftlichen Nutz- 
flächen. Und seit zu Beginn der dreißiger Jahre eine Eisenbahnlinie Sibirien mit 
Zentralasien verband, konnten Menschen, Informationen und Waren von Ort 
zu Ort transportiert werden.®? 

Die Kasachen aber wurden zur Minderheit im eigenen Land, in dem andere 
darüber entschieden, wie zu leben und wie zu gehorchen sei. Kolchosen und 
Steppenreservate waren Orte der Trostlosigkeit, an denen nutzlose und über- 
flüssige Menschen aufbewahrt wurden. Nur in den Städten und Industriesied- 
lungen gab es für die Kasachen noch attraktive Lebensperspektiven. Niemand 
nahm in dieser Umgebung die Idee vom Neuen Menschen noch ernst. Sowjeti- 
sierung durch Hunger, durch Tod und Vernichtung - so könnte man das Projekt 
der Bolschewiki nennen, Menschen in gehorsame und loyale Untertanen des 
Staates zu verwandeln. Dieses Projekt war erfolgreich, weil es auf das Leben von 
Menschen keinerlei Rücksicht nahm. Nicht Nation und Emanzipation, sondern 
Hunger und Gewalt beschrieben den Weg zur sowjetischen Staatlichkeit. So 
gesehen war Kasachstan der eigentliche Ort des Stalinismus. 

Die Erinnerung an die stalinistischen Gewaltexzesse ist noch lebendig. Sie 
hat sich in die Seelen der Überlebenden und ihrer Nachkommen eingegraben, 
die nicht vergessen können, was ihnen von einer namenlosen Macht angetan 
worden ist. Aber wer nichts anderes kennt als den Vorrang des Staates vor der 
Freiheit des Einzelnen, lernt, mit der Willkür zu leben. Die russische Staats- 
werdung war nicht das Werk sozialer Rebellion und nationaler Emanzipation. 
Sie vollzog sich unter den Bedingungen despotischer Gewalt. An den Folgen 
dieses Alptraums leiden die Nachfolgestaaten der Sowjetunion bis heute. „Ruß- 
lands größter Feind‘, schreibt der Schriftsteller Viktor Jerofejew, „ist die eigene 
Bevölkerung. Folter ist ein Schlüsselwort im Leben der Russen. Rußland hat 
immer, durch seine gesamte Geschichte hindurch, sein Volk tyrannisiert, ge- 
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quält und verhöhnt. Bemäntelt von den ideologischen Doktrinen des Zarismus 
und des Kommunismus, vernichtete es absichtlich das Volk in apokalyptischen 
Dimensionen - durch Kriege, Hunger, Epidemien, Säuberungen oder Repressio- 
nen. Dabei zwang es die Bevölkerung, den russischen Staat zu lieben und ewig 
‚Hurra‘ zu schreien. Darin besteht das Wesen der russischen Apokalypse.“?? Die 
sowjetische Staatswerdung kam von oben. Immer schon haben die Mächtigen 
den Staat angebetet, während die Untertanen ihn fürchteten und ihm miss- 
trauten. Ein Staat, der von den Bürgern nicht auch als ihr Werk empfunden wird, 
mag Gehorsam erzwingen, aber er wird bleiben, was er immer schon gewesen 
ist: ein Feind des Bürgersinns und der Freiheit. „Uns hat niemand beigebracht‘, 
klagt Jerofejew, „über die Niederlage des Imperiums froh zu sein“. Und deshalb 
könne Rußland zu seiner Rechtfertigung immer nur vorbringen, „daß es sich 
früher noch schlimmer aufgeführt hat.“ 
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Dreiklang Revolution, Krieg und Nation? 
Annäherungen 


Dieter Langewiesche 


Wenn man das historische Entwicklungskonzept, das aus dem Ineinander von 
Revolution, Krieg und Nation in der europäischen Geschichte seit dem aus- 
gehenden 18. Jahrhundert entwickelt worden ist, in globaler Perspektive auf seine 
Erklärungskraft überprüfen will, empfiehlt es sich, zunächst einmal zu fragen, 
was mit diesem Dreiklang gemeint sein kann und was nicht. 

Einen zeitlich übergreifenden Ausgangspunkt bietet die Beobachtung, dass 
die meisten Staaten aus Gewaltakten hervorgegangen sind und im Laufe ihrer 
Geschichte immer wieder zur Kriegsgewalt gegriffen haben, um territorial zu ex- 
pandieren oder sich gegen den Expansionswillen anderer zu verteidigen. Charles 
Tilly hat dafür die prägnante Formel gefunden: „War made the state, and the 
state made war.“! Er hatte die Staatsbildungen in Europa vor Augen, während in 
anthropologischen Ansätzen der Krieg generell als eine Konstante im sozialen 
Evolutionismus seit den menschheitsgeschichtlichen Anfängen gilt: „there is 
nothing special about deadly human violence and war“, denn gewaltsamer Wett- 
bewerb sei „the rule throughout nature“? 

Aus dieser evolutionsgeschichtlichen Bilanz zu folgern, der Mensch sei durch 
seine Natur auf Dauer zu Gewalt und Krieg verurteilt, wäre ein biologistisches 
Fehlurteil, denn die biologische Prägung legt nicht die sozialen Handlungs- 
möglichkeiten der Menschen fest, wie auch Evolutionsbiologen betonen. Da 
Moral „keine Dimension der Natur oder von biologischer Evolution“ ist, könne 
sie nur gegen die Natur und deren „biologischen Imperativ“ durchgesetzt wer- 
den.? Immanuel Kant nannte dies die „Pflicht“ des Menschen zur „bürgerlichen 
Gesellschaft“, die sich dem Krieg als staatlichem Handlungsinstrument verwei- 
gert. Diese moralische Aufgabe ordnete er, wie die heutige Evolutionsbiologie, 
der „Sittengeschichte“ zu, nicht der „Naturgeschichte des Menschen“. Den ein- 
zigen Weg zu einer friedlichen Weltgesellschaft sah Kant in der allmählichen 
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Reform des Staates, denn um moralisch zu handeln bedürfe der Mensch eines 
angemessenen institutionellen Gehäuses. Doch auch wenn man den Staat als eine 
Möglichkeit zur Institutionalisierung von Wertvorstellungen wider die Natur 
des Menschen würdigt, bleibt dennoch die historische Tatsache unübersehbar, 
dass die Entstehung von Staaten und selbst die Veränderung ihres Territoriums 
bis heute nur sehr selten friedlich gelungen ist. Die „Naturgeschichte“ schlägt 
also immer wieder auf die „Sittengeschichte“ durch bzw. (in der heutigen Fach- 
sprache) die biologische auf die soziale Evolution. 

Staatsbildung durch Krieg war und ist der historische Regelfall. Das bestätigen 
auch die Beiträge in diesem Buch. Um welche Art von Krieg es sich handelte 
und ob sie mit emotionaler Nationalisierung, soziokultureller Nationsbildung 
und nationalstaatlicher Organisation verbunden waren, muss jeweils historisch- 
situativ untersucht werden. Staatenkriege und revolutionäre Bürgerkriege, asym- 
metrische Kriege zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Formationen, wie 
sie vor allem für Imperial- und Dekolonialisierungskriege (aber nicht nur für 
sie) kennzeichnend sind’, Sezessions- und Integrationskriege, Eroberungs- und 
Verteidigungskriege, Unterwerfungs- und Vernichtungskriege - die Liste von 
Kriegstypen ist lang. Ob mit diesen (und weiteren) Kriegstypen spezifische For- 
men von Nationalisierungsprozessen verbunden waren oder manche sich nicht 
dazu eigneten, ist bislang nicht systematisch erforscht worden. 

Nationalstaaten stehen in der langen Gewalttradition von Staatsbildung. Al- 
lerdings veränderte die Idee „Nation“ die Legitimität staatlichen Gewalthandelns, 
weil esnun mit dem Willen der Nation begründet werden konnte. Was das in der 
jeweiligen Situation konkret bedeutete, kann nur in historischen Fallstudien, wie 
sie dieser Band bietet, ermittelt werden. Doch ungeachtet aller Differenzierungen 
gilt es festzuhalten: Der Nationalstaat beansprucht, in seinem Handeln durch die 
nationale Gesellschaft legitimiert zu sein. Aus der imaginierten Verschmelzung 
von Staat und Nation wurde im Krieg ein unauflösbarer Pakt auf Leben und Tod 
zwischen den Nationsgenossen und ihrem Staat abgeleitet. Wer das tat und wer 
sich widersetzte, wie Staaten versuchten, ihren Zugriff auf die Einzelnen durch- 
zusetzen und zu welchen Entwicklungen es dabei kam, ist wiederum eine Frage, 
die nur in Fallstudien beantwortet werden kann. 

Auch der dritte Begriff, den das Bild vom Dreiklang aufruft, die Revolution, 
wird in der historischen Analyse stets verflüssigt. Bereits die Revolutionen in 
Europa seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert, welche die politische und teil- 
weise auch die soziale Ordnung bestehender Staaten umgestalten wollten, weisen 
in ihren Handlungsformen und Zielen eine erhebliche Spannweite auf. Noch 
komplexer wird es dort, wo Revolutionen mit der Auflösung oder Neubildung 


> Vorzüglich dazu nun in weiter zeitlicher und geographischer Perspektive Dierk Walter, 
Organisierte Gewalt in der europäischen Expansion. Gestalt und Logik des Imperialkrieges, 
Hamburg 2014. 
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von Imperien einhergingen. Generell gilt: Mit der Radikalität des revolutionären 
Willens zur Veränderung stieg die Radikalität der Gewalt, die angewendet wur- 
de - Gewalt im Innern und nach außen. Revolution und Krieg waren deshalb 
enge Weggefährten. Siegreiche Revolutionen ohne Krieg sind in der bisherigen 
Geschichte sehr selten. Deshalb setzten die radikalen Revolutionäre am ent- 
schiedensten auf den Krieg als ein notwendiges Instrument, den „Fortschritt“ 
zu erzwingen. Sie wussten, eine Revolution, die sich nicht im Krieg behauptet, 
unterliegt. Das zeigte sich an der Französischen Revolution ebenso wie an den 
europäischen Revolutionen von 1848 und den lateinamerikanischen Revolutio- 
nen des 19. Jahrhunderts, und die Erfolge der Bolschewiki, Mao Zedongs oder 
Fidel Castros bestätigten im 20. Jahrhundert diese historische Regel. Erst die 
„friedlichen Revolutionen“ unserer Zeit durchbrachen sie, denn sie ereigneten 
sich, als sich das Sowjetimperium auflöste, friedlich. Auch dies ein Novum in 
der Geschichte, denn Imperien gingen stets aus Kriegen hervor, und sie gingen 
in Kriegen unter. 

Der Dreiklang von Revolution, Krieg und Nation, das dürfte diese knappe 
Skizze erkennen lassen, ist voller Variationen und auch Dissonanzen. Ein weites 
fruchtbares Feld für die Geschichtsforschung. Doch wer nur auf diese Viel- 
stimmigkeit hört, wird sich schwer tun, idealtypische Verallgemeinerungen zu 
entwerfen, die es erlauben, nach den Gemeinsamkeiten und dem Regelhaften 
darin zu fragen. Das aber ist notwendig, um die historischen Fälle in ihren 
Besonderheiten erkennen und in ihren Wirkungen über den Einzelfall hinaus 
einschätzen zu können. 

Es soll nun nicht versucht werden, einen Idealtypus Nation als Zurechnungs- 
folie für die historische Vielfalt im Zusammenwirken mit Krieg und Revolu- 
tion zu konstruieren. Welche Probleme dabei aufträten, mag ein Hinweis auf 
Max Weber, den Großmeister scharfer Begrifflichkeit, andeuten. Für Weber als 
homo politicus, der in die politische Arena steigt, um dort für seine Position zu 
wirken, war die deutsche Nation mit ihrem Machtstaat sein „Wertgott“, wie es 
Ernst Troeltsch genannt hat°, die oberste Wertidee bei allen Konzepten für die 
Zukunftsgestaltung. Doch als Soziologe, der die Handlungsstrukturierungen 
von Menschen erklären will, sah Weber in der Nation keine Wertidee, der sich 
menschliches Verhalten präzise zurechnen ließe, und deshalb entwarf er keinen 
Idealtypus Nation. Er war überzeugt, dass das „empirische Verhalten, welches 
aus der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zur ‚Nation’ in der Realität folgt, 
[...] qualitativ höchst verschieden“ sei.” Nation ergebe sich nicht, so Weber, 
aus gemeinsamen Merkmalen derer, die sich zu ihr bekennen, und aus dem 


6 Ernst Troeltsch, Der Historismus und seine Probleme (Gesammelte Schriften 3), Tübingen 
1922, 161. 

7 Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft. Die Wirtschaft und die gesellschaftlichen Ord- 
nungen und Mächte. Nachlaß. Teilband 1: Gemeinschaften, hrsg. von Wolfgang J. Mommsen in 
Zusammenarbeit mit Michael Meyer (Max-Weber-Gesamtausgabe 1/22-1), Tübingen 2001, 245. 
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Bekenntnis zu ihr folge kein spezifisches Verhalten. Nation bestimmte er als 
eine „gefühlsmäßige Gemeinschaft“, deren Ziel es ist, in einem eigenen Staat 
zusammenzuleben. 


Immer wieder finden wir uns bei dem Begriff ‚Nation‘ auf die Beziehung zur politi- 
schen ‚Macht‘ hingewiesen, und offenbar ist also ‚national‘ - wenn überhaupt etwas Ein- 
heitliches - dann eine spezifische Art von Pathos, welches sich in einer durch Sprach-, 
Konfessions-, Sitten- oder Schicksalsgemeinschaft verbundenen Menschengruppe mit 
dem Gedanken einer ihr eigenen, schon bestehenden oder von ihr ersehnten politischen 
Machtorganisation verbindet, und zwar je mehr der Nachdruck auf ‚Macht‘ gelegt wird, 
desto spezifischer.” 


In Max Webers Soziologie, die nach dem Handeln von Menschen und ihren 
Sinnbezügen fragt, ist „Nation“ also eine Wertidee unter vielen, die auf Macht 
und deren Institutionalisierung im Staat zielen. Darauf ausgerichtet sieht er alle 
als national empfundenen Zugehörigkeitsmerkmale, die symbolisch inszeniert 
ein Gemeinschaftsgefühl erzeugen und zugleich nach außen abgrenzen. Politisch 
relevant werde dieses Nationalgefühl nur, wenn es eingesetzt wird, den eigenen 
Nationalstaat als Handlungsziel zu begründen, ihn zu erkämpfen und in der 
zwischenstaatlichen Machtkonkurrenz zu verteidigen. In diesem Modell ist die 
Nation eine Machtmaschine. Krieg und Revolution dienen ihr als Handlungs- 
instrumente. 

Ob mit diesem Modell Gemeinsamkeiten und Variabilitäten in den Unter- 
suchungsräumen dieses Buches idealtypisch identifiziert werden können, ist 
eine der Fragen, mit denen die Beiträge nun vergleichend betrachtet werden. Da 
Webers Modell den Aspekt Macht in den Mittelpunkt stellt, dürfte es besser ge- 
eignet sein, den Blick auf die Zusammenhänge von Nation, Krieg und Revolution 
zu lenken, als andere theoretische Ansätze, die Nation als imagined community 
verstehen. Diese Deutung ist in Webers Ansatz integriert - „gefühlsmäßige Ge- 
meinschaft“ - aber ausgerichtet auf die politische Machtorganisation, den Staat 
bzw. den Nationalstaat. 

Webers Annäherungen an einen Idealtypus Nation - ausgeführt hat er ihn 
nicht - wird als Sonde für das genutzt, worum es nun vor allem gehen soll: aus 
den Beiträgen (selbstverständlich ergänzt um Blicke darüber hinaus) Vergleichs- 
perspektiven herauszuarbeiten, die es erlauben, nach der Erklärungskraft des 
Bildes vom Dreiklang Revolution, Krieg und Nation zu fragen. Meine Ergebnisse 
bündle ich in drei Punkten. 


8 Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und Sozialpolitik, hrsg. von Marianne 
Weber, Tübingen 2. Aufl. 1988, 484. 

? MWG 1/22-1, 190. Zu Webers komplexem Verhältnis zur Wertidee Nation s. Dieter Lan- 
gewiesche, Nation bei Max Weber: soziologische Kategorie und politisches Bekenntnis. Zum 
Verstummen des Soziologen als homo politicus vor seinem Wertgott, in: Detlev Lehnert (Hrsg.), 
Politischer Konfessionalismus (Historische Demokratieforschung), Wien (erscheint 2016). 
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Die Idee „Nation“ ist auf Totalität ausgerichtet, denn sie beansprucht, für die ge- 
samte Gesellschaft gültig zu sein. Wer sich nicht einfügt, gilt entweder als noch 
nicht nationalisiert oder als jemand, der nicht dazu gehören kann. „Nation“ 
dient hier als Selektionskriterium, es unterscheidet innen und außen, Freund 
und Feind. Insofern ist die Idee „Nation“ stets mit Herrschaftsanspruch ver- 
bunden. Deshalb eignet sie sich für Eliten, die bislang nicht oder nicht in dem 
gewünschten Maß an der staatlichen Herrschaft beteiligt waren. 

Die Idee „Nation“ stellte in ihrer historischen Genese der traditionellen mo- 
narchischen Legitimität eine neue entgegen. Sie formulierte eine Kampfansage 
an die bisherige Herrschaftselite und deren Legitimitätsgrundlage. In afrikani- 
schen Staaten richtete sie sich zunächst vor allem gegen die koloniale Herrschaft. 
Es konnte aber auch Teilhabe an ihr gefordert werden, und in postkolonialer Zeit 
haben Eliten innerhalb multiethnischer Staaten die Idee „Nation“ genutzt, um für 
Gruppen, die sie als nationale definierten, einen besseren Zugang zu politischen 
und wirtschaftlichen Ressourcen zu erhalten." Stets diente die Idee „Nation“ als 
Argument, um Herrschaftsansprüche zu legitimieren oder zu delegitimieren. 

Sich auf die Nation zu berufen, muss jedoch keineswegs bedeuten, die Teilha- 
bechancen an staatlicher Herrschaft demokratisieren zu wollen. Dass diejenigen, 
die sich im Dienst ihrer Nation sahen und beanspruchten, für sie zu sprechen 
und zu handeln, keineswegs gewillt waren, die Wege zu den Zentren der Macht 
zu öffnen, kennt man bereits aus der Geschichte West- und Mitteleuropas. Wenn 
in Zeiten von Revolution und Krieg die alte Herrschaftsordnung fragil und form- 
bar wurde, pflegten die neuen Eliten, sobald sie sich in den Machtpositionen 
etabliert hatten, die Partizipationschancen der Vielen zu begrenzen. In Europa 
diente dazu vor allem das Wahlrecht und selbstverständlich lange Zeit die unter- 
schiedlichen Rollen, die man Männern und Frauen zuschrieb. Frauen gehörten 
zur Nation, und in deren symbolischer Repräsentation erhielten sie wichtige 
Funktionen, nicht aber in den Positionen staatlicher Macht. In sie konnten Frau- 
en herrschender Dynastien hineingeboren werden, doch für bürgerliche Frauen 
sahen die Sprecher der Nation keinen Sitz im staatlichen Machtapparat vor. Für 
die Männer konzipierten die neuen Machteliten die Nation als ein Erziehungs- 
projekt, das für die Ungebildeten, also für die große Mehrheit der Gesellschaft, 
einen unkalkulierbar langen Weg zum vollwertigen Staats- und Nationsgenossen 


10 Christine Fricke, Von Widerstand bis Alltag. Ein Forschungsüberblick zu Nationalismus in 
Afrika (Arbeitspapiere des Instituts für Ethnologie und Afrikastudien 129), Mainz 2011. Eine 
anregende konzeptionelle Studie: Thomas Bierschenk, Staat und Nation im postkolonialen Afri- 
ka: Ein Forschungsprogramm (Arbeitspapiere des Instituts für Ethnologie und Afrikastudien 
26), Mainz 2003. Als Fallstudie zu konkurrierenden innerstaatlichen Nationskonstruktionen: 
Adaremi Suleiman Ajala, Youba-Nationalism: Culture, Politics and Violence in South-Wes- 
tern Nigeria (1900-2009) (Arbeitspapiere des Instituts für Ethnologie und Afrikastudien 107), 
Mainz 2009. 
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vorsah. Revolutionen konnten diesen Weg dramatisch abkürzen. Dann wirkten 
sie als Beschleuniger im Prozess der Nationsbildung. 

Das ist für die europäische Nationalgeschichte des 19. Jahrhunderts dicht er- 
forscht, und es war, wie Wolfgang Gabbert und Stefan Rinke darlegen, auch in 
Lateinamerika so. Die „kreolische Befreiungsrhetorik“ (Rinke) hinderte nicht 
daran, die Indigenen zu benachteiligen. Dazu wurde wie in Europa das Wahl- 
recht eingesetzt, Verfassungsbestimmungen wurden gedehnt, um das Ende der 
Sklaverei hinauszuzögern, der Rassismus verstärkte sich, indem z.B. Bürger- 
rechte für die ländlichen Unterschichten eingeschränkt wurden, indem man mit 
ihrer „körperlichen und kulturellen Rückständigkeit“ (Gabbert) argumentierte. 
Die republikanische Staatsform ließ sich ebenso autokratisch nutzen wie die 
Monarchie. 

Auch in der Türkei war die Entstehung einer Republik, die von der Herr- 
schaftselite als Nationalstaat verstanden wurde, mit Exklusion verbunden. Es traf 
diejenigen Bevölkerungskreise, die nicht muslimisch und nicht turkophon war. 
Auch politisch-weltanschauliche Gegner wie die Kommunisten wurden unter- 
drückt, und die neue Führung schreckte nicht vor Massenmord an denen zurück, 
die sie aus der türkischen Nation ausgrenzte. Die Nation, so Stefan Plaggenborg, 
war „unstrittig die Handlungsgrundlage der Regierung in Ankara‘, aber die 
Nation sei dort „nicht wirklich repräsentiert“ gewesen. Das zeigt er überzeugend 
gegen das kemalistische Geschichtsbild. Aber lässt sich daraus folgern, die „türki- 
sche Nation existierte zum Zeitpunkt der Gründung der Republik Türkei nicht“? 
Übernimmt man damit nicht indirekt das Idealbild „Nation“, das die Nationalis- 
ten überall entwarfen? Es lautet: Die Nation überwölbt alle Interessengegensätze, 
sie eint die Gesellschaft und richtet sie aufein gemeinsames Ziel aus. In der union 
sacree, zu der sich die Nation in der existentiellen Gefahr des Krieges zusammen- 
schließe, gipfelt dieses nationale Homogenitätsideal. Formuliert wurde es von 
den Eliten, die als Sprecher ihrer Nation auftraten, auch wenn die Nationsbildung 
noch in den Anfängen steckte. Sie nahmen für sich in Anspruch, die Nation der 
Zukunft, wie sie sie vor Augen hatten, als ein Erziehungsprogramm konzipieren 
zu können, das einem Teil der Bevölkerung einen künftigen Platz in der Nation 
verhieß und andere dauerhaft ausgrenzte. 

Dieses Bild einer homogenen Nation, die nicht erschaffen werde, sondern „er- 
wache“, gehörte stets zum Herrschaftsprogramm von Eliten. In Wirklichkeit ver- 
lief Nationsbildung überall als ein umkämpfter Prozess, und sie ging überall von 
kleinen Eliten aus, welche die Idee „Nation“ als Selbstermächtigungsprojekt nutz- 
ten. Die Berufung auf den Willen der Nation stellt auch in der Gegenwart keine 
Konflikte still. Die Nation war und ist immer auch eine Konfliktgemeinschaft. 

Auch in West- und Mitteleuropa gehörte der Ruf nach nationaler Einheit, der 
sich die politischen und gesellschaftlichen Parteiungen unterzuordnen hätten, 
zu den Herrschafts- und Unterdrückungsinstrumenten von Eliten. Wie sie ihr 
nationales Projekt umsetzen konnten und zu welchen Herrschaftsformen es 
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dabei kam, hing von den politisch-gesellschaftlichen Strukturen ab, innerhalb 
derer sie versuchen mussten, ihre Zukunftsvisionen zu institutionalisieren. Wo 
auch in den Zeiten tiefgreifender staatlich-gesellschaftlicher Transformationen 
durch Krieg und Revolution die staatliche Ordnung überdauerte, vollzog sich 
die Nationalisierung der Gesellschaft unter der Führung neuer Eliten in anderen 
Bahnen als dort, wo Imperien zusammenbrachen und Staaten neu geschaffen 
werden mussten. So unterschiedlich diese Prozesse in Italien (Jens Späth), Irland 
(Christoph Jahr), Dänemark (Rasmus Glenthoj) und im westlichen Teil des rus- 
sischen Reiches (Malte Rolf) auch verliefen, überall gab es staatlichen Strukturen 
und ein Netz von zivilgesellschaftlichen Organisationen, die der Selbstermächti- 
gungspolitik kleiner Eliten mit nationalem Sendungsbewusstsein enge Grenzen 
setzten. Erst recht war dies dort der Fall, wo die Monarchie als institutioneller 
Wächter gegen radikale Umbrüche überlebt hatte. In Lateinamerika nahmen der 
Caudillismus sowie regionale und lokale Selbstverwaltungseinrichtungen diese 
Funktion der Herrschaftsbegrenzung wahr (Wolfgang Gabbert, Stefan Rinke). In 
der frühen US-amerikanischen Republik setzten die Einzelstaaten mit ihren In- 
stitutionen ohnehin jedem Programm nationaler Zentralisierung enge Grenzen 
(Wolfgang Knöbl). 

Wie ausschlaggebend die etablierten staatlichen Strukturen für die Formen 
waren, in denen die Prozesse von Nationalisierung und Nationsbildung verliefen, 
zeigt Jörg Baberowski an staatsfernen asiatischen Peripherien des sowjetischen 
Imperiums. Staatswerdung vollzog sich hier „unter den Bedingungen despoti- 
scher Gewalt‘, für die das Programm einer „Nationalisierung des Imperiums“ 
von oben nur ein Glied in dem Herrschaftsinstrumentarium war, mit dem der 
sowjetische Staat und seine Gesellschaftsordnung durchgesetzt werden sollten. 

Dass sich die Idee der Nation für diese Form von Staats- und Gesellschafts- 
bildung nicht eignete und die „Nationalisierung der Herrschaft“ mit brutaler Ge- 
walt letztlich scheiterte, verweist generell auf die Bedeutung der Partizipations- 
verheißung, die der Idee „Nation“ von Beginn an eingestiftet war und sie trotz 
aller Instrumentalisierung durch die Eliten für breite Bevölkerungsschichten 
attraktiv machte. Wo diese Zukunftsvision gänzlich in Gewalt unterging, konnte 
die Idee Nation offensichtlich keine Wirkung entfalten. Wenn jedoch die Zu- 
kunft aus eigener Kraft gestaltbar erschien, stieg die Idee „Nation“ trotz der 
Barrieren, welche die Eliten gegen die „Massen“ errichteten und zu verteidigen 
suchten, im Prozess der Nationsbildung zu einer Art Appellationsinstanz auf. 
Auf sie beriefen sich alle Gruppen, die Gleichberechtigung verlangten. Insofern 
ist Nationsbildung stets ein unabgeschlossener Prozess.” 


11 Dass die Idee „Nation“ als Gleichheitsvehikel und als Kampfinstrument auf immer weitere 
Gesellschaftsbereiche ausgedehnt wurde und dieser Prozess weitergeht, habe ich in einem ge- 
neralisierenden Vergleich zu erklären versucht: Dieter Langewiesche, The Nation as a Developing 
Resource Community: A Generalizing Comparison, in: Heinz-Gerhard Haupt/Jürgen Kocka 
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Wie in Europa die Arbeiter sich nicht dauerhaft aus der politischen Nation 
ausschließen ließen, so in Lateinamerika die Indigenen. Sie nutzen den liberalen 
Verfassungsdiskurs, um ihre Beteiligung an den Ressourcen der Nation einzufor- 
dern, wenn sie 1849 in einem mexikanischen Bundesstaat einen Anteil an den 
Salinenerträgen mit dem Argument verlangten, „wir sind Mexikaner, wir sind 
die Nation und wir sind die Besitzer“ (Wolfgang Gabbert). Auch in der Türkei 
veränderte der Prozess der Nationsbildung die Herrschaftsordnung, indem die 
Partizipationsmöglichkeiten erweitert wurden. Dass die Gewalt, aus der die neue 
staatliche Ordnung hervorging, in der Türkei nicht zu einem Dauerzustand 
wurde, wird man zumindest auch mit der Idee der Nation in Verbindung setzen 
dürfen. Die Gewaltspur, die in einen partizipationsoffeneren Nationalstaat führt, 
hebt den türkischen Weg nicht von Wegen europäischer Staaten ab, wie Stefan 
Plaggenborg in einem Vergleich von Kemalismus, Faschismus und Stalinismus 
überzeugend dargelegt hat.!? 


2. Nationale Meistererzählungen 


Nationale Meistererzählungen zu dekonstruieren gehört zu den Schwerpunkten 
der neueren Nationsforschung. Auch in Europa. Es sei nur daran erinnert, wie 
radikal das alte Bild von der Ära der Französischen Revolution und Napoleons 
als Ursprungsort europäischer Nationen und Nationalstaaten in den letzten Jahr- 
zehnten verändert worden ist. Imperialkriege - nicht Nationalkriege; Abwehr 
eines französisch dominierten Kontinentaleuropas - nicht Wille zum National- 
staat; Widerstand gegen fremde Herrschaft und gegen ein Europa der Kon- 
skriptionen, wie es in der Ära Napoleons heraufzuziehen drohte - nicht Wille 
zur Nation, so lässt sich zugespitzt der heutige Forschungsstand charakterisieren. 
Er ist noch nicht bis in die nationalen Geschichtsbilder vorgedrungen. Sie zu 
erreichen und zu verändern, braucht viel Zeit." 

Am einschneidendsten wirkte sich das Umschreiben lang eingeschliffener 
nationaler Geschichtsbilder wohl auf die Deutung der deutschen und der spa- 


(Hrsg.), Comparative and Transnational History. Central European Approaches and New Per- 
spectives. New York/Oxford 2009, 133-148. 

12 Stefan Plaggenborg, Ordnung und Gewalt. Kemalismus - Faschismus - Sowjetunion, 
München 2012. 

13 Den heutigen Forschungsstand repräsentiert Ute Planert (Hrsg.), Napoleon’s Empire. Eu- 
ropean Politics in Global Perspective, Basingstoke 2015; knappe Problemstudie, die auch nach 
den Gründen fragt, warum die kleinen nationalen Eliten so lange ihre Deutung im nationalen 
Mythenhaushalt konservieren konnten: Dieter Langewiesche, Imperium - Nation - Volkskrieg. 
„1813“ in der europäischen Geschichte, in: Martin Hofbauer / Philip Martin Rink (Hrsg.), Die 
Völkerschlacht bei Leipzig. Bedingungen, Verläufe, Folgen, Bedeutungen. 1813 - 1913 - 2013, 
Paderborn 2015. 
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nischen Geschichte aus.!4 Hier rückten im Laufe des 19. und 20. Jahrhunderts 
die antinapoleonischen Kriege als „Befreiungskriege“ in den Kern der nationalen 
Mythologie, auf den im Laufe der Geschichte in nationalen Entscheidungs- und 
Krisenzeiten immer wieder zurückgegriffen wurde, um im Streit um den rich- 
tigen Weg in die Zukunft eine Orientierungsmarke anzubieten, die als national 
ausgeflaggt die höchste Legitimität beanspruchte. Es hatte zwar stets eine Kon- 
kurrenz bei der Deutung der nationalen Mythologie gegeben. Doch letztlich 
unterlagen diejenigen Geschichtskonzeptionen, die sich der Fixierung auf den 
homogenen, unitarischen Nationalstaat als Telos der deutschen und der spa- 
nischen Geschichte entzogen hatten. Diese Entscheidung im Geschichtskampf 
wurde durch die Dekonstruktion der siegreichen Meistererzählung revidiert. Die 
Geschichte ist wieder offen für andere Perspektiven, Deutungen und Wertideen. 

Zu dieser neuen Offenheit für nicht realisierte Möglichkeiten gehört vor allem, 
dass die Entmythologisierung der „Befreiungskriege“ als nationales Ur-Erlebnis, 
das die gesamte Gesellschaft durchdrungen habe, den Blick auf die Spannweite 
der damals diskutierten Wege, den Willen nach nationaler Einheit zu verwirk- 
lichen, wieder freigelegt hat. Nationale Einheit wurde nun nicht mehr auto- 
matisch mit einheitlichem Nationalstaat gleichgesetzt, und die damals unterle- 
genen Vorstellungen von Einheit der Nation wurden nicht mehr als wider das 
Geschichtstelos beiseite gerückt. 

Selbst in Spanien, wo der Kampf gegen die napoleonische Usurpation den 
breitesten Abwehrkampf im damaligen Europa ausgelöst hatte und die Cortes 
von Cädiz einen starken Verfassungsstaat planten, der Spanien einen und das Im- 
perium zurückgewinnen sollte, stand für die Aufständischen gegen die napoleo- 
nische Fremdherrschaft patria chica im Zentrum, der Heimatort, die Region, in 
der man lebte, das Vaterland des alltäglichen Lebens. Das ließ sich in die nationa- 
le Meistererzählung, die vom heroischen, die Nation einenden „Befreiungskrieg“ 
berichtete und eine direkte Linie zum homogenen Nationalstaat konstruierte, 
ebenso schwer einbauen wie in Deutschland der „Territorial-Patriotismus‘, wie 
ein Zeitgenossen die Loyalität der Menschen zum ihrem Staat oder ihrer Hei- 
matregion genannt hat.” Heute spricht man von deutscher Föderativnation und 
föderativem Nationalismus, um die retrospektive Fixierung auf den National- 
staat in der Deutung der deutschen Geschichte aufzubrechen und die Offenheit 
der damaligen Situation ins Bewusstsein zu rücken.!® Ob die deutsche Nati- 


14 Grundlegend zur Entmythologisierung der napoleonischen Ära in der deutschen und der 
spanischen Geschichte: Ute Planert, Der Mythos vom Befreiungskrieg: Frankreichs Kriege und 
der deutsche Süden, Paderborn 2007; Charles Esdaile, Ihe Peninsular War, London 2003; Ders., 
Spain in the Liberal Age 1808-1939, Oxford 2000. 

15 Heinrich von Brandt, Handbuch für den ersten Unterricht in der höheren Kriegskunst. 
Zum Gebrauch in Militär-Schulen und für den Selbstunterricht, Berlin 1829, 326. 

16 Dieter Langewiesche/ Georg Schmidt (Hrsg.), Föderative Nation. Deutschlandkonzepte von 
der Reformation bis zum Ersten Weltkrieg, München 2000; Dieter Langewiesche, Nation, Na- 
tionalismus, Nationalstaat in Deutschland und Europa, München 2000. 
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on vielstaatlich bleiben, staatenbündisch oder nationalstaatlich geeint werden 
würde, war damals offen. Die Entscheidung, die in zwei Kriegen fiel und auch 
anders hätte ausgehen können, hat die preußisch-deutsche Meistererzählung als 
geschichtsnotwendig ausgewiesen. Sie ist später in die Grundgesetz-Präambel 
der alten Bundesrepublik Deutschland eingegangen und so gewissermaßen in 
den Rang eines Verfassungsgebots erhoben worden.!’ Eine Ausnahme ist diese 
Karriere einer nationalen Meistererzählung keineswegs'?; genauer erforscht ist 
diese Art, ein Geschichtsbild zu verrechtlichen, nicht. 

Sich aus den früheren geschichtspolitischen Homogenitätsfiktionen zu lösen, 
gehört inzwischen zu den wichtigsten Aufgaben bei der Dekonstruktion der alten 
Meistererzählungen. In Italien spricht die Forschung heute von Nationen im Plu- 
ral (Jens Späth), für Dänemark werden die konkurrierenden Konzeptionen von 
Nation und Nationalstaat im Prozess der schrittweisen Auflösung des dänischen 
Imperiums verfolgt (Rasmus Glenthoj), für Irland zeigt Christoph Jahr, wie die 
unterschiedlichen Nationalstaatskonzeptionen, welche die drei Hauptströmun- 
gen des Nationalismus dort propagierten, auch die Mittel bestimmten, die man 
anzuwenden bereit war, um unabhängig zu werden oder einen anderen Status 
im Vereinigten Königreich zu erhalten. Und für Lateinamerika heben Wolfgang 
Gabbert und Stefan Rinke die hohe Bedeutung dezentraler Strukturen hervor. 
Rinke spricht sogar von einem Trend zur „Balkanisierung‘, um zu verdeutlichen, 
dass der „Zerfall der ehemaligen kolonialen Großräume“ Bezugspunkte in den 
Mittelpunkt rückte, neben denen die Nation bzw. der Nationalstaat ihren Ort 
im Bewusstsein der Bevölkerungsmehrheiten erst noch finden mussten. Patria 
bedeutete auch hier zunächst die engere Heimat, in der man lebte, der Ort, in 
dem man geboren war, die Region, in deren Klientelnetzen man zu leben ge- 
wohnt war und weiterhin Sicherheit erhoffte. Der Nationalstaat hatte das (noch) 
nicht zu bieten. Er blieb lange Zeit vorrangig ein Elitenprojekt. 

Wolfgang Knöbls Bemerkung, mit der er die US-amerikanische Meister- 
erzählung von der First New Nation ironisiert: „Von ‚Amerikanern, die sich 
anschickten, aus dem Ei des Imperiums zu schlüpfen, war nichts zu sehen‘, lässt 
sich mehr oder weniger auf alle Staaten übertragen, die in diesem Buch be- 
trachtet werden. Und auch auf die, zu denen hier nichts gesagt wird. Als Beispiel 
sei nur Ghana angeführt, der erste unabhängige Staat im subsaharischen Afrika. 
Als 2007 aufwendig und politisch kontrovers der fünfzigste Jahrestag der Staats- 


17 Nachgewiesen hat dies der Mythenexperte und Philosoph Rudolf Hübner, Die Wahrheit 
des Mythos, München 1985; Ders., Das Nationale. Verdrängtes, Unvermeidliches, Erstrebens- 
wertes, Graz 1991; vgl. Dieter Langewiesche, Die Präambeln des Grundgesetzes der alten und 
neuen Bundesrepublik Deutschland und des Verfassungsentwurfs der Europäischen Union im 
Vergleich, in: Ders., Zeitwende. Geschichtsdenken heute, hrsg. von Nikolaus Buschmann/ Ute 
Planert, Göttingen 2008, 135-143. 

18 Die serbische Verfassung von 2006 erklärt mit Verweis auf „the state tradition of the 
Serbian people“ Kosovo and Metohija zu „an integral part of the territory of Serbia“. http://www. 
srbija.gov.rs/extfile/en/29554/constitution_of_serbia.pdf (13.11.2014). 
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gründung gefeiert wurde, blieb es offen, wie im ghanaischen Projekt Nationalität 
definiert werden sollte: eine Nation von Staatsbürgern oder eine multiethnische 
Föderation von „native states‘, die auf ethnischen und regionalen Loyalitäten 
beruhen. Die Formel „unity in diversity“ sollte die konkurrierenden Konzepte 
überwölben!? - vergleichbar mit dem Bekenntnis zur „Einheit in Vielfalt“, das in 
der Europäischen Union ebenfalls einen Minimalkonsens umschreibt. Er über- 
deckt, dass die nationalen Mitgliedsstaaten nicht einig sind, wie das Verhältnis 
zwischen ihnen und der Europäischen Union weiterentwickelt werden soll. Zu 
dieser Zukunftsunsicherheit passt, dass sich eine europäische Meistererzählung, 
welche die Konfliktgeschichte der europäischen Nationen in eine Einigungs- 
geschichte überführt, noch nicht herausgebildet hat. Doch es wird daran ge- 
arbeitet.” 

Am dauerhaftesten dürfte sich im Untersuchungsraum, der in diesem Buch 
behandelt wird, die Meistererzählung in der Türkei gehalten haben (Stefan Plag- 
genborg). Das kemalistische Narrativ herrscht dort immer noch vor, verwaltet 
von einer Geschichtsschreibung, die lange Zeit keine Abweichungen von der 
offiziellen Lesart der „Atatürk-Revolution“ und ihrer Wirkungsgeschichte zuließ 
oder zulassen durfte. Eine entschiedene Dekonstruktion dieser hegemonialen 
Erzählung wird erst erfolgen können, wenn in der türkischen Öffentlichkeit eine 
freie Diskussion über die „nationalgeschichtlichen Heiligtümer“ (Plaggenborg) 
möglich sein wird. In der heutigen Türkei wird Atatürks zwar sehr disparat 
gedacht?!, doch der Lackmustest für eine traditionskritische Geschichtskultur 
ist der Umgang des türkischen Staats mit dem Völkermord an den Armeniern 
im Ersten Weltkrieg. 

Von all dem, was bisher skizziert wurde, heben sich die Möglichkeiten für eine 
neue Form der Erinnerung an die Gewaltpolitik in der asiatischen Peripherie des 
Sowjetimperiums, wie sie Jörg Baberowski analysiert, scharf ab. Die sowjetische 
„Nationalisierung des Imperiums“ durch eine „Politik der verbrannten Erde“ 
und der brutalen Umsiedlung von Nomaden, die sesshaft und damit fähig zur 
Integration in die „Neue Gesellschaft“ gemacht werden sollten, hat es verhindert, 
dass sich eine sozialistische Nation als Zukunftsvision neben älteren Loyalitäts- 
bindungen und mit diesen verwoben entwickeln konnte. Die alten Lebensräume 
waren zerstört oder zu Räumen der Todesgefahr geworden. Die Erinnerung 
daran ist noch lebendig; doch eine Meistererzählung, die beansprucht, für die 
gesamte Nation zu sprechen, konnte daraus zumindest unter der Bevölkerung 
in den asiatischen Gewalträumen nicht entstehen. 


1? Carola Lentz, ‚Ghana@50‘: celebrating the nation - debating the nation (Institut für Eth- 
nologie und Afrikastudien 120), Mainz 2010; vgl. Dies., Local culture in the national arena: the 
politics of cultural festivals in Ghana, in: African Studies 44, H. 3, 2001, 47-72. 

20 Als Beispiel: Pim den Boer u.a. (Hrsg.), Europäische Erinnerungsorte, 3 Bde., München 
2012. 

2! Klaus Kreiser, Atatürk. Eine Biographie, München 2011, 299 f. 
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Auch das unterscheidet die „sowjetische Staatswerdung von oben“ (Jörg Ba- 
berowski) vom russischen Imperium. Der Nationalisierungsschub durch die 
russische Revolution von 1905 war vor allem von nichtrussischen Akteuren 
in den westlichen Peripherien des Zarenreiches ausgegangen (Malte Rolf). Er 
stärkte in den polnischen und baltischen Provinzen die nationalen Selbstbilder 
und die Erzählung davon, und er verstärkte generell die „Ethnisierung der Na- 
tionsvorstellung im Russischen Reich“ (Rolf). Juden wurden aus dem Polentum 
ausgegrenzt; was es bedeutete, Russe zu sein, wurde neu definiert. Die übliche 
doppelte Stoßrichtung von Nationsbildung funktionierte hier: Integration und 
Ausgrenzung, Partizipation und Aggression. 

Als Fazit lässt sich festhalten: Die Entstehung und die Dekonstruktion natio- 
naler Meistererzählungen ist Teil des Kampfes um die Gestaltung der Nation. Mit 
welchen Mitteln er geführt wird, hängt von dem politisch-gesellschaftlichen Feld 
ab, in dem er ausgetragen wird. Die Intensität des Kampfes lässt Rückschlüsse auf 
den inneren Zustand der Nation und ihres Staates zu. Starke Deutungskämpfe 
sind Zeichen für eine diskussionsoffene Gesellschaft. Auch hier bestätigt sich: 
Die Wertidee „Nation“ als politisches Handlungsinstrument einzusetzen, ging 
nicht mit einer Politik der Konfliktvermeidung einher. Sie bindet den politischen 
Streit zwar in ein ideelles Konzept ein, stellte jedoch keinen Konflikt still, auch 
wenn die nationalen Eliten dies immer wieder verlangt haben und mit dem An- 
spruch auftraten, zu wissen, was der Nation frommt. 


3. Nationale Mobilisierung durch Revolution und Krieg 


Sind afrikanische Staaten auch deshalb schwach, weil in Afrika zwischenstaatli- 
che Kriege viel seltener als Bürgerkriege sind? Diese Hypothese hat der Ethno- 
loge Thomas Bierschenk aus dem Vergleich mit der europäischen Geschichte 
formuliert.”” Mit der Unabhängigkeit sei afrikanischen Staaten und ihren Eliten 
der äußere Gegner abhanden gekommen. Nationale Identitäten hätten sich des- 
halb nicht in Opposition zu einem „Erbfeind“ entwickeln können und auch nicht 
im Gegenüber zu benachbarten Staaten. In vielen afrikanischen Sprachen werde 
die Zugehörigkeit zu einem Staat mit den gleichen Syntagmen bezeichnet wie 
regionale oder ethnische Zugehörigkeiten. Nicht der Staat, sondern andere Be- 
zugsgrößen dienten abgrenzenden Selbstvergewisserungen. Unter diesen über- 
kommenen Identitätsmarkern musste der eigene Staat seinen Ort erst finden. 
Ein kontrastierender Vergleich, wie ihn Bierschenk angeregt hat, müss- 
te sicherlich weit mehr Einflussfaktoren einbeziehen als die Unterscheidung 
zwischen inter- und intrastaatlichen Kriegen. Zu ermitteln wäre vor allem, ab 
welchem Zeitpunkt es festere Formen von Staatlichkeit gab, auf die sich na- 


22 Bierschenk, Staat und Nation (wie Anm. 10), 19. 
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tionale Zugehörigkeitsgefühle beziehen und innerhalb derer sie sich entwickeln 
konnten, ob zivilgesellschaftliche Organisationen sich der kulturellen und der 
politischen Nationalisierung der Gesellschaft widmeten, wie weit die wirtschaft- 
liche Verflechtung vorangeschritten und ob eine Infrastruktur vorhanden war, 
in der sich ein nationaler Kommunikationsraum abzeichnete. Es müsste also, 
an Karl W. Deutschs” differenziertem Mehrebenenmodell von Nationsbildung 
anknüpfend, geprüft werden, wie stark die verschiedenen Ebenen von Nations- 
bildung ausgebildet waren und welche Mobilisierungskraft von Krieg und Revo- 
lution auf sie ausgegangen ist. 

Bei einem umfassenden Ansatz dieser Art ergäben sich diffizile Zuordnungs- 
fragen in komplexen Prozessen auf unterschiedlichen Handlungsebenen. Des- 
halb beschränken sich Studien zum Zusammenhang von Nationsbildung mit 
Krieg und Revolution in aller Regel auf die Ebenen von Programmen, Ideologien 
und Deutungen sowie von staatlicher und zivilgesellschaftlicher Organisation. 
Diese Begrenzungen dominieren auch in den Beiträgen dieses Bandes (und 
auch in meinen Studien zu diesem Themenfeld). Doch es gibt auch Hinweise 
auf die Bedeutung der gesellschaftlichen und der wirtschaftlichen Ebenen in 
den Prozessen von Nationsbildung, und einige Autoren mahnen deren stärkere 
Beachtung in der Forschung an, um Nations- und Staatsbildung angemessen 
analysieren zu können. 

In den asiatischen Gebieten, die Jörg Baberowski betrachtet, fehlten für eine 
Nationalisierung von unten die Voraussetzungen. Hier habe die Staatswerdung, 
für die die Machthaber „die Nation in die Köpfe der lokalen Eliten” zwingen 
wollten, nur im „Modus personaler Herrschaft“ gelingen können, ausgerichtet 
auf die kommunistische Wertidee, auf die hin die „Abrichtung, Zurichtung und 
Disziplinierung“ der neuen Funktionärselite erfolgte (Baberowski). 

Wenn man für die sowjetische Geschichte die Rolle von Kriegen für die na- 
tionale Mobilisierung großer Bevölkerungsteile untersuchen will, müsste man 
vor allem die Staatsbildungskriege in der Endphase des Ersten Weltkrieges und 
in den Jahren danach sowie den Zweiten Weltkrieg betrachten. 

„Revolution und Bürgerkrieg waren das heroische Zeitalter der bol’seviki und 
prägten die sowjetische Erinnerungskultur der Zwischenkriegszeit“, so wurde 
jüngst mit Blick auf den russischen Bürgerkrieg 1918-1920, den polnisch-ukrai- 
nischen Krieg um Ostgalizien 1918/19 und den polnisch-sowjetrussischen Krieg 
1920 bilanziert.”* Nach offizieller Lesart verkörperte die Sowjetmacht die russi- 


23 Karl W. Deutsch, Nationenbildung - Nationalstaat - Integration, hrsg. v. Abraham Ashke- 
nasi und P. Schulze, Düsseldorf 1972; Ders., Nationalism and Social Communication. An Inqui- 
ry into the Foundations of Nationality, Cambridge 1953; Ders. / William J. Foltz (Hrsg.), Nation 
Building in Comparative Contexts, New Brunswick 1966 (2010). 

?4 Christoph Mick, Vielerlei Kriege: Osteuropa 1918-1921, in: Dieter Beyrau/ Michael Hoch- 
geschwender / Dieter Langewiesche (Hrsg.), Formen des Krieges. Von der Antike bis zur Gegen- 
wart (Krieg in der Geschichte 37), Paderborn 2007, 311-326, hier 325. 
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sche Nation, und jeder nationaler Widerstand, auch jener, der sich als national- 
russisch verstand, wurde als illegitim verurteilt. So konnte dem Ersten Weltkrieg 
und seinen Folgekriegen ein staatsoflizieller Sinn zugeschrieben werden, der 
die Deutung der nationalen Mobilisierung, die von diesen Kriegen ausging, 
monopolisieren sollte. Doch dass diese Kriege mit nationalen Mobilisierungen 
verbunden waren, bestritt auch die staatsoflizielle Deutung nicht. Es waren al- 
lerdings konkurrierende Mobilisierungen. Christoph Mick hat die nationalen 
Mobilisierungen in der multiethnischen Stadt Lemberg detailliert erforscht und 
gezeigt, dass im Verlauf der sieben Herrschaftswechsel in der Zeit zwischen 
den beiden Weltkriegen (habsburgisch, russisch, ukrainisch, polnisch, deutsch, 
zweimal sowjetisch) der Zwang, sich in der eigenen nationalen Zugehörigkeit zu 
entscheiden, zunahm und man ihm schließlich nicht mehr entgehen konnte.” 
Für Polen, Ukrainer und Juden waren mit diesem Geschehen höchst unter- 
schiedliche Erfahrungen verbunden, und die Geschichtsbilder, die damit ver- 
knüpft sind, widersprechen sich bis heute. Dennoch haben diese Kriege und die 
daraus hervorgehenden Herrschaftswechsel, Verfolgungen und Pogrome eine 
nationale Mobilisierung erzwungen, die es in der habsburgischen Zeit in dieser 
Weise nicht gegeben hatte. Nationalisierung durch Krieg und seine Folgen, aber 
konkurrierende Nationalisierungen. 

Dass Nationalisierung durch Krieg keine Homogenisierung von nationalen 
Identitäten bedeuten musste, zeigte sich in der sowjetischen Geschichte selbst 
noch im Zweiten Weltkrieg, der in der Erfahrung der Bevölkerung von Regionen 
wie der Ukraine oder im Wilna-Gebiet erneut „viele Kriege in einem Krieg“ 
umfasste. Doch zumindest für den russischen Teil der Sowjetunion „realisierte 
der Große Vaterländische Krieg, was den Eliten des Zarenreiches im Ersten Welt- 
krieg nicht gelungen war - die Mobilisierung eines Patriotismus, der die Ver- 
teidigung des Imperiums mit der Diffusion eines spezifisch machtstaatlich und 
imperial konnotierten russischen Nationalismus verband.“ In den baltischen 
Staaten, der Ukraine und in Belorussland hingegen habe die Erinnerung an den 
Zweiten Weltkrieg national polarisiert - eine Folge der Nationalisierung durch 
den Krieg.” 

In lateinamerikanischen Staaten, die aus dem Zerfall der dortigen Imperien - 
erzwungen durch Kriege - hervorgegangen sind, waren die gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Grundlage für eine „erfolgreiche Staats- und Nations- 
bildung alles andere als gut“, so Wolfgang Gabbert zu Mexiko. Doch der „Un- 
abhängigkeitskampf, die Bürgerkriege und vor allem der Kampf gegen die US- 


® Christoph Mick, Kriegserfahrung in einer multiethnischen Stadt: Lemberg 1914-1947 
(Deutsches Historisches Institut Warschau, Quellen u. Studien 22), Wiesbaden 2010. 

% Dietrich Beyrau, Totaler Krieg. Begriff und Erfahrung am sowjetischen Beispiel, in: 
Beyrau / Hochgeschwender/ Langewiesche, Formen des Krieges (wie Anm. 24), 327-353, Zitate 
341, 352. 
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amerikanische (1846-48) und die französische Intervention (1861-66) hatten 
erhebliche Teile der Bevölkerung mobilisiert“. Daraus ist nicht eine homogene 
Nation hervorgegangen, doch die Kriege und Bürgerkriege, verbunden mit 
der Bedrohung von außen, haben die Nationalisierung der Gesellschaft voran- 
getrieben. Der Ausbau der Infrastruktur im Verlauf des 19. Jahrhunderts hat die 
Voraussetzungen dazu verbessert. 

Stefan Rinke betont als Folge der lateinamerikanischen Unabhängigkeits- 
bewegungen die „Fragmentierung der Macht‘, es entstanden „Räume begrenz- 
ter Staatlichkeit“. Sie waren jedoch anderer Art als die staatsfernen Räume, 
die Jörg Baberowski betrachtet. Es gab gesamtstaatliche Verfassungen, auf 
die sich auch diejenigen berufen konnten, welche die neuen Eliten nicht als 
gleichberechtigte Staatsbürger anerkennen wollten, und selbst Caudillos ließen 
sich oft nachträglich durch Wahl legitimieren, denn auch sie beriefen sich auf 
das „Volk“. „Die ‚Nation bzw. das ‚Volk blieben vage Begriffe“, und die neuen 
Eliten suchten ihre Reichweite zu begrenzen, um die „Massen“ einzudämmen. 
Dennoch konnten sie nicht verhindern, dass „Nation“ zu einer Vorstellung 
wurde, der sich Emanzipationserwartungen zurechnen ließen. Man konnte von 
nación americana sprechen oder mit nación die eigene Region bezeichnen, doch 
in „Auseinandersetzung mit exogenen Faktoren“ wurde eine die gesamte Gesell- 
schaft umfassende Vorstellung von Nation entwickelt. Geschichtsdeutungen 
spielten dabei eine bedeutende Rolle, doch der Rückblick reichte dazu nicht 
aus, so wichtig er war. Es waren die Kriege, die „viele bis dahin marginalisierte 
Bevölkerungsschichten mobilisiert“ haben (Stefan Rinke). Das Ergebnis dieser 
Mobilisierung war nicht ein Nationalstaat „im Sinne einer dauerhaften Werte- 
gemeinschaft“, doch die „Unabhängigkeitsrevolutionen in Lateinamerika“ und 
die Kriege, die mit ihnen verbunden waren, durchbrachen den Willen der 
neuen Eliten, die Nation dauerhaft sozial und das hieß vor allem: ethnisch zu 
begrenzen (Rinke). 

Kriege und Revolutionen mobilisieren die Gesellschaft, doch deren Natio- 
nalisierung mit dem Ziel eines zentralisierenden Nationalstaats ist ein langer 
Prozess. So möchte ich auch die Studie Wolfgang Knöbls über die frühe US-ame- 
rikanische Republik mit Blick auf meine Fragestellungen zusammenfassen. Der 
erneute Krieg von 1812 gegen Großbritannien, verbunden mit internen Konflik- 
ten, die man als Bürgerkrieg gekennzeichnet hat, habe „einen wichtigen Anstoß 
zur Festigung einer irgendwie ‚US-amerikanischen' Identität, die vorher so klar 
nicht war“, gegeben und mit der Stärkung des anti-britischen Ressentiments „für 
einige Jahrzehnte eine Art Integrationsideologie geschaffen”. Wolfgang Knöbls 
Bilanz - der „Weg aus Revolution und Krieg hin zur Nation war in den USA ein 
enorm langer“ und deshalb sollte man eher nach „Schüben der Nationalisierung“ 
suchen - wird man für viele Staaten auf die Beziehungen zwischen Revolution, 
Krieg und Nation übertragen dürfen, wenn auch nicht überall dieser Prozess so 
gewaltreich verlaufen ist wie in Nordamerika mit den Kolonisierungskriegen 
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und schließlich dem Bürgerkrieg. Letzteren nennt ein Teil der Forschung den 
ersten Totalen Krieg.” 

Auf viele Staaten, aber nicht auf alle lässt sich dieses Ergebnis, gewonnen 
an den Entwicklungen in Nordamerika, übertragen. In der Türkei, so Stefan 
Plaggenborgs Bilanz, habe nicht der Krieg die Nation geschaffen, sondern der 
„Sinn, den ihm die Kemalisten während er stattfand und nachdem er beendet 
war, unterlegten.“ Die kemalistische Meistererzählung „Am Anfang war der 
Krieg“ überwölbt die acht Kriege, die Plaggenborg in der Phase der Entstehung 
der türkischen Republik unterscheidet. Sie waren ineinander verschachtelt, aber 
verliefen getrennt, mit unterschiedlichen Akteuren und Zielen. Das ist - un- 
geachtet aller Unterschiede zwischen Kontinentaleuropa um 1800 und dem Os- 
manischen Reich und der jungen Türkei am Ende des Ersten Weltkrieges - eine 
strukturelle Parallele zu den Kriegen in der napoleonischen Ära. An ihnen waren 
unterschiedliche Akteure mit unterschiedlichen Zielen beteiligt und sie fanden 
in unterschiedlichen Gebieten statt, und doch wurden sie im Rückblick zu einem 
Gesamtereignis zusammengeschaut, in dem sich die Nationen erhoben und nach 
ihrem Nationalstaat verlangt hätten. Diese nationalen Stimmen gab es hier wie 
dort, doch was sie verkündeten hatte nicht die Kriege bestimmt. In Europa 
gewannen diese Stimmen erst im weiteren Verlauf der Nationalisierung und der 
Staatsbildungen jene zentrale Bedeutung, die ihnen im nationalen Gedächtnis 
noch heute zukommt. 

Dies lässt sich auch für andere Staaten und Nationen feststellen. So zeigt 
Jens Späth für das Risorgimento, dass die „piemontesisch-monarchische Meister- 
erzählung“ die zahlreichen Revolutionsversuche mit den Unabhängigkeits- und 
Sezessionskriegen zu einer durchgehenden Linie der Nationalisierung Italiens 
zusammenfügt, obgleich eine gesamtitalienische Nation als Ziel erst seit der 
Revolution 1848/49 ins Zentrum rückte. Was darunter konkret zu verstehen 
sei, blieb aber weiterhin strittig und wurde erst durch die Einigungskriege ent- 
schieden, in denen der italienische Staat als ein Eroberungsstaat entstand, der die 
Einzelstaaten auslöschte.”® Dass mit der Gründung des italienischen National- 
staats der Prozess der inneren Nationsbildung eher begann als abgeschlossen 
wurde und Irredenta-Vorstellungen ihn später erneut öffneten, muss ebenfalls 
angemerkt werden.” Eine homogene, die gesamte Gesellschaft einende Idee der 
Nation entstand nie. 


27 Vgl. Stig Förster, Jörg Nagler (Hrsg.), On the Road to Total War. The American Civil War 
and the German Wars of Unification 1861-1871, Cambridge 1997; zu den nordamerikanischen 
Kolonial- und Indianerkriegen s. Walter, Organisierte Gewalt (wie Anm. 5), und Georg Schild 
(Hrsg.), The American Experience of War (Krieg in der Geschichte 51), Paderborn 2010 (darin 
die Beiträge von Guy Chet und Volker Depkat). 

?8 Vgl. dazu pointiert Daniel Ziblatt, Structuring the State. The formation of Italy and Ger- 
many and the puzzle of federalism, Princeton, Oxford 2006. 

” Sehr anregend dazu Marina Cattaruzza, Italia e il confine orientale, Bologna 2007. 
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Dies gilt ebenso für Irland, wie Christoph Jahr differenziert ausführt, indem 
er die unterschiedlichen Konzeptionen von irischer Nation mit den unterschied- 
lichen Bedeutungen verbindet, die man in Irland mit dem Begriff Revolution 
verbunden hat: von geistig-kulturell über die „Home-Rule“-Gesetzgebung bis zu 
Gewaltakten. Seine Bilanz lautet: „Der Dreiklang aus Revolution Krieg Nation 
war konstitutiv für den Weg Irlands in Unabhängigkeit“, doch er hat zugleich ein 
bis heute wirkendes „desintegratives Potential“ geschaffen. 

Wenn man unter dem Dreiklang eine gleichgerichtete Bewegung verstehen 
will, dann trifft das von allen Staaten, die hier betrachtet werden, am ehesten für 
Dänemark zu. Denn im Prozess der Auflösung des dänischen Imperiums und der 
„Dänifizierung“ des neuen Staates, wie er seit der napoleonische Ära schrittweise 
entstand, gingen „democratization, nationalism and war [...] hand in hand.“ 
Rasmus Glenthej nennt deshalb Dänemark (hier mit Blick auf 1848, als Krieg 
und Revolution zusammen auftraten) „a textbook example“, wie Nationalismus 
und Liberalismus den Absolutismus unterminiert haben und welche Rolle dabei 
Bürgerkriege spielten.?" 

In nationalen Gründungskriegen sind die gefährdetsten Bevölkerungsgrup- 
pen stets diejenigen, die als nationale Minderheiten benannt und unter Verdacht 
der Illoyalität gestellt werden. Was als Minderheit definiert wird, änderte sich. 
Kriege weiteten den Kreis derer, die unter das Verdikt national unzuverlässig 
gestellt wurden. Doch Kriege, so zeigt Mathias Beer an Südosteuropa seit dem 
ausgehenden 19. Jahrhundert, haben aufgrund des aggressiven „nationalen Rei- 
nigungspostulats“, das hier in eine hohe Gewaltdynamik mündete, auch dazu 
geführt, dass Regelungen des Minderheitenschutzes in Friedensverträge auf- 
genommen wurden. Die Staatsleitungen haben sich dagegen zu wehren gesucht, 
weil sie diese Regelungen als Souveränitätseingriff empfunden haben, doch als 
die Schwächeren mussten sie nachgeben. So sei Südosteuropa nicht allein eine 
„Lernort für ethnische Säuberungen“ geworden, sondern von außen angestoßen 
auch ein „Lernort für die Entwicklung des Minderheitenschutzes.“ Man wird 
allerdings hinzufügen müssen, dass durch die Verträge, die auf internationaler 
Ebene geschlossen wurden, der Kreis der Betroffenen ausgeweitet worden ist. Die 
Zahl der auf Vertragsgrundlage Zwangsumgesiedelten überstieg in den meisten 
Fällen die Zahl der Flüchtlinge und Vertriebenen.?! Dennoch, die Verträge bau- 
ten Dämme auf, indem rechtlichen Normen beschlossen wurden, an denen die 
Legalität von Bevölkerungsverschiebungen beurteilt worden konnten. 

Die Politik der ethnischen Homogenisierung von Staaten wurzelt im Homo- 
genitätsverlangen der Idee „Nation“. In Kriegen wurde es zur Leitlinie staatlichen 
Handelns, und es waren diese Kriegserfahrungen, die dazu führten, völkerrecht- 


30 Vgl. dazu Jóhann Páll Ärnason/Björn Wittrock (Hrsg.), Nordic Paths to Modernity, New 
York 2012 (darin die Beiträge von Bo Sträth, Uffe Østergård, Niels Kayser Nielsen). 

31 So Philipp Ther, Die dunkle Seite der Nationalstaaten. „Ethnische Säuberungen“ im mo- 
dernen Europa, Göttingen 2011. 
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liche Gegenmaßnahmen zu beschließen und innerhalb der nationalen Gesell- 
schaften einen Prozess einleiteten, in dem das Homogenitätsideal zunehmend 
in Frage gestellt wird. 


4. Ein Resümee 


Zum Abschluss ein kurzes Fazit meines Versuchs, stimuliert durch die Beiträge, 
die dieses Buch versammelt, der Frage nachzugehen, was unter Dreiklang von 
Revolution, Krieg und Nation verstanden werden kann. 

Am einfachsten ist es festzuhalten, was nicht darunter verstanden werden 
sollte. Die Idee Nation hat dort, wo sie in der Gesellschaft Zustimmung fand und 
im Staat institutionalisiert worden ist, nie das Verhalten der Menschen verein- 
heitlicht und nie Konflikte stillgestellt. Das haben die Eliten, die als die Sprecher 
der Nation auftraten, zwar gefordert, aber nicht einmal in jenen Kriegen, die von 
der Gesellschaft überwiegend als nationale verstanden wurden, konnte dieses 
Postulat nationaler Willens- und Verhaltenseinheit durchgesetzt werden. Die 
Forschung zum Ersten Weltkrieg oder zu den nationalstaatlichen Gründungs- 
kriegen in Italien und Deutschland hat das detailliert nachgewiesen und bis in 
die Alltagswelt der Menschen nachgezeichnet. 

Ohne Krieg kein Nationalstaat - diese historische Regel darf nicht als eine Ein- 
bahnstraße vom Krieg zur Nation und zum Nationalstaat verstanden werden. Sie 
bedeutet vielmehr, dass Kriege die Gesellschaft mobilisieren können und dort, 
wo Voraussetzungen für Nationsbildung gegeben sind, die Kriegsmobilisierung 
den Nationalisierungsprozess vorantreibt. Auch dies ist keine zwangsläufige und 
keine einlinige Entwicklung. Es waren überall zunächst kleine Eliten, welche 
die Idee „Nation“ einsetzten, um ihre Wertvorstellungen in der Gesellschaft 
zu verbreiten und die Legitimitätsgrundlage des alten Regimes zu erschüttern. 
„Nation“ verlangte eine neue Form von Legitimierung der staatlichen Ordnung. 
In welche Richtung diese Ordnungsvorstellungen konkret zielten, hing von den 
politisch-gesellschaftlichen Konstellationen ab. Die Spannweite der Möglich- 
keiten und Grenzen und wovon sie bestimmt wurden, wird in den Fallstudien 
dieses Buches eindrucksvoll entfaltet. 

Nationale Mobilisierung durch Krieg mit dem Ziel, einen Nationalstaat zu 
schaffen, zu erweitern oder zu verteidigen, sagt nichts über die Struktur des 
Staates aus, der angestrebt wird. Auch hier hingen das Ziel und der Weg dorthin 
gänzlich von den politisch-gesellschaftlichen Konstellationen (einschließlich der 
internationalen) ab. 

Die von den Eliten geschaffenen historischen Meistererzählungen dienten 
dazu, die widerspruchsvollen, konfliktreichen Entwicklungsprozesse möglichst 
geradlinig auf den Nationalstaat auszurichten und diesen als Telos der natio- 
nalen Geschichte zu legitimieren. Dieser Kampf um die Geschichte war und 
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ist ein integraler Bestandteil von Nationsbildung. Geschichtsrevisionen öffnen 
den Deutungsstreit und damit auch das Bild von der Nation, ihrer Geschichte 
und ihrer Zukunft. Nationsbildung wird hier erneut als ein offener, nie abge- 
schlossener Prozess sichtbar. Kriege und Revolutionen bilden in diesem Pro- 
zess Kulminationspunkte, an denen Entwicklungen beschleunigt und verstärkt 
werden. Verstärkt werden auch die Konflikte, wenn nationale Zuordnungen 
erzwungen und sanktioniert werden. Diese Verbindung von homogenisierenden 
und spaltenden Impulsen wird man verallgemeinern können. So wurde z.B. 
für Indien gezeigt, dass sowohl die britische Invasion wie auch die zahlreichen 
Aufstände im 19. Jahrhundert einerseits die Entwicklung eines indischen Pa- 
triotismus bzw. Nationalismus vorantrieben, zugleich aber Konflikte zwischen 
Hindus und Muslimen und anderen Gruppen verstärkten.” 

Konfliktintensivierung infolge nationaler Zuordnungen gilt vor allem für 
multinationale oder multiethnische Gebiete.” Deshalb ist die Nationalisierung 
von Imperien extrem gewaltsam verlaufen und das Gleichheitspostulat, das der 
Idee „Nation“ seit ihren Anfängen eingestiftet war, ist mit Ausschlusskriterien 
ausgehöhlt worden. Imperialkriege waren ungehegte Kriege, darauf angelegt, 
die gesamte Gesellschaft einzubeziehen. Das gilt auch für die Kriege, mit denen 
Imperien nationalisiert oder in Nationalstaaten aufgelöst werden sollten. 

Nicht jede Revolution ist eine nationale. Das ist trivial. Wo Revolutionen 
auf die Schaffung eines Nationalstaats oder auf dessen politisch-soziale Trans- 
formation zielten, konnten sie sich nur durchsetzen, wenn sie fähig waren, sich 
im Krieg zu behaupten. So hat die Revolution von 1905 zwar die Nationalisierung 
des russischen Imperiums beschleunigt, doch Möglichkeiten, die damals ge- 
schaffenen Nationsvorstellungen durchzusetzen, ergaben sich erst im Ersten 
Weltkrieg (Malte Rolf). 

Ohne siegreichen Krieg keine siegreiche Revolution. Das gilt für die zwischen- 
staatlichen Kriege ebenso wie für innerstaatliche Bürgerkriege. Beide erzwangen 
eine gesellschaftliche Mobilisierung, die mit Nationalisierung verbunden sein 
konnte. Auch hier gilt: Diese Nationalisierung stellte keine Konflikte still, son- 
dern verschärfte sie, weil Revolutionäre ihre Zukunftsvorstellungen für Staat und 
Gesellschaften mit Gewalt durchzusetzen bereit waren. 

Revolutionen und Kriege sind Entscheidungssituationen. Sie erzwingen, Po- 
sition zu beziehen. Deshalb waren und sind Kriege und Revolutionen Phasen der 
forcierten Nationalisierung. Die konkurrierenden Nationsvorstellungen werden 
nun mit Gewalt ausgetragen. Krieg und Revolution stellen sie bereit. 


32 Vgl. Christopher A. Bayly, Origins of Nationality in South Asia. Patriotism and Ethical 
Government in the Making of Modern India, Delhi 1998, 54. 

33 Dass auch hier sorgfältige Differenzierungen erforderlich sind, verdeutlicht ein Vergleich, 
wie die USA und Russland mit ethnischen Gruppen in ihren Imperien verfahren sind. Vgl. Jane 
Burbank/ Frederick Cooper, Empires in World History, Power and the Politics of Difference, 
Princeton 2010, Kap. 9. 
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39, 46, 58, 60, 63, 67-68, 70, 75, 77, 
79-82, 87-90, 93, 95, 99, 105, 110-112, 
114-118, 127, 120-122, 126, 128, 133, 
141, 147, 186, 200, 254, 263 


Marine 109, 125, 128 

Marktwirtschaft 13, 58 

Massaker 16, 172, 179 

Massenbewegung 153, 193, 199 

Menschen- und Bürgerrechte VII, 4, 
48-49, 82, 108, 152, 167, 187, 191, 252 

Mestizen 60, 67 

Migration/ Emigration 39, 69, 155, 172, 
180 

Militär / Militarisierung 14, 22, 25-26, 
31, 36, 41, 52-53, 58, 66, 68-70, 72, 74, 
76, 80, 84, 91, 94, 101, 109, 113, 117, 
122-123, 127-128, 131, 135, 141, 150, 
153-154, 157, 160-161, 166, 173, 179 

Militarismus, monarchischer 101 
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Militia 26-29 

Miliz 57, 74-75 

millet-System 155 

Minderheit(en) 5, 16, 112, 119, 124, 146, 
150, 152, 156, 159-160, 166, 170, 176, 
180-183, 185-187, 189-192, 194, 208, 
220, 245, 263 

Minderheitenfragen 170, 176-177, 184, 
207 

Minderheitenrechte 176-177, 207 

Minderheitenschutz 16, 169-171, 
176-177, 179, 181, 184, 186-187, 
189-192, 263 

Minderheitenschutzvertrag 181-184, 190 

Minderheitenstaaten 186 

Mission 54 

Mita 61 

Mittelschicht 68, 70, 74, 81, 133 

Mobilisierung 14, 26-27, 118, 195, 205, 
258-261, 264-265 

Moderne/Modernisierung 1,4, 9, 15, 58, 
64, 105-106, 129, 140, 143, 150-152, 
154, 209 

Modernisierungstheorie 23-24 

Monarch, Monarchie 1,7, 33, 50, 55, 
69, 85-86, 88-89, 92, 98, 101-102, 
107-108, 110, 113, 115-117, 125-127, 
151, 153, 164, 194-195, 204-205, 207, 
252-253 

Muslime 154, 155-156, 159, 161-165, 
173, 178, 186, 214-215, 221, 265 

Mythen (Gründungsmythen, National- 
mythen) 2, 6, 8, 11-13, 47, 95, 98, 144, 
188, 219, 254 


Nabucco 98 

Napoleonische Ära 9-10, 35, 41, 64, 
86-88, 91-93, 102, 108-111, 113, 116, 
128, 131, 255, 262-263 

Napoleonische Expansion 64, 86, 91-92 

Nation, national 1-19, 24, 27-31, 33-49, 
55-56, 63-66, 68, 70-73, 75-76, 78-87, 
92-102, 105-115, 118-119, 124-142, 
144-167, 172, 175, 177-178, 180-181, 
187-191, 193-202, 205-209, 211-212, 
219-221, 235, 244-245, 247-265 

Nation, föderative 255 

Nation, Frauen 102, 157, 159, 231, 251 


Nation, Geschichtsbilder 252, 254, 256, 260 
Nation, Konfliktgemeinschaft 196, 209, 
252 
Nation, Mythologie 2, 8, 17, 255 
Nation, naciön americana 55, 261 
Nation, „Meistererzählung“ 8, 10, 84, 102, 
129, 254-258, 262, 264 
Nationalbewegung(en) 15, 105, 116, 118, 
127, 129, 150, 153, 162, 164, 171, 195, 
199, 205,209 
Nationale Revolution s. Revolution(en) 
Nationaler Befreiungskrieg s. Krieg(e) 
Nationalgeschichte 97, 100, 127, 149-150, 
167, 221, 252, 257 
Nationalisierung 4, 13-14, 17, 19, 43-44, 
70, 86, 141, 181, 193-196, 203-204, 
206, 221, 234-235, 244, 248, 253, 
257-262, 264-265 
Nationalismus 3, 5-7, 9-10, 15-17, 19, 
41, 43, 65, 75, 97, 100, 102-103, 105- 
106, 109, 111, 113-117, 124, 128-129, 
131-132, 137-143, 145-147, 151, 154, 
156, 158-160, 187-188, 194, 204, 235, 
255-256, 260, 262-263, 265 
Nationalität(fen) 108-111, 113, 115, 138, 
140-141, 183, 197-198, 257 
Nationalitätenstaat 186 
Nationalregierung 162 
Nationalstaat VII, 4-5, 14-15, 30, 83-84, 
95, 105-106, 114, 129, 132, 139, 144, 
149, 152, 169-171, 176, 180-181, 
185-188, 191-192, 205, 212, 220, 248, 
250, 252, 254-256, 261-262, 264 
Nationalstaatsbildung 15, 95, 105, 129, 
132, 144, 152, 264 
Nationalstaatsprinzip 187 
Nationalstaats- Vorstellungen / Gedanken 
30, 180, 186-187, 191, 250, 256 
Nationalversammlung 16, 151, 157 
Nationsbilder 193, 195-196, 203, 207, 210 
Nationsbildung 4, 6, 8, 10, 14-16, 21, 25, 
28-29, 33, 38, 41, 43-44, 46, 65-66, 70, 
84, 100, 105, 131-132, 144, 153-154, 
157, 159-160, 164, 248, 252-254, 
258-260, 262, 264-265 
Nationsbildung, emotionale 100, 145, 248 
Nationswerdung 150, 152, 160, 164, 208 
Neokolonialismus 48 
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Nomaden 214-215, 220-221, 232-235, 
237-240, 243-244, 257 
Notstandsgesetze 51 


Oberhaus 119, 126, 133 

Oberschicht 56-57, 60, 66, 68, 70-71, 
76, 88 

Öffentlichkeit 50, 88, 119, 122, 125, 
193-195, 200-204, 206, 226-227, 229, 
257 

Oktobermanifest, 1905 206 

Oligarchie 51 

Ordnungssysteme 12, 145, 209 

Orientkrise 171 

Osmanenreich/osmanisches Reich 7, 16, 
149-152, 154-157, 159-161, 171-173, 
177-178, 185, 188, 262 

Osmanismus 16, 154 


Panslawismus 113 

Pariser Friede von 1783 s. Frieden 

Parlament 15, 32, 34-35, 62, 88, 90, 107, 
115-116, 119, 121-122, 131, 143 

Partei 14, 23,37, 39, 42, 50, 70, 72,75, 83, 
120, 123, 126, 137, 160, 179, 193, 206, 
215-216, 221-225, 229, 234-235, 241 

Parthenopäische Republik 86 

Partizipation VII, 1, 3, 48, 187-188, 194, 
258 

Patriot/Patriotismus 52, 54-55, 87, 
96-99, 102, 140, 154, 255, 260, 265 

Patronage 50, 72 

Perestrojka 228 

Pogrom 159, 162, 214, 260 

Pontusgriechen 162 

Populismus 151 

Post 39, 40, 44, 216-217, 224, 235 

Präsident 33, 35, 37, 39, 52, 140, 181, 211 

Presse 37, 114, 117-118, 121, 126, 180, 
200, 203 

Pressefreiheit 37, 70, 88, 108 

Primordialisierung der Nation 196, 
207-208 

Prinzip der Meistbegünstigung 63 

Privatbesitz 58, 79 

Privileg 12, 53, 57-60, 64, 107, 142, 196, 
201, 221, 224, 235, 238 

Produktionsform 61, 242 


Progressivismus 23 

Propaganda 43, 137, 158, 225 

Propagandastaat 216 

Protektionismus 61-62, 163 

Protestant(en) 131, 136, 140, 144, 146, 
200-201 

Protokoll 174-175, 179, 182 

Protokoll, Londoner 118, 122, 175 


Radikalisierung/Radikalismus 16, 111, 
140-141, 147, 156, 160, 198, 209, 249 

Rassediskurs 145, 196 

Rassismus 10, 82, 138, 252 

Rebellion 33, 57, 59, 110, 117, 239, 245 

Recht 3-4, 13-14, 23, 27, 30-31, 34, 50, 
78-79, 88, 101, 107-108, 111, 116, 126, 
128, 135, 151, 174-176, 178, 180, 182, 
189, 218-219, 227, 242-243 

Rechtsfreiheit 171, 180, 189 

Rechtsgleichheit 76, 174-175, 189 

Reform 84, 88, 93, 109, 111,115, 
121-122, 137, 151, 154, 165, 248 

- Agrarreform 82, 108 

- Bildungsreform 108 

- Militärreform 109 

-, soziale 79, 86 

- Steuerreform 62, 109 

Regierung 14, 30, 49, 52, 56, 62-63, 66, 
68, 70-71, 78-79, 80, 88, 107, 110, 
115-126, 128-129, 133, 135-137, 147, 
156-157, 159-160, 163, 165, 171, 194, 
212, 214-215, 232, 234-235, 244, 252 

Regime 14, 52, 153, 159, 211, 214, 217, 
221-222, 225-226, 229-234, 236-237, 
239-242, 245-246 

Regionalismus 109, 113-114 

Religion 1, 56, 86, 97, 139, 152, 175, 181, 
184, 186-187, 190, 196, 211, 225, 231 

Religionsfreiheit 50, 174, 176, 189 

Religionsgemeinschaften 174, 198 

Repräsentationskomitee 157 

Repression 27-28, 80, 242, 246 

Republik 21-23, 27-28, 34, 37, 42-45, 
48, 50, 56, 58, 60, 66, 85-86, 89-90, 95, 
102, 131, 135, 140-141, 143, 149, 152, 
155-158, 164-165, 215-217, 220-221, 
223, 228, 231, 237-239, 252-253, 
261-262 
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Republikanismus 46, 151 

Revolution(en) 1-3, 8, 10-12, 14, 16-19, 
21-22, 24-25, 28, 44, 46-48, 53, 57, 66, 
83-87, 90-91, 93, 95, 97, 99, 101, 211, 
247-254, 259, 263-265 

Revolution, 1848 14, 88-89, 91, 93, 116, 
249 

-, Februarrevolution, 1917 195, 207 

-, Oktoberrevolution 185 

- dänische 105-106, 110, 116, 122-123, 
263 

- Französische 1, 9-10, 36, 48, 55, 64-65, 
81, 84, 86, 93, 102, 117, 129, 131, 141, 
150, 249, 254 

- französische Juli- 88 

- friedliche 249 

- irische 131-134, 136, 145, 147 

- jungtürkische 153-154 

- nationale 13, 16, 46, 150, 154, 265 

- russische, 1905 16, 193-196, 198-199, 
201-203, 205-208, 258, 265 

- russische, 1917-1921 211-212, 
214-217, 220-222, 230, 233-235 

- türkische 150-153, 166-167, 257 

- Unabhängigkeits- 24, 27-29, 44, 47, 52, 
58-60, 64, 261 

- US-amerikanische 21, 24-26, 45-46, 
261 

- Verfassungs- 10, 133-134 

Revolutionszeitalter VII, 86 

Risorgimento 14, 83-87, 91-92, 94, 
98-103, 262 

Rohstoff 61, 66 

Romantik, deutsche 111, 128, 211 

Royal Irish Constabulary 136 


Säuberungen 141, 246 

Säuberungen, ethnische 16, 135, 161, 172, 
191-192, 263 

Scharia 151, 218 

Schule 56, 77, 87, 109, 218, 221, 236 

Schuldknechtschaft 59, 79 

Selbstbestimmung 49, 64, 206 

Selbstbestimmungsrecht 137, 142-143, 
185 

Selbstverwaltung 49, 133, 155, 253 

Separatismus 150, 163 

Sepharden 156, 165 
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Siebenjähriger Krieg s. Krieg(e) 

Siedler 10, 39, 44, 214-215, 221, 233-235, 
244-245 

Silber 61, 68, 71 

Sklaven/Sklaverei 10, 14, 28-29, 38, 53, 
57-58, 61, 77, 102, 211, 237, 252 

Sklavenhandel 58 

Societe des nations 183 

Soldaten 42, 53, 74-75, 80-81, 92, 100, 
118, 157-158, 161-163, 215, 217, 220 

Souveränität 1, 2, 46, 54, 111, 114, 119, 
122, 135, 172, 175, 182, 189, 221 

Sozialismus 220, 223, 225, 235-236, 238, 
244 

Sprache(n) 46, 55-57, 60, 109, 111-114, 
133, 141, 145, 152, 158-159, 161, 165, 
171, 180, 183, 187, 196, 199, 211, 221, 
223, 225-227, 258 

- arabisch 165 

- dänisch 107, 109, 112-113, 129 

- deutsch 10, 107, 111-114, 124, 151 

- gälisch 141, 145 

- georgisch 165 

- griechisch 165 

- irisch 133 

- judeo-espagnolisch 165 

- lasisch 165 

- Muttersprache 197, 204 

- russisch 151, 204, 214 

- Schriftsprache 221 

- spanisch 46, 55, 67, 77 

- türkisch 151, 155, 161, 165 

Staat 2, 15, 18, 21-24, 32, 37-38, 40, 
44, 48-49, 52-53, 66, 69-71, 75-76, 
79, 82, 100, 105-108, 110-116, 127, 
128, 139, 141, 143-144, 150-152, 
154, 157, 162, 169, 174, 178, 183, 
185, 190, 214, 216-217, 219-220, 
224, 227, 233-234, 236-238, 242, 
246, 248, 250, 253, 255-256, 258, 
262, 264-265 

Staatenbund, staatenbündisch 256 

Staatlichkeit 1, 14, 23, 43, 49, 131, 143, 
195, 204-205, 234, 245, 258, 261 

Staatsbankrott 109 

Staatsbildung 1, 2, 6, 12-13, 16-17, 23, 
46, 55, 81, 153, 189, 191, 224, 230, 
247-248, 259, 262 
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Staatsbürger 1, 3-4, 14, 56, 59, 107, 110, 
136, 145, 170, 174-175, 189, 212, 257, 
261 

Staatsbürgerschaftsgesetz 107 

Staatsduma 194, 206 

Staatsideologie 107 

Staatsreligion 50, 154 

Staatsstreich 18, 68, 123, 153 

Stalinismus 213, 241, 245, 254 

Subsistenzwirtschaft 63 

Sultanat 151, 158 


Tataren 155, 244 

Terms of Trade 61 
Territorialkonflikt(e) 2 

Terror 36, 163, 219, 241, 243-244 
Toleranz 183, 187 

Transfer 19, 64 

Transportkosten 61 

Tribut 58-59, 76-77, 236 
Türkisierung 159, 161, 165 


Überseehandel 62 
Ulster Volunteer Force 136 
Unabhängigkeit 10, 13, 24-25, 28, 31, 
47-49, 52, 56, 61-64, 66-68, 71-72, 
74, 76, 82, 87, 95, 101, 111, 115, 136, 
143-145, 147, 152, 172-176, 182, 208, 
233, 258, 263 
Unabhängigkeitsbewegung(en) 1, 10, 49, 
56, 62, 67, 261 
Unabhängigkeitserklärung/ Declaration of 
Independence 24, 27, 30, 38, 48 
Unabhängigkeitskrieg 11, 13, 24, 28, 34, 
42, 51, 52-54, 57, 59, 66, 85, 90, 93-95, 
101, 135, 150, 152, 158, 160, 164, 167 
Unionisten 133, 137-139, 142-143 
union sacrée 252 
Universität 84, 107, 111, 151,201 
Unterhaus 119, 126, 133, 143 


Verfassung, Verfassungsdiskurs 14, 30, 
33-34, 49-53, 59-60, 67, 70, 77-79, 
81-82, 85-86, 88-90, 101, 106-107, 
110-111, 114-117, 119, 121-123, 126, 
144, 153-154, 180, 187, 190, 254, 256, 
261 

Verfassungsrevolution s. Revolution(en) 
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Verfassungstext 34, 180 

Verfassungswirklichkeit 51, 180 

Versammlung, Verfassungsgebende 76 

Vertrag 36, 63, 113, 121, 147, 263 

-, Anglo-Irischer 1921 143 

- von Berlin 169-170, 174-177, 188, 190 

- von Bukarest 1913 169-170, 179, 
188-190 

- von Lausanne 1923 156 

- von London 1913 178 

- von Paris 184, 188 

von Versailles 169-170, 181-183, 185 

TN en) 5,16, 68, 135, 146, 147, 
155, 162, 172, 179, 188, 190, 238 

Verwaltung 60, 107, 109, 115, 154, 203, 
232, 243 

Vielvölkerreich 16-17, 143, 195, 198, 
204-205, 207, 212, 219, 220 

Volk/Völker 50, 55, 57, 64-65, 90, 111, 
117, 128, 135, 137, 140-141, 143, 150, 
162, 172, 174-176, 178, 185-189, 193, 
196-200, 205, 211-212, 218 

Völkerbund 183, 186, 190-191, 221, 225, 
232, 241, 245-246, 261 

Völkerbundrat 184 

Völkerbundsatzung 184 

Völkermord 5, 149, 156, 257 

Völkerrecht 155, 170, 182, 185, 263 

Volksabstimmung 124, 126 

Volksnähe 151 

Volkssouveränität 49-50, 112-113 

Vorfriedensvertrag 173 

Vormärz 115 


Wahl 14, 49-50, 59-60, 67, 72, 84, 114, 
159, 176, 201-202, 231, 261 

Wahlrecht 26, 32, 51, 57, 60, 67, 70, 81, 
88, 117, 251, 252 

Weltmarkt 62 

Weltwirtschaft 45, 59 

Westexpansion 37-38, 42 

Whig-Regierung 125 

Widerstand 3, 9, 17, 26, 29, 32, 48, 77, 
80, 85, 93-94, 97-98, 109, 124-125, 
139, 152, 158-159, 194, 214, 219, 221, 
229-231, 233, 237-240, 244, 254, 260 

Wiener Ordnung von 1814/15 90 

Wiener System 110, 117, 122 
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Wirtschaft 4, 21, 29, 31, 49, 52, 54, 57-60, 
62-63, 66, 68-69, 82-84, 109-110, 
150-151, 159, 175, 187, 224, 235, 237 

Wirtschaftsbürgertum 3, 112 

Wirtschaftspolitik 5, 13-14, 45, 53, 55, 57, 
61, 88, 251, 259-260 


Zarismus 214, 246 

Zeitung 40-41, 44, 140, 166, 217 
Zensur 40, 99, 202 

Zensus 112, 119, 156 
Zentralgewalt 31, 34 
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Zentralisierung 23, 29, 31, 33, 41-42, 
44-45, 67, 253 

Zentralismus 52, 102, 109 

Zentralisten 51, 62, 70 

Zentralkomitee 218, 228 

Zinn 61 

Zivilisation 60, 120, 134, 140, 142, 145, 
183, 186 

Zivilverwaltung 80, 112, 180, 253, 259 

Zoll 62-64, 108 

Zwangsarbeit 23, 57, 59, 81, 161, 237, 245 

Zwei-Kammer-System 67 


